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Berufliche 

Sechste Sitzung - Sixieme seance 

Dienstag, 8. Dezember 1992, Vormittag 
Mardi 8 decembre 1992, matin 

08.00h 

Vorsitz - Presidence.· Herr Schmidhalter 

92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 26. Februar 1992 (BBII1I533) 
Message et projet de loi du 26 fEMier 1992 (FF 111 529) 
Kategorie 111. Art 68 GRN - Categorie 111, art 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

M. Deiss, rapporteur: La pnilsence de deux rapporteurs du 
groupe latin, ce matin, est purement fortuite. Si vous souhaitez 
y voir un symbole d'ouverture, je n'y vois pas d'objection, puis-
que le sujet s'y prete particulierement Ne sommes-nous pas 
amen es a parler de libre passage dans le deuxieme pilier? 
Die Zielsetzung dieser Vorlage ist praktisch unbestritten. Die 
ungenügende Freizügigkeitsordnung in der beruflichen Vor-
sorge hemmt heute die Mobilität der Arbeitnehmer. Niemand 
widersetzt sich somit dem Lösen der goldenen Vorsorgefes-
seln. Zwar bleibt die Betriebstreue eine gepriesene Tugend, 
aber die Beweglichkeit der Arbeitskräfte ist ein gesamtwirt-
schaftlich ebenso grundsätzliChes Gebot im Sinne der mög-
lichst effizienten Zuweisung der Produktionsfaktoren. Für den 
einzelnen erscheint der durch den Stellenwechsel bedingte 
Verlust an Vorsorgeschutz als ungerecht und wächst mit fort-
schreitender Karriere zum unüberwindbaren Hemmnis. 
Falsch wäre es zudem, das Problem als marginale Erschei-
nung abzutun. Man rechnet nämlich damit, dass jahr-
ein etwa 400 000 Arbeitskräfte davon betroffen 

zur auch be-
sonders engagiert. Es sei hier vorerst an die parlamentari-
schen Vorstösse der damaligen Nationalrätin Monika Weber 
aus dem Jahre 1985 und von Herrn Cavadini Adriano aus den 
Jahren 1988 und 1991 erinnert 
Besonderes Gewicht haben die über 120000 Unterschriften, 
welche die Volksinitiative "für eine volle Freizügigkeit in der be-
ruflichen Vorsorge» des Schweizerischen Kaufmännischen 
Verbandes unterstützen. wir nicht, dass in diesem 
Rat die unmittelbare zeitliche des nun Ge-
setzentwurfes als für 

)0 N 

betten. Das Nebeneinander von über 15 000 Vorsorgeeinrich-
tungen, die sowohl nach dem wie dem leistungspri-
mat funktionieren, führt für die etwa Millionen Versicherten 

brElItQletclCl1lerten Leistungspalette. 
der Kapitaldeckung 

und führt zu Verharrungser-
einem I/CH'mr)r!c,n von 300 Milliarden Fran-

ken, einer versicherten lohnsumme von etwa 150 Milliarden 
Franken und von 25 Milliarden Franken 
sind oft mit tiefschürfenden Anpassun-

verbunden. 
ist der bestehenden Rechnung zu tra-

gen. Insbesondere hat der im dem Bundes-
rat einen im Hinblick auf eine rechtzeitige Revi-
sion des Gesetzes erteilt. Der Bundesrat hat auch in Aussicht 

dass er den Räten eine Botschaft für 
erste Revision dieses Gesetzes Ende 1993 unterbreiten 

werde. Es wäre somit hier auch fehl am Platze, wenn bei der 
Lösung der Freizügigkeitsfrage in anderen Bereichen dieser 
Gesamterneuerung ohne genügende Grundlagen vorgegrif-
fen würde. Es bestehen heute bereits Vorschriften betreffend 
den Freizügigkeitsfall im Rahmen der Pflichtversicherung, Arti-
kel 28 BVG. Zudem sieht das Arbeitsvertragsrecht in den Arti-
keln 331 a und 331 b OR minimale Bestimmungen vor. Es gilt 
nun, hauptsächlich für den überobligatorischen Teil genü-
gende Bestimmungen für eine möglichst vollumfängliche Frei-
zügigkeit zu schaffen. 
Als erstes stellt sich die Frage der Zweckmässigkeit einer Re-
gelung in einem eigenen Text Die Kommission schliesst sich 
diesbezüglich dem Vorschlag des Bundesrates an, die Freizü-
gigkeitsordnung einheitlich in einem Spezial- oder Sonderge-
setz zu regeln. Damit wird das heutige, mit Ueberschneidun-
gen behaftete Nebeneinander von Bestimmungen im Arbeits-
vertragsrecht und im BVG vermieden. Eine reine OR-Lösung 
könnte das politische Ziel, das uns vorschwebt, nicht erfüllen, 
Es müsste ein eigentlicher Vorsorgevertrag eingeführt wer-
den, was sicher mit grossen Schwierigkeiten verbunden wäre. 
Die Probleme der Abgrenzung gegenüber dem BVG wären si-
cher unlösbar. Deshalb schliesst sich die Kommission dem 
Konzept eines Spezialgesetzes des Bundesrates an, 
Zum Inhalt des Gesetzes: Die Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit (SGK) hat den bundesräUichen Entwurf 
sehr genau unter die Lupe genommen. Nur ein halbes Dut-
zend der 28 Artikel blieb vor Abänderungen verschont. Das 
nun vorliegende Ergebnis der Kommissionsberatungen 
wurde in der Schlussabstimmung zwar einhellig, mit 19 zu 0 
Stimmen ohne Enthaltungen, angenommen, Trotzdem liegen 
bei Einzelfragen noch sechs Minderheitsanträge vor. 
Aufgrund der durch diesen Gesetzentwurf ausgelösten Dis-
kussion in den Fachkreisen erhielt man den Eindruck, Bun-
desrat und Kassen würden ein grundsätzlich verschiedenes 
Konzept vertreten. Laut Bundesrat verlangt die Gewährlei-
stung einer möglichst breiten Freizügigkeit ein System mit 
kassenübergreifender Wirkung. Eine Vorsorgeeinrichtung soll 
demnach nicht mehr als Eintrittsleistung verlangen können, 
als eine andere - bei gleichem Versiche-

als Dieser 
und im Gesetzentwurf Grundsatz des Bun-

desrates löste bei den heftige Reaktionen 
aus. Schlagwörter wie "Mutationsverluste" und "SChwund der 
Kassenautonomie" verdeutlichten Befürchtungen hinsichtlich 
systemgefährdender Aufpfropfungen. Ginge es nach den 
Pensionskassen hätte man meinen können -, dann sollte die 
Freizügigkeit nur bezüglich der Vorsorgeeinrichtung 
definiert werden, in der Form sogenannten Drehtüren-
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ständnisse auszuräumen. 
Grundsätzlich hält die SGK am 

zu werden: einerseits ein 
andererseits 

"'"nns,,,.sspn;,,, ,t,--,nr'rn,;" soweit zu wahren. 
Zusammenfassend besteht die Kompromisslösung aus vier 
hauptsächlichen Eckwerten. In Artikel 1 0 Absatz 1 wird am 
Grundsatz der kassenübergreifenden minimalen Anforderun-
gen festgehalten. Durch eine durchsichtigere Formulierung, 
welche festhält, die Eintrittsleistung dürfe in der gleichen 
Kasse die Austrittsleistung nicht übersteigen, wird die ver-
meintliche Gefahr von Mutationsverlusten ausgeräumt In der 
Tat könnte der bundesrätliche Text falsch interpretiert werden 
und diese Gefahr heraufbeschwören, ohne dass Bundesrat 
und Verwaltung an eine solche Auslegung gedacht hätten. 
Der Kommission schien es aber sinnvoll, dies auch im Text von 
Artikel 10 Absatz 1 klar zum Ausdruck zu bringen. Deshalb soll 
eine Vorsorgeeinrichtung immer wenigstens die nach Arti-
kel 15, 16 und 17 berechneten Austrittsleistungen auch beim 
Eintritt verlangen können. Damit ist sichergestellt, dass eine 
Vorsorgeeinrichtung keine Mutationsverluste erleidet, es sei 
denn, sie gewähre freiwillig höhere als vom Gesetz verlangte 
Austrittsleistungen. 
In Artikel 17 Absatz 1 das ist der zweite Eckwert hält die 
Kommission am Mindestanspruch beim Austritt fest, welcher 
in Verbindung mit Artikel 10 Absatz 1 und natürlich auch mit 
den Artikeln 15 und 16 den Massstab für den Eintritt darstellt 
Dabei wird einem die geleisteten Beiträge vermehrenden Zu-
schlag von 5 Prozent pro Altersjahr ab dem Alter 25 der Vorzug 
gegeben. Wie beim Bundesrat, der für 4 Prozent pro Jahr, 
aber ab dem Alter 20, optiert hatte, wird jedoch mit dem Alter 
45 der maximale Zuschlag von 100 Prozent erreicht Wichtig 
ist vor allem, dass nicht mehr die Anzahl Betriebsjahre, son-
dern das Alter massgebend ist 
Mindestbeträge haben namentlich für jüngere Vorsorgeneh-
mer. die von einer kollektiv zu einer individuell finanzierten Ver-

wechseln, eine 

im wesentlichen den älteren Arbeitnehmern 
men. Man hier von Solidarität zwischen den f ';",njO'r",j-'t1_ 

nen. Den jüngeren würden in diesen Fällen 
regelmässig erhebliche fehlen, wenn ihnen 
von der alten bloss der Barwert der er-
worbenen Deckungskapital mitgegeben 
würde. 

zes durch einen Zinsrahmen von 1 Prozent wenigstens ersetz1 
wird. Dadurch wird den Pensions kassen Spielraum gewährt 
Die dieser Lockerung ist aber nicht zu überschät-
zen, findet heute auf rein freiwilliger Basis der Satz von 
4 Prozent bereits bei 82 Prozent aller Einrichtungen Anwen-

Nur 11 Prozent darunter,7 Prozent darüber, alle-
samt sie sich innerhalb einer von 3 bis 
5 Prozent. 
Schliesslich ~ und das wäre der vierte Eckwert wird dem Ple-
num zusätzlich auch ein Artikel 27bis betreffend 

Der Bundesrat hat keine 
Die Kommission 

sonderes auf ein 
treten des Gesetzes. damit die 
das Aufschieben keine weitere """nr,,,,,,.,, 
müssen. 
Laut Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe d 
mäss Antrag der 

des BVG soll ge-
unüberwindbaren 

der Sicherheitsfonds verwendet wer-
den. Die Kommissionsminderheitwill hingegen bei Deckungs-
lücken von mehr als 3 Prozent eine an sehr strenge Bedin-
gungen geknüpfte, maximal 5 Jahre dauernde teilweise Re-
duktion der Freizügigkeitsleistungen in Kauf nehmen (vgl. Art. 
27bis Abs. 2 und 3). In der Kommission kam in bezug auf die-
ses Uebergangsrecht kein Konsens zustande. 
Weitere Minderheitsanträge betreffen Randgebiete, in weI-
chen der Bundesrat Lösungen für die Totalrevision vorsieht, 
womit er aber das vorliegende Geschäft nicht belasten wollte. 
Zwei Minderheitsanträge befassen sich mit der Erhaltung des 
Vorsorgeschutzes im Falle von Arbeitslosigkeit Gemäss Arti-
kel 4 Absatz 3 soll der Vorsorgenehmer, der sich als Steilensu-
chender bei der zuständigen Behörde angemeldet hat, seinen 
Schutz weiterhin bei der bisherigen Vorsorgeeinrichtung er-
halten können. Eine gründliche Analyse zeigt aber, dass die 
heutigen Bestimmungen wenigstens eine Teillösung bedeu-
ten, dass aber diese Frage nur im Rahmen der BVG-Revision 
umfassend gelöst werden kann. Gleichzeitig hat die Kommis-
sionsmehrheit auf eine Privilegierung von Vorsorgenehmern, 
die aus wirtschaftlichen Gründen entlassen werden, verzichtet 
(vgl. Minderheitsantrag zu Art 17 Abs. 1 bis). 
Demgegenüber soll jedoch die Informationspflicht, insbeson-
dere für die bestehenden Möglichkeiten der Erhaltung des 
Vorsorgeschutzes für den Todes- und Invaliditätsfall, ver-
schärft werden. 
Eine ähnliche Lagebeurteilung gilt auch für die Behandlung 
der Freizügigkeit im Ehescheidungsfall. Die Kommission folgt 
weitgehend der Auffassung des Bundesrates, dessen Text im 
Vergleich zur heutigen Regelung bereits eine Lockerung 
bringt Sie widersetzt sich aber mehrheitlich einer Lösung, die 
der Revision des Scheidungsrechtes vorgreifen würde, zumal 
die Auswirkungen tiefgreifender wären als das, was von der 
Kommissionsminderheit vorgeschlagen wird. 
Es fällt ziemlich schwer, die Tragweite dieser Gesetzesvorlage 
für die Freizügigkeit im einzelnen Fall genau abzuschätzen. In 
Anbetracht der Vielfalt der sind die Konse-
quenzen nicht nur nach Alter, auch nach Kasse 

Es 
vorherrschende Meinung, nur ab dem 45. AlTopr-.:,,,,n 

die volle Freizügigkeit gewährleistet, 
Zwar stimmt es, dass nur in diesem Bereich der ft1rtn""',('ihnltp_ 

neren Laufbahn eine solche Feststellung allgemein gültig ist 
Aber auch für die Semester» ist die Verbesserung 
grundsätzlicher Natur und dürfte in überwiegendem Mass 
weitgehende, wenn nicht volle bedeuten. 
Wie umfassend die 
aus den finanziellen Knn-.:,pm 

bitte ich Sie im Namen 
auf diese Vorlage einzutreten. 

michael.tellenbach
Textfeld
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Mme Brunner Christiane, rapporteur: La loi sur 
entreprenons la discussion aujourd'hui 
lution sociale de nous sommes 
acte. Les avaient mis en 
nn"\tn\f:clr,rp nrr'TP'",,",nr,PI'p afin de 
les travailleuses a leur place de travail. Puis, au fil du temps, 
d'autres besoins ont pris naissance, tels que le besoin de mo-

de dans d'autres 
dans 
font 

D'autre part, avec I'introduction de la loi sur la n,e"/r,\,/,, ""0 pro-
en 1985, des oromesses avaient 

concerne la realisation' du libre pa:3Sclqe 
tout cas ainsi que I'avaient 
leuses de ce pays. Et ils ont ete extremement 

cette n'avait pas ete 
du 
Pour souligner I'importance de cette legislation, il convient 
de que nous connaissons en moyenne 460 000 
changements de place de travail par annee, que chaque an-
nee. une personne sur sept change de place et que la duree 
moyenne des rapports de travail est de sept ans. Rappeions 
aussi que, si en 1991 les institutions de prevoyance ont de-
pense 6,5 milliards de francs en paiements de rentes, elles 
ont du verser 5,3 milliards de francs en prestations de libre 
passage. La perte subie par les assures pour les change-
ments d'emploi et les gains de mutation correspondants 
pour les institutions de prevoyance peut etre estimee a 
2,3 milliards par an. 
L'entree en math!lre a ete decidee a I'unanimite par la commis-
sion. 11 n'est toutefois pas facile de trouver une solution cohe-
rente pour introduire un libre passage integral en raison de la 
diversite des institutions de prevoyance existantes. La solution 
proposee dans le projet de loi, tel qu'il ressort des travaux de la 
commission, suit le fiI conducteur suivant: il regle le probleme 
des prestations d'entree et de sortie. La prestation de sortie est 
calculee en fonction de la duree d'affiliation, selon la methode 
du prorata du temps, et le taux d'interet technique est harmo-
nise. A conditions egales, la prestation d'entree n'est pas su-
perieure a la prestation de sortie. La prestation de sortie doit 
etre transferee a la nouvelle institution de prevoyance. Les 
prestations d'entree non utilisees doivent etre affectees a 
!'amelioration du niveau de prevoyance de I'assure; elles ne 
doivent pas etre payees en especes. Dernier point, la presta-
tion minimale est amelioree. Elle lient compte de I'äge de I'as-
sure et non plus seulement de la fidelite a I'entreprise. 
Le projet de loi dont nous discutons aujourd' hui constitue ega-
lement le contre-projet materiel a !'initiative constitutionnelle 
pour le libre passage integral dans le cadre de la prevoyance 
professionnelle qui doit EHre soumise en votation populaire. 
Ce projet de loi introduit egalement, independamment de 
I'a(jat::ltation du droi! suisse a I'Espace economique 

entre hommes el femmes en ce qui cancerne 
versement la 

>.;a""a",ö. 11 reallse un 
par femmes. de maintenir nl""n<'m,pnf 

droit la prevoyance vieillesse. 
La Commission de la securite sociale et de la sante 

seances a I'examen de cel obje! 
cette En raison des difficultes rencontrees, que de 
I'opposition des milieux representant les institutions de pre-
voyance et du nombre extraordinaire de d'amen-
dements en commission, elle a de 
groupe de travail avec 

La commission vous invite Ei entrer en mauere et a suivre ses 
nous aurons I'occasion de en 

Keller Rudolf: hätten wir viellieber eine einfach zu 
handhabende Revision des OR gehabt Leider ist diese Vari-
ante aber nicht zum gekommen. Wir müssen uns des-
halb nun mit der vorliegenden, für die Versicherten sehr, sehr 
komplizierten Gesetzesrevision beschäftigen und versuchen, 
aus diesem Vorschlag das Beste zu machen. 
Wir mussten ja eine Arbeitsgruppe einsetzen, damit die Arbeit 
unserer Kommission zu einem guten Ende kommen konnte. 
Zu gegensätzlich waren die verschiedenen in der Kommission 
geäusserten Meinungen, Anträge und Bedenken. 
Als Praktiker, der seit über elf Jahren mit Versicherten, Pensi-
onskassen und Pensionskassenexperten zusammenarbeitet, 
habe ich mir erlaubt, in der Kommission über dreissig Anträge 
zur punktuellen Verbesserung des vorgeschlagenen Ge-
setzestextes einzubringen. Auch wenn nicht alle meine Be-
denken berücksichtigt wurden, so darf doch mit Genugtuung 
festgestellt werden, dass die Arbeitsgruppe, die begleitenden 
Experten, die Verwaltung und der Bundesrat wie auch die Ge-
samtkommission schlussendlich doch zu einem Kompromiss 
gefunden haben, der für die Versicherer, die Versicherungsex-
perten und -mathematiker sowie vor allem für die Versicherten 
als optimaler Kompromiss bezeichnet werden kann. Ich 
danke insbesondere dem Kommissionspräsidenten und der 
Verwaltung für ihre grosse und speditive Arbeit in diesem Rah-
men. Das Freizügigkeitsgesetz wurde noch deutlich verbes-
sert, präzisiert und auch in einigen Punkten klarer formuliert 
und praktikabler gestaltet 
Wir stehen im Spannungsfeld zwischen den Erwartungen der 
Versicherten an ihre Pensionskasse und den finanziellen Mög-
lichkeiten der Arbeitgeber und der Pensionskassen. Die Er-
wartungen an diese Gesetzesrevision sind hoch, wahrschein-
lich viel höher, als wir sie mit dem vorliegenden Gesetz erfüllen 
können. Wer aber noch mehr Freizügigkeit will, müsste uns 
schon sagen, wie diese zu finanzieren wäre. 
Immerhin: Ich stelle als Pensionsk;as~,en 

dem Minimum 

25 
Da 

ren Kasse aber so gut f1pnfll,"T~'rr 
ten beim Dienstaustritt 
ber angesparte Kapital mi1rne:'he:,n 

der Versicherten haben 

Dienstaustritt, wenn sie die Stelle wechseln. 

michael.tellenbach
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Probleme haben wir noch mit der «Tabelle» gemäss Artikel 17. 
Diese Tabelle muss von Versicherungsexperten erstellt wer-
den. Diese Versicherungsexperten klar, dass es von 
Fall zu Fall recht problematisch sein solche Tabellen 
nach Kriterien aufzustellen. Es wird wohl an den Ex-
perten sich Richtlinien zu die dann 

werden. dieses sogenannte 
T ",ho'llorHvr;hlorY'" auch in den Griff bekommen. 

Grosse haben wir auch bei Artikel 22. in dem für 
den Bereich des BVG die bei näher um-
schrieben sind. Hier wurde meines Erachtens in 
Weise der 
dauerlieh, dass man nicht die Gesamtrevision 
konnte. Dennoch: Die der Mehrheit ist prElktikal::Jel 
und kann auch von mir und von unserer Fraktion unterstützt 
werden. 
Längere Diskussionen führten wir in der Ar!"IA;tc,rm 
der Kommission über den sogenannt tA,'hn,ic,r,h,,'n 7;n"",,"'" 
zu dem die verzinst werden. Mit der 
Bandbreite von mindestens 1 innerhalb welcher der 
Zinssatz festgelegt werden darf und auf welche dieser Zins an-

werden muss, falls er nicht in dieser Bandbreite 
haben wir eine Kompromisslösung gefunden, die für die 

Pensionskassen am äussersten Ende dessen liegt, was noch 
vertretbar ist Damit wird nämlich die Freiheit der Pensionskas-
sen recht stark eingeengt. Es bleibt auch nicht mehr so viel 
Spielraum für die Erwirtschaftung zusätzlicher Mittel, mit de-
nen man beispielsweise die Teuerung auf Renten verbessern 
kann. 
Wir müssen achtgeben, dass man das nicht noch weiter ein-
engt, denn das liegt ganz und gar nicht im Interesse der Versi-
cherten und vor allem nicht im Interesse der Rentnerinnen und 
Rentner. Die Versicherten haben alles Interesse daran, dass 
ihre Pensionskassen solide Polster haben; denn nur dies er-
laubt die Gewährung zusätzlicher Leistungen. Solche Leistun-
gen zu gewähren bedeutet: Diese Leistungen müssen zuerst 
von der Versichertengemeinschaft erarbeitet sein. 
Ebenfalls nicht einfach für die Kassen ist die relativ kurze 
Uebergangsfrist. Es ist zwar sehr verständlich, dass die Versi-
cherten eine möglichst kurze Uebergangsfrist wünschen, 
doch müssen wir den Kassen genügend Zeit geben - vor al-
lem denjenigen Kassen, die den technischen Zinssatz auf ein 
anderes Niveau angleichen müssen, und vor allem den Kas-
sen, die ihren technischen Zinssatz herabsetzen müssen. 
Dies ist in einigen Fällen sehr teuer und kann bei grösseren 
Kassen Millionenbeträge ausmachen. 
Ich appelliere deshalb an Sie, bei Artikel 27bis die Mehrheit 
der Kommission zu unterstützen, damit nicht Pensionskassen 
in Schwierigkeiten geraten. 
Es wären noch einige weitere Bemerkungen anzubringen. Wir 
alle sind mit diesem Kompromiss bis zum Aeussersten gegan-
gen und haben allseitig recht viel zurückstecken müssen. So 
hoffe ich denn, dass der Gesetzentwurf, wie ihn die Kommis-
sionsmehrheit beschlossen hat, in diesem Rat nun einiger-
massen unbeschadet über die Bühne Damit sind auch 
die der des Schweizeri-

nniCl'rlAn l/orh"nri",C> IMA,tr",h".nr! erfüllt. Wir hof-
diese Initiative 

das Gesetz unter Dach ist 
Die Fraktion der Schweizer Demokraten und der Lega dei Tici-
nesi unterstützt in diesem Sinne die 

Rechsteiner: Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ha-
ben, so will es die Verfassung, einen Anspruch auf ausrei-
chende Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. Die-

besteht davon, ob Arbeitnehmer 
Erwerbslebens 

hem Masse widersprüchlich, sie vorsorgemässig für diese Mo-
bilität, für diese Bereitschaft zur Mobilität zu bestrafen. 
Die der vollen in der beruflichen Vor-

r!o"h"lh eine alte und Forderung der Organi-
welche die Interessen der und 

Arbeitnehmer vertreten. Nicht nur seit Jahren, sondern schon 
seit Jahrzehnten die Sozialdemokratische Partei die 
volle des Bundesrates und der 
",..",hc"""for,rlc,n Kommission kommen wir der \fo,n"irkli"h, 

ein wesentliches Stück näher, und das ist 
der Grund, Ihnen Eintreten auf die emp-
fehlen und dieser auch zustimmen werden. 
:;IA;,..,h7A,itin halten wir aber fest dass die 

nicht aber die volle 
sen sind namentl ich für immer noch 
\m"nAc,Af1An Es es nicht 

sein soll. die in der beruflichen 
voll und zu verwirklichen, dies um so mehr, 

die volle uns Vertreter der Kassen entge-
auch Bereich auf freiwilli-

ger Basis heute schon für über eine halbe Million Versicherte 
praktiziert wird. Warum gilt das, was für diese mehr als eine 
halbe Million im überobligatorischen Bereich bereits freiwillig 
gemacht wird, nicht auch für die anderen? Warum kann den 
bereChtigten Forderungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nun nicht ein für allemal entsprochen werden? Wes-
halb muss diese politische Pendenz nach dem Erlass dieses 
Gesetzes weiter offen bleiben? 
Wir unterstützen die Volksinitiative des Schweizerischen Kauf-
männischen Verbandes für eine volle Freizügigkeit; sie ist al-
lerdings keine Alternative zur heutigen Vorlage. Abgesehen 
davon, dass diese Initiative nur in der Form der allgemeinen 
Anregung abgefasst ist und auch darüber hinaus viel Konkre-
tes offenlässt, wird es bis zu einer Umsetzung, selbst bei ei-
nem Ja in der Volksabstimmung, wieder sehr lange dauern. 
Die Initiative ist in diesem Sinne weniger als die Taube auf dem 
Dach und die heutige Vorlage immerhin weit mehr als der 
Spatz in der Hand. 
Positiv ist nämlich, dass die Vorlage für ein Freizügigkeitsge-
setz gesamthaft gesehen gegenüber heute beträchtliche Ver-
besserungen bringt. Der Erlass eines Spezialgesetzes ent-
gegen den Wünschen der Versicherungen, die am liebsten 
wieder möglichst alles offengelassen hätten ist zu begrüs-
sen. Zentral ist dabei, dass eine kassenübergreifende Rege-
lung getroffen und nicht nur die sogenannte Drehtürenfreizü-
gigkeit, bezogen auf ein und dieselbe Kasse, geregelt wird. 
Die Schwierigkeiten und die Verluste der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer entstehen ja vor allem bei einem Wechsel 
zwischen verschiedenen Kassentypen, wie überhaupt die 
ganzen Probleme mit der Freizügigkeit vor allem auf die Kas-
senzersplitterung als Folge des gegen den Willen der Organi-
sationen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erzwunge-
nen Doppelprimats zurückzuführen sind. Die Regelung der 
kassenübergreifenden Freizügigkeit ist somit unverziehtbar 
und für uns Voraussetzung und Grund für die Zustimmung zur 

In\i'all,OIt:,H und 
Etwas verkürzt gesagt ist die 
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beitslose bei Invalidität und im Alter vor allem deshalb gera-
dezu programmiert, weil sie über keine funktionierende beruf-
liche Vorsorge mehr verfügen, eine auch unseres Drei-

Darauf braucht es sO;~lalpOItWlCn rlnnnAnrl 

mit diesem f..'rr1nilomknm 

I<'rlmrni""ir,n leider nur bereit, auf unse-
über die - und damit 

Teil der freien bei der Entlas-
nrr)C<::Arcm Zahl von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nr!'7"',O"on und im Gesetz zu verankern. Das ist 

nrr,rnicci"r,'mo<:>,whoit da,)eclen kein für 
aus wirtschaftlichen Grün-

den zu Artikel 4 und Ar-
tikel17 so 

für die Invalidität und Tod in der alten Eimich-
verbleiben können, als sie noch als Stellensuchende 

sind, und zweitens, dass wenigstens ';on,o.n.r,on 

aus wirtschaftlichen Gründen entlassen werden, An-
spruch auf volle Freizügigkeit auch unter 45 Jahren zukom-
men soll. Das sind sozialpolitische Elementarforderungen zu-
gunsten der Entlassenen, zugunsten der von der wirtschaftli-
chen Krise Betroffenen. 
Nicht einverstanden sind wir mit der zu einschränkenden Lö-
sung des Bundesrates und der Kommissionsmehrheit im 
Falle der Ehescheidung. So positives ist. dass das Thema 
Scheidung auch als Teil dieser Vorlage behandelt wird, so un-
genügend bleibt die blosse Kompetenz des Gerichtes, einen 
Anspruch des Geschiedenen oder der Geschiedenen festzu-
legen. In der Realität ist die zweite Säule häufig das einzige 
nennenswerte Vermögen, das nach einer Ehe jeweils vorliegt 
Davon darf der Ehepartner mit Betreuungspflichten und das 
ist heute regelmässig die Frau nicht ausgeschlossen wer-
den. Der Minderheitsantrag Hafner Ursula, den wir unterstüt-
zen, verlangt eine gerechte Beteiligung des haushaItführen-
den Ehegatten. 
Die Freizügigkeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
der beruflichen Vorsorge ist ein altes sozialpolitisches Anlie-
gen. 1936, 1958, 1971 und dann mit dem BVG kam es jeweils 
zu bescheidenen Verbesserungen der gesetzlichen Rege-
lung, zunächst mit dem Anspruch auf die eigenen Beiträge, 
dann mit dem Anspruch auf einen Teil der Beiträge, die der Ar-
beitgeber während der Dauer des Arbeitsverhältnisses gelei-
stet hat. Mit dem vorliegenden Erlass kann die Freizügigkeit 
wesentlich verbessert werden, und das ist überfällig und drin-
gend. Schade ist aber, dass die volle Freizügigkeit nun nicht 
ein für allemal klipp und klar und definitiv, das heisst vollstän-
dig, anerkannt wird. Die Forderung nach voller Freizügigkeit 
wird auch nach Erlass dieses Gesetzes auf der Baustelle der 
beruflichen Vorsorge bestehenbleiben. 

kann. 

Bortoluzzi: Ich bin grundsätzlich kein Freund neuer Gesetze 
und Wir haben schon zu viele davon. Aber nach-
dem volle von allen gewünscht wird, von al-
len Parteien und interessierten Verbänden, ist diesem Wun-
sche nachzukommen. Wir haben als Partei und Fraktion die-

An",,''C'.pn auch schon Zeit unterstützt, weil die 
in Bereich offensichtlich sind. Die 

auf dem Arbeitsmarkt ist durch die oir."o",d1r;;nklc", 

bei den Pensionskassen behindert. 
eine OR-Revision als 

vor allem eine schnellere 
mr''''!'it'h t'\PI/Vo<,pn Ich denke aber. dass dem Bundesrat 

"'ntn,'(1t'nr,pr,r:',,~ht werden muss, wenn er - nicht 
zuletzt des Schweizerischen Kaufmän-
nischen \f",rh~mr!A<:: - auf einem detaillierten 
Gesetz beharrt hat. 
Für die des bundes rätlichen Ifnir<::rr,,",f"Ic,c 

habe ich Verständnis aufbringen 
können. Es ist die grossen Unterschiede zwi-
schen den Vorsorgestrukturen, die nun einmal zeitlich und 
materiell in unserem Land verschieden gewachsen sind, ein-
fach nicht zu beachten oder sehr wenig und mittels Freizügig-
keltsclesetz zu versuchen. auf diesem Gebiet Harmonisie-
rungspolitik zu betreiben. Durch die weitgehende Koordina-
tion - wie sie der Bundesrat vorgeschlagen hat - wäre eine sol-
che Gleichschaltung der Kassen nicht zu vermeiden gewesen. 
Es wäre im weiteren zu einer Bevorzugung von Austretenden 
gegenüber Verbleibenden gekommen. Das Ziel, das sich der 
Bundesrat hier gesetzt hat, ist etwas zu weit von der Realität 
entfernt. Harmonisieren hat immer auch negative Folgen. Die 
Pensions kassen sind auch Teil des Angebots auf dem Arbeits-
markt Ein Betrieb, der eine gut ausgebaute Vorsorgeeimich-
tung anbieten kann, ist ein attraktiver Arbeitgeber. Wenn die-
ses Element aufgrund von Gesetzen nivelliert wird, hat kein Ar-
beitgeber mehr Interesse, in diesem Bereich etwas Besonde-
res anzubieten. Die unternehmerischen Bemühungen werden 
«wegharmonisiert», und das ist ein nicht zu unterschätzendes 
Element, welches mit einbezogen werden muss. 
Wir haben in der Kommission - Sie haben das schon von ver-
schiedenen Sprechern gehört - den Kompromiss mit der Ver-
waltung und dem Bundesrat gesucht, und ich glaube, wir ha-
ben ihn gefunden. Das ist erfreulich. Es ist uns gelungen, aus 
dem bundesrätlichen, eher unschönen Kind noch ein recht 
ansehnliches zu formen, mit dem man sich in der Oeffentlich-
keit sehen lassen kann. Es wurde nun auf bestehende Struktu-
ren Rücksicht genommen. Die Vorsorgenehmer werden keine 
Mutationsverluste mehr erleiden, und die Behinderung 
auf dem Arbeitsmarkt dürfte durch dieses Gesetz beseitigt 
werden. 
Es wäre nun aber falsch zu glauben, diese Vorlage habe keine 
zusätzlichen Kosten zur Folge. Eine verbesserte Freizügigkeit 
verursacht Mehraufwendungen; das ist nicht zu umgehen. Die 
wegfallenden Mutationsgewinne bei den Vorsorgeeinrichtun-
gen müssen durch die Verbleibenden und vor allem auch 
durch den Arbeitgeber werden. Das kann nicht 
überall durch bisher freie Mittel weil 

Mittel allem Kassen 
vorhanden Dass diese zusätzlichen 
des bei vielen Kassen entstehen wer-
den. bei wirtschaftlichen Verhältnissen nicht 
überall eitel Freude werden. scheint mir verständlich. 
Ich wäre aufgrund dieser Situation nicht erstaunt, wenn auch 
beim abgeschwächten Kommissionsvorschlag, der gegen-
über dem bundesrätlichen Entwurf doch eine um einiges gün-

Lösung immer noch ein Leistungsabbau die 
wäre. Der dürfte kaum bereit sein, allein 

seine Kasse Damit wird der Kassen-
, diese 
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eintreten. 

denn 
Pharao 

ihnen mit der Ar-
nnlric.nA Fessel an. Schliesslich be-

machte sich von dannen, 

all jenen Leuten besser, 
bei der Pensio-

und die Zinsen sozusagen 
'hc"r~.nn mitnehmen können. Ganz an-

ders bei den Leuten. nicht Betrieb ausharren. Das 
für sie befremdlich sein, denn sie erhalten 

Anteil der zweiten Säule. 
deshalb, weil es viele 
Wunsches, sich beruflich die Kom-

auszuweiten, ihre Stelle wechseln. Es ist auch möglich. 
Menschen, die ein Betriebsklima nicht mehr ertragen, die 

Chance wahrnehmen sollten, eine neue Arbeit anzutreten. 
Aber sie können es wegen den goldenen Fesseln nicht, denn 
sie bringen die Finanzen nicht auf. um sich in eine neue Pensi-
onskasse einzukaufen. Wir müssen an diese Leute denken. 
Das Biga hat eine Untersuchung gemacht und hat nachwei-
sen können, dass viele Leute, die ihr Berufsklima nicht ändern 
können, schweres Leid auf sich zu nehmen haben. 
Die LdU/EVP-Fraktion stimmt diesem Freizügigkeitsgesetz zu. 
Damit werden die goldenen Fesseln für über 45jährige ge-
sprengt und für jüngere Leute gelockert Sie wissen, das 
betrifft ungefähr 400 000 bis 460 000 Leute in unserem Land, 
die als Stellenwechslerinnen und als Stellenwechsler funktio-
nieren. 
Wir wissen sehr wohl, dass dieses Freizügigkeitsgesetz kei-
nen vollen Vorsorgeschutz garantiert Aber es bringt durch die 
Austrittsleistungen im obligatorischen und überobligatori-
schen Bereich Verbesserungen, die gesichert sind oder wie 
Bundesrat Koller gesagt hat: Ein Vorsorgefranken in der alten 
Vorsorgeeinrichtung stellt einen Vorsorgefranken in der neuen 
Pensionskasse dar. 
Die fortschrittlichen Punkte lassen sich folgendermassen zu-
sammenfassen: 
1. Fürderhin können sich Stellensuchende zuerst und intensiv 
mit ihrer Arbeitssuche befassen und müssen sich nicht mit 
den Pensionskassen herumschlagen. 
2. Ein höherer Anteil der geäufneten Beiträge darf für die AI-
tersvorsorge als gesetzlich abgesichertes individuelles Spar-
kapital betrachtet werden. 
3. Die Mobilität erhält einen höheren Stellenwert und führt ab 
45 Jahren zu einer mit den betriebstreuen 
Arbeitern. 

sere Fraktion 
mung über die 
schen Verbandes zur 
die Japarole 
Noch einmal: Bei einem Ja zum könnte 
man den anstimmen: "Go down, Moses". Geh hin, 
Moses, zu und sage ihm: Lass mein Volk ziehen! 

zur Realität des Arbeitslebens, dass der Beruf, dass die Stelle 
mehrmals werden. Der Arbeitsmarkt 
mit vom vermehrte Bereitschaft zur AAr,hdiE+ 

Dies erfordert auch hinsichtlich der ein Um-
denken. 
Nach unserer darf ein Stellenwechsel nicht mehr 
zu schmerzlichen Verlusten 

führen, dies um so 
Geld, um 

gen der 
schiedenen 
Vielfalt von 
bleme. Dabei sich für 

vor allem bei den guten 
lor'hn""'r·ho Probleme. 
Anderseits aber kann es nicht r\UIUClUC und auch nicht die 

Itscles:et2:es sein, die zweite Säule zu 
es 

Vorsorgeeinrichtung in eine 
für den Uebertritt von einer 

und für den Ar-
beitnehmer gerechte Lösungen zu finden. 
Die CVP-Fraktion ist der Meinung, dass es der Kommission 
gelungen ist, einen tragfähigen Konsens zu erzielen, einen 
Kompromiss zu erarbeiten, der diese vernünftigen Lösungen 
enthält: Lösungen, die sowohl die berechtigten Ansprüche der 
Arbeitnehmer als auch die Wünsche der Pensionskassen 
nach praktikablen und finanziell tragbaren Verbesserungs-
möglichkeiten zu erfüllen vermögen. 
Die CVP-Fraktion stimmt daher für Eintreten und wird durch-
wegs den Anträgen der Mehrheit der Kommission zustimmen. 
Wir werden in der Detailberatung aufeinzelneArtikel eingehen. 
Schwerpunkte sind Artikel 9 Absatz 3 in bezug auf die Gleich-
behandlung von eingekauften Leistungen und ordentlichen 
Beiträgen einerseits und die Uebergangsbestimmungen ande-
rerseits. Die CVP legt grossen Wert darauf, dass das Gesetz 
beim Inkrafttreten die volle materielle Wirkung entfaltet Alle 
Stellenwechsler sollen sofort von der neuen Regelung profitie-
ren. Die dringende Verbesserung der Freizügigkeit darf nicht 
über Uebergangsbestimmungen weiter verzögert werden. 
Der Kommissionspräsident hat von der moralischen Verpflich-
tung gesprochen, diese Vorlage zügig zu behandeln. Ich 
glaube, es gehört ebenso zur moralischen Verpflichtung, die-
ses Gesetz sobald als möglich in Kraft zu setzen und voll wirk-
sam werden zu lassen. 
In diesem Sinne stimmt die CVP-Fraktion für Eintreten und bit-
tet - wie bereits gesagt - um Zustimmung zu den Anträgen der 
Kommissionsmehrheit 

Allenspach: Die FDP-Fraktion 
Gesetzentwurfes von 
1 Wir stellen fest, dass die 
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werden als der im Betrieb Verbleibende. Wir werden in der 
auf diese unhaltbare Situation, insbesondere 

auch bei der der zurück-
kommen. 
3. Wir betrachten die der betrieblichen I/n,r"",rrll'­

die Pfeiler betrieblichen 
"h,'nt,:>ll" als denn wir wollen die freiwil-

Art)eitgel::ler und seinen Mitarbeitern n",m""hC'" 
zweite nicht nur erhalten, "r\l~ri"rn 

Dies ist indes nur dann mr",I:If'h 

im Rahmen des BVG mehr als nur ver-
dass die der die der be-

zerstört. denn in die-
kommen 

der 
Beilegseilatten zum Ausdruck. Wir wissen, dass die 

die des Frei-
nicht vereinfacht Bei den I-(o:,tr::lnc:,.,,,_ 

sich weit 'Mc,m<'Dr sr'mn,arlf'l 

aber, die zumeist 
stungen wäre die RO'~f"'r1r':;,nl,.. 

Leistungsabbau verbunden. Wir könnten es hinnehmen, 
dass wegen der Bestand und Ausbau der Lei-
stungsprimatkassen in würden. Das wäre ein 
sozialer Rückschritt. 
4. Das BVG hat den Betrieben und ihren Vorsorgeeinrichtun-
gen nahezu unerträgliche administrative Pflichten auferlegt 
Ich habe in diesem Rat nicht nur einmal vor der Krise im Voll-
zug der unzähligen administrativen Auflagen, Vorschriften und 
Weisungen gewarnt Ich möchte diese Warnung wiederholen. 
Wir müssen die Vorschriften über die Herstellung der Freizü-
gigkeit möglichst einfach machen, damit die Betriebe nicht ab-
geschreckt werden und auf einen weiteren Ausbau der 
zweiten Säule verzichten. Wir sollten in den kommenden De-
batten bedenken, dass wir im Bereiche der freiwilligen zweiten 
Säule legiferieren. Der Gesetzgeber kann vieles erzwingen, 
der Gesetzgeber könnte sogar Sinnwidriges erzwingen. Er 
kann aber die Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht zwingen, 
die betriebliche Vorsorge weiterhin freiwillig auszubauen und 
weiterzuentwickeln, denn eine gesetzlich erzwungene Freiwil-
ligkeit kennen nur Diktaturen. 
Weder Mutationsgewinne noch Mutationsverluste bei den Vor-
sorgeeinrichtungen; keine Benachteiligung der im Betrieb 
Verbleibenden gegenüber den Austretenden; Verzicht auf 
Gleichschaltung der vielfältigen Leistungs- und Finanzie-
rungsstrukturen der Vorsorgeeinrichtungen; Verzicht auf zu-
sätzliche administrative Belastungen und Spitzfindigkeiten 
das BVG muss weiterhin miliztauglich bleiben -: das sind un-
sere Forderungen, und an diesen Forderungen messen wir 
die Gesetzesvorlage. 
Im Vorschlag der Kommission wird unseren Forderungen al-
les in allem in befriedigendem Masse Rechnung getragen. Wir 
werden in der Detailberatung auf einzelne Unebenheiten und 
Mängel zurückkommen. 
Das Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen AI-
ters-, Hinterlassenen- und stösst an die 
Grenze der Fachkompetenz des Parlamentes. 

Wir dürfen trotz Bewertung des vorliegenden Gesetz-
entwurfes diese der Medaille nicht verschweigen. 
Es ist von verschiedenen Seiten auch in diesem Rat jetzt wie-
der - die Vorlage nicht die volle Frei-

ist meines 

lenwechsel rYlltnclhcm 

nerbetrieblich 
vom Gesetz IIA"t1ocolht>t'on Mllld,3stlels;tur 
Solidarität 
nen Seiten als Ideal der vollen 
wird, heisst im Klartext: Abbau von 
täten, und dies wäre ein Rückschritt. 
Die FDP-Fraktion ist dass eine zweckmässige Re-

der notwendig ist und in diesem Gesetz 
auch vorliegt, dass verschiedenen Interessen sorgsam ge-
geneinander sind, 
Die FDP-Fraktion deshalb auf die Vor-
lage einzutreten. 

Hafner Rudolf: Das Ziel der Freizügigkeit wird offensichtlich 
von niemandem mehr bestritten. Nach dem Motto: "Was lange 
währt, wird endlich gut" kann man nun doch konkret hoffen, 
dass das Ganze wirklich positiv vorwärtsgetrieben wird. 
Allerdings - vielleicht erinnern Sie sich -: Als es um die Annä-
herung an die EG ging, konnte man mit einem bedeutend 
schnelleren Tempo arbeiten. Es bleibt nur zu hoffen, dass in 
Zukunft für Anliegen, die weitherum unbestritten sind, 
Bundesrat und natürlich auch Parlament rascher vorwärts-
machen. 
Der vorliegende Gesetzentwurf bringt tatsächlich eine weitge-
hende Annäherung an das angestrebte Ziel. Es kann bestätigt 
werden, dass die Kommission sehr gute Arbeit geleistet hat, 
und in der Kommission war eine erfreulich konstruktive Hal-
tung zu verzeichnen. In diesem Falle kann man sogar von ei-
nem guteidgenössischen Kompromiss sprechen. 
Wenn das Ziel doch nicht ganz zu hundert Prozent erreicht 
werden kann, dann lässt sich dies aus der Struktur der Alters-
vorsorge und aus der Verschiedenartigkeit der Pensionskas-
sen erklären. Es gibt zwei Kassentypen Beitragsprimat und 
Leistungsprimat die nicht voll kompatibel sind. 
Es sei auch der Hinweis gestattet, dass doch noch gewisse 
Probleme bestehen. Beim Grundsätzlichen hat man in der 
Kommission nicht weiterdiskutiert Im Prinzip ist es ja so, dass 
weiterhin der Grundsatz gilt: Wer wenig einzahlen kann, be-
kommt nachher auch wenig oder umgekehrt: Wer viel ein-
zahlen kann, kann auch viel herausnehmen. Hier stellt sich 
langfristig die Frage der sozialen Gerechtigkeit Wir wissen 
alle: Wer Mindest-AHV-Renten bezieht, kann bei den heutigen 

ihnenr",',pn USW. kaum mehr anständig leben. Heute 
IIn,~mpin'Pe Recht betrachtet, dass man ein Dach 

bekommt 
auf Der 

Fraktion, der schon seit Zeit im 
Raume steht, die Sichersteilung des Existenzminimums. 
Das muss in diesem Bereich früher oder später auch ange-

werden; sonst kann Herr Allenspach wieder kommen 
man müsse abwägen und dürfe den Pensionskas-

Schwierigkeiten bereiten usw. Das Ganze lässt sich 
regeln, wenn man wirklich die der Si-

des sozialen Existenzminimums an die nimmt 
\/ru'<!",r('1O gewissermassen als Sockelversi-
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die Frau in verschiedenen Bereichen ~ sei das bei der Schei-
dung, sei das in Fällen, wo sie wegen ihren Kindern 

Zeit mit der Arbeit aussetzen muss ~ immer noch rela-
ho,n<:>,'ht.oili.nt wird. Will man wirklich sozial fortschrittlich 

sein, dann muss man in Bereichen auch zu Fortschritten 
kommen. 
Gesamthaft kann man doch sagen, dass diese Vor-

bewirkt Dem Grundziel der 
und deshalb 

das Eintreten. 

Deiss, Berichterstatter: Da dem Präsidenten noch zwei Mi-
nuten schulde, werde ich mich kurz fassen und nur auf einen 
Punkt nämlich den mehrmals erhobenen Vorwurf, 
es werde die volle erreicht Es istfestzustel-
len, dass nicht alle dasselbe darunter verstehen. Hier es 

darum, dass erhalten werden kann. 
nicht darum, dass einzelne immer genau ab-

rpr'hn,C>n kann, um dass er das Geld, das von ihm 
und vom einbezahlt wurde, genau wieder heraus-
bekommt. Unter der Bedingung der Vielfalt unseres Systems, 
aber auch der Solidarität. das es enthält, ist das der mögliche 
Weg. 

Bundesrat Koller: Zunächst möchte ich den Fraktionsspre-
chern für die gute Aufnahme dieser Vorlage danken. Ich finde 
es eine ausgesprochen glückliche Fügung, dass wir bereits 
zwei Tage nach dem bedauerlichen EWR-Nein Gelegenheit 
haben, das Freizügigkeitsgesetz hier im Nationalrat zu behan-
deln. Dieses Gesetz stellt nämlich zweifellos einen ersten 
wichtigen Beitrag eines internen schweizerischen Reformpro-
gramms dar. Mit dem Freizügigkeitsgesetz können wir die 
Rahmenbedingungen unserer Wirtschaft und damit ihre Wett-
bewerbsfähigkeit auf dem internationalen Parkett wesentlich 
verbessern. 
Der heutige Zustand mangelnder Freizügigkeit oder ~ wie 
man bildlich sagt ~ der «goldenen Fesseln" ist in jeder Hinsicht 
unbefriedigend. Er ist volkswirtschaftlich unbefriedigend, weil 
die mangelnde Freizügigkeit bei der zweiten Säule die Mobili-
tät am Arbeitsmarkt schwer behindert und dadurch eine ra-
sche Anpassung unserer Wirtschaft an die sich rasch verän-
dernden Strukturen stark erschwert Der heutige Zustand ist 
aus der Sicht der Arbeitnehmer ausgesprochen unbefriedi-
gend, sogar ungerecht, weil die Stellenwechsler in einem 
ganz starken Masse die Vorsorge jener mitfinanzieren müs-
sen, die ihre Stelle in einem bestimmten Betrieb behalten. Ver-
gessen wir nicht: Die Stellenwechsler verlieren heute jährlich 
rund 1,5 Milliarden Franken, Geld, das auf seiten der Pensi-
onskassen als Mutationsgewinn anfällt. 
Der heutige Zustand ist aber auch aus der Sicht der Arbeitgeber 
unbefriedigend, denn immer wieder erleben Arbeitgeber, dass 
sie den bestgeeigneten, den Wunschkandidaten füreinen kon-
kreten Arbeitsplatz nicht gewinnen können, weil die für die be-
rufliche Vorsorge zu entrichtenden Einkaufssummen einfach 
zu gross sind und 
Hinsichtlich des Ziels, rnr'f'11if'h,"t 

der ""'pir'rl/""" 

chen als auch bei der 
Kommission feststellen, dass auch hier 
Detail steckt. 
Es besteht ein offensichtliches 
schen dem unbestrittenen Postulat 
Autonomie der rund 14 000 Pensionskassen in unserem Land, 
Die Kunst des liegt darin, das Mass zwi-
schen und Autonomie der \AJ",it"rh.,d,"h,~n,i"n 
Pensionskassen zu "FrC>"'""C> 

Die 

Der Bundesrat war sich bei der Präsentation seiner Vorlage al-
bewusst dass sich dieses Ziel nicht erreichen lässt, 

\AJonlr.c<cmc punktuell in die Autonomie der Vorsorgeein-
Wir haben uns allerdings bemüht, 

zutun. 
Für die Sie haben das heute aus dem Vo-
tum von Herrn Rechsteiner ~ bedeutet rlornr",rmn 

volle etwas anderes 
weise für die Die Gewerkschaften sehen die 
volle dann verwirklicht. wenn der Arbeitnehmer 

mindestens 
A,r,AniC>n l:5e,rtraQe mitnehmen kann. Weil 

Kommission im Nor-
Alt"r"""hrC>" der Fall ist ~ 

ich verweise auf Artikel 17~, konnte man in Presse ~ etwas 
~ wiederholt lesen, die Kommissionsvor-

ab dem 45. AlT""""'", 
die besteht volle Freizügigkeit 

bereits dann, wenn eine Pensionskasse einem Versicherten 
soviel mitgibt, dass er, wenn er bei der gleichen Pensions-
kasse gleich wieder einträte, keine Einkaufssumme bezahlen 
müsste. Man kann hier von «Drehtürenfreizügigkeit» spre-
chen. Für die Pensionskasse ist entscheidend, dass sie mit ih-
ren Freizügigkeitsfällen keine Mutationsgewinne macht. 
Statt jetzt vorschnell die eine oder andere Art der Freizügigkeit 
als die richtige zu bezeichnen, scheint es mir wichtig, das Pro-
blem noch einmal an hand eines Beispiels kurz darzulegen: In 
der Schweiz gibt es heute etwa 14000 Vorsorgeeinrichtun-
gen, welche Leistungen für die Vorsorgefälle Alter, Tod und In-
validität in Aussicht stellen und damit in den Geltungsbereich 
des Freizügigkeitsgesetzes fallen. Sieht man einmal von der 
obligatorischen beruflichen Vorsorge ab, so sind diese Vorsor-
geeinrichtungen in den Leistungsbestimmungen frei. Frei sind 
sie auch in bezug auf die Art und Weise, wie sie ihre Leistun-
gen finanzieren. Der Gesetzgeber begnügt sich mit einer einzi-
gen Vorschrift. Nach Artikel 66 BVG und nach Artikel 331 Ab-
satz 3 des OR muss der Arbeitgeber mindestens so hohe Bei-
träge an die Vorsorgeeinrichtung entrichten, wie alle seine Ar-
beitnehmer zusammen, Wieviel davon auf das Vorsorgekonto 
des einzelnen Arbeitnehmers fliesst, bleibt damit von Geset-
zes wegen offen, liegt also im freien Entscheid der einzelnen 
Vorsorgeeinrichtung, 
Die eine Vorsorgeeinrichtung finanziert sich nun so, dass der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmerbeitrag verdoppelt. Die Bei-
tragsparität ist dann nicht nur eine relative, wie sie das Gesetz 
vorschreibt, eine solche also in bezug auf die Beiträge aller Ar-
beitnehmer zusammen, sondern eine absolute. Zahlt der Ar-
beitnehmer beispielsweise jährlich 4000 Franken auf sein Vor-
sorgekonto ein, so entrichtet der Arbeitgeber ebenfalls 4000 
Franken auf dieses Konto. Der Betrag auf dem Vorsorgekonto 
erhöht sich damit jährlich um 8000 Franken, wenn man die 
Verzinsung und den Abzug von Risikoprämien ignoriert. 
Eine andere Vorsorgeeinrichtung kann wegen dieser Finan-
zierungsautonomie aber ganz anders rechnen: Sie schreibt 
den Arbeitgeberbeitrag vorrangig den der älte-
ren Arbeitnehmer gut. Im erwähnten 

beltqe'beirs unter Umständen nichts. Dafür wird das 
Vorsorgekonto eines 55jährigen um 12 000 Franken geäufnet 
Zum Arbeitnehmerbeitrag von 4000 Franken tritt der Arbeitge-
berbeitrag von 8000 Franken. Dem jungen Arbeitnehmer ist 
dies so lange gleichgültig, als er damit rechnen kann, als 55-
jähriger seinerseits von der Solidarität der jüngeren Kollegen 
zu profitieren. Problematisch wird eine solche Finanzierung 
für ihn dann, wenn sich diese - erzwun-

nicht erfüllen. Scheidet er als 35-
ihm 
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nehmer zurückstehen. 
nem unentrinnbaren 
Solidarität Die 
daher, hier eine 

Arbeitnehmer beim 
der älteren Arbeit-

sich damit in ei-
von MObilität und 

Mobilität ohne dass es dabei zu einem Abbau 
des anerkanntermassen zweiten 
Säule der Schweiz kommt 
Auf der Suche nach diesem 

sich mit dieser Vor-
von an schwergetan. Ich 

habe es einleitend gesagt: Die wollten ei-
gentlich nur die Freizügigkeit innerhalb der gleichen Kasse 
realisieren. Eine solche Freizügigkeitsvorstellung war für den 
Bundesrat aber nicht akzeptabel, denn sie würde natürlich in 
keiner Weise helfen, das volkswirtschaftliche Postulat der Mo-
bilität zu realisieren. 
Auf der Suche nach dem richtigen Mass von Freizügigkeit galt 
es daher, einen vernünftigen Kompromiss zu finden, Es ist 
zweifellos das grosse Verdienst der Arbeitsgruppe von Herrn 
Deiss, die Kompromissmöglichkeiten zwischen dem Entwurf 
des Bundesrates und den widerstrebenden Vorstellungen der 
Pensionskassen noch einmal gründlich ausgelotet zu haben. 
Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Der Bundesrat unter-
stützt heute diesen Kompromiss, und zwar vor allem aus zwei 
Gründen: 
Sachlich entscheidend ist, dass auch der Kompromissvor-
schlag der Kommission am Prinzip der kassenübergreifenden 
Freizügigkeit festhält, so wie es der Bundesrat in Artikel 10 vor-
geschlagen hat; ein Vorschlag, den die Kommission - neu for-
muliert - übernommen hat 
Der Bundesrat unterstützt diesen Kompromiss aber auch, weil 
wir erfreulicherweise feststellen konnten, dass der gefundene 
Kompromiss auf eine ausserordentlich breite politische Ak-
zeptanz gestossen ist Sowohl die Arbeitgebervertreter als 
auch die Arbeitnehmervertreter in der Kommission haben 
diesem Kompromiss zugestimmt Damit haben wir eine echte 
politische Chance, kassenübergreifende Freizügigkeit rasch 
zu realisieren und so einen entscheidenden Fortschritt zu 
machen, 
Das soll nun nicht heissen, dass der Bundesrat nicht bei der 

im Zweitrat, im Ständerat, Detailfragen noch 
möchte, etwa die ob es nicht doch 

n{'!,tfrlpr wäre, bei der des den 
Alter 

würde noch einmal eine Hp·""c""j·,,!!, 
Arbeitnehmer, bewirken. 
wir natürlich feststellen, dass der Zinsrahmen 

(1prn~,<:<: Artikel 26 von immerhin mindestens 1 Prozent in der 
Ihrer Kommission bei uns nicht nur eitel Freude aus-

hat Ich werde in der Detailberatung wohl noch darauf 
zurückkommen. 
Der Bundesrat ist aber dass dieser 

wenn er in diesem Rat tatsächlich 

N 

nicht der Grund dafür sein, dass ein Stellenwechsel 
scheiterte oder auch nur erschwert wurde. 
Davon zeugt das Bild von der 
denen Heute sieht die dem 
natürlich anders aus. Tausende von Arbeitnehmern haben 
ihre Stelle verloren, ohne die einer besseren Stelle 
oder zu haben. ihren Oh-

Man muss 
,.,o,o.rlh!" dieser neuen 
verloren? Ich meine nein, 

auch in Zeiten \AJ,,-t"f·h~.ltlJl'h"r 
Sie verhindert, dass zweite 

Fes-

mer an einen Betrieb bindet und damit Strukturen zementiert, 
wirtschaftlichen Wettbewerb mittel- und 

nicht sind. Nur 
schaft bleibt int,'rn·~tir,n 
Zum andern ist für die Arbeitnehmer, die arbeitslos werden, 
eine faire von existentieller 

Sie nur Suche nach einer 
neuen von ihr hängt auch ab. welche aus-
gerichtet werden, wenn der Arbeitslose während Ar-
beitslosigkeit stirbt oder invalid werden sollte. 
Die vorberatende Kommission hat angesichts der Verände-
rungen auf dem Arbeitsmarkt diesem Problem ganz beson-
dere Aufmerksamkeit geschenkt Ich erinnere in diesem Zu-
sammenhang an die neu im Gesetz verankerte - Pflicht, den 
Vorsorgenehmer im Falle der Arbeitslosigkeit umfassend dar-
über zu informieren, wie er den Vorsorgeschutz erhalten kann. 
Ich verweise auf Artikel 8 in der Kommissionsfassung, 
Ich erinnere aber auch, und vor allem, an die stark umgearbei-
tete Umschreibung des Tatbestandes der Teilliquidation einer 
Vorsorgeeinrichtung in Artikel 23. Damit kommen Vorsorge-
nehmer, die arbeitslos werden, leichter in den Genuss der 
freien Mittel einer Pensionskasse. als dies nach dem gelten-
den Recht der Fall ist 
Auf der anderen Seite muss ich allerdings auch hier festhalten : 
Das Freizügigkeitsgesetz kann das Problem der Arbeitslosig-
keit natürlich nicht lösen. Es kann aber einen Beitrag leisten, 
damit nicht zusätzlich unnötige Härten geschaffen werden. 
Das richtige Mass an Freizügigkeit zu finden. hängt nicht nur 
von den konkreten Bedürfnissen des Arbeitsmarktes, sondern 
ebensosehr von ganz bestimmten Werthaltungen ab, Ueber 
Jahrzehnte hinweg galt die Betriebstreue als der höchste aller 
Werte. Heute wird dieser Wert von der Realität in den Hinter-
grund geschoben. Die Idee der lebenslangen Anstellung kann 
in einer Wirtschaft, die sich so rasch verändert und die ihre 
Strukturen auch rasch dem internationalen Wettbewerb an-
passen muss, nicht mehr das Ideal sein. In den Vordergrund 
tritt daher heute ein neuer Wert: die Mobilität Das Bundesge-
setz über die in der beruflichen Alters-. Hinterlas-

PnlJnr<:n"rlo ist die Antwort 

Eintreten wird ohne I ;PrtP,n::>flfr"n beschlossen 
Le conseil decide sans d'entrer en matiere 

~ Discussion par artic/es 

Angenommen 
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1. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 

Art. 1 
Antrag der Kommission 

1 
Dieses Gesetz 
terlassenen-

im Rahmen der beruflichen Alters-, Hin-
In\!':::.li'-;A'''\J(;r<:nrrlA die Freizü-

\/nr<:,.,rn.At",11l einen auf 
Abs, 3 

zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 1 
IUU'U"'IIUI de la commission 

AI,1 
La presente loi reglemente les pretentions en cas de libre pas-
sage dans le cadre de la prevoyance professionnelle vieil-
lesse. survivants et invalidite, 
A/.2 
.... (reglement), un droit ades prestations lors de ... , 
A/.3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
"" der Vorsorgeeinrichtung. Ab diesem Zeitpunkt ist ein Ver-
zugszins zu zahlen, 

Art. 2 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
.... de prevoyance. Elle est affectee d'interets moratoires a par-
tir de ce moment-la. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 

so weit vorzunehmen, als dies 
der Hinterlassenen- oder in\J"'flrlpn zu 

währen. 

Art. 3 
commission 

Angenommen 

Art. 4 
der Kommission 

Abs. 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

Minderheit 

meldet hat Die \/""""""":;",,,i 

mer die des \/r.,ct'''r1,~",r'h 
gen die Risiken Invalidität und 

Art. 4 
ViJV01t1VI de la commission 

AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 
.... ,au plus tard deux ans apres .... , y compris les interets mo-
ratoires, a I'institution .... 
AI. 3 (nouveau) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Leuenberger Ernst, Brunner Christiane, Gonseth, Hafner Ru-
dolf, Hafner Ursula, Jöri, Rechsteiner, Sieber) 
Tant que I'assure est annonce comme demandeur d'emploi, 
la fin des rapports de travail ne cn§e pas un cas de libre pas-
sage. L'institution de prevoyance doit permettre a I'assure de 
maintenir sa pn3voyance. notamment contre le risque d'invali-
dite ou de deces. 

Abs.1,2-AI.1,2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Leuenberger Ernst, Sprecher der Minderheit: Herr Bundesrat 
Koller hat in seinen Schlussbemerkungen diesen Antrag 
schon begründet, obschon ich festgestellt habe, dass wir bei 
den Schlussfolgerungen nicht ganz gleich liegen. 
Herr Bundesrat Koller hat seine Ausführungen mit folgender 
Feststellung beendet: Es gibt 500000 Stellenwechslerinnen 
und -wechsler, die auf dieses Gesetz warten. Wenn ich diesen 
Minderheitsantrag zu Artikel 4 Absatz 3 (neu) begründe, 
müsste ich beifügen: Es gibt auch 120000 Arbeitslose eine 
Zahl mit stark wachsender Tendenz -. die ebenfalls interes-
siert auf den Erlass dieses Gesetzes achten. 
Es ist wahr, was worden ist: Es 
nach der 

die immer haben, die beim St,~!l~'n"JPr,h,,:pl 
von Lohn A zu Lohn A plus zehn wechseln konnten. Jene 
Leute haben plötzliCh bemerkt. dass sie in den Pensionskas-
sen Geld liegenlassen mussten und haben dann mit Recht ge-
sagt: Wir wollen beim Stellenwechsel nicht Geld verlieren. 
Es nun plötzlich, in einer anderen Wirtschaftslage. Zehn-
tausende - sind es 120 000 Leute -. die die Stelle 
n~hl d~du~h 

sagt sei 
andererseits entgegnen. wenn 
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das Problem habe die Kommissions- zu Artikel 4 und zu Artikel 17 
rtp'·Prlplt· Es ist mindestens ebenso hilf- werden. 

,rt"·rwp,":P sagt: Ihr werdet dann en 
detail informiert. was tun könntet, um 
schutz aufrechtzuerhalten. Wenn es 
armen Menschen sagen. er könne 
ner holen. Das ist keine 

hat gesagt: «Es 

schutzes ~ 
Tod ~ erlauben muss. wäre 
malion darüber. was man \!C>I·<::,c'hc.rt 

chen könnte. 
Man wird versuchen. auf und Nebenwirkun-
gen dieses Vorschlages der hinzuweisen; alle Ein-
wände mögen berechtigt sein. Wenn wir nicht Erstrat wären. 
würde ich mich gar nicht getrauen, hier nochmals zu insistie-
ren und zu sagen: Dieses Gesetz bleibt Flickwerk von der er-
sten Stunde an, wenn wir nicht auch das Problem der Arbeits-
losen ausführlich lösen. Wir sind aber Erstrat, und der Erstrat 
soll die Möglichkeit haben, Fragen. die sich im Zeitpunkt der 
Redaktion des Gesetzes nicht so dringend stellten, aufzugrei-
fen; der Zweitrat kann sich dann in grosser Weisheit der techni-
schen Ausfeilung der Vorschrift annehmen. 
Ich bitte Sie also dringend ~ das ist das Hauptanliegen ~, in Ar-
tikel 8 ein bissehen weiter zu gehen als die Kommissions-
mehrheit und nicht nur mit einem Informationsanspruch der 
Arbeitslosen zu arbeiten, sondern den Arbeitslosen einen 
Rechtsanspruch auf Erhaltung des Vorsorgeschutzes zu 
geben. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Bortoluzzi: Die Antragsteller wollen das Freizügigkeitsgesetz 
meines Erachtens mit ihrem Anliegen für die Arbeitslosen 
überstrapazieren. Bei allem Verständnis für die Situation von 
Stellensuchenden glaube ich, dass dieses Gesetz der falsche 
Ort ist, um den Vorsorgeschutz für diese Leute zu erhalten. Es 
entsteht für die Kassen eine völlig neue Kategorie von Mitglie-
dern. Die Frage der Finanzierung ist völlig ungelöst, und es 
geht meines Erachtens nicht, dass ein aufgelöstes Arbeitsver-
hältnis eben doch nur so halbwegs aufgelöst wird, weil bezo-
gen auf den Vorsorgeschutz hier etwas erhalten bleiben soll, 
möglicherweise noch auf Kosten der Verbleibenden und des 
Arbeitgebers. Zudem käme noch die ob es bei reduzier-
ten Einnahmen eines Arbeitslosen sinnvoll ist, 15 bis 20 Pro-
zent, eventuell noch zuzulassen. Dadurch könn-
ten neue wirtschaftliche für diese Leute 

sind. Das alles, um eine luxuriöse zu 
erhalten! Man sollte in diesem Gesetz auf die gesonderte Be-
handlung dieser neuen verzichten. 
Das gleiche auch für den 
zu Artikel 17, 

mclInl'pn und vollen steht. Wer 
beisp,ielsweis,e aus dem Erwerbsleben zurückziehen will. 

IMP:ltt:>rhm in der betrieblichen ver-
formell Arbeitsämtern 

Wer sein Arbeitsverhältnis 
Weltreise zu machen oder ein Stu-

dium aufzunehmen. ebenfalls eine externe 
schaft durchsetzen. Wer sich macht. könnte wei-
terhin in der Pensionskasse seines früheren 
bleiben. er bezeichnet sich 

als StelfensuchendeL 
Diese deutlich, dass die betriebli-
chen externe Mll:alledsci,atten 
tieren müssten, die mit dem Betrieb und der betrieblichen 
meinschaft überhaupt nichts mehr zu tun haben. Steilensu-
chende sind keineswegs nur Entlassene. 
Herr Leuenberger Ernst spricht von Arbeitslosen, aber im Min-
derheitsantrag wird von Stellen suchenden gesprochen. Auch 
freiwillig Austretende sind häufig Stellensuchende. Es versteht 
sich von selbst, dass die externen Mitglieder von der Solidari-
tät des Betriebes nicht mehr profitieren dürfen. Es gibt keinen 
Grund, weshalb der Arbeitgeber für jene. die den Betrieb frei-
willig verlassen haben oder aus eigenem Verschulden verlas-
sen mussten, noch jahrelang Arbeitgeberbeiträge an die AI-
tersvorsorge bezahlet, soll; es besteht auch kein moralisches 
Recht der Austretenden, allenfalls noch jahrelang von der Soli-
darität der im Betrieb Verbleibenden zu profitieren. 
Die Ermittlung der vollen Kosten der externen Mitgliedschaft 
ist nicht einfach, vor allem bei den Leistungsprimatkassen. Es 
ist nicht möglich, einfach die reglementarischen Beiträge der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammenzuzählen, weil die 
Arbeitgeberbeiträge keineswegs immer individuell auf die ein-
zelnen Versicherten aufgeschlüsselt sind. Bei reglementari-
schen Durchschnittsprämien werden von den jüngern Versi-
cherten Solidaritätsbeiträge zugunsten der ältern eingefor-
dert. Was gilt dann dort für die externe Mitgliedschaft? Damit 
zeigt sich deutlich, was für kaum lösbare Probleme der Min-
derheitsantrag Leuenberger Ernst aufwirft. 
Dazu kommen die administrativen Folgen. Wer haftet für die 
nicht einbringlichen Prämien? Bei den externen Versicherten 
wäre das Einziehen der Prämien durch Lohnabzug ja nicht 
möglich, die Pensionskassen hätten also mit beträchtlichen 
Umtrieben zu rechnen: Listen der Adressen von extern Versi-
cherten, RechnungsteIlung, Mahnung, allenfalls Betreibung 
usw. Dazu sind die Vorsorgeeinrichtungen nicht ausgerüstet 
Sie besitzen den dafür nötigen gar nicht. und wir soll-

sie 

wiederhole einen Hinweis aus der Eintretensdebatte: Je 
mehr wir betrieblichen ausserbe-
triebliche überbinden und sie mit 

belasten, desto ist die Gefahr, dass 
sich Pensionskassen auf das Obligatorium be-
schränken und damit auch die auf das 

reduzieren. Der 
Ernst könnte das zur 
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Dann ist darauf hinzuweisen, dass der "Stellensuchen-
"Arbeitsloser» oder 

wer Prämien bezahlen 
nicht 

SP-Fraktion ersuche ich Sie, dem 
Ernst zuzustimmen Es han-

um einen durchaus 
der heute sehr schwieri-

Stelle verlieren und ar-
Eintreten bereits ClU:"kJ'O'U' 

ist diese Situation, der Verlust einer Arbeitsstelle, 
ein sehr bei dem es aber 
stens ist das Problem an einer neuen 

fehlt, weil kein neuer Arbeitgeber vorhan-
Fällen ist die soziale Sicherung heute 

vor allem hinsichtlich der beruflichen 

Was passiert heute mit der beruflichen Vorsorge, wenn je-
mand die Stelle verliert? Aufgrund der heutigen gesetzlichen 

haben der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehme-
rin theoretisch die Möglichkeit, sich bei der Auffangeinrich-
tung zu versichern, Das ist aber in der Praxis etwas, was nur 
schlecht funktioniert, Erstens besteht diese Möglichkeit nurfür 
das BVG-Minimum, und das ist so tief, dass gegenüber dem 
bisherigen Schutz oft unzumutbare Einbussen entstehen, 
Zweitens sind die Prämien, namentlich für ältere Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, so teuer, dass sie sich Arbeitslose-
wenigstens bei längerer Arbeitslosigkeit - schlicht nicht lei-
sten können, Die Auffangeinrichtung kumuliert gewissermas-
sen die schlechten Risiken, 
Mit dem Minderheitsantrag Leuenberger Ernst erhalten die 
Entlassenen die Möglichkeit nur die Möglichkeit, in der bishe-
rigen Einrichtung zu verbleiben, dies wenigstens so lange, als 
sie auf dem Arbeitsamt als Stellensuchende angemeldet sind, 
Mit Stellensuchenden sind zweifellos die arbeitslosen Steilen-
suchenden gemeint, Herr Allenspach, Diese Möglichkeit der 
Weiterführung des Vorsorgeschutzes eröffnet ihnen die Erhal-
tung des Vorsorgeschutzes, namentlich für die Risiken Invali-
dität und Tod und, soweit sie es vermögen, allenfalls auch für 
das Alter. Das ist man kann das nicht dementieren eine be-
deutende Verbesserung der Rechtslage zugunsten der Ar-
beitslosen, 
Der Minderheitsantrag Leuenberger Ernst fordert nicht, dass 
die Vorsorgeeinrichlung, in der die Arbeitslosen verbleiben 
können, die auch finanziert. Das verlangt der Min-

im Unterschied zu dem, was jetzt von 
den Herren und Allenspach worden ist! Si-
cher ist auch mit diesem nicht dass die Ar-
beitslosen die der \!r>"·"t>,,rto 

Gründen 
Zum Schluss noch entlassen und arbeitslos wird, 
ist nicht zuletzt deshalb stark armutsbedroht, weil ihm oder ihr 
der Schutz der zweiten Säule der beruflichen fehlt. 
Verunfallen Arbeitslosen, werden sie krank 
so sind sie oft nur noch durch die erste Säule sozial 
chert. Der für ein normales Leben Schutz der 
Säule fehlt ihnen. Das muss rtA:,nrIArt 

Der 

ein \MIf'htlrtc>r 

Seiler Rolf: Die CVP-Fraktion wird für den 
der Mehrheit stimmen. 
Die ausführlichen von Herrn Ernst 
und von Kollege Rechsteiner zeigen eigentlich mit Deut-
lichkeit, wie interprelationsbedürftig dieser Antrag der Minder-
heit ist, nicht nur in bezug auf den Terminus Stellensuchender, 
sondern ganz allgemein. Wenn Herr Rechsteiner sagt, man 
solle doch das, was heute schon in der Verordnung vorge-
schrieben ist, endlich zum Funktionieren bringen, hat er damit 
sicher recht. Dem schliessen sich die Kommissionsmehrheit 
und auch die CVP-Fraktion durchaus an, d, h" wir sind der 
Meinung, dass die bessere Lösung eine vollständige Informa-
tion der Betroffenen ist. In diesem Sinne haben wir auch Arti-
kel 8 des bundesrätlichen Entwurfs geändert. Wir sind daher 
der Meinung, dass dieser Antrag der Minderheit Leuenberger 
Ernst bei Artikel 4 nicht der richtige Weg, nicht die richtige Lö-
sung ist, sondern dass er die ganze Sache eher kompliziert 
und die Situation der hier immer wieder angesprochenen Ar-
beitslosen ohnehin nicht zu verbessern vermag. 
Die CVP-Fraktion wird für den Antrag der Mehrheit stimmen. 

Präsident: Die Fraktion der Schweizer Demokraten und der 
Lega dei Ticinesi lässt mitteilen, dass sie die Mehrheit unter-
stützt. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte vorerst auf die in der heuti-
gen Gesetzgebung bestehenden Möglichkeiten hinweisen, 
die Anliegen der Arbeitslosen zu verwirklichen. Es wurde 
schon gesagt: Ein Stellensuchender hat gegenwärtig laut Arti-
kel47 BVG die Möglichkeit, die Versicherung im bisherigen 
Umfang bei derselben Vorsorgeeinrichtung wenn ihre regle-
mentarischen Bestimmungen dies zulassen - oder bei der 

weiterzuführen. Die Kommission ist der 
heute voll aus ge-

n""""",n bei Artikel 8 

nicht 
nicht nur in Artikel 8 Absatz 2 (neu) eine 
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Informationspflicht vor. sondern bei Artikel 23 wird zudem in 
der der auf einen Teil der 
freien 
In diesem Sinne 
mission. den 
werfen. 

sur la vieillesse. survivants et inva-
lidite en son article 60 alinea 2 lettre e. 

de minorite 
la commission a estime que la 

proposition de avait trouve satisfaction par I'adoption 
du nouvel alinea 2 a I'article 8. ainsi que par les precisions ap-
portees a !'article 23 sur la liquidation des institutions 
de prevoyance. En effet. a I'article 8 alinea 2 (nouveau), la 
commission propose a I'unanimite d'accepter ce nouvel ali-
nea ainsi que la nouvelle note marginale "Decompte et infor-
mation". 
Cette disposition resuite en effet d'une longue discussion que 
nous avons eue en commission sur la situation des ch6meurs 
en maUere de prevoyance professionnelle. Les personnes qui 
ont perdu leur place de travail et qui se retrouvent sans emploi 
ne comprennent pas pour quelle raison elles regoivent de leur 
caisse de pensions la circulaire traditionnelle leur demandant 
de quelle maniere elles entendent maintenir leur prevoyance 
professionnelle. Elles so nt dans I'incapacite d'indiquer qu'iI 
faut verser le montant de la prestation de libre passage a une 
nouvelle institution de prevoyance puisqu'elles n'ont pas en-
core trouve un nouvel employeur. D'autre part, parmi la masse 
de problemes administratifs auxquels sont confrontes les ch6-
meurs, il apparait absolument indispensable de leur simplifier 
la tache au niveau de leur prevoyance professionnelle. 
De surcroit, les ch6meurs ne connaissent pas les droits qui 
so nt deja actuellement a leur disposition pour leur permettre 
de maintenir leur prevoyance professionnelle, notamment en 
cas de deces ou d'invalidite. 11 appartiendrait aux institutions 
de prevoyance de donner aux assures au chomage loutes les 
informations requises. Toutefois, dans la pratique, les institu-
tions de prevoyance ne le font pas et ces renseignements tres 
utiles ne sont pas non plus communiques aux chomeurs par 
les offices cantonaux de I'emploi ou les caisses de cho-
mage. La nouvelle I'alinea 2 de I'article 8 
entend mettre I'accent sur devoir d'information des institu-
tians de rang L'assure doit 

maintenir le niveau d'assurance en cas de deces 
par une de libre passage. 
Dans la actuelle, il convient que les insti-
tutions de prevoyance au serieux le 
devoir d'information leur incombe. De dans le ca-
dre de nos discussions en commission, l'Office federal des as-

d'ordre technique il 

cas. D'une certaines institutions de prevoyance ne distin-
guent pas cotisations pour de I'ensemble des coti-
sations. D'autre part, si les devaientverserl'ensemble 
des cotisations leur de ('nl"y,,,,r,o 

les cotisations portant sur les de vle,liIe,ss,a, 
tant de ces cotisations 

Bundesrat Koller: habe Ihnen im Eintretensreferat 
dass wir uns anlässlich der 
intensiv mit dem Problem der im Verhält-

befasst haben. Wir haben ja auch zwei 
ro;:,,,,,,,,,,rt indem wir die Informa-

1rf'i'1r"'",,,,bt wird, 
- in Artikel 8 ins Gesetz aufnehmen und 

auch die Garantie einer besseren haben. Die 
Versicherten werden im Falle der über 
ihre den weiter 
halten, umfassend informiert werden müssen. Zudem haben 
wir in Artikel 23 die bedeutend offener formu-
liert, was gerade im Fall der den Vorteil haben 
kann, dass austretende Arbeitnehmer eine Chance erhalten, 
sich an den freien Mitteln beteiligen zu können. 
Ich habe an sich ein gewisses Verständnis für das Anliegen 
der Minderheit Leuenberger Ernst. Aber ich glaube, es ist hier 
einfach nicht der Ort, um dieses Problem zu lösen. Das muss 
der Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorbe-
halten bleiben. Die Terminplanung sieht so aus, dass der Bun-
desrat Ihnen zunächst (im nächsten Jahr), im Sinne einer So-
fortmassnahme, eine kleine Revision und anschliessend eine 
grundlegende Revision des Arbeitslosenversicherungsgeset-
zes unterbreiten wird. Hier werden auch Ihre Anliegen geprüft 
werden, Herr Leuenberger Ernst; ferner wird beispielsweise 
auch geprüft, ob nicht von der Arbeitslosenentschädigung Ab-
züge für die zweite Säule vorgenommen werden sollen, wie 
das heute bei der AHV der Fall ist Nach diesem Konzept wür-
den dann die Arbeitgeberbeiträge von der Arbeitslosenversi-
cherung übernommen. Ich glaube, das wäre eine adäquate 
Lösung für das von Ihnen aufgeworfene Problem. 
Im Rahmen des Freizügigkeitsgesetzes würde das meiner 
Meinung nach aber nur zu einer zusätzlichen Belastung der 
Pensionskassen führen und den Betroffenen, die Sie schützen 
möchten, im Grunde genommen wenig bringen, weil sie ja im-
mer auch noch die Arbeitgeberbeiträge bezahlen müssten, 
um voll versichert zu sein. Dazu werden Arbeitslose aber in 
sehr vielen Fällen gar nicht in der Lage sein. Deshalb bin ich 
überzeugt, dass die Revision des Arbeitslosenversicherungs-
gesetzes der richtige Ort der Behandlung dieses Anliegens ist. 
Ich bitte Sie daher, Ihrer Kommissionsmehrheit zuzustimmen 
und den Antrag der Minderheit Leuenberger Ernst ab-
zulehnen. 

Art. 5 
der Kommission 

Abs.1 

Abs.2,3 

43 Stimmen 

IMAn1C1.:>r als einen Jahresbeitrag des 

pour les caisses de pensions de traiter ce genre de Adherer au projet du Conseil federal 
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Deiss, Berichterstatter: Artikel 5 
Hier ist einerseits 
mehr an die t:V\tH-He':JeIUI 

Art. 6 
Antrag der KommisSion 

die der Baraus-
dass Buchstabe a 

anoeoaSSI werden 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au du Conseil federal 

Deiss, Berichterstatter: Hier ist kurz auf die Frage der Verzin-
sung hinzuweisen< Nicht, weil unter diesem Artikel Aenderun-
gen vorgeschlagen werden. sondern nur, um in Erinnerung zu 
rufen, dass auch für diesen Artikel die Frage durch Ergänzun-
gen in Artikel 10 Absatz 2 und in Artikel 12 Absatz 2 geklärt 
wird< Insbesondere gilt es auch in bezug auf die Begriffe klare 
Abgrenzungen zu treffen. Es gibt nämlich die Frage des Ver-
zugszinses einerseits und die Frage des technischen Zinssat-
zes andererseits. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Titel 
Vom Arbeitgeber übernommene Eintrittsleistung 
Abs.1 
Hat der Arbeitgeber vom Vorsorgenehmer die Eintrittsleistung 

oder teilweise übernommen, kann die< 
2 

Adherer au 

11 donc d'une affectation obligatoire, de par la 
loi. ces montants qui ne viennent pas augmenter les presta-
tions de sortie des assun3s< 

Art. 8 

Art. 8 
Titre 
lor'nn,nlP et information 

AI. 1 

hinweisen; namentlich 
darauf aufmerksam machen, 

für den Todes- und Invaliditäts-

Adherer au projet du Conseil federal 
Ar 2 (nouveau) 
l'institution de prevoyance doit indiquer Ei I'assure loutes les 
possibilites legislatives et reglementaires pour maintenir la 
prevoyance; elle doit notamment I'informer sur la prevoyance 
en cas de deces ou d'invalidite< 

Deiss, Berichterstatter: Ich habe zwar zu Artikel 8 bereits Er-
klärungen abgegeben. Ich möchte diese wiederholen, da sie 
von gewisser Bedeutung sind für die Frage, die wir vorhin 
im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit zu besprechen 
hatten< 
Es geht hier einerseits um die Regelung betreffend den Min-
destinhalt einer Abrechnung (Abs. 1): besonders wichtig aber 
ist Absatz 2, welcher die Frage der Informationspflicht regelt. 
Bereits nach geltendem Recht muss die Vorsorgeeinrichtung, 
aus der ein Vorsorgenehmer ausscheidet, den Vorsorgeneh-
mer über die Möglichkeiten informieren, den Vorsorgeschutz 
aufrechtzuerhalten. 
Nach dem Vorschlag der Kommission soll diese Informations-
pflicht, um deren Bedeutung noch mehr zu betonen, neu im 
Gesetz verankert werden< Gleichzeitig macht der Vorschlag 
auf einen besonders wichtigen Aspekt der Informationspflicht 
aufmerksam, nämlich darauf, dass der Vorsorgenehmer auch 
darüber aufzuklären ist. wie er den VorsorgeSChutz für den To-
des- und den Invaliditätsfall aufrechterhalten kann Damit will 
die Kommission erreichen, dass alle Vorsorgenehmer, die aus 
einer Vorsorgeeinrichtung ausscheiden, von der Möglichkeit 
erfahren, die obligatorische Vorsorge bei der Auffangeinrich-
tung fortzuführen. 

Art. 9 
der Kommission 

Abs< 1,2 
zum Entwurf des Bundesrates 

est attribuee aux reserves Abs. 3 
Mehrheit 

zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 

Ar~. 9 

Adhererau du Conseil federal 
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AI. 3 
Majorite 
Adherer au du Conseil federal 
Minorite 

Borer Roland, Bortoluzzi, Daepp, Eymann Chri-

Abs.1.2-AI.1,2 

Abs. 3-AI. 3 

Rudolf, Philipona, Pidoux. 

der Minderheit: Artikel 9 schreibt in Ab-
nicht unterschei-

er-
eingekauft werden. Die Min-

Absatz 3 zu streichen. Der Minderheitsan-
trag entspringt Sorge, dass Absatz 3, wenn er in der Fas-
sung gemäss Entwurf des Bundesrates bzw. Antrag der Mehr-
heit der Kommission bestehenbleibt, die Pensionskassen 
zum Leistungsabbau zwingt 
Artikel 9 Absatz 3 verhindert beispielsweise, dass eine Vorsor-
geeinrichtung dienstaltersabhängige und nicht durch Bei-
träge finanzierte Leistungen gewährt, und zwingt und das 
war nicht die Absicht viele Kassen zum Leistungsabbau. Ich 
kenne Kassen, die vom Arbeitgeberfinanzierte zusätzliche Lei-
stungen für die Uebergangsgeneration erbringen. Wir rufen 
die Arbeitgeber immer wieder auf, die Uebergangsgeneration 
zu begünstigen. 
Die freiwilligen Arbeitgeberleistungen für die Uebergangsge-
neration werden naturgemäss nach Dienstalter abgestuft 
Stimmen Sie Absatz 3 zu, so wird der Arbeitgeber auf seine 
freiwilligen Leistungen verzichten, und es findet ein Leistungs-
abbau statt 
Ich kenne im weiteren Kassen, die eine vorzeitige Pensionie-
rung entsprechend den Dienstjahren ermöglichen. Die Kosten 
dafür trägt oft ganz oder grösstenteils - der Arbeitgeber. 
Diese freiwilligen Leistungen des Arbeitgebers fallen weg, 
wenn die vorzeitige Pensionierung nicht mehr von den Dienst-
jahren abhängig gemacht werden kann. 
Artikel 9 Absatz 3 provoziert nicht nur einen Leistungsabbau, 
er zwingt die Leistungsprimatkassen praktisch dazu, eine pro-
portionale Rentenskala einzuführen, was auch wieder zu ei-
nem unerwünschten Leistungsabbau führen würde. Es ist 
nicht einzusehen, warum nicht auch andere als proportionale 
Rentenskalen zulässig sein sollen. 
Das Verbot. zu unterscheiden zwischen Leistungen, die wäh-
rend der Beitragsdauer erlangt worden sind, und jenen, die 
eingekauft worden sind, führt schliesslich dazu, dass mit dem 
Einkauf wenn immer möglich möglichst lange zugewartet 
wird. Wer sich erst kurz vor der Pensionierung einkauft, be-
zahlt keine SolidaritätSbeiträge mehr. Er dispensiert sich also 
von der kasseninternen Solidarität; er macht zudem 
winne. wenn er seine Mittel und sich 

die 
her sind als die technischen Aber mit der Zinsdiffe-
renz, die der einzelne bei einem späteren Einkauf für sich ein-
stecken kann, wird bei normalen Verhältnissen in den meisten 
Betrieben die Teuerungszulage auf den laufenden Renten fi-
nanziert Wir möchten nicht jene begünstigen, die sich um die 
innerbetriebliche Solidarität foutieren. 
Wir stellen fest diese Meinung wird auch von den Experten 

dass Artikel 9 Absatz 3 letztlich zu einer Gleichschal-
tung der Kassen damit, wie erwähnt, die Gefahr des 

Wir sollten diesen I=v,r.""-tc,,,_ 

diesen 
starken Absatz 3 von Artikel 9 zu 
streichen; dies liegt im Interesse der Versicherten. Wir wollen 

keinen Leistungsabbau, und wir wollen nicht, dass das Gesetz 
die Kassen zum leistungsabbau zwingt 

Keller Rudolf: Der vorliegende Absatz 3 bereitet uns doch 
recht grosse Schwierigkeiten. Die Formulie-
rung verunmöglicht eine in der Praxis 
zwischen leistungen, die im laufe 
oder worden sind, und solchen, es nicht 
Diese ist dann wenn L B. der Ar-
ht>!I!n,~h,~r im Sinne eines 

gegenüber dem Arbeitnehmer, 
Arr)Ail'ne>hrr,onn für die effektive Dienstdauer SPl9zH3lie 
stungen wie den 
oder aber den 
Das es in der recht oft. 

auf Renten 
alleine finanziert hat 

Dieses Verbot, zwischen und während der Bei-
tragsdauer erworbenen Leistungen zu unterscheiden, führt 
einfach dazu, dass Vorsorgeeinrichtungen ihre 
pläne eher nach unten anpassen müssen, weil eben das 
für die anderen Leistungen fehlt Genau dies gilt es zu ver-
hindern. 
Wir wollen keine Lösung, die die Kassen in Schwierigkeiten 
bringt Wir wollen keine Lösung, die Nivellierungen der lei-
stungen, sprich: allenfalls Kürzungen, mit sich bringt. Vor al-
lem in der heutigen, wirtschaftlich schwierigen Zeit würden wir 
mit der Beibehaltung von Artikel 9 Absatz 3 aber direkt zu sol-
chen Leistungskürzungen aufmuntern. 
Ich appelliere namens der SD/Lega-Fraktion an Sie, Absatz 3 
zu streichen. 

Rechsteiner: Namens der SP-Fraktion ersuche ich Sie drin-
gend, den Minderheitsantrag Allenspach abzulehnen. Es geht 
bei dieser Bestimmung um eine der zentralen Bestimmungen 
dieser Vorlage überhaupt Wenn - wie die Minderheit Allen-
spach dies will - es auch in Zukunft so sein soll, dass diejeni-
gen, welche die Stelle wechseln, trotz der von ihnen einge-
brachten Eintrittsleistungen bei sonst gleichen Voraussetzun-
gen gegenüber denjenigen, die schon länger im Betrieb sind, 
leistungsmässig diskriminiert werden können, ist die Konse-
quenz die, dass die volle Freizügigkeit ganz stark einge-
schränkt würde. Der Grundsatz der Freizügigkeit verlangt 
nämlich, dass die Stellenwechslerinnen und Stellenwechsler 
gegenüber den anderen, die schon länger im Betrieb sind, 
prinzipiell gleich behandelt werden. Dies kann nur dann 
durchgesetzt werden, wenn Sie dem Entwurf des Bundesrates 
und dem Antrag der Mehrheit der vorberatenden Kommission 
zu Artikel 9 Absatz 3 zustimmen. 
Die Annahme des Minderheitsantrages Allenspach bedeutet 
ja in der Praxis nichts anderes, als dass Langzeitbeschäftigte 
vom Arbeitgeber bzw. der Vorsorgeeinrichtung bevorzugt be-
handelt werden können und in der Realität auch behandelt 
werden. Die Kehrseite der Bevorzugung der langzeitbeschäf-
tigten ist die Benachteiligung derjenigen, die die Stelle wech-
seln oder eine Stelle aufgeben und später wieder antreten 
müssen. Stark betroffen davon sind Frauen, welche Erzie-

und haben und ihre 

sen. müssen sie, die Frauen, sich mit unsicheren und 
prekären Arbeitsverhältnissen Genau diese ohne-
hin schon benachteiligten Arbeitnehmerinnen würden bei An-
nahme des Minderheitsantrages hinsichtlich der 
Leistungsansprüche, welche mit der eNtor-
ben werden, weiter diskriminiert. Das ist unhaltbar. wider-
spricht auch dem Anspruch auf Gleichstellung. Das sollte für 
die Ablehnung des Minderheitsantrages Allenspach 
lieh bereits 
Wenn Herr 
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sondern darüber, ob 
rn~"T"'l(r",rr lohnt oder nicht 
sie; lOhnt sie sich nicht, er-

zentral um die Schutzbe-
anders haben aber die Arbeitnehmerin-

rh""tn,e;hrn"r ein zentrales Interesse daran, dass die 
existieren und nicht alles von der Will-

des undder\/nrcr,r~'~O"nrtf'htl 

Willkürlich ist es, Stellenwechslerinnen und 

von, 
oder mit der 
Grundsatz muss hier werden, wenn es nicht zu einer 
Diskriminierung der für kürzere Zeit Beschäftigten gegenüber 
den Langzeitbeschäftigten kommen soll, Für die Gewährlei-
stung dieser Gleichbehandlung braucht es diesen Absatz 3, 
auch für die einer vollen Freizügigkeit in die-
sem Punkt 
Ich ersuche Sie deshalb, den Minderheitsantrag Allenspach 
abzulehnen, 

Begrüssung - Bienvenue 

Präsident: Ich habe die Ehre, auf der Tribüne eine Delegation 
aus Aethiopien begrüssen zu dürfen. Der Vizepräsident des 
Parlamentes und die Erziehungsministerin statten heute unse-
rem Parlament einen Besuch ab. Die äthiopische Delegation 
befindet sich auf einem sechstägigen Arbeitsbesuch in der 
Schweiz. Aethiopien ist ein durch langjährige innere Krisen ge-
schütteltes Land. Wir hoffen auf eine Beruhigung der Lage, da-
mit die Regierung endlich den politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Aufbau in Angriff nehmen kann. 
Wir wünschen unseren Gästen einen aufschluss- und erfolg-
reichen Aufenthalt in der Schweiz. (Beifall) 

Bortoluzzi: Man kann Gesetzesbestimmungen formulieren, 
die für Arbeitnehmer ausserordentlich freundlich aussehen 
wie hier bei Absatz 3 von Artikel 9. Man muss sich aber auch 
der Frage der möglichen praktischen Auswirkungen stellen. 
Bei dieser Formulierung, dass eingekaufte und erworbene Lei-
stungen nicht unterschiedlich behandelt werden dürfen, muss 
man sich bewusst sein, dass für Arbeitnehmer dadurch 
bei der Stellensuche eine neue von nicht zu unterschät-
zender Höhe wird. 

es aber ebensosehr 
der Aus dieser 

ein Arbeitnehmer, der 35 Jahre Betriebstreue 
mrllo,m",nt"n<:rh mit 60 oder 62 Jahren pensioniert wer-

den kann, dann ist es halt nicht zu verstehen, wenn dieses 
Recht auch einem Mitarbeiter werden muss, der 
erst mit 55 oder 57 Jahren in den Betrieb ist, sich 
auf 30 Jahre zurück hat und die die der 
andere Arbeitnehmer erbracht hat, nie 

Art 

Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktion, den Minderheitsan-
",n',n;",n auf Streichen von Absatz 3 zu unterstützen. 

Präsident: Die liberale Fraktion unterstützt den der 
Minderheit AIII:>n<"''''r'h 

pln'ct"mn"n für den 
also den 

Gesetz zu rn~,r-h"'n 
in der beruflichen "n,·c",'"", 

bessern. wollen die 
Stellensuchenden und Stellenwechslern aufheben. wir 
nun im Sinne der Kommissionsminderheit diesen Artikel 9 Ab-
satz 3 streichen, bedeutet das, dass 
anders, im Klartext heisst das ,,,ccor,tli,,h 
dei! werden als die während der 
Leistungen. Die eingekauften 
diese Einkaufssummen werden nicht Lohnentwicklung 
angepasst. Dieser Teil der Versicherung wird bis zur Pensio-
nierung eingefroren, was zu sehr grossen Nachteilen für den 
Versicherten führt. Es bedeutet, dass die Leistung aus diesem 
Kapital, dieser Einkaufssumme, die nicht mehr angepasst 
wird, sich nicht mehr mit der Lohnentwicklung weiterent-
wickelt und dann nicht mehr 1 OOprozentig ist. Das bedeutet, 
dass der Stellenwechsler massiv benaChteiligt wird. Beim An-
trag der Minderheit AHenspach wird nicht berÜCksichtigt dass 
dieser Stellenwechsler seine Leistung vorher in einer anderen 
Vorsorgeeimichtung erbracht hat. 
Das Streichen von Artikel 9 Absatz 3 würde einen ganz schwe-
ren Einbruch in die Verbesserung der Freizügigkeit bedeuten, 
und daher wird die CVP-Fraktion diesen Antrag der Minderheit 
Allenspach einstimmig ablehnen. 

Deiss, Berichterstatter: Stellenwechler und Betriebstreue sol-
len gleichgestellt werden. Das ist der Grundsatz dieser Freizü-
gigkeitsordnung. Deshalb wird statuiert, dass Vorsorgeneh-
mer mit während der Beitragsdauer erworbenen Leistungen 
und solche mit eingekauften Leistungen gleich zu behandeln 
sind. Es soll verhindert werden, dass Züger benachteiligt wer-
den; insbesondere kann es ja vorkommen, dass eingekaufte 
Renten nicht der Lohnentwicklung angepasst werden, was 
den Züger gegenüber dem Betriebstreuen schlechtersteIlt Es 
geht um einen zentralen Punkt der Freizügigkeit. Würden wir 
diesen Absatz 3 streichen, so würde die Freizügigkeitsrege-
lung in vielen Fällen von Anfang an ausgehöhlt Es geht nicht 
in erster Linie um den Teuerungsausgleich, sondern um die 
Praxis gewisser Kassen, die beim Eintritt nicht erlauben, Lei-
stungen einzukaufen, sondern mit der Freizügigkeitsleistung 
lediglich erlauben, einen festen Betrag zu versichern. Dieser 
Teil wird dann bis zur Pensionierung eingefroren, was für den 
Versicherten zu Nachteilen führt, 

Int,e;r<:rh,iorl", zwischen den 

Arten kann man auch nicht 
<:nrpr,h,,'n und belässt Fes-

''-l"aUUCl'J, verbunden mit der 
Diskriminierung älterer ist eher eine etwas 
übertriebene Schwarzmalerei von Herrn Allenspach. Zusatz-
leistungen der Arbeitgeber zugunsten der Mitarbeiter sind zu 
begrüssen. Gehen sie beim Austritt verloren, sind es auch 
dene Fesseln. 
Deshalb bitte ich Sie der 

Gesetz 
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des 
tefois, ces cas ne so nt pas 
essentiellement dans le cas de I' CH~rt'lr,c>rn,"nt "'" 

de travailleu rs ou aetravallletJSE~S nFr.r'ho,c 
Or, I1 faut constater. sur la base de que si le marche 
du travail a besoin de ces personnes, on va les 

soient les mesures introduites en mattere de so-
Si le marche du travail a besoin, on ne va pas les 

",n,,,,,,,,,,,( et ce la n'est de la sociale 

Conseil federal ades 
en ce coneerne la n""\l')\!;.! 

nrrm"',<:Il')nf,PlliP des femmes. Ce sont elles, en effet, 
une carriere interrompue 

educatives et ce so nt elles qui volr leurs 
drolts dimlnuer en matiere de prevoyance vieillesse. 
que I'institution de prevoyance pourrait introduire une 
tion entre la prestation de libre passage apportee et la duree 
d'emploi, par consequent de cotisations, au sein de I'entre-

Le principe de /'egallte de traitement au sens ainsi 
que la reconnaissance et la prise en consideration des laches 
educatives et menageres, en matiere de securite sodale, doit 
nous amener a prendre position en faveur de la disposition 
proposee par le Conseil federal. Nous ne pouvons pas remet-
tre en cause toute la question de la mobilite des travailleurs et 
des travailleuses et les faeilites qu'il convient d'accorder en 
maliere de prevoyance professionnelle pour favoriser cette 
mobilite, simplement pour tenir compte de quelques situa-
tions particulieres qui pourraient se produire, ainsi que le pro-
pose M. Allenspach. 
C'est pourquoi la majorite de la commission, par 12 voix 
contre 11, vous invite a suivre la proposition du Conseil federal 
et a maintenir I'alinea 3 de I'article 9 dans la version proposee 
par le Conseil federal. 

Bundesrat Koller: Bei Artikel 9 Absatz 3 geht es - genau wie 
später bei Artikel 17 Absatz 1 bis - um eine ganz entschei-
dende Bestimmung dieses Freizügigkeitsgesetzes. Wenn Sie 
dem Minderheitsantrag Allenspach zustimmen, ist das ein 
schwerer Eingriff in das Konzept einer kassenübergreifenden 
Freizügigkeit. Ich bitte Sie daher dringend, der Mehrheit der 
Kommission zuzustimmen. 
Ich komme mir etwa so vor wie damals, als wir in den achtziger 
Jahren das Kartellgesetz behandelten. Da waren auch alle für 
das Prinzip des Wettbewerbs, aber bei der konkreten Ausge-
staltung des Kartellgesetzes wollte man dann die Wettbe-
werbsbeschränkungen wieder zulassen. So ist es auch heute. 
Man gibt zunächst Erklärungen ab, man sei für den Abbau von 
Schranken, man sei für Freizügigkeit. Da muss ich Ihnen sa-
gen: Hic Rhodus, hic salta! Es geht nun wirklich um die Frage, 
ob diese Freizügigkeit realisiert werden soll oder nicht. 
Stimmen Sie dem Antrag der Kommissionsminderheit zu, so 

Status erhalten es wird nur 

l/n"""",,,,'ne'hnnAr von 
tin"n7Iort hätten. So habe belspl,els,we'lse 

betriebstreue während seiner 
tragsdauer den Teuerungsausgleich der RentEmt,eZÜQ'8r 
nanziert, während der erst mit 55 Jahren in den Betrieb 
tretene dies nur noch während Jahre tun müsse. 

Im,pnl·"tlrm ist bereits Wird der 
dass dafür Bei-

N 

dürfen. So hat um-
beim Austritt aus einer Pensions-

mit vollem auch keinen Anspruch 
auftreie Mittel. 
Vor dem einer ist 
daher nicht zu verstehen, weshalb der beim 
Austritt die freien Mittel zurücklassen muss, sich aber beim 
Einkauf de facto in die freien Mittel einer 'lnl'cu,rn"":,,n 

müsste. Genau das aber hätte der Mi,vi"FhDitc"'I~_ 

worden, dass man hier 
Alter, Tod und Invali-

lm,';nj'iprpn sollte. Die Politik einer 
anderen Faktoren ab. 
rlri,nn"nrl bitten, der Mehrheit der 

Kommission zuzustimmen. 
Ich werde Sie bei Artikel 17 Absatz 1 bis ebenso entschieden 
bitten, der Mehrheit der Kommission und nicht der Minderheit 
zuzustimmen. Dort versucht man auf der anderen politischen 
Seite. für Freizügigkeitsfälle Sonderregelungen zu 
schaffen. geht nicht an. 
Wir können nur von einem Freizügigkeitsfortschritt sprechen, 
wenn Sie der Mehrheit Ihrer Kommission und dem Bundesrat 
zustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

83 Stimmen 
66 Stimmen 

.... der Eintrittsleistung. Diese darf den höheren der Beträge 
nicht übersteigen, der aus dem Vergleich zwischen ihrer Aus-
trittsleistung nach Artikel 15 und 16 und derjenigen nach ihrer 
Tabelle, die Artikel 17 sinngemäss darstellt, resultiert. 
Abs.2 
Die Eintrittsleistung wird fällig mit dem Eintritt in die Vorsorge-
einrichtung. Ab diesem Zeitpunkt ist ein Verzugszins zu zah-
len. Vorbehalten bleiben reglementarische Bestimmungen 
oder Vereinbarungen zwischen dem Vorsorgenehmer und der 
Vorsorgeeinrichtung bezüglich jenes Teils der Eintrittslei-
stung, der nicht durch die Austrittsleistung der früheren Vor-
sorgeeinrichtung gedeckt ist. 

Art. 10 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... dans son reglement. Cette prestation ne peut pas etre su-
perieure au montant le plus eleve obtenu en comparant sa 
prestation de sortie calculee sei on les articles 15 ou 16 et celle 
calculee sur la base de son tableau presentant le contenu de 
I' article 17. 
AI. 2 

nrC>\f(YI/"r,("", concernant la 
FD<:t"tj{~n d'entree n'est pas couverte par la rv"d"tir,n 

sortie versee par I'ancienne institution de prevoyanee. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte Sie bei unbestrittenen Arti-
keln nicht mit Kommentaren belasten. Bei Artikel 10 
Absatz 1 handelt es sich aber um einen zentralen Punkt, an 
dem Geister schieden, und ich erachte 

doch zwei, Grundsätze zu erwähnen. 
inrl"'~th<'tr<in<'nfestund 
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Letztlich hat sich dann Diskussion zwi-
schen den beiden dass sich die Vor-

des Bundesrates und der t-'enSIOnSK,jSSen nicht so 
''''!I'':cln\fpr sondern eher Hinsicht un-

Weil Artikel 10 Absatz 1 in der des Bundesrates im 
\1"lr",,,hl"'r1 der zu mehr Freizü-

Kommission schliesslich auf diese 

Mme Brunner Christiane, r"r",nl'to, 

cussions en commission et 
mission s'est mise d'accord 
bles a I'ensemble des 
fols cela fasse 

voyance 
d'entree 
tenue en comparant les deux rnc,tn"rte'c 

articles 15 et 16 ell'article 17. L'autonomie de 
I'institution de prevoyance es! ainsi respectee dans toute la 
mesure du possible, car c'est a elle qu'iI appartient de determi-
ner sur cette base quelle prestation d'entree elle entend de-
mander. La modification apportee a I'alinea premier de 
I'article 10 a d'ailleurs eie adoptee a I'unanimite par la com-
mission. 
Dans I'alinea 2, iI s'agitdefixer a partirdequel moment la pres-
tation d'enlree es! exigible. L'assure qui change de place de 
travail paie la preslation d'entree en versant a la nouvelle insti-
tution de prevoyance la prestation de sortie obtenue de I'an-
cienne institution. Le versement d'interets moratoires com-
mence a courir des ce moment-la, mais le probleme est diffe-
rent lorsque la prestation de sortie est inferieure a la prestation 
d'entree. Les ayants droit peuvent alors en principe decider li-
brement s'ils veulent racheter la prevoyance complementaire 
et a quelles conditions. Ils peuvent par exemple passer un 
contrat avec I'institution de prevoyance portant sur un tau x de 
rendement superieur ou inferieur au tau x des interets moratoi-
res. Cette modification a aussi ete adoptee sans opposition 
par la commission. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... über die Austrittsleistung aus dem vorangehenden Vorsor-
geverhältnis zu gewähren. 
Abs.2 
Mehrheit 
Die Vorsorgeeinrichtung hat die Austrittsleistung aus dem vor-
angehenden Vorsorgeverhältnis für .... 
Minderheit 

Heberlein, 

aus 

Art. 11 
PrtHv",itirm de la commission 
AI. 1 
.... de la nrc,c+"tir,n de sortie provenant du rapport de 
voyance anterieur. 
AI. 2 

1-AI. 
Angenommen 

Abs. 2~AI. 2 

Allenspach, der Minderheit: Die Kommissions-
mehrheit sieht in Absatz 2 von Artikel 11 die bindende Ver-

der vor, die 

aus 
die neue Vorsorgeeinrichtung ein-

Der Arbeitnehmer hat das 
andere Form des Vorsorge-

unabhängig von der neuen Vorsor-
noch eine Menge weiterer Beispiele, 

die dass Muss-Formel gemäss Antrag der Kom-
missions mehrheit nicht praktikabel ist 
Im weiteren sei auf die administrative Kostenfolge hingewie-
sen. Es ist durchaus nichts Aussergewöhnliches, dass jährlich 
10 bis 15 Prozent der Vorsorgenehmer die Vorsorgeeinrich-
tung wechseln. Artikel 11 Absatz 2 verursacht also den Vorsor-
geeinrichtungen namhafte, gesetzlich erzwungene Mehrko-
sten. Die Administration, also all diese Mehrkosten, bezahlt 
der Versicherte. 
Darüber hinaus wird eine grundsätzliche Frage aufgeworfen: 
Wem schuldet die vorangegangene Vorsorgeeinrichtung ei-
gentlich die Freizügigkeitsleistung? Schuldet sie die Freizü-
gigkeitsleistung dem Arbeitnehmer, oder schuldet sie diese 
Leistung der neuen Vorsorgeeinrichtung? Ich bin der Auffas-
sung, dass die Freizügigkeitsleistung dem Arbeitnehmer, dem 
Vorsorgenehmer, gehört und dass die alte Vorsorgeeinrich-
tung diese dem Arbeitnehmer schuldet und nicht der neuen 
Vorsorgeeinrichtung. Gemäss der Formulierung der Kommis-
sionsmehrheit ist dies aber nicht unbedingt der Fall. Die neue 
Vorsorgeeinrichtung hat gemäss Mehrheitsantrag die Aus-
trittsleistung einzufordern; dieses Recht steht dem Vorsorge-
nehmer nicht mehr zu. Daran ändert die Tatsache, dass die 
neue Vorsorgeeinrichtung die Austrittsleistung - wie es 
heisst - tür die Rechnung des Vorsorgenehmers einzufordern 
hat, nur sehr wenig. 
Damit stellen sich weitere Fragen: Wen trifft der Schaden, 
wenn die alte Vorsorgeeinrichtung nicht mehr bezahlen kann? 
Muss dafür die neue Vorsorgeeinrichtung einstehen? Wer hat 
für die Ausfälle aufzukommen, wenn der Vorsorgenehmer un-
genügende Angaben zum vorangehenden Vorsorgeverhält-
nis macht? Wer die Kosten, die allenfalls entstehen, wenn 
der sich fühlt, etwas 

stützen. 
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Wir lehnen deshalb die gesetzliche 
habe die Austrittsleistung aus 

Vn,r"()r(10\f,prr,iiltni,, einzufordern. ab. Die Vorsr,ro,,,Ain-
soll dazu nicht werden. sie soll dies aber 

Berufliche Altersvorsorge. 

-Vote 
der Minderheit 
der Mehrheit 

62 Stimmen 
60 Stimmen 

tun können. wenn und Art. 12 
dies wollen. möchten also statt 

eine Kann-Vorschrift. statt 
schaft haben. 

bitten Sie, 

zustimmen. 
unserem 

Bundesrates 

zu-

Präsident: Die 
Demokraten und der 
sie die Minderheit 

und Fraktion der Schweizer Art. 12 
dei Ticinesi lassen mitteilen, dass 

unterstützen. 

Deiss, Berichterstatter: werde mich hier etwas kürzer fas-
sen als Herr und einmal festhalten, dass die Muss-
Formel von der Kommission bewusst gewählt worden ist Bei 
Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen insbesondere 
kümmert sich vielleicht sonst niemand darum, dass diese Gel-
der ist hierfestzustellen, dass durch 
diesen umstrittenen Absatz kein Gläubigerverhältnis ent-
steht, sondern dass ein eine Obliegenheit, statuiert 
wird. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, der Mehrheit der Kommission zu-
zustimmen. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: La commission a tenu EI 
I'unanimite EI preciser EI I'article 11 alinea premier que seules 
les informations utiles pouvaient EHre exigees de I'assure afin 
de respecter la protection de la personnalite. 11 suffit donc que 
la nouvelle institution de prevoyance puisse consulter le de-
compte de la prestation de sortie provenant du rapport de pre-
voyance anterieure pour satisfaire EI ce but et non pas I'ensem-
ble des rapports de prevoyance precedents. 
Bien que I'alinea 2 de I'article 11 n'entralne pas une substitu-
tion de creancier envers I'ancienne institution de prevoyance, 
cette disposition permet toutefois de proteger I'assure dans le 
cadre de I'institution de prevoyance dans laquelle il entre. En 
general, les assures sont peu au courant de leurs droits, et iI 
e~t indispensable de maintenir la formulation teile que pro po-
see par le Conseil federal, laquelle precise qu'il appartient EI la 
nouvelle institution de prevoyance de reclamer la prestation 
de sortie provenant du rapport de prevoyance anterieur. La 
proposition de la minorite Allenspach ne permet pas d'assurer 
que I'integralite de la prevoyance de I'assure soit concentree 
et garantie aupres d'une seule institution de prevoyance. 
C'est pourquoi la majorite de la commission, par 14 voix 
contre 9, vous invite EI la proposition de minorite Allens-
pach. 

Bundesrat Koller: Im Unterschied zum Minderheitsantrag AI-
lenspach zu Artikel 9 Absatz 3 scheint es mir hier eigentlich 
nicht um entscheidende Sache zu und zwar 

Also entscheiden wie 
das macht in der Praxis 

federal 

averse. Les ayants droit peuvent encore 
montantdu. 

"'<"'-lu.lt"" du 

Deiss, Berichterstatter: Artikel 12 bestimmt, dass der Vorsor-
mit dem Eintritt in die Vorsorgeeinrichtung vollen 

l/nn""rNL>c"h, soll. Der Umfang des Vorsorge-
schutzes richtet nach dem Umfang der Eintrittsleistung, 
welche der Vorsorgenehmer mit der eingebrachten Austritts-
leistung und den eigenen Einzahlungen erbringen kann. 
In Absatz 2 schlägt Ihnen die Kommission eine Aenderung 
vor. Es sollen im letzten Satz nicht mehr nur Tod und Invalidität 
erwähnt werden, sondern es soll allgemein die Möglichkeit ge-
boten werden, dass Anspruchsberechtigte ausstehende Be-
träge noch begleichen können. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: D'apres le nouvel 
alinea 2, deuxieme phrase, de I'article 10 les institutions de 
prevoyance peuvent prevoir, dans leurs conventions d'amor-
tissement, qu'un rachat ulterieur n'est possible qu'en cas de 
deces ou d'invalidite et non en cas d'atteinte de la limite d'äge. 
Par consequent, il n' est pas necessaire de traiter differemment 
les prestations de vieillesse et les prestations en cas de deces 
ou d'invalidite dans le cadre de I'article 12 alinea 2. C'est pour-
quoi la commission, EI I'unanimite, a modifie la derniere phrase 
de I'alinea 2 de I'article 12. 

Angenommen -: Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 

h",t"r·h~ Vorbehalte fallen sP,äte,stEln 

Art. 14 
VUU'2'(ftJI de la commission 

nach fünf Jah-

sante tomben! au tard 
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Mme Brunner Christiane, rapporteur: La commission a de-
eide cl I'unanimite d'introduire dans la loi une limite absolue 
aux reserves peuvent etre faites raison de sante dans 
les institutions de Cette absolue est de cinq 
ans. que I'assure reste I'institution de d'ori-

de caisse de La commission a 
une amelioration certaine la situation des as-

dans le deuxieme 

Bundesrat Koller: Der Entscheid, den die Kommission 
hat, ist sicher erwünscht werden wir im Zweitrat 
fen müssen, ob es ist, Grundsatz des W'>C1f,,,II~,<: 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte nur kurz den Sinn der fünf-
jährigen Beschränkung der Vorbehalte im 
Namen der Kommission Es nicht darum, die 
Bestimmung auf die Freizügigkeitsfälle zu beschränken, son-
dern sie soll für alle gelten. Deshalb haben wir Gewicht auf den 
Terminus «absolut" gelegt Falls aber der Ständerat finden 
sollte, dass diese Vorschrift an einem anderen Ort besser un-
tergebracht werden könnte, werden wir uns sicher auch an-
schllessen können. 

Angenommen -Adopte 

4. Abschnitt Titel 
Antrag der Kommission 
Berechnung der Austrittsleistung 

Section 4 titre 
Proposition de la commission 
Calcul de la prestation de sortie 

Angenommen - Adopte 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

niedergelegt Sie bestimmen sich 
Versicherungsdauer. I C>'Tlnr>r"rD Risiko,lei~3tu! 

tikel 17 Absatz 2 

Die anrechenbare . 

Art. 16 
de la commission 

AI. 1,3 
Adherer au projet du Conseil federal 
N2 

Bei Artikel 15 schllesst sich die Kommission dem Entwurf des 
Bundesrates an. Sie lädt den Bundesrat aber gleichzeitig ein, 
noch zu zu behandeln 
sind, die sowohl Elemente des als auch Ele-
mente des aufweisen. Kommission hat 
zu diesem Punkt von seiten des Bun-
desrates und der erhalten, und sie ist zum Schluss 

dass es nicht ist. besondere Bestim-
einzubauen. Artikel 15 sollte 

bereiten. 
Etwas ist es mit Artikel 16. Es wird, wie Sie 
wissen. aber besonders Artikel 17 noch zu Diskussionen 
kommen. 
In Artikel 16 Absatz 2 wird vorgesehen, dass bei der Barwert-

qeWI~;se Elemente, nämlich die 
,,"',TI;:>'''' Artikel 17 Absatz 2 ,('h"t;:>i~An a 

hpj'rpttpn wE~q~lel,:tss;en werden können, wenn sie nicht 
nn"l«lnll'::lI\"prt",h,re>n finanziert werden. Damit 

der Pensionskas-
sen nach; sie möchte hier deshalb auf anderen Teil des 
Kompromisses hinweisen: Es wurde nicht nur die Kassenseite 
zu Kompromissen 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: Le titre de la section 4 a 
ete modifie du fait de la revision redactionnelle intervenue cl 
I'article 10 alinea premier. La section 4 traite, en effet, du calcul 
de la prestation de sortie et ne traite qu'indirectement du calcul 
de la prestation d'entree par le renvoi inscrit dans I'article 10 
alinea premier. 11 est difficile d'operer une veritable distinction 
entre les institutions de prevoyance avec systeme de primaute 
des cotisations et les institutions de prevoyance avec systeme 
de primaute des prestations, comme on le fait aux articles 15 
et 16 respectivement 
11 peut, en effet, exister des formes mixtes combinant les deux 
systemes. Vu sous /'angle de la loi federale sur le libre pas-
sage, iI faut admettre que tombent sous la definition de 
I'article 16 les institutions de prevoyance qui permettent des 
prestations exclusivement en rapport avec le dernier salaire 
assure ou avec le salaire assure moyen. Les formes mixtes 
tombent, de ce fait, sous la definition de I'article 15 de la loi. 11 
faut toutefois ajouter que le probleme de savoir de quelle ma-
niere doit etre definie une institution de prevoyance pour tom-
ber sous la definition de I'article 15 ou de I'article 16 ne consti-
tue pas le vrai probleme, le vrai probleme etant de savoir de 
quelle maniere sont etablis les tableaux de prestations de libre 
passage qui doivent figurer dans le reglement 
11 appartiendra donc aux experts des institutions de pre-
voyance d'etablir ces tableaux de maniere cl ce que les presta-
tions de sortie puissent etre calculees conformement cl la 
section 4 de la loi. Si un probleme devait surgir, dans un cas 
particufier, dans la definition de I'institution de prevoyance, il 
appartiendrait au juge de trancher ce cas particulier cl la de-
mande de I'assure ou cl la demande de I'institution de pre-
voyance. 
D'apres le du Conseil federal, toutes les nrCH'''>tlrmC 

vues par le FörliCHnonf devaient etre considerees comme pres-

tuelle. La commission a n'etait pas IUU'\At'UA 

ce modele de financement de maniere contrai-
gnante aux prestations de risques temporaires, c'est-cl-dire 
aux rentes survivants et invalidite versees jusqu'au moment ou 
I'assure arteint de la retraite. Souvent ces types de pres-
taUons ne so nt pas selon le systeme de la capitalisa-
tion, mais selon le systeme de la repartition des capitaux de 
couverture. Une discrimination de ce modele reconnu de fi-
nancement des caisses a de ne saurait 
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Art. 17 

die von ihm während der Beltral(jsdauel ge!el~,tete 

Abs. 
Mehrheit 

nen KA'ITrRne 

Abs.2 

von 5 Prozent pro Alter~;!allr 
von 100 Prozent 

aus wirtschaftlichen Gründen ent-
I'\""!J" UI.,," auf das der 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2bis 
Sofern das in Beitragsprozenten vor-
sieht, können auch Aufwendungen zur Deckung von Sonder-
massnahmen im Sinne von Artikel 70 des Bundesgesetzes 
über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge von den Beiträgen des Vorsorgenehmers abgezogen 
werden. 
Abs.3 
Von den gesamten reglementarischen Beiträgen, die der Ar-
beitgeber und die Arbeitnehmer leisten, ist mindestens ein 
Drittel als Arbeitnehmerbeitrag zu betrachten. 

Art. 17 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... J'assure a droit au moins aux prestations d'entree qu'iI aap-
portees, y compris les interets; s'y ajoutent les cotisations qu'iI 
a versees pendant la periode de cotisation majorees de 5 pour 
cent par annee d'äge suivant la 25e annee, jusqu'au maxi-
mum de 100 pourcent .... 

AI. 1bis (nouveau) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Rechsteiner, Brunner Christiane, Hafner Ursula, Jöri, Leuen-
berger Ernst) 
Si I'assure est exclu pour des raisons economiques, il a droit 
au moins au double du montant de ses propres cotisations. 

AI. 2 

AI. 3 
Au minimum un tiers du total des cotisations 
versees par et les sont "'!Ju!e;",,, 

cotisations du 

2, 2bis, 3 

den entlassen werden. 

In Artikel 17 werden die Mindestbeträge die den Aus-
werden müssen; es geht um die kas-

der Mindestbeträge. Dabei be-
C'L'Ulel'!:j"cm ab dem Alter von 

ist die Frei-
indem der oder die 

einen nach Alter 
und das ist die Kehrseite 

Kasse einen entsprechenden erzielt Wir 
dass das mindestens in diesen Fällen 

sind der dass 
alle Arbeitnehmer, 
ihrem Alter, einen Anspruch auf volle rrt;IZllgl'gKI:l11 
ten, Arbeitnehmer, 
ben. haben sich 

die wechseln oder 
die 

verdient Das 
an die Pensionskasse mit ihrer 
""r'Ar,An Kp,tr"'rtA die vom Lohn 

zogen werden, wie für die 
Lohnnebenkosten. 
beitsverhältnisses verdient worden sind. 

auch das 
Laufe des Ar-

Wir wissen, dass heute mit dieser Vorlage die volle Freizügig-
keit in diesem Sinne nicht realisiert wird. Wenn die volle Freizü-
gigkeit aber sogar Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern vorenthalten werden soll, die aus wirtschaftlichen Grün-
den entlassen werden, dann ist das aus unserer Sicht stos-
send. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus wirt-
schaftlichen Gründen entlassen werden, befinden sich regel-
mässig - und das gerade heute in einer schwierigen Situa-
tion: in einer schwierigen Situation persönlich, wenn sie über 
keine Arbeitsstelle mehr verfügen, wenn sie entlassen worden 
sind, aber vor allem auch finanziell. Es lässt sich unseres 
Erachtens nicht rechtfertigen, wenn die Kassen auf dem 
Buckel dieser ohnehin schwer getroffenen, aus wirtschaft-
lichen Gründen Entlassenen einen Mutationsgewinn reali-
sieren. 
Es kommt dazu, dass der Anspruch auf volle Freizügigkeit bei 
Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen von der Lehre -
ich verweise auf den Kommentar von Professor Riemer -
schon heute aufgrund des geltenden Rechts gefordert wird. 
Und es kommt dazu, dass bei der Erarbeitung von Sozialplä-
nen dieser Anspruch bereits heute in der Praxis realisiert wird, 
auch in Einzelfällen von Entlassungen aus wirtschaftlichen 
Gründen. Es ist elementar, dann die Forderung nach voller 
Freizügigkeit zu stellen. 
Es kann doch heute nicht schwertal/en, diesen Anspruch, der 
nur einem Gebot der Gerechtigkeit entspricht, auch im Gesetz 
zu verankern, zumal uns gesagt wird, dass die Kassen für ei-
nen bedeutenden Teil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer - über eine halbe Million Vorsorgenehmerinnen und -neh-
mer sind davon betroffen - freiwillig die volle Freizügigkeit rea-
lisieren! Es sollte nicht schwertallen, für diese besonders 
schwer getroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
aus wirtschaftlichen Gründen entlassen werden, diesen 
Grundsatz auch im Gesetz zu verankern, der ja nur einem Ge-

der 

seren Antrag hin die 
verbessert worden sei. was <.leu""""<:,,, 
eines erheblichen Teils der !:)ele~lsc:h 
nen Teil der freien Mittel besteht. ist sicher richtig und an-
gebracht und zu begrÜssen. Dieser Anspruch besteht aber 
nur bei der Entlassung eines erheblichen Teils der Beleg-
schaft. Was passiert, wenn nicht ein erheblicher Teil der Beleg-
schaft entlassen wird? Immer dann, wenn diese Schwelle 

emeicht wird, die aus wirtschaftlichen Gründen 
das 
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besteht ein Anspruch auftreie Mittel. Wenn IMc.mrlpr Arl'\o,tnr>h_ 

merinnen und Arbeitnehmer aus 
entlassen werden. dann sollte der auf 
volle bestehen, und es sollten nicht noch Mutati-

sollten nicht die Kassen Mu-
auf Kosten dieser schwer Men-

schen realisieren können. 
Wenn schliesslich 
der 

Kassen dazu in der 
der sein. trotz eines 
derstands, da der r::",C'at'7r""h,>< 

Entscheid treffen wird; denn sind 
che im laufe des Arbeitsverhältnisses auch erworben 
indem einbezahlt wurden. 
Genauso wie auf volle 
nehmerinnen und ab 45 
sich beim Anspruch auf volle bei 
aus wirtschaftlichen Gründen um einen politischen l-nt<::"hAI,rl 

einen Entscheid des der halt die Inter-
essen der Arbeitnehmerinnen und die aus wIrt-
schaftlichen Gründen entlassen werden, nicht ausser acht las-
sen darf. 
Es darf zudem nicht vergessen werden, dass die vorberatende 
Kommission nach der Einigung in der Arbeitsgruppe Deiss 
den Kassen im Vergleich zur Vorlage des Bundesrates das 
muss festgehalten werden noch einmal ganz erheblich ent-
gegengekommen ist: bei Artikel 16 mit der Anrechenbarkeit 
der Risikoleistungen, bei Artikel 17 mit der Neuberechnung 
der Alterszuschläge und bei den Sondermassnahmen und 
schliesslich beim Zinsrahmen für den technischen Zinssatz. 
Das alles ist - gegenüber der Vorlage des Bundesrates ein 
Entgegenkommen an die Kassen aufgrund der Einigung in 
der Arbeitsgruppe Deiss. Es ist nun überfällig, wenn das Parla-
ment bei diesem wichtigen Artikel nicht den Kassen, sondern 
für einmal den von den Entlassungen aus wirtschaftlichen 
Gründen betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
ein bisschen entgegenkommt 
leider ist unser Antrag in der Kommission nicht auf grosses 
Verständnis gestossen. Das ist unverständlich, wenn man die 
Tragweite dieses Antrages und die Betroffenheit der aus wirt-
schaftlichen Gründen Entlassenen betrachtet Wir hoffen, 
dass das im Parlament anders sein wird. 
Wegen der Bedeutung dieser Forderung haben wir betreffend 
Artikel 17 Absatz 1 bis einen Antrag auf Abstimmung unter Na-
mensaufruf gestellt 

Eymann Christoph: Das Freizügigkeitsgesetz ist nicht dazu 
da, wirtschaftliche Probleme von Entlassenen zu lösen. Die 
Pensionskassenbeiträge der Vorsorgenehmer müssen aus-
schliesslch dem Vorsorgezweck dienen. Zur lösung der Pro-
bleme, die Herr Rechsteiner hat gibt es unter 
anderem das Kasse und 

schaffen. 
Ich erinnere Sie daran, dass ich bereits heute beim Eintreten 
die habe. Die Fraktion 
hat vor dass man 
die der an die Hand 
nehmen und dafür eine Grundlage erarbeiten 
sollte. Damit wären auch Anliegen der Ar-
beitslosen voll abgedeckt, und man keine Kunstgriffe 
anwenden. Die Sicherung des Existenzminimums würde ge-
währleisten. dass man eine Basisversicherung hätte, mit der 
all diese Fragen grundsätzlich gelöst werden und nicht nur 
stückweise angegangen werden könnten. 
In diesem Sinne wird sich ein Teil der Fraktion der Stimme ent-
halten, weil wir das Grundanliegen sehen, aber der Auffas-
sung sind, dass es anders besser verwirklicht werden könnte. 
Ein Teil der Fraktion wird sich aber dem Minderheitsantrag 
Rechsteiner anschliessen. 

Allenspach: Der Minderheitsantrag Rechsteiner will Arbeit-
nehmer, die aus wirtschaftlichen Gründen entlassen werden, 
begünstigen. Damit werden drei Fragen aufgeworfen: 
1. Ist es richtig, eine austretende Arbeitnehmerkategorie zu 
lasten der übrigen zu privilegieren? Der Minderheitsantrag 
Rechsteiner privilegiert die aus wirtschaftlichen Gründen Ent-
lassenen. Es ist aber keineswegs so, dass diese am meisten 
Schwierigkeiten haben, eine neue Stelle zu finden. Wir stellen 
sehr häufig fest, dass jene, deren Arbeitsvertrag aus anderen 
Gründen aufgelöst worden ist, auf dem Arbeitsmarkt eher mit 
grösseren Problemen konfrontiert sind. 
Der Minderheitsar}trag Rechsteiner ist deshalb sozialpolitisch 
gesehen problematisch. Auch in wirtschaftlichen Blütezeiten-
wir hoffen, dass solche wiederkehren müssen Unternehmen 
umstrukturieren, Betriebsteile schliessen, neue aufbauen. 
Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen wird es unabhän-
gig von der Arbeitsmarktlage immer wieder geben. Es ist nicht 
einzusehen, weshalb für Arbeitnehmer, die überhaupt keine 
Schwierigkeiten haben, neue, ihnen zusagende Stellen zu fin-
den, die Mindestleistungen der Vorsorgeeinrichtung zu la-
sten der im Betrieb Verbleibenden erhöht werden sollen. 
2. Der Rechsteiner würde zu endlosen Dis-

schaftlichen Gründen sei. ist in vielen Fällen gar 
fach zu unterscheiden, ob eine r'lo""'hnlir'ho,n 

oder aus wirtschaftlichen Gründen 
ein Arbeitnehmer im Rahmen einer hpj'n",hiir'ho,n 

die Aufnahme einer anderen Arbeit oder 
den Eintritt in andere Betriebsabteilung und führt diese 

zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses, kann dann 
aus wirtschaftlichen Gründen 

aus wirtschaftlichen 
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müsste. Die Vorsor-
erleidet also Mutationsverluste, und Mutations-
zu Lasten der im Betrieb Verbleibenden. 

Herr irrt sich, wenn er meint, dass die Kassen bei 
jenen Austretenden, die noch nicht 45 Jahre alt sind, Mutati-

erzielen können. Es ist eine Tatsache, dass auch 
Fällen Mutationsverluste eintreten. 

Artleltaeloer würden sich falls Artikel 17 Absatz 1 bis ge-
M!l1I'i<>rholt<,,,n,traf'l Rechsteiner Gesetz 

ob sie bei einem sich 
abzeichnenden sofort neues 

Personal einstellen wollten, wenn sie riskieren müssten, dass 
würden, falls sich 

erweisen sollte. Der Min-
rlorh<,ik"ntr"l'1 Rechsteiner führt dazu, dass Arbeits-
lose es schwerer haben, wieder eine Stelle zu findert 
Wir sind der dass bei wesentlichen betrieblichen 
Umstrukturierungen zwischen den 
nern ausgearbeitet werden müssten. Sozial pläne können weit 
stärker auf die tatsächlichen Verhältnisse und Bedürfnisse 
Rücksicht nehmen. Sozialpläne sind flexibler als eine oese1ZII-
ehe Formulierung. 
Die FDP-Fraktion lehnt deshalb den Minderheitsantrag Rech-
steiner einstimmig ab. 

Bundi: Es geht hier um das Problem der aus wirtschaftlichen 
Gründen Entlassenen. Die vorberatende Kommission hat sich 
bemüht, in Artikel 23 dieses Gesetzes eine Lösung zu finden, 
die auch jenen etwas entgegenkommt. die von einer Teil- oder 
Gesamtliquidation derVorsorgeeinrichtung betroffen werden. 
Diese Bestimmung begrüssen wir sehr. Allein, sie trägt unse-
res Erachtens dem Problem der aus wirtschaftlichen Gründen 
Entlassenen niCht genügend Rechnung. 
In der Kommission haben wir zuerst eine Formulierung disku-
tiert, wonach ein aus wirtschaftlichen Gründen entlassener Ar-
beitnehmer Anspruch auf alle gutgeschriebenen Beiträge des 
Arbeitgebers und des Vorsorgenehmers sowie der sonstigen 
Einlagen, alles samt Zinsen, haben sollte, Das wäre vom Versi-
cherten aus gesehen und vor allem aus sozialer Sicht - die 
optimale und gerechtere Lösung gewesen. Diese hätte aber 
die Kassen recht stark belastet, da der Anteil an den freien Mit-
teln herangezogen worden wäre. 
Der Antrag der Kommissionsminderheit bewegt sich deshalb 
auf einer mittleren Ebene. Mit dieser Formulierung weiss der 
Vorsorgenehmer, dass er Anspruch auf eine Freizügigkeitslei-
stung hat, die mindestens dem Doppelten seiner eigenen Bei-
träge entspricht, das heisst, dass der Arbeitgeberbeitrag min-
destens dem des Arbeitnehmers entsprechen soll. Damit wird 
ermöglicht, dass auch den noch nicht 45jährigen, aus wirt-
schaftlichen Gründen Entlassenen eine angemessene Freizü-
gigkeitsleistung entrichtet wird, ohne dass die Kassen über 
Gebühr strapaziert werden. 
Nun behauptet Allenspach in seinem Votum, das alles 
bedeute eine des aus wirtschaftlichen Gründen 
Entlassenen. Wenn wir Fall den noch nicht 

lone"",..,n hat auch anlqe;!.W'~ITEm 
dass die "aus wirtschaftlichen Entlas-
senen" nicht klar sei. Das ist nicht so; in der Praxis ist diese De-
finition heute schon klar, und im wird selbst in einem 
Bericht der Verwaltung unterstrichen, von seiten der Auf-
sichtsbehörden und der Personalvorsorgeverbände bei Ent-
lassungen aus wirtschaftlichen Gründen die volle 
keit empfohlen werde. 
Es ist heute 
welch hartes Srhl("\(",:>1 

Seiler 
mission seinem 
möchte das Ich glaube, alle 
für diesen Antrag gezeigt Sie haben vor allem Verständnis für 

das Los der grossen Zahl an Arbeitslosen. Aber der Antrag 
wirft auch verschiedene auf und gibt Anlass zu ver-
schiedenen Bedenken. 
Herr Hafner Rudolf hat bereits die 
Ziel, die der Arbeitslosen, diesem 
wirklich erreicht werde, besser erreicht werde und ob dieses 
Gesetz das Instrument sei, um den Arbeits-
losen zu helfen. 
Es aber auch Bedenken, und zwar in zwei 
nerseits ist da das Bedenken, dass wir mit dem 

Rechsteiner zwei verschiedene 
schaffen: einerseits r"oILUU!!' 

mal die Stelle wechseln. eine andere. Frei-
rtI<>!OIC'fIf10n die aus wirtschaftlichen Gründen ent-

lassen werden. das ist, wage ich zu be-
zweifeln. vorhin dass 
wir die Leute, aus wirtschaftlichen wer-
den. im Bereiche der besser behandelten. und 
zwar zu Lasten derjenigen, im Betrieb verbleiben. Es 
daher ein und ich meine, dass wirvermut-
lich in Zukunft wesentlich mehr teilen müssen. Teilen 
müssen diejenigen, die Arbeit haben, mit denjenigen, die 
eben keine Arbeit haben. Aber dafür ist das Gesetz über die 
Freizügigkeit sicher nicht das richtige Instrument 
Das zweite Bedenken betrifft die finanziellen Möglichkeiten 
der Pensionskassen. Verschiedene Kassen können sich das 
leisten. Sie machen das zuweilen schon, auf freiwilliger Basis, 
Diejenigen, die sich das leisten können, sollen das wirklich 
weiterhin tun, und diejenigen, die sich das einfach nicht leisten 
können, können wir dazu nicht verpflichten. 
Ich frage mich überhaupt, welche Vorteile dieser Antrag der 
Minderheit bringt Er betrifft nur die noch nicht 45jährigen. Die 
noch nicht 45jährigen sind doch wirklich diejenigen, welche 
mit gutem Recht glauben oder annehmen können, dass sie in 
absehbarer Zeit wieder eine Stelle, eine Beschäftigung, finden 
werden. 
Die Frage ist auch zu stellen: Helfen wir diesen Arbeitslosen, 
wenn sie längere Zeit arbeitslos sind, wirklich mit einer verbes-
serten Freizügigkeit? Es ist daran zu denken, dass diese Mittel 
aus der zweiten Säule gebundene Mittel sind; und wenn je-
mand noch so grosse Not leidet, kann er diese Mittel trotzdem 
nicht gebrauchen. Sie werden auf ein Sperrkonto einbezahlt 
und werden dort gelagert und verzinst, damit er sie einbringen 
kann, wenn er wieder eine Stelle gefunden hat Praktisch 
bringt das den Arbeitslosen gar nichts, weil sie von diesen Mit-
teln keinen Gebrauch machen können. Es ist für diese Leute 
viel besser, wenn wir über das Arbeitslosenversicherungsge-
setz eine Verbesserung erreichen, 
Die CVP-Fraktion wird aus diesen Gründen für den Antrag der 
Mehrheit stimmen. Wir können das um so eher tun, als wir 
beim Artikel 23 mit einer gelungenen Definition der Teilliquida-
tion eine Lösung gefunden haben wenigstens im Ansatz 

wohl sein, dass dieser Minderheitsantrag 
nicht also nicht ein-

die zu vertreten 
Ich denke, dass dieser Ui"rl<"hoit"nr,trn" 

zu ist, weil er für 
grenzt werden, eine Signalwirkung könnte. Ich 
wie schnell ausgegrenzte Menschen auf die Gasse oder in die 
Gosse geraten. 
Ich empfehle Ihnen deshalb dringlich, diesen Minderheitsan-

zu unterstützen, Ich sage dies auch im Namen der LdU/ 

,rnnnlron von 
das Votum von Herrn 

klärt, sich die Zustimmung zum nnuc"""rn 

sten der im Betrieb Verbliebenen auswirken würde. Diese wür-
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den darunter leiden, wenn der Minderheit würde. 
Davon kann natürlich keine Rede sein. Den im Betrieb Verblie-
benen wird durch die zum Minderheitsantrag 
nichts sie ihre vollen Arbeit-

rbeltq~9bElrbE~ltr;:lqe behalten, 
Entlas-

Es wird eine und nicht 
der im Betrieb Verbliebenen norrto'""" 

dass dieser 
den Arbeitslosen würde, weil sie 

HO""''''''' nicht ausbezahlen lassen könnten. Das ist 
Es ist unbestritten, dass dann, wenn 

FrElizLlOi(Jketit nArr'AC~TAIIT wird und ein Teil der Ar-
ho,tr""h,::.rr,o'fril"o S!erlenlq€'la~;sen werden muss, die Alters-

Risiikc)VClfSI)rCle bei Invalidität dieser ar-
werden. 

Oeiss, Berichterstatter: Ich möchte, bevor ich zum Minder-
heitsantrag komme, zu diesem Artikel 17 noch zwei, drei Er-
läuterungen abgeben, da es sich hier noch einmal um einen 
der Eckwerte dieser Vorlage handelt: 
1. Die Kommission hat in Absatz 1 vorgeschlagen, nicht ab 
dem Alter 20, sondern erst ab dem Alter 25 zusätzliche Gut-
schriften, jedoch nicht 4 Prozent, sondern 5 Prozent pro Al-
tersjahr, zu gewähren. Damit wird das Ziel des Bundesrates, 
dass der Versicherte mit 45 Jahren auf das Doppelte der ein-
bezahlten eigenen Beiträge kommt, trotzdem erreicht, und es 
wird der Tatsache besser Rechnung getragen, dass viele 
Vorsorgeeinrichtungen mit dem Sparprozess erst ab diesem 
Alter 25 beginnen. 
2. Ich weise auf Absatz 2bis hin. Es geht hier um einen zweiten 
Teil des Kompromisses in bezug auf die Rücksichtnahme ge-
genüber den Kassen; es geht hier um Mittel, die für Sonder-
massnahmen im Sinne von Artikel 70 des BVG verwendet wer-
den können. Falls diese Mittel bereits verwendet worden sind, 
wäre es falsch, sie hier weiterhin einzubeziehen, da ja sonst 
die Kassen zu Mutationsverlusten gezwungen würden. Des-
halb schlägt die Kommission vor, auch hier diese Ausnahme 
zu gewähren. 
3. Ich erläutere noch kurz Absatz 3: Durch die Fassung des 
Bundesrates wären nämlich Arbeitnehmer, deren Einlagen 
vollständig vom Arbeitgeber übernommen werden, gegen-
über jenen bevorzugt, für die der Arbeitgeber vielleicht einen 
massgebenden Teil der Finanzierung übernimmt und die nur 
über einen kleinen Teil- also weniger als ein Viertel, etwa ein 
Zehntel oder ein Fünftel - verfügen. Um alle gleichzustellen, 
schlägt die Kommission somit vor, dass ein Drittel der regle-
mentarischen Beiträge als Arbeitnehmerbeiträge zu interpre-
tieren sind. 
Ich komme nun zur die die Arbeitslosen betrifft, d. h. 

rlp,rh",itC:::'lnlr,:,n Rpl~h<,tpinpr auf eines Ab-

Ihnen vor, diesen zu verwerfen, 
Ich möchte vorerst feststellen, dass Herr Rechsteiner in ver-
schiedenen Punkten eine etwas freie der Be-

für seine verwendet Er auf seiner 
z. B. der vollen mit dem doppelten Be-

trag der einbezahlten Beiträge, 
Diese Definition ist erstens nicht der Kommission. Zwei-
tens kann man dieses Ziel, das Herr Rechsteiner der 

vorschwebt, nicht für sich allein sehen, und ich 
SP Wert SOlidarität 

von Vp:r",,,'h.,rtc>r1 

möchte dass 
Mutationsgewinne nunmehr ausschliesst Es ist also 
richtig zu behaupten. Kassen würden durch diese Abgänge 

"jüngerer Semester" Mutationsgewinne erzielen. Dieser 
Saldo, wie ich das eben erläutert habe, wird durch die Solidari-
tät zugunsten der älteren Generation 
Ferner möchte ich festhalten, dass diese 
der Kommissionsmehrheit in diesem Gesetz 
per darstellt In der Tat haben wir beim 
kel 8, aber auch beim kommenden Artikel 

dass die 

Es ist 
Verbleibenden keine Fi-

""" .... 'eITl<:> entstehen. Müssen die Kassen an Aus-
tretende, aus wirtschaftlichen Gründen aus dem Betrieb 
ausscheiden, mehr auszahlen, so stellt sich für die Kassen ein 
Finanzierungsproblem in der technischen Bilanz, und diese 
Lücken müssten dann wohl oder übel vom Arbeitgeber oder 
vom Arbeitnehmer geschlossen werden 
Auch über die Frage des Eintritts wird nicht gesprochen, denn 
wenn wir Artikel 10 und den 4. Abschnitt gen au anwenden 
wollen, stellt sich die Frage, ob die Kassen beim Eintritt nicht 
Differenzen machen können, je nachdem, ob der Züger, der 
nun neu eintritt, aus wirtschaftlichen oder aus freien Gründen 
aus dem vormaligen Betrieb ausgetreten ist Sie sehen, dass 
dieser Vorschlag noch ziemlich viele Fragen offen lässt 
Schliesslich muss ich auch das Argument von Herrn Rechstei-
ner, die Kommission sei vor allem den Kassen erheblich ent-
gegengekommen, zurückweisen. Was wir vorschlagen das 
ist weiterhin meine Ueberzeugung -, ist ein Kompromiss, der 
von beiden Seiten Opfer verlangt Diesen Kompromiss nun 
durch eine derart wichtige Aenderung in Frage zu stellen, 
würde meines Erachtens das Ganze aus dem Gleichgewicht 
bringen, 
Deshalb bitte ich Sie, den Minderheitsantrag Rechsteiner zu 
verwerfen. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: J'aimerais m'exprimer 
sur I'ensemble de I'articie 17, ainsi que sur la proposition de 
minorite Rechsteiner. L'article 17 qui porte sur le montant mini-
mum de la prestation de libre passage a ete un des points es-
sentiels qui a occupe la discussion au sein de votre commis-
sion. Les montants minimums prevus, tant par le projet de loi 
du Conseil federal que par le projet de loi resultant des travaux 
de la commission, sont beaucoup plus eleves que ceux qui re-
sultent du droil en vigueur. IIs ne tiennen\, en effet, plus 
compte de la fidelite de I'employe a I'egard de son entreprise, 
mais ils tiennent compte uniquement de I'age de I'assure. En 
ce sens, il s'agit la de la realisation d'un postulat fondamental 
du libre passage. 
Contrairement au 

mes pour des mesures sp'8ClaIE,S 
Financierement cette nouvelle disposition 
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beaucoup de consequences, mais elle repond a une de--
mande avait ete faite de la part des institutions de 
voyance. 
La commission a longuement examine la nU,,"V\<:If,r.n 

Conseil federal selon un tiers des cOtiS,lticlns 
etait etre des cot/sations du salarie. si 

seul le des cotisations et des versements. 
La commission a constate que cette solution causerail une 
discrimination des salar/es dont la au 

ncc'vnu"rlf-p es! a 
la commission propose une solution 

mettant cette discr/m/nation, tout en 
quelles sont les col/salions doivent etre 
ses en consideration le calcu!. 11 certes d'une 

de financement des institutions 
qui s'etaient financees exclusi-

par des contributions de 
::>"""Am,! toutefois necessaire po ur les 

nrc,ct"hr,nc: de libre pa:SS8lqe 
ne permettent pas 

le meme niveau de dans une nouvelle institution 
En ce sens-la, elles ne permettraient de 

un veritable libre passage et c'est a avec 
5 abstentions, que Ja commission vous propose cette modifi-
calion de I'alinea 3. 
En ce qui concerne la proposition de minorite Rechsteiner. 
etant donne que la proposition de la commission tien! compte 
de tous les parametres, notamment de la solidarite des jeunes 
assures a I'egard des assures les plus äges, ainsi que des be-
soins de financement de certaines institutions de prevoyance 
pour assurer les travailleurs el les travailleuses les plus äges, 
la majorite de la commission est d'avis, par 12 voix contre 5 et 
2 abstenlions, qu'iI convient de rejeter la proposition de mino-
rite Rechsleiner. 11 est en effet difficile d'introduire dans la 
meme loi deux concepts differents de libre passage, suivant la 
nature du licenciement entrepris. 

Bundesrat Koller: Die Minderheit, angeführt von Herrn Rech-
steiner, beantragt Ihnen, den aus wirtschaftlichen Gründen 
Entlassenen in jedem Fall einen Mindestbetrag mitzugeben, 
der dem Doppelten der eigenen Beiträge des Arbeitnehmers 
entspricht. 
Ich habe vorhin den Minderheitsantrag Allenspach entschie-
den bekämpft, weil er eine Verwässerung des Freizügigkeits-
konzeptes des Bundesrates gebracht hätte. Ebenso entschie-
den muss ich nun aber auch den Minderheitsantrag Rechstei-
ner bekämpfen, weil er ebenfalls einen Eingriff in das bundes--
rätliche Konzept und in dasjenige der Arbeitsgruppe Deiss 
darstellt. 
Der Minderheitsantrag Rechsteiner würde ausserordentlich 
stark in die Finanzierungsautonomie der Vorsorgeeinrichtun-
gen eingreifen. Namentlich wären viele Leistungsprimatkas--
sen gezwungen, ihre Finanzierung grundsätzlich neu zu über-
denken. Bei vielen würde ich glaube, das ist in diesem Punkt 

die der 

Verteuerung des 
desrätlichen \I()r"r'hl~l() 
ment Grund genug, um den MI!1(1,'rnp'T'~A 
abzulehnen. 
Er ist aber auch ein Einbruch in das 

des 
Aus diesen Gründen muss 
antrag abzulehnen und dem 
sionsmehrheit zuzustimmen. 

bitten. diesen Minderheits-
Bundesrat und der Kommis-

Namentliche Abstimmung Vote par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen die folgenden Ratsmit­
glieder: 
Votent pour la proposition de la majorite: 
Allenspach, Berger, Bezzola, Binder, Bircher Peter, Bischof, 
Blatter, Blocher, Bonny, Borer Roland, Borradori, Bortoluzzi, 
Bühler Simeon, Bührer Gerold, Bürgi, Caccia. Cavadini 
Adriano, Chevallaz, Cincera, Comby, Couchepin, Daepp, Dar-
bellay, David, Deiss, Dettling, Dormann, Dreher, Eggly. Eng-
ler, Epiney, Eymann Christoph, Fasel, Fehr, Fischer-Hägglin-
gen, Fischer-Seengen, Frey Walter, Fritschi Oscar, Früh, Gie-
zendanner, Giger, Gobet, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, 
Guinand, Gysin, Hari, Heberlein, Hegetschweiler, Hess Otto, 
Hess Peter, Hildbrand, Iten Joseph, Jäggi Paul, Jenni Peter, 
Keller Anton, Keller Rudolf, Kern, Kühne, Leu Josef, Leuba, 
Loeb Frangois, Maitre, Mamie, Maspoli, Mauch Rolf, Maurer, 
Mieseh, Moser, Mühlemann, Müller, Nabholz, Narbel, Neuen-
schwander, Oehler, Perey, Philipona, Pini, Poncet, Raggen-
bass. Reimann Maximilian. Rohrbasser, Ruckstuhl, Rutishau-
ser, Rychen, Sandoz, Savary, Scherrer Jürg, Scheurer Remy, 
Schmied Walter, Schnider, Schwab, Segmüller, Seiler Hans-
peter, Seiler Rolf, Spoerry, Stalder, Stamm Judith, Steffen. 
Steinegger, Steinemann, Slucky, Suter, Theubet, Tschopp, 
VetterIi, Wiederkehr. Wittenwiler, Wyss Paul, Wyss William, 
Zölch, Zwahlen (112) 

(5) 
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Abwesend sind die fr.[''IC>,uic:.n 

Aubry, Bär, 
Ducret, Duvoisin, 

Claude, Friderici Charles, Gardiol. 
beaud, Robert, Ruf, :::;cneilaeaael 
Luzi, Karl. Wanner, 

Präsident Schmidhalter stimmt nicht 
M. SChmidhalter, pas 

Art. 18 
der Kommission 

Re1qislrierie .... nach Artikel 15 BVG 

Art. 18 
f'rC)O()Sitlon de la commiss/on 
.... selon I'article 15 LPP. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte nur festhalten: 
Unbestritten ist, dass dem austretenden Vorsorgenehmer 
mindestens das nach Artikel 15 BVG 
ben ist Im Entwurf hatte der Bundesrat zusätzlich noch 
sehen, mindestens auch den VOf- und 
Teil der Austrittsleistung und 
summe samt 
Die Kommission hält diese vom Versiche-
rungsgericht geforderte Vergleichsrechnung angesichts der 
nun eingebrachten Artikel 15 bis 17 für überflüssig. Es giltalso 
hier ausdrücklich festzuhalten, dass fortan diese Vergleichs-
rechnung nicht mehr zu machen ist 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: L'article 18 a pour but 
essentiellement de reaffirmer, dans le cadre de la loi federale 
sur le libre passage, la garantie de la prevoyance o~ligatoire 
conformement a la loi sur la prevoyance professlonnelle. 
D'apres la jurisprudence du Tribunal federal des assu;ances, iI 
convient de proceder, dans chaque cas partlculter, a la com-
paraison du montant du conformement au calcul de la presta-
tion de libre passage d'apres la LPP et de celui du conforme-
ment aux prescriptions reglementaires, me~e si I'institutio.n 
de prevoyance assure des prestations au-dela du minimum le-
gal garanti par la LPP. Je me refere a I'ATF 114 V 239. 
La commission vous propose, a I'unanimite moins une abs-
tention de biffer la fin de cet article, car si non les caisses se-
ront obligees de continuer a faire ce calcul comparatit Or, 
dans la mesure ou les caisses doivent deja proceder ades cal-
culs comparatifs conformement aux articles 15, 16 et 17, il pa-
rait peu judicieux de maintenir, de surcroi't, le calcul com~a~atlf 
qui avait ete introduit par la jurisprudence duTnbunal feder~1 
des assurances. Maintenant la loi sur le Itbre passage re-
gie egalement le domaine et surobligatoire, ce calcul de-
viendrait rapidement totalement inutile. 

Angenommen 

Art. 19 

Artikels streichen) 

die einer öffentlich-rechtlichen Vorsor-
ist, aus dieser aus, so wird der 

Die 

Les pretentions aux presta-
diminuees, 

""'n,,,,,,,<> Ihnen vor, dem Artikel 19 einen Absatz 2 
und zwar aus Gründen: 

19 finden Sie in Absatz 1 , wie er auf der Fahne steht. 
dazu, was wenn ein einzelner 

\/OY<Oif'hcm ",,.,e'n,,,hn"'>r aus der einer öffentlich-rechtli-
I( nrnc,r'''Ch<1tt austritt; das ist mit dieser klar 

~~~~;~ .... wenn eine 
die einer Kasse ange-

">,,"'r""""'n ist. aus dieser austritt. Das ist ein Fall, der nicht sei-
ten auftritt: dass eine die bisher bei einer 
öffentlich-rechtlichen versichert war, diese aus 
welchen Gründen verlässt Im kommen in diesem 
für den drei Zahler in 
1. Entweder belastet man das dem 
d. h., er verliert damit Vorsorgeansprüche. 
2. Man belastet es dem alten Vorsorgewerk. Dann muss prak-
tisch das alte Vorsorgewerk Leistungen mittragen für Leute, 
die dieses Vorsorgewerk verlassen. 
3. Das neue Vorsorgewerk muss diese Last übernehmen. 
Mein Vorschlag ist der, dass weder der Versicherungsnehmer 
noch das alte Vorsorgewerk diese Belastung zu tragen haben, 
sondern eben das neue Vorsorgewerk. 
Ich gebe zu, dass man durchaus über die Frage diskutieren 
kann, wer in diesem Falle den Fehlbetrag tragen soll. Man 
könnte sich durchaus auch andere Lösungen vorstellen. Ent-
scheidend ist aber in meinen Augen, dass der Gesetzgeber 
eine Regelung trifft und dies nicht dem Zufall oder der Rechts-
unsicherheit überlässt, weil sonst natürlich die Gefahr gross 
ist dass im Endeffekt versucht wird, diesen Fehlbetrag auf den 
V~rsicherungsnehmer abzuwälzen. In dem Sinne gehört in 
meinen Augen diese Bestimmung auch in dieses Gesetz, weil 
es insofern eben auch Freizügigkeit beschlägt, wenn nicht ein 
einzelner eine Vorsorgeeinrichtung verlässt, sondern eine 
ganze Organisation. Das ist nicht der klassische Frei-
zügigkeitsfall. Aber es ist ein Fall, der ins gleiche Umfeld 
hineingehört. 
Man könnte einwenden, das müsse im BVG geregelt werden. 
Formal habe ich dagegen keine Einwände. Man könnte also 
hier z. B, einen Artikel hineinnehmen, der dann das BVG abän-
dert der diese Bestimmung dem BVG beifügt statt dem Freizü-
gigkeitsgesetz. Mir ist einfach wichtig, dass diese Frage eine 
klare Lösung findet, damit die Versicherungsnehmer Wissen, 
woran sie in einem solchen Falle sind. 
Ich bitte Sie daher, diesem Antrag zuzustimmen, Wenn nach-
her beispielsweise der Ständerat zum Ergebnis käme, es 
müsste vielleicht eine andere Lastenverteilung zwischen dem 
alten und dem neuen Vorsorgewerk stattfinden, dann muss 
man das vielleicht nochmals überdenken. Wichtig ist aber, 
dass die Lastenverteilung in diesem Gesetz geregelt und eine 
Aussage darüber gemacht wird, dass sie nicht zu Lasten des 
Versicherungsnehmers 

L<;;rn<>rc,~h"tlc,n heute nach Artikel 
tigt werden. vom Grundsatz der Bilanzierung in einer ge-
schlossenen Kasse abzuweichen. Diese Einrichtungen wei-
sen bei der von Aktiven und Passiven mei-

nll'>rrl,nr,<: keine der An-
zumal Hand 

genug untersuchten Antrag anzu-
dass wir in der Diskussion nun davon 
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haben und 
sich mit dieser 

achtens sollte eine 

der Ständerat sicher auf-
zu befassen. Meines Er-
des BVG gefunden wer-

den. Ob dies hier in den 
der Revision des BVG 

JetlenqallCj!,bE,stlmm oder bei 

lassen. 
ich offen-

• P'i'" rr,i m:>, en ni 
place 21 cet endroit ou 

de la loi 

ace 
r.rr>r)f',,<p par M. David. car c'est un 

devenir actualite urgente dans les 
II conviendrait que le Conseil 

mais sans toutefois re-
21 la revision, qui ne sur-

de la loi sur le 2eme pilier. 

Bundesrat Koller: Das Freizügigkeitsgesetz, das wir hier bera-
ten, regelt das Verhältnis des Vorsorgenehmers zu seiner Vor-
sorgeeinrichtung im Freizügigkeitsfall. 
Demgegenüber betrifft der Antrag David eine ganz andere 
rechtliche Beziehung. Er will eine Regel schaffen, die das Ver-
hältnis des Arbeitgebers zur Vorsorgeeinrichtung bei Kündi-
gung des Anschlussvertrages betrifft. Aus diesem Grunde er-
scheint mir eine Bestimmung gemäss diesem Antrag im Frei-
zügigkeitsgesetz eindeutig ein Fremdkörper zu sein. Aber ich 
gebe zu, es steht ein echtes Problem dahinter. Ich bin daher 
der Meinung, dass dieses Problem im Rahmen der Revision 
des BVG, wahrscheinlich im Rahmen der Revision von Arti-
kel 69, gelöst werden muss. Wenn ich die Pläne des Eidge-
nössischen Departementes des Innern richtig kenne, wird ja 
nächstes Jahr dem Parlament eine BVG-Revision unterbreitet 
werden. Meiner Meinung nach sollte dieses Problem dort ge-
löst werden. 
Aus diesen Gründen möchte ich Sie bitten, den Antrag David 
abzulehnen, das Problem aber zuhanden der Revision des 
BVG ans EDI zu überweisen. 

David: Es ist sicher richtig, dass man hier formale Einwände 
erheben und sagen kann, man müsste diese Frage in einem 
anderen Gesetz regeln. Aber es ist ein Problem, das angegan-
gen werden muss und das nicht auf die BVG-Revision ver-
schoben werden sollte. 
Ich ziehe den zurück. weil mich 

den des Protokolls ~ und 
durchdachte 
Sinne ziehe ich 

Art. 20 

haben. 

der Kommission 
la commission 

Darbellay 

Art. 20 

I'institution .. 
AI. 2 
Si le rp"lprnp,nt 

AI. 2 
Si 
de 
compte. 

duree moins 6 

I'assure ou la en 
pas necessaire d'etablir un 

M. Darbellay: L'article 20 la procedure a suivre en cas 
de modification du degre d'occupation: on le traite comme un 
cas de libre passage. Cela veut dire que, dans la pratique, si 
une personne a travaille pendant une vingtaine d'annees a 
100 pour cent, par exemple, et qu'elle souhaite ensuite travail-
ler a 50 pour cent, elle aura deux possibilites: on pourrait lui 
faire le decompte de libre passage pour le 50 pour cent corres-
pondant a sa diminution d'occupation et cette partie serait trai-
tee en prestation de libre passage. Elle verrai!, dans ce cas, 
son degre de securite sociale diminuer d'une maniere sensi-
ble. L'autre possibilite serait de garder son salaire assure, 
mais a ce moment-la, elle devrait, pour le 50 pour cent qu'elle 
ne gagne plus, payer les cotisations de I'employe et de 
I'employeur, ce qui ferait, en plus de sa diminution normale de 
salaire, une retenue supplementaire qui serait quasi insup-
portable. 
Je propose donc une autre solution: le calcul du taux d'activite 
moyen. Je prends un cas tres simple: une personne aurait tra-
vaille, comme je le disais tout a I'heure, pendant vingt ans a rai-
son de 100 pour cent et apres, quelque peu fatiguee, souhaite-
rait diminuer son activite a 50 pour cent; elle travail/erait en-
core pendant vingt ans aSO pour cent et a la fin de son activite 
professionnelle, aurait un taux moyen de 75 pour cent. Au lieu 
de recevoir le 50 pour cent d'une rente complete, elle en rece-
vrait le 75 pour cent. C'est favorable aux assures et aussi aux 
institutions de prevoyance qui, dans ce cas-Ia, n'auraient pas 
besoin d'etablir de decompte. 
Je vous invite, par consequent, 21 voter cet amendement. 

Allenspach: Der Antrag Darbellay konnte in der Kommission 
nicht diskutiert werden. Wir hören die Begründung heute zum 
ersten mal. Dabei stellen wir fest, dass zwischen dem Absatz 2 

und dem Absatz 1 von Artikel 20 ein 
1 

gen bewirken. 
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das \/nrnc>hl",n wählen würde, das Herr David \ln!'(1A7A,rh,nt:>t 

hat, das Problem hier aufzuwerfen und dann den An-
trag der Diskussion im Ständerat zurückzuziehen, 
damit in einer Kommission wirklich a fond disku-
tiert werden kann, 

Deiss, Berichterstatter: Auch hier kann ich keine fundierte 
der Kommission sondern höch-

stens unserer ziehen oder 
Vermutungen aufstellen, 
In der Tat ist es so, dass es Berufe gibt, bei welchen der Be-
schäftigungsgrad aufgrund der Natur der Arbeit schwanken 
kann, Ich denke an Lehrpersonal und Vertreter, aber auch an 
andere Aktivitäten, die von Jahr zu Jahr unterschiedliche Be-
soldungen oder Beschäftigungsgrade auslösen können, 
Meines Erachtens müsste eigentlich der von der Kommission 
nun gegenüber dem Entwurf des Bundesrates sogar abge-
schwächte Absatz 2 den Anliegen von Herrn Darbellay genü-
gen, denn er besagt ja nun, dass das Reglement eine für den 
Vorsorgenehmer mindestens ebenso günstige - der Bundes-
rat sprach noch von einer günstigeren Regelung vorsehen 
kann und dass dann keine Abrechnung vorgenommen wer-
den muss, 
Was Herr Darbellay vorgeschlagen hat, wäre meines Erach-
tens auch eine für den Vorsorgenehmer günstigere Lösung als 
die Behandlung dieser Fälle als Freizügigkeitsfälle, Ich sehe 
also einerseits kein unbedingtes Bedürfnis, den Antrag Dar-
bellay einzufügen, andererseits sehe ich auch keine derarti-
gen Probleme, wie sie Herr Allenspach zu erkennen glaubt 

Mme Brunner ehristiane, rapporteur: Les modifications ap-
portees par la commission a I'artiele 20 portent sur des simpli-
fications administratives, Normalement, les modifications du 
degre d'occupation devraient etre reglementees dans les re-
glements des institutions de prevoyance, 11 faut au moins pre-
voir que la modification du degre d'occupation porte sur une 
duree minimale de six mois, pour que I'institution de pre-
voyance doive etablir un decompte, comme s'il s'agissait d'un 
cas de libre passage et, d'autre reserver les reglementa-
tions au moins equivalentes ou favorables des institutions 
de conformement 2, 

pu 

Herrn AI-
darauf aufmerksam machen, dass die deutsche 

des Antrages Darbellay, die Ihnen ausgeteilt 

ist, denn der deutsche 
Text müsste wie folgt lauten: "Sieht das Regle-
ment für den Vorsorgenehmer eine mindestens ebenso gün-

oder die des durchschnittli-

Allenspach: Wenn der so, 
desrat Koller übersetzt 
nicht so, wie er uns dU"u.,,,,,,m 

zustimmen. 

Abs, 1-AI, 1 
Angenommen - Adopte 

Abs, 2-AI, 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Darbellay 
Für den Antrag der Kommission 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13,05 Uhr 
La seance est levee a 13 h 05 
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Siebente Sitzung - Septieme seance 

Mittwoch, 9. Dezember 1992, Vormittag 
Mercredi 9 decembre 1992, matin 

09.00h 

Vorsitz - Presidence: Herr SchmidhalterlFrau Haller 

92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 2423 hiervor - Voir page 2423 ci-devant 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Sind zwei Arbeitgeber der gleichen Vorsorgeeinrichtung an-
geschlossen und wechselt der Vorsorgenehmer von einem 
zum anderen, so ist wie im Freizügigkeitsfall abzurechnen, so-
fern der Vorsorgenehmer das Vorsorgewerk bzw. den Vorsor-
geplan wechselt 
Abs.2 
Sieht das Reglement eine für den Vorsorgenehmer minde-
stens ebenso günstige Regelung vor, kann eine Abrechnung 
unterbleiben. 

Art. 21 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Si deux employeurs sont affilies a la meme institution de pre-
voyance et si "assure passe de I'un a "autre, le decompte sera 
effectue comme dans un cas de libre passage, a condition que 
I'assure change de caisse de prevoyance ou de plan de pre-
voyance. 
AU 
Si le prevoit une reglementation au moins aussi fa-
vorable pour I'assure, un peut ne pas efre etabli. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: L'article 21 est difficile a 
en termes c1airs, car nous ne disposons pas des 

concepts et des definitions juridiques necessaires. La notion 
de "caisse de prevoyance» s'est neanmoins peu a peu etablie 
dans la pratique pour decrire I'autonomie administrative et 
comptable au sein des institutions communes en vue d'assu-
rer les prestations legales par le biais du fonds de garantie. 
Dans le contexte vise par l'articie 21, c'est-a-dire lorsque la 

nrr\f"",,,,i,-.m,,,III,,, est effectuee le compte de 
la nation de «caisse est 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 

Abs.2 

Abs, 3 

zum Entwurf des Bundesrates 
betrifft nur den französischen 

zum Entwurf des Bundesrates 

Die Vorsorgeeinrichtung hat dem 
Möglichkeit zu sich im der 
Austrittsleistung wieder einzukaufen. Die Bestimmungen über 
den Eintritt in die neue Vorsorgeeinrichtung finden Anwen-
dung. 
Abs.4 
Streichen 

Antrag Nabholz 
Abs.1 
Gehört ein Ehegatte oder gehören beide Ehegatten einer Ein-
richtung der beruflichen Vorsorge an und ist bei keinem Ehe-
gatten ein Versicherungsfall eingetreten, so hat jeder Ehegatte 
Anspruch auf die Hälfte der für die Ehedauer zu ermittelnden 
Austrittsleistung des anderen Ehegatten. 
Abs.2 
Ein Ehegatte kann in der Vereinbarung auf seinen Anspruch 
ganz oder teilweise verzichten, wenn seine Alters- und Invali-
denvorsorge auf andere Weise gewährleistet ist 
Abs.3 
Der Richter kann die Teilung ganz oder teilweise verweigern, 
wenn sie offensichtlich unbillig wäre. 
Abs.4 
Der Richter teilt den Vorsorgeeinrichtungen der Ehegatten die 
im Urteil getroffene Regelung von Amtes wegen mit 
Abs. 5 (neu) 
(gemäss Abs. 3 des Antrages der Kommission) 

Art. 22 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Majorite 
.... par un conjoint pendant la duree du mariage sera transfe-
ree a I'institution de prevoyance de I'autre conjoint et 
imputee .... 
Minorite 
(Hafner Ursula, Brunner Christiane, Bundi, Gonseth, Hafner 
Rudolf, Jöri, Leuenberger Ernst, Rechsteiner, 
Lors du divorce survient un cas de libre pa:SS8Iqe, 
de I'assure a normalement drait la 

AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
L'institution de prevoyance doit accorder au debiteur 
la possibilite de racheter la prestation de sortie transferee, Les 
dispositions sur "entree dans une nouvelle institution de pre-
voyance sont applicables. 
AI. 4 
Bitter 
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sich die Ausnahmen auf drei Fälle zu beschränken haben. Ich 
denke an die genannten Fälle, nämlich: 
1. an den Fall, in dem die offensichtlich un-

wäre; 
2. an den Fall, in dem das >--,r'öhr"'" 

rti".IIAm,:mts'il ist und die der \!nr<::()(nA;qn<::"ri'ilt'h", 

AI. 4 
ISP,OSI1t10rIS du 

Minderheit: Es ist uns al-
Hausfrauen oder 

in der und 
behandelt werden. Wir sind daran, in der eine 
bessere zu finden. Noch viel stärker als bei der AHV 

sich aber der beruflichen l/n,·<::r."rlC> 

auswirken. 
Zahlreiche Frauen, die sich 
mert und die dazu hO'Nc,tr"," 

dieser Zeit eine 
Ende ohne lllTior""A"""rno 

Frauen einmal mehr auf auf das neue Schei-
dungsrecht, das wohl kaum mehr in diesem Jahrhundert in 
Kraft treten wird. 
Abgesehen davon finde ich es auch richtiger, den Teil der 
Altersvorsorge, der die zweite Säule betrifft in einem Gesetz 
zu regeln, das die zweite Säule zum Gegenstand hat genau 
wie wir den Teil, der die erste Säule betrifft, im AHV-Gesetz 
regeln. 
Der Vorschlag, den Ihnen Bundesrat und Kommissionsmehr-
heil machen, ist zwar ein erster Schritt zu einer gerechteren 
Lösung, aber er wird der Sache nicht gerecht Erstens spielt 
dabei für den Anspruch auf eine Teilung das sogenannte Ver-
schulden am Scheitern der Ehe eine Rolle. Zweitens wird das 
Scheidungsgericht vor die schwierige Aufgabe gestellt, zu 
berechnen, welcher Teil der Austrittsleistung des einen Ehe-
gatten der Erhaltung des Vorsorgeschutzes des anderen 
Ehegatten dienen soll. Es ist aber Aufgabe der Sozialversi-
cherung, diesen Teil zu bestimmen. 
Gerecht ist es. wenn wir ähnlich dem Splitting in der AHV je-
dem Ehepartner die Hälfte der Altersvorsorge gutschreiben, 
die beide Ehepartner zusammen während der Zeit der Ehe 
erworben haben. Mit dem Minderheitsantrag wollen wir also 
eine klare Situation schaffen. Jeder Ehegatte soll im Prinzip 
Anspruch haben auf die Hälfte der beruflichen Vorsorge, weI-
che der andere Ehegatte während der Ehe äufnen konnte. Es 
ist klar, dass dieser Anspruch auf Gegenseitigkeit beruht Die 
französische Uebersetzung. die auf der Fahne abgedruckt 
ist, ist in diesem Sinne zu korrigieren. 
In der Kommission wurde mir entgegengehalten, ein starrer 
Anspruch Ehegatten auf die Hälfte der während der 
Ehe zweiten Säule könne zu neuen Ungerech-

Als diente eine Sekretärin, welche 
finanziert hat 

können als Sekretärin, weshalb es 
wenn die Sekretärin noch ihre Anwartschaft 

teilen müsse. falls er sich nach abgeschlossenem 
Studium von ihr scheiden lasse - hiess es. 
Ich wollte solche Bedenken nicht einfach in den Wind schIa-

auch wenn ich hoffe, dass die Zeiten, in denen 
auf Kosten von Frauen eine gute 

sen und sich nachher erst noch davonstehlen, :>lIIn",nIJr'n 

sind. 

das 
ses Gesetzes zu handhaben ist 
In der Kommission mit 1 0 gegen 8 
Stimmen. 
Ich bitte Sie, mehr Verständnis für die Betroffenen aufzubrin-

und die der beruflichen im Fall einer 
anerkanntermassen ein dringendes 

Problem darstellt, rasch einer guten Lösung zuzuführen, in-
dem Sie dem zustimmen. 

Frau Nabholz: Ich kann dort weiterfahren, wo Kollegin Hafner 
Ursula aufgehört hat Es ist tatsächlich ein äusserst dringli-
ches Anliegen, das keinen weiteren Aufschub erträgt; die Si-
tuation der geschiedenen Frau hinsichtlich Altersvorsorge ist 
äusserst prekär, weil wir verschiedenenorts Lücken haben. 
Wir versuchen nun in einer ersten Phase das haben Sie ge-
hört in der 10. AHV-Revision und bereits auch mit dem vor-
gezogenen Bundesbeschluss wenigstens in der ersten Säule 
die schlimmsten Mängel auszumerzen. Man hat in der Zwi-
schenzeit auch den Vorentwurf zur Revision des Scheidungs-
rechts auf dem Tisch. wo diese Problematik ebenfalls themati-
siert wird. Ich denke aber, man kann nun nicht warten, dieses 
dringende Anliegen erst dort zu lösen. Bis das Scheidungs-
recht tatsächlich revidiert wird, dürften noch viele, viele Jahre 
ins Land gehen. Ich glaube aber, man kann die geschiedenen 
Frauen nicht länger auf eine Verwirklichung dieses Anliegens 
warten lassen. 
Hier dürfte nicht zuletzt die Ueberlegung eine Rolle spielen -
man sieht das in der Statistik -, dass die geschiedenen Frauen 
einen seh r grossen Teil der Ergänzungsleistungsbezüger steI-
len. Das zeigt, dass dies nicht zuletzt mit dieser Situation der 
mangelhaften Vorsorge auch in der zweiten Säule zusammen-
hängt 
Die Situation ist aber auch güterrechtlich unbefriedigend. Sie 
wissen, dass Vorsorgeleistungen, solange sie noch nicht fäHig 
sind, als anwartschaftliche Leistungen gelten und deshalb bei 
einer güterrechtlichen Auseinandersetzung nicht in Betracht 
fallen. Wenn man nun weiss, dass in der zweiten Säule regel-
mässig zwischen 12 und 18 Prozent des Einkommens eines 
Arbeitnehmers auf das Vorsorgekonto einbezahlt werden, 
kann man sich vorstellen, dass damit recht ansehnliche Gut-
haben werden, die bei einer 
satz zu anderen - nicht 
Es kommt hinzu, dass wir 

des über 
aus haben. Man muss darum anerkennen, dass es in dieser 
Gesamtsituation eine Lösung braucht 
Der Vorschlag, den ich Ihnen unterbreite, ist im Prinzip der Lö-
sung entnommen, wie sie die Expertenkommission im Zusam-
menhang mit der Revision des Scheidungsrechts \Jr)lr,,('hl~\nt 
Ich habe mir sagen lassen, dass in der Kommission - der 
selbst nicht moniert worden man könne 

die Rosinen aus der des 

Inr"",a"l,k im 
ten haben werden, gar nichts. Ich denke deshalb. dass man 
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solche Ueberlegungen hintanstellen sollte, hinter die Dring-
lichkeit des Problems. 
Der Unterschied meines zum Antrag der Minderheit 
und auch zum Antrag der der Kommission besteht 
darin, dass ich zunächst einmal klarstelle, dass ein solcher 

nur dann eintreten kann, wenn noch kein 
hat Das heisst, sobald der 

eine bereits eine Rente aus der zweiten Säule be-
zieht, kann es nicht dass man rückwärts simu-
liert, wie wenn 
würde, weil ja auch "J<,',cU"I"'-" 
des rtP"",nfc,n \1t:>r~"f'l'l"'Yl 

laufenden Renten eintre-
ten können. 
Ich bin der dass der Vorschlag, den ich in Absatz 2 

Antrag der Minderheit Hafner Ursula 
\Alc,,,ontll,,,h mehr Flexibilität in der zulässt. Sie 
wissen, dass etwa 90 bis 95 Prozent aller 
über den Abschluss einer Scheidungskonvention geregelt 
werden, was die Nebenfolgen der Scheidung anbelangt. 
Ich bin nun der Meinung, dass im güterrechtlichen genauso 
wie im Alimentenbereich letztlich den Ehegatten auch hier-
über die volle vertragliche Freiheit belassen werden soll, wie 
sie die Problematik mit den Ansprüchen aus der zweiten Säule 
regeln wollen. Ich denke, dass dies aus der Starrheit des An-
trages der Minderheit Hafner Ursula herausführt und sich an 
den Vorschlag annähert, den die Mehrheit der Kommission Ih-
nen unterbreitet. 
Ein Drittes: Ich denke, dass tatsächlich in einzelnen Konstella-
tionen einer Ehe Härtefälle auftreten können, dass unbillige 
Lösungen aufgrund des starren Schematismus der hälftigen 
Teilung oder überhaupt der Durchführung dieses Freizügig-
keitsfalles entstehen können. Deshalb schlage ich Ihnen vor, 
dass hier der Richter, der ja den Einzelfall individuell zu prüfen 
hat, auch auf diese Frage der Teilung zurückkommen kann 
und Unbilligkeitsfälle dann individuell regelt. 
In meinem ursprünglichen Antrag fehlte ein Element, das die 
Kommission in Artikel 22 Absatz 3 vorsieht. (Danach hat der 
verpflichtete Ehepartner nach derTeilung die Möglichkeit, sich 
mit seinem vollen Kapital in diese Austrittsleistung wieder ein-
zukaufen.) Es ist dies ein Versehen; ich möchte hier klarstel-
len, dass ich diese Möglichkeit gemäss Absatz 3 auch in mei-
nen Antrag aufnehme. Das kann in meinem Antrag Absatz 5 
sein, so dass mein Antrag in diesem Punkt mit der Kommis-
sion - ich denke, auch Frau Hafner sieht diese Möglichkeit 
übereinstimmt. 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen, der in die 
gleiche Richtung zielt wie der Minderheitsantrag Hafner Ur-
sula, aber das ominöse «in der Regel" ausformuliert, und zwar 
ausformuliert gestützt auf Experten, die mit wesentlich mehr 
Intensität, als wir es hier in diesem Rat wahrscheinlich tun kön-
nen, diese Lösung unterbreiten eine Lösung, die bereits ein 
Vernehmlassungsverfahren hinter sich hat. 

Keller Rudolf: Um Artikel 22 haben wir schon in der Kommis-
hart Rat 
Weise sollten eine 

lierung unterstützen, weil schliesslich bei 
Richter entscheidet 
Die SD/Lega-Fraktion unterstützt die Mehrheit und lehnt den 
Antrag Nabholz und den Antrag der Minderheit Hafner Ursula 
ab. Wichtig ist, dass aufgrund der Mehrheitslösung der ver-
pfliChtete Ehegatte, also derjenige, der dem ehemaligen Ehe-

Kapital aus der Pensionskasse muss, den Fehl-
in der Pensionskasse wieder kann. Somit 

Versicherte zumindest die sofern 
tin!>"",.,oll"r Sicht 

elzuqlqkeltisqElsetzEls keine 
tnrl':rJ:>N1t"'rp'v'I"",rm" vorzunehmen. Ich 

liere an Sie, hier den Vorschriften nicht zu weit zu 
damit wir nicht zu starr sind, wenn dann die effek-
tive in unseren Rat 
kommt. 
Ich bin froh, dass die Darlehensvariante 
Gesetz worden ist. Heute, 
ler Ehen werden, hätte dies bedeutet, 
dass die eine neue die "Darlehensab-

im hätten eröffnen müssen. Das hat-
ten auch wieder die höheren Prämien bezah-

müssen, und das ware nicht Sie sehen auch 
daraus. dass die Fall k""t""nm 

ist als die beiden anderen 
und der Hafner Ursula. 

Die Kommission hat sich grosse Mühe gegeben, eine ausge-
wogene zu Wenn man Frau Nabholz zu-
hört, könnte man meinen, wir hätten in diesem Gesetz nichts 

Das ist aber nicht so. Die Mehrheit der Kommission 
das Problem klar umschrieben. Und beim Vorschlag von 

Frau Nabholz ist einfach schlecht, dass sie niCht explizit fest-
,.,c;I~""I,lon hat, dass die entstandene nicht wieder 

werden kann. Sie hat es zwar gesagt, aber es 
steht konkret nicht so in ihrem Antrag. Deshalb ist der An-
trag Nabholz schlechter als der Vorschlag der Kommissions-
mehrheit. 

M. Guinand: La question du sort des prestations de la pn'l-
voyance professionnelle en cas de divorce est une question 
importante qui n'est pas reglee a I'heure actuelle. Un avant-
projet de revision du droit du divorce, dont on a deja parle, re-
gie en detail la question et nous nous rejouissons de savoir 
qu'elle sera reglee dans ce cadre-Ia Une procedure de 
consultation vient d'ailleurs de s'achever sur ce theme. 
Le Conseil federal nous propose dans cette loi sur le libre pas-
sage de regler provisoirement la question dans le cadre du 
droit du divorce actuellement applicable. En levant I'interdic-
tion de la cession, comme le pro pose le Conseil federaf et la 
majorite de la commission a I'article 22, un progres important 
est accompli. Le juge du divorce pourra en effet - ce qu'il ne 
peut pas aujourd'hui - attribuer une partie de la prestation de 
libre passage a I'un des conjoints, dans le reglement des effets 
du divorce, en particulier dans le cas de I'article 151 du Code 
civil qui regle la question de I'indemnisation du conjoint 
innocent. 
La proposition de minorite Hafner Ursula et celle de 
Mme Nabholz reprennent, en particulier la proposition de 
Mme Nabholz, partiellement fes solutions de I'avant-projet de 
revision du droit du divorce. Sur le fond, nous sommes d'ac-
cord avec les sofutions qui sont esquissees, a la fois dans 
I'avant-projet et par Mme Nabholz, et nous souhaitons 
qu'elles soient adoptees rapidement Nous doutons, cepen-
dan!, puissent I'etre dans le cadre de la loi dont nous 

D'abord, les de 
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sich dann für die Dame entschieden, die wesentlich überzeu-
Im,pnj·"'"',,n konnte, und hat sich im Sinne des Vor-

Bundesrates entschieden. 
\1r.r"'''hl~lnpzum neuen auf dem 

Tische liegen, bilden den Garten, in dem verschiedene 
nOprrfTOT wurden. Das trifft für die Minderheit zu, das 

haben den von Lili Nab-
etwas aus einem heraus -

ob es Rosinen lasse ich im Raume stehen -, aber man 
aus diesen heraus. Man ist aber 

sicher. tatsächlich so auch funktioniert Daher 
der 

der 

Frau Gonseth: Die grosse Ungerechtigkeit Frauen gegenüber 
im Scheidungsfall ist immer noch nicht gelöst, nämlich dass 
sie in der beruflichen Altersvorsorge oft leer ausgehen, weil sie 
sich während der Ehedauer dem gemeinsamen Haushalt ge-
widmet haben und deshalb keine berufliche Vorsorge auf-
bauen konnten. 
Das bisherige Abtretungsverbot soll nun nach dem Vorschlag 
des Bundesrates nur gelockert werden. Für die grüne Fraktion 
geht die Bundesratsfassung zu wenig weit Der prinzipiell 
hälftige Anspruch desjenigen Ehegatten - meistens der Ehe-
frau -, welcher keine berufliche Vorsorge aufbauen konnte, ist 
zu wenig klar festgelegt 
Es ist nötig und wichtig, dass Artikel 22 die materiellrechtli-
chen Scheidungsansprüche wirklich festlegt Es genügt heute 
nicht, die hälftigen Anwartschaften in der zweiten Säule von 
geschiedenen Ehegatten einfach zu lockern. Bei der Bundes-
ratsvariante entscheidet der Richter, wenn es heisst: «Bei Ehe-
scheidung kann bestimmt werden .... " Das ist ein sehr vager 
Begriff. Bei dieser Variante wird also dem Richter sehr viel 
Kompetenz zugewiesen; dies ist nicht akzeptabel. 
Es liegt nun der Antrag der Minderheit der Kommission vor, 
der den Anspruch mit dem Zusatz, «in der Regel" werde hälftig 
geteilt, viel besser definiert 
Die grüne Fraktion unterstützt sowohl diesen Minderheitsan-
trag als auch den Antrag Nabholz Dem Antrag Nabholz geben 
wir sogar den Vorzug. Wir Grünen haben in der Kommission 
ebenfalls einen solchen Antrag gestellt. Frau Nabholz nimmt 
den Auftrag auf, wie er im eingeleiteten neuen Scheidungs-
recht definiert ist. Dies ist also die optimale, zeitgemässe Lö-

Bis waren die Frauen mit dem Verlust der sozialen 
die Jetzt soll das Ri-

Iln"no'cor,,,,", ist. Bis zur Inkraftset-
mr":","f'l~t" dürfte es nach Angaben 

der Verwaltung noch etliche dauern. 
Für die Fraktion ist es nicht akzeptabel, die Lösung des 
Problems für Frauen nochmals Jahre in 
die Zukunft zu verschieben. Der Grundsatz der Tei-

von während der Ehe geäufneten Geldern der 
ehen ist aufzustellen. Dazu ist nr.liti",,,h,O>r 

n"t,c:rhpWortklauberei, wie sie von 

ein besteht und das Scheidungsrecht noch 
nicht soweit müssen wir wohl oder übel diesen Artikel 22 in 
Kauf nehmen, obwohl er dem Zweck des Gesetzes nach Arti-
kel 1 und 2 Dort werden einerseits der Zweck 
und andererseits die der 
umschrieben. und davon 
Die Mehrheit hat wohl 
Nabholz meines Erachtens etwas 
selbe, was Kommissionsmehrheit will. Es wäre vielleiCht 

Frau Nabholz. wenn Sie sich das nächste Mal zuerst mit 
srru!qlie,del'n unterhalten würden. bevor Sie 

Alfenspach: Ich erinnere daran, dass wir jetzt ein Bundesge-
setz über die Freizügigkeit zwischen den Pensionskassen bei 
Stellenwechsel der Arbeitnehmer beraten. Wir beraten kein 
Scheidungsgesetz, und es ist mehr als problematisch, in ei-
nem Freizügigkeitsgesetz materielle Normen des Schei-
dungsgesetzes festschreiben zu wollen mit der Begründung, 
die Revision des Scheidungsrechts dauere noch lange. Man 
kann jetzt nicht in einem Husarenritt einige Dinge des Schei-
dungsrechts vorweg in einem völlig anderen Gesetz regeln. 
Das ist nicht der Stil der schweizerischen Gesetzgebung! 
Was gehört eigentlich für den Scheidungsfall in ein Freizügig-
keitsgesetz? 
1, Wir müssen festhalten, dass das während der Ehe erwor-
bene Freizügigkeitsguthaben zum ehelichen Vorschlag ge-
hört und damit bei der Ehescheidung gemäss güterrechtlicher 
Auseinandersetzung durch die Scheidungskonvention oder 
durch den Scheidungsrichter aufgeteilt werden kann, 
2, Wir müssen dafür sorgen, dass Freizügigkeitsguthaben im 
Falle einer Scheidung in einem gewissen Umfang herausge-
geben werden müssen, falls und soweit die Scheidungskon-
vention oder der Richter das vorsehen. 
Darüber hinaus hat das Freizügigkeitsgesetz nichts mit dem 
Scheidungsrecht zu tun, Im Freizügigkeitsgesetz müssen wir 
keine Detailbestimmungen über die güterreChtliche Auseinan-
dersetzung im Falle der Scheidung aufnehmen. Der Antrag 
der Kommissionsminderheit regelt die der Scheidungskon-
vention oder dem Richter vorbehaltene Güterzuteilung in ei-
nem einzigen Punkt, nämlich im Punkt der Freizügigkeitslei-
stungen, Er vermindert damit die Flexibilität, die güterrechtli-
che Auseinandersetzung im Gesamtrahmen vorzunehmen, 
Die Freizügigkeitsleistung muss nämlich zwingend aufgeteilt 
werden, und zwar auch dann, wenn genügend andere Vermö-
genswerte vorhanden sind, um den güterrechtlichen Aus-
gleich zu ermöglichen, 
Völlig paradox und administrativ sehr aufwendig wäre die Si-
tuation der Minderheit, wenn beide 

aufgeteilt werden müssten. Für beide Part-
ner dann Freizügigkeitspolicen ausgestellt werden; 
beide hätten anschliessend die Möglichkeit, anstelle der Hälf-
ten der Freizügigkeitsguthaben, die werden. 
über die Freizügigkeitspolice des andern die eigene Lücke 
wieder aufzufüllen, Das ist administrativ ein Unsinn und sollte 
so nicht vom Gesetz vorgeschrieben werden. Wir sollten hier 
auch nicht eine Teilrevision des Scheidungsrechtes aufneh-
men und aus dem einfach einen Artikel her-

der zurzeit 
Wir 
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von Frauen 

FhAm,tt".n den Wiederein-
Frau Nabholz 

in ihrem Antrag 
nicht 

c"",on"rt,,,'l wenn Herr Allenspach 

auf die 
in Fällen der 

beruflichen 
\1,-.."",,",,,,,0 als bezeichnet 
Namens der SP-Fraktion möchte ich Sie bitten, dem Minder-

Hafner Ursula zuzustimmen. Zustimmen können 
wir auch Antrag Nabholz, Es ist dem Bundesrat positiv 
anzurechnen, dass er die Behandlung der Ansprüche in der 
beruflichen Vorsorge im Falle der Ehescheidung im Freizügig-

zur Diskussion stellt Die Behandlung 
besonderer Fall der Freizügigkeitsrege-

gehört in dieses Gesetz' Insoweit sind wir mit dem Bun-
desrat einverstanden. 
Aber man muss feststellen, dass die bundesrätliche Lösung ja 
nur eine reine Kompetenzbestimmung für den Richter bringt, 
ohne dass die Kriterien, nach denen er dieses Ermessen aus-
zuüben hätte, irgendwie im Gesetz festgeschrieben werden. 
Es gibt keinerlei Richtlinien, die umschreiben würden, welche 
Ansprüche im Falle einer Ehescheidung eine Frau, die die Be-
treuungsarbeit leistet, aufgrund dieser Bestimmungen gel-
tend machen könnte. Vielmehr muss man - weniger nach der 
Lektüre der Gesetzesbestimmung als nach der Lektüre der 
Botschaft - feststellen, dass noch etwas zurückbuchstabiert 
wird. Es wird dort gesagt, es würden überhaupt keine zusätzli-
chen Rechtsgrundlagen für neue Ansprüche geschaffen -
diese würden sich nach wie vor nach Artikel 151 und 152 ZGB 
richten -, sondern es würde nur eine Finanzierungsquelle er-
schlossen. 
Wenn das so ist, muss man sagen, dass der bundesrätliche 
Vorschlag und der Vorschlag der Mehrheit der Kommission 
den betroffenen Frauen im vorliegenden Fall sehr wenig brin-
gen. Das ist der grosse Unterschied zum Minderheitsantrag, 
das ist auch der grosse Unterschied zum Antrag Nabholz. 
Prinzipiell liegt ja das Stossende der heutigen Regelung darin, 
dass die Ansprüche auf die Guthaben der beruflichen Vor-
sorge im Scheidungsfall diese Ansprüche sind von grosser 
Bedeutung, vielfach von grösserer Bedeutung als die Alters-
rentenansprüche gegenüber der AHV verschuldensabhän-
gig sind, weil sie aufgrund der vorherrschenden Lehrmeinun-
gen und der Praxis nicht zum Güterrecht, nicht zur Errungen-
schaft gezählt werden; das ist das Problem. 
Folgt man der Lösung des Bundesrates, bleibt dieses Pro-
blem bestehen. Die Verschuldensabhängigkeit gemäss Artj-

151 und 152 ZGB und den betroffenen 

stecken, wird nicht flp,C)rnrcm 

fnl"""irr,tin im Minderheitsantrag aber 
auch im der Errungenschaftsbeteili-
gung, wie es auch die Revision des Scheidungsrechtes vor-
sieht Danach besteht ein Anspruch auf die Hälfte 
des Vorsorgeguthabens. was richtig ist 
Wenn nun die Anträge Nabholz und der Minderheitsantrag be-
wertet werden müssen, ist festzustellen. dass Frau Nabholz 
dem Hafner Ursula "",'nO,"I(', 

N 

werden, in denen sich die 
W'",cnmr,r. ,tl,,,,,pr,c nicht aufdrängt und in denen 

erweisen 

noch Jahre dauern kann, sie in Kraft tritt 
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Minderheitsantrag Hafner 
Ursula zuzustimmen. allenfalls dem Antrag Nabholz. 

Präsidentin: Die LdU/EVP-Fraktion lässt mitteilen, dass sie 
dem Minderheitsantrag Hafner Ursula zustimmt 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte gleich einleitend einer der 
letzten Behauptungen von Herrn Rechsteiner widersprechen. 
Er hat gesagt, es gehe darum, zu entscheiden, ob wir es beim 
heutigen, beim alten Rechtszustand belassen wollten. 
Sie haben nicht die Wahl zwischen dem heutigen Rechtszu-
stand und einer Minderheit, die eine besonders frauenfreundli-
che Lösung bieten würde. Sie haben die Wahl zwischen der 
Lösung des Bundesrates, welche eine erhebliche Verbesse-
rung bringt, und einer anderen Lösung, die eine ganz genaue 
Regel vorschreiben will, 
Was bringt die Variante des Bundesrates und der Mehrheit der 
Kommission? Es wird das grösste gegenwärtige Hemmnis ei-
ner gerechten Lösung aufgehoben, nämlich das Abtretungs-
verbot Der Richter kann Teile der Austrittsleistungen an den 
anderen Ehegatten übertragen und dieses Vorgehen in die an-
deren Abfindungen nach heutigem Scheidungsrecht - weI-
ches in Kraft bleiben wird, ob Sie es wollen oder nicht - einbe-
ziehen. Weiter bleibt auch die Regelung für den Anspruch auf 
Witwenrente der geschiedenen Frau in Kraft. Diese Lösung 
bedeutet, wie gesagt, eine erhebliche Lockerung und erlaubt 
dem Richter gleichzeitig, eine Lösung zu treffen, welche bis 
zur Revision des Scheidungsrechts der heutigen Gesetzge-
bung gerecht wird. 
Was spricht gegen die Lösung der Kommissionsminderheit, 
was gegen den Aenderungsantrag Nabholz? Die Lösung der 
Kommissionsminderheit ist sicher zu rudimentär, das wurde 
auch von Frau Nabholz gesagt Man von "in der Re-

das das 

offen. Dem Antrag Nabholz abhelfen, indem 
Artikel 126 und 127 aus dem in der be-

findlichen Entwurf werden. Der 
soll finden. Dem ist entgegen-
zuhalten, es sich um eine systemwidrige Aufpfropfung 
handelt die zahlreiche Fragen lässt 
Es ist keine seriöse wenn wir Teile eines Ent-
wurfes übernehmen, ohne der Vernehmlas-
sung zu beachten und ohne die anderen damit zusammen-

Es 

werden. nicht übernommen werden, Was passiert z. B. nach 
Eintritt eines Wieso wird Artikel 128 nicht 
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übernommen? Fällt das Anrecht auf 
fortan weg? Artikel 130 dieses Entwurfes sieht in 2 Zif-
fer 8 nämlich vor, dass Anwartschaften zu berück-
C'r'hn"on sind. Wie steht es mit Anwendungs- und Einfüh-

welche in Artikel 7a werden 
immer im sei ben GE!SetzEintlNt 
Sie sehen, es stehen viele andere 
kel126 und 127 bestimmten 

Mme Brunner Christiane, r;:,r,nnrtA' 

dem EntINurf 

de nouvelles pretentions 21 faire valoir en cas de 
vorce, 1I a seulement po ur effet d'attenuer, au profit d'un 
divorce, l'interdiction de la cession d'expectative dans 
maine du 2e pilier, 
C'est au tribunal du divorce qu'il appartient de fixer la presta-
tion de libm passage qui doit etre transferee d'un conjoint cl 
I'autre, L'institution de prevoyance de I'assure n'a ni le devoir 
ni le droit d'examiner la decision du tribunal, La difference 
entre le montant de la prestation de sortie, au moment de la 
conclusion du mariage et au moment du divorce, equivaut cl la 
prestation de sortie acquise pendant la duree du mariage, Les 
prestations de sortie sont calculees conformement cl la loi dont 
nous discutons en ce moment 
L'acceptation de I'article 22 n'implique pas la renonciation cl la 
rente de veuve de I'epouse divorcee creanciere de prestations 
d'entretien, Par exemple, si une femme ägee de 55 ans, sans 
perspective de reintegration dans la vie active, divorce et si 
une contribution d'entretien lui est attribuee, son entretien de-
vra, a la mort de son mari, debiteur de la contribution, etre as-
sure sur la base de la loi sur la prevoyance professionnelle, 
aussi largement qu'ill'etait de la part de I'ex-mari. Les memes 
principes sont applicables dans les cas ou une epouse divor-
cee beneficie de contributions d'entretien apres un divorce en 
raison des soins qu'elle don ne aux enfants, 
La modification apportee par la commission a I'alinea premier 
de I'article 22 est uniquement d'ordre redactionnel et ne 
concerne que le texte franyais, 
En ce qui concerne la proposition de minorite de Mme Hafner 
Ursula et celle de Mme Nabholz, elles ont en tout cas un point 
commun, c'est que leur traduction en franyais est totalement 
erronee, Dans la proposition de la minorite Hafner Ursula, il ne 
s'agit pas de I'epoux de I'assure, elle doit se lire de la maniere 
suivante: ""., le conjoint de I'assure», Quant a la proposition 
de Mme Nabholz, elle est parfaitement incomprehensible en 
franyais, je ne peux donc pas y faire une correction, 
La difference entre les Suisses alemaniques et les Suisses ro-
mands, sur ce point 121, c'est que, lorsqu'une proposition est in-
comprehensible en on pense c' est une erreur de 
traduction et on le texte par contre, 

parce a comme c'etait le cas 
hier pour la proposition Alfenspach monte 
aux barricades en disant que c'est faux, sans 
prendre la peine de regarder le texte franyais, pas 
qu'il ne prend la peine d'ecouter mes propos maintenant 
Le de loi federale sur le libre de 1991, qui a ete 

disposition corres-
de consultation, il est 

nrr,;:,nicnlA<: demandaient un as-

pas 
directives necessaires pour les institutions de 

encore defaut Oe surcroit, si les articles 126 a 128 de I'avant-
projet du drolt du divorce avec les directives ne-
cessaires pour les institutions de etaient re-

dans la loi federale sur le !ibm passage, iI aurait convenu 
a ce stade le des nouvelles 

Hons avec I'artiele 151 du civiL La 
Mme Hafner Ursula a donc ete par la 

que les dispm,itic)n 
nouveau concept du di-

rAr"'~,A" dans le concept ac-
transferees droit du divorce dans la 

pa~3sa.ae, Une teile decision supposerait un exa-
En outre, la du moiHe de la 

nrc,,,t:,t,rm de sortie au sens de la la minorite 
Ursula est insuffisante dans mesure ou elle 

pas au sont les conditions 
ce que I'on ne saurait toutefois 

Une solution satisfaisante 
I'elaboration de mesures 
la de la commission vous pro pose le 

Frau Hafner Ursula, Sprecherin der Minderheit: Es wurde mei-
nem Antrag vor allem vorgeworfen, es müsse zuerst die Ver-
nehmlassung zum Scheidungsrecht abgewartet werden In 
der Kommission wurde gesagt: Scheiden kommt zu teuer zu 
stehen, Die Männer haben gemerkt, dass im Moment, da sie 
ihre Vorsorge mit den Frauen teilen müssen, auch für sie das 
Scheiden zu teuer zu stehen kommt Jetzt sollen wieder zuerst 
Verbände, in denen vor allem Männer das Sagen haben, dar-
über befinden, ob die berufliche Vorsorge mit den Frauen ge-
teilt werden soll oder nicht Die Frauen sollen deshalb wieder 
warten, 
Meiner Meinung nach - ich sage es noch einmal- gehört die-
ser Teil, die Aufteilung der zweiten Säule, auch ins Gesetz über 
die Freizügigkeit 
Ich bitte Sie, den Frauen jetzt Gerechtigkeit widerfahren zu 
lassen, 

Frau Nabholz: Es wurde mehrfach erwähnt, man solle doch 
das Vernehmlassungsverfahren zur Revision des Schei-
dungsrechtes abwarten, Dieses Vernehmlassungsverfahren 
ist seit zwei Monaten abgeschlossen, 

Bundesrat Koller: Ich möchte gerade die Frauen im Saal doch 
bitten, den Fortschritt, den der Vorschlag des Bundesrates 
und der Kommissionsmehrheit auf diesem Gebiete bringt, 
nicht geringzuschätzen, Zwar ist zuzugestehen, dass der Vor-
schlag des Bundesrates und der Mehrheit der Kommission auf 
dem Boden des geltenden Scheidungsrechtes bleibt, d, h, 
also, dass sich die scheidungsrechtlichen Ansprüche nach 
den geltenden Artikeln 151 und 152 des Zivilgesetzbuches be-
messen, Aber der entscheidende Fortschritt des Antrages des 
Bundesrates und der Kommissionsmehrheit eben darin, 
dass das bisher bestehende aufheben 

erklären, 
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Nabholz lehnt sich an die im 
an. Im wesentlichen sollen die Arti-

Vorentwurfs ins 
übernommen werden. Die 
schlossen, Die 
Fall ist neue Probleme 

meistens 
diese Artikel 

IAtr'h7C>,filn wurde aber bei-
auch die dritte 

np'7(v,on werden müsste. 
meines Erachtens nicht zu Un-

ob für die 
nicht ein zusätzlicher über die berufliche \!r>YC!t,rt,,,, 

nC>"rt""tlon werden müsste, da der Elternteil, der nach 
diese übernimmt, nicht in der sei. 

sich eine aufzubauen. 
Auch wenn diese Artikel 
den sind, sind wir doch daran, sie 
sung zu überarbeiten. Schon das dass eine rlC>f,,,rtirtC> 

die einen Teil aus einem Entwurf herausbricht 
aufpfropft, wenig 

ist 
Aber es kommt auch zu materiell rechtlichen Widersprüchlich-
keiten. Ich möchte Ihnen das nur an einem Beispiel 
(Unruhe auf der Tribüne) Der Antrag Nabholz sieht in Absatz 1 
nur dann eine Teilung der während der Dauer der Ehe erwor-
benen Austrittsleistung vor, wenn noch bei keinem Ehegatten 
ein Versicherungsfall - also beispielsweise der Eintritt der In-
validität oder das Erreichen des Pensionierungsalters einge-
treten ist Nun ist aber nicht einzusehen, warum in den ande-
ren Fällen, nämlich dann, wenn aus rein objektiven Gründen 
die Betroffenen nicht in den Genuss dieser hälftigen Teilung 
kommen können, lediglich bei Schuldlosigkeit ein Ausgleichs-
anspruch bestehen soll. In den anderen Fällen, wenn ein Ver-
sicherungsfall eingetreten ist, würden wir wieder ins alte 
Scheidungsrecht zurückfallen. 
Deshalb sieht der zum neuen Scheidungsrecht vorgeschla-
gene Artikel 128 ZGB für diesen Fall vor, dass anstelle der Tei-
lung der Austrittsleistung eine angemessene Entschädigung 
in Form einer Rente oder einer Kapitalabfindung aus dem Ver-
mögen des Partners zu bezahlen sei. Sie sehen also gerade 
an diesem Beispiel, dass es einfach nicht aufgeht, wenn man 
nur einen Teil des neuen Scheidungsrechtes hier ins Freizü-
gigkeitsgesetz verpflanzt 
Gleiches gilt auch für die intertemporal-rechtlichen Bestim-
mungen. Im Scheidungsrecht haben wir recht komplizierte in-
tertemporal-rechtliche Bestimmungen. Wir müssen beispiels-
weise entscheiden: Soll das neue Scheidungsrecht nur für 
Scheidungsverfahren gelten, die erst nach dem Inkrafttreten 
beginnen, oder soll es auch schon für die Verfahren gelten, die 
bereits in erster, zweiter oder dritter Instanz anhängig sind? 
Auch solche Uebergangsvorschriften fehlen hier vollständig. 
Zusammenfassend muss ich daher sagen, dass es einfach 
nicht möglich ist, einen Teil des neuen Scheidungsrechtes ins 

[,;l1!BS'SlZ zu Das ist keine seriöse Ge-
das undzu 

mission zuzustimmen, 

Abstimmung Vote 

Eventue/l-A 
Für den Antrag 
Für den der Minderheit 

Art 23 

Anspruch auf die 
der freien Mittel. Die 

61 Stimmen 
46 Stimmen 

ob die für eine Teil- oder Gesamtliquidation 
erfüllt sind. Sie den 
Abs.2 
Die freien Mittel sind ebenfalls 

dürfen 

sind vermutungs-

'''''''I<'"''fr",,, mit einer \!fTrc:n.rr",_ 

nach der nUIlV."u, 

Art. 23 
PrC)D()Sltlon de /a commission 
AI. 1 

partielle ou totale de I'institution de prevoyance, 
I'assure a droit, en de la prestation de sortie, cl une part 
des fonds libres. L'autorite de surveillance decide si les condi-
tions d'une liquidation partielle ou totale so nt remplies. Elle 
approuve le plan de repartition. 
AI. 2 
Les fonds libres doivent egalement EHre evalues en fonction de 
leurs valeurs de revente. 
AI. 3 (nouveau) 
Les institutions de prevoyance d'employeurs de droit prive 
peuvent deduire proportionnellement les decouverts. 
AI. 4 (nouveau) 
Les conditions d'une liquidation partielle so nt presumees lors-
que: 
a I'effectif du personnel est considerablement reduit; 
b. I'entreprise est restructuree; 
c. un employeur resifie le contrat qui le He cl I'institution de pre-
voyance et celle-ci subsiste. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte Sie bei unumstrittenen Ar-
tikeln nicht unnötig belästigen, aber ich glaube, bei Artikel 23 
ist es doch wichtig hervorzuheben, dass es sich hier um einen 
der Hauptteile der Kommissionslösung im Fall von Arbeitslo-
sigkeit handelt Es wird hier nämlich bestimmt, wann eine Teil-
oder Gesamtliquidation vorgenommen werden soll. Es ist die 
Aufsichtsbehörde, die demnach befindet, ob die Bedingun-
gen für eine Teil- oder Gesamtliquidation gegeben sind und 
somit Anspruch auf freie Mittel entsteht Absatz 4 gibt eine 
nähere Umschreibung, wann die Vermutung für die Erfüllung 
der Bedingungen einer Teilliquidation gegeben ist Insbeson-
dere wird hier der Fall der erheblichen Verminderung der Be-
legschaft bestimmt 

Mme Brunner ehristiane, Dans les circonstances 
actuelles, avec mesures de restructuration 

""'.tor''''" que nous connaissons mainte-

La commission a apporte des modifi-
cl I'artiele 23, d'une part, et, d'au-
des Ei la question ex-

tremement delicate savoir Ei quel moment et cl quelles 
conditions il faut proceder Ei une liquidation partielle de I'insti-
tution de En introduisant dans la loi une 

ou totales, il ne 
un droit nouveau. mais 
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En cas de liquidation totale ou partielle, I'autorite de surveil-
lance approuve le de repartition. Cette decision 

d'un recours administratif de la Commission fe-
derale de recours en matiere de nrc"/f'\'"",rlre> nrr,t""~"""lnr'\o"lö 

vieillesse, survivants et invalidite. cette commis-
sion peut a son tour faire d'un recours de droit adminis-

surances. 

du Tribunal conformement a I'article 74 
rnrlS\rritirm ne pourra etre tant que la 

d'un irrevocable. Cette re-
le cas ou un assure de-
ror\<>rl,itirm n'aitforce de 

r-h'''rrlinO de 

Cette mutatis mutandis a la question de 
savoir si les conditions pour une liquidation partielle ou totale 
sont reunies. C'est I'autorite de surveillance qui decide si ces 
conditions sont reunies. Une plainte peut etre introduite contre 
la decision de I'autorite de surveillance. Le juge qui est saisi 
d'une demande conformement a I'artiele 73 LPP dolt suspen-
dre la procedure jusqu'a ce qu'll ait a disposition une decision 
de I'autorite de surveillance qui ait force de chose jugee. 
Par le renvoi aux artieles 73 et 74 LPP, I'article 25 permet I'ap-
plication des voies de droit mentionnees ci-dessus a I'ensem-
ble des institutions de la prevoyance professionnelle. 11 ne 
s'agit que d'une consequence logique du fait que les autres 
dispositions de la loi sur le libre passage sont applicables EI 
toutes les institutions, c'est-a-dire egalement aux institutions 
de prevoyance qui ne so nt pas inscrites au Registre de la pre-
voyance professionnelle. 
Conformement a ce qui est prevu EI I' alinea 2 de /' article 23, en 
ce qui concerne I'evaluation de la valeur de revente, il est evi-
dent qu'en cas de liquidation on tiendra compte non seule-
ment des fonds libres, mais aussi de la valeur de revente de 
toutes les parts de la fortune comprises dans ladite liquidation. 
A I'alinea 3 de I'article 23, la disposition prevue EI I'origine par 
rarticle 19 a ete reprise, ainsi que je I'ai mentionne tout EI 
"heure. La commission a essaye de elarifier, EI I'alinea 4, a quel 
moment et EI quelles conditions I'institution de prevoyance doit 
proceder a une liquidation partielle. 
Plutot que d'essayer de decrire des conditions exhaustives, la 
commission a introduit une presomption lorsque certains 
etats de fait sont reunis. Cette solution flexible tient compte 
des besoins des assures qui perdent leur place pour des rai-
sons economiques. L'autorite de surveillance dispose ainsi 
d'une base legale claire lui permettant de trancher la ques-
tion de la liquidation partielle dans des dei ais extremement 
rapides. 

Angenommen - rl,UVIJ'C; 

Art. 24 

Mitglied einer kleinen Pensionskasse, war früher deren 
Präsident 
Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass wir auch an 
die kleineren Pensionskassen denken müssen und die Vor-
schriften sein sollten. 
Ich Ihnen vor. dass Arbeitnehmer, Arbeit-
nehmerin auf Wunsch ,c.rIO"7o,t den Stand seines bzw. ihres 
Guthabens in erfahren können, dass 
wir ihm bzw. ihr aber alle 3 Jahre ei-

Es mir vor allem darum, dass wir 
machen und tonnenweise Pa-

sondern dass wir vereinfachen. Selbstver-
haben es Kassen einfacher. welche be-

reits alles via EDV auch da haben wir einen rie-

es einfacher machen können und 
einfacher ist Ich bitte Sie. ihr zu 

Keller Rudolf: Wir sind heute in der Situation, dass die Versi-
cherten mit sehr viel Papier beliefert werden. Sie erhalten 
schon heute recht komplizierte Bescheinigungen über ihre 
Leistungen, die recht schwierig zu lesen und zu interpretieren 
sind. Ich erfahre das tagtäglich. Wir erhalten Anfrage um An-
frage, und es geht allen Versicherungsgesellschaften gleich: 
Sie erklären heute schon, das sei ein grosses Problem 
Information ist gut, aber wir müssen auch darauf achten, dass 
wir die Leute nicht überfordern und nicht mit zuviel Informa-
tion, zuviel Papier und zuviel Administration die ganze Sache 
überladen. Wenn eine versicherte Person Auskünfte über ihre 
Versicherung wünscht, müssen dies die Kassen schon heute 
gewähren. Von diesem Recht wird auch Gebrauch gemaCht; 
es gibt bereits im Rahmen des BVG eine Verordnung dazu, die 
die Kassen zur Auskunft verpflichtet 
Der Antrag Loeb Franc;:ois ist eine Art Mittelweg zwischen der 
bisherigen Lösung und dem bundesrätlichen Vorschlag. Ich 
bitte Sie darum sehr inständig, den Antrag Loeb Franc;:ois zu 
unterstützen. Bitte denken Sie daran: Es gibt nicht nur die 
grossen Versicherungsgesellschaften, die das problemloser 
machen können. Es gibt auch viele kleinere und mittlere Pen-
sionskassen, für welche diese Informationspflicht nicht eine so 
einfache Sache ist, wie das immer dargestellt wird. 
Unterstützen Sie Herrn Loeb. 

Dei55, Berichterstatter: Die Beratungen haben gezeigt, dass 
für viele Versicherungsnehmer nebst den institutionellen Fra-
gen auch die blosse Information ein Hindernis in der Wahrung 
des Versicherungsschutzes darstellt Die Kommission ist also 
der Meinung, dass eine jährliche Information ein Minimum 
darstellt 
Herr Keller, wenn es tür die Versicherten schon so schwierig 
ist, das Papier zu verstehen, mit dem sie beliefert werden, wie 
schwierig muss es dann sein, wenn man nicht einmal mehr 
das Papier mit den Informationen hat! 
Ich bitte Sie also angesichts des heutigen Standes der Tech-
nik, wo diese Probleme nicht mehr derart gross sein dürften, 
der Kommission zu 

Brunner Christiane, rapporteur: En commission, nous 
avons eu deux de nature 

visaient soit a enlever soit a rendre ce devoir 
,nTl'\m"'lT,,,n des institutions de prevoyance. Nous pouvons 

\/",rc:n,rm'n<,hnnor auf Wunsch, aber mindestens donc nous exprimer au nom de la commission dont la majorite 
a refuse ces propositions. 
La plupart des critiques qui sont faites au 2e pilier re pose nt sur 

Art. 24 sa d'une part, et, d'autre sur le fait que les as-
i"nnc::,onf pas des necessaires. Le droit 

dans la doit devenir un 
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11 faut aussi en consideration que le travailleur ou la 
travailleuse qui entend de de travail et qui veut 
s'informer sur sa libre pa:SSBlqe 
s'adresser a son pour lui riArn~mri",r 
la de libre passage. ce 

eviter en lui assurant loutes les annees le droit 

invite a refuser la prc)pClsltlün nrC":,,:'ntC>A 

par 

Loeb 

Zweitens befürchte ich: man drei Jahren diese 
Information nur auf Wunsch erhält, könnte sich der 
ber in einem solchen Fall ob der Arbeitnehmer 
Stelle verlassen will. Wir auch nur den Anschein von 
solchen Implikationen vermeiden. Nachdem die Sache über-
all über EDV läuft, scheint mir auch der Verwaltungsaufwand 
angemessen. 
Ich empfehle Ihnen daher Zustimmung zum Bundesrat und 
zur Kommission. 

Loeb Francois: Ich will Ihnen nur eines antworten, Frau Brun-
ner: Das Recht auf Information hat man auch gemäss meinem 
Antrag; das Recht besteht Auf Verlangen kann man die Infor-
mation jederzeit erhalten. Mir geht es wirklich darum, den klei-
neren Kassen hier eine Möglichkeit zu geben. Es sind, Herr 
Bundesrat, noch nicht alle Kassen auf EDV umgestellt Es gibt 
einen grossen administrativen Aufwand, und ich bin einfach 
gegen Bürokratie. 

Abstimmung Vote 
FürdenAntrag Loeb Frangois 
Für den Antrag der Kommission 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 26 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 

47 Stimmen 
45 Stimmen 

Er legt den Verzugszinssatz fest und einen Zinsrahmen für den 
technischen Zinssatz von mindestens einem Prozent. Bei der 

des Zinsrahmens sind die tatsächlich verwende-

Art. 26 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au du Conseil federal 
AI. 2 
11 fixe le tau x d'interet moratoire ainsi qu'une marge d'un pour 
cent au moins, a I'interieur de doi! etre fixe le taux d'in-

La marge doit determinee en fonetion des 
reellement 

es; je höher der Zinssatz, desto wp,mrlpr 

und vor allem: 
der Zinssatz, desto rtrr,,:c:,DrA SrhW'IArlrtl<cPI1An 

Kassen haben sich gegen eine einheitliche Fe~stsietzU! 
des technischen Zinssatzes Die Kommission hat 

untersucht und 
bei dem der Bundesrat ei-

von Prozent oder mehr festsetzen 
kann, Die Kommission ist der dass diese relative 
Freiheit, die den Kassen damit ist. Es 
sollte also mit der dieser nicht über-
trieben werden, zumal ist dass über 80 Prozent 
die Zahlen, die wir 82 Prozent - der Kassen 
bereits einen einheitlichen Zinssatz von 4 Prozent zur Anwen-

der nun Zinsrahmen, diese 
1 Prozent, für die meisten Kassen nicht zu 

führen. 

Mme Brunner Christlane, L'article 26 alinea 2 a 
don ne Ileu a de tres longues a I'interieur de la 
commission et du groupe de travail institue par elle. La com-
mission n'a pas conteste le principe selon lequel iI appartient 
au Conseil federal de fixer le tau x d'interet moratoire. Les dls-
cussions ont porte sur la competence altribuee au Conseil fe-
deral de fixer de maniere uniforme le taux d'interet technique 
applicable, Celte competence, attribuee par le projet de loi du 
Conseil federal au Conseil federallui-meme. a ete violemment 
critiquee lors des auditions par les representants des caisses 
de pensions, 
En effet, pour certaines institutions de prevoyance, notam-
men! celles qui appliquent aujourd'hui un taux d'interettechni-
que plus eleve que celui qui aurait ete fixe par la loi ou par le 
Conseil federal, un taux d'interet technique unique pourrait 
avoir des consequences financieres diffidles. Selon des cal-
culs de l'Office federal des assurances sodales, une reduction 
du taux d'interet technique de 0,25 pour cent entrainerait des 
besoins de financement supplementaires de 10 a 20 pour cent 
de la masse salariale assuree. Dans un tel cas, les institutions 
de prevoyance devraient se proeurer le capital manquant par 
une augmentation correspondante des cotisations ou par une 
reduction des pmstations, L'harmonisation du tauxtechnique 
constitue neanmoins un postulat indispensable pour la reali-
sation d'un veritable libm passage et pour garantir aux assures 
un traitement EI. peu pres identique en matiere de libm pas-
sage. Ainsi, un assure, meme s'jf quilte une caisse a primaute 
de prestations pour entrer dans une autre caisse a primaute de 
prestations, peut souffrir d'un manque considerable de 
moyens pour le rachat si les institutions de prevoyance 
concernees appliquent des taux d'interet techniques diffe-
rents, Par exemple, une variation du taux d'interet de 1,5 pour 
cent, en admettant que I'ancienne institution de prevoyance 

un taux technique de 4,5 pour cent et la nouvelle ins-
de un taux de 3 cent, peut 

~:~'~":~'Ia perte deux salaires annuels sur de 

non seulement sur la valeur des 
pa~3sage, mais sur les et 

sur les possibliles financement de nouvelles prestations. 
Actuellement, I'ensemble des institutions de ap-

un taux se situant entre 3 et 5 cent et 
de des assures son! ades insti-

tutions un taux technique de 
4 pourcent 
La commission a formule une nrrmr,,,,t,n 

fait est souhaitable 

de Ainsi. 
le Conseil federal ne pourrait pas fixer une marge allant de 4 cl. 
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5 pour cent si le taux d'interet moyen s'eleve ci 
3,75 cent. Deuxiemement, la ci I'interieur de la-

doit se trouver le taux d'interet par 
institution de doi! s'elever 1 pour cent au 

moins, Cela Conseil federal doit fixer une 
aller au-dela s'ille desire. 

est libre de choisir les limites in-
de la 11 n'est 

ter 

Art. 27 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 27 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Art. 5 Abs, 2 
Mehrheit 

cette solution, 

.". Vorsorgeeinrichtungen. Es gilt bezüglich der Artikel 56 Ab-
satz 1 Buchstaben c und d und 59 Absatz 2 auch für die dem 
Freizügigkeitsgesetz unterstellten Vorsorgeeinrichtungen. 
Minderheit 
(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer Remy, 
Spoerry) 
.... Vorsorgeeinrichtungen. Es gilt bezüglich der Artikel 56 Ab-
satz 1 Buchstabe c und 59 Absatz 2 auch für die dem Freizü-
gigkeitsgesetz unterstellten Vorsorgeeinrichtungen. 

Art. 10Abs. 3, Art. 15Abs. 1 Bst. b, Art. 27-30 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 56Abs. 1 Bst. c (neu) 
c. entschädigt die Auffangeinrichtung für deren aufgrund ihrer 
Tätigkeit nach Artikel 4 Absatz 2 des Freizügigkeitsgesetzes 
entstandene und nicht anderweitig entschädigte Kosten. 

Art. 56Abs. 1 Bst. d (neu) 
Mehrheit 
d. schliesst den \I""",,,,rr1<,,,,,,ri,'htl 

Minderheit 
Keller Rudolf. .... nlllrlr1r"';.< Scheurer 

des Antrages der Mehrheit 

finanzieren zudem die vom <:;,r'h"'rh,"itc,f,,n 

56 Absatz 1 Buchstabe c zu erbringenden Leistungen. 

Art, 60 Abs. 2 Bst. e 
e. ,," zu führen. die nicht innert 
Form"" 

über die 

, ~'''nl/c,+ nach Artikel 4 Absatz 2 des Freizü-
entstandenen, nicht 

vom Sicherheits-
1 Buchstabe c BVG getragen. 

Art. 27 al. 2 
t-'r(J/JC)Sil"lOn de la commission 
Art. 5al. 2 

48). Les articles 56 
1er alinea lettres c et d et 59 2e alinea 
institutions de soumises cl. la 

(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Scheurer Remy, 
Spoerry) 
.... prevoyance professionnelle (art. 48), Les articles 56 
1 er alinea lettre C et 59 2e alinea s'appliquent aussi aux institu-
tions de prevoyance soumises a la loi sur le libre passage. 

Art. 10 al. 3, art. 15 al. 1 let. b, art. 27-30 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art. 56 al. 1 let. c (nouvefle) 
c. Dedommage I'institution suppletive pour les COLaS dus aux 
activites exercees conformement a I'article 4 2e alinea de la loi 
sur le libre passage, lorsqu'un tel dedommagement n'est pas 
effectue par d'autres sources. 

Art. 56 al. 1 let. d (nouvefle) 
Majorite 
d. 11 couvre, en cas de liquidation totale ou partielle survenant 
pendant les cinq annees qui suivent I'entree en vigueur de la 
loi sur le libre passage, le defaut de capital de couverture resul-
tant de I' application de cette loi. 
Minorite 
(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer Remy, 
Spoerry) 
Rejeter la proposition de la majorite 

Art. 59 al. 2 (nouveau) 
Majorite 
En outre, les institutions de prevoyance soumises ci la loi sur le 
libre passage doivent financer les prestations versees par le 
fonds de garantie selon I'article 56 1 er alinea lettres C et d. 
Minorite 
(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer Remy, 
Spoerry) 
En outre, les institutions de 
libre passage doivent financer les nr,'~t"tlrm<: 

Art. 60 al. 2 let. e 
e ..... des assures qui, dans le delai de deux ans n'ont pas 
pris .. .. 

Art. 72 al. 3 (nouveau) 
Conformement cl. I' article 56 1 er alinea lettfe c LPP, le fonds de 
garantie assume les couts de I'institution dus aux 
activites exercees conformement ci I'article 4 alinea de la loi 

Eintritts-
Recht, das zum Zeitpunkt des Eintritts in eine 
tung bzw. des Austritts aus einer solchen gilt. 

michael.tellenbach
Textfeld



9. Dezember 1992 N 2461 Berufliche L\lT/:>'Q"n""nrna 

und muss 
nk,·",tttrA·tAn dieses Gesetzes ab-

Minorite 
(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer 
Spoerry) 
La duree de rautorisation doit etre !imitee au minimum. L'auto-
risation s'eteint au tard ans I'entree en 
de cette loi. 

Pn)D()sitionLoeb~rn,nrnl~ 

nach. dass durch die ord- AI. 1 
Artikel 15 bis 17 eine 

von mehr drei Prozent entsteht und ist es 
ihr Umständen nicht zumutbar, diese "'n,1p"MC>,t,n 

schliessen, so kann die Aufsichtsbehörde eine im \/O,rn",'Tn,,, 

Abs.3 
Mehrheit 

der 

Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Bortoluzzi, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer Remy, 
Spoerry) 
Die Ausnahmebewilligung ist auf das zeitlich Notwendige zu 
beschränken. Sie erlischt spätestens fünf Jahre nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes. 

Antrag Loeb Franqois 
Abs.1 
Vorsorgeeinrichtungen, die den neuen gesetzlichen Vorschrif-
ten nicht entsprechen, müssen innert 3 Jahren ihre Regle-
mente den neuen Bestimmungen anpassen. 
Abs.2 
Die Aufsichtsbehörde verfügt bei Vorsorgeeinrichtungen, die 
nach 3 Jahren ihre Reglemente betreffend Freizügigkeit nicht 
angepasst haben, deren Anpassung. 

Eventualantrag Keller Rudolf 
(falls der Antrag der Mehrheit zu Art. 27bis Abs. 2 abgelehnt 
wird) 
Abs.2 
Die formelle Anpassung der Verträge und Reglemente muss 
spätestens 5 Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
schlossen sein. 

Art. 27bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
AU 
Les prestations d'entree et de sortie sont determinees selon le 
droit en vigueur au moment de I'entree dans une institution de 
prevoyance ou de la sortie d'une institution. 

AI. 2 

au 
loi. 
Minorite 
(Bortoluzzi, Keller Rudolf, Philipona, Scheurer 
Spoerry) 
Si une institution de prevoyance prouve subirait un de-
faut de capital en couverture de plus de trois pour cent en cas 

app!i()atiion correcte des artieles 15 a 17 et que, les 
circonstances, on ne pas attendre d'elle la comble 

autre de 

Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 

f'f'lmr,pt,>nr'A de nrrv'c,rle>r 

ad,:lotati<ms necessaires 
n'ont pas 

passage. 

Proposition subsidiaire Keller Rudolf 
(en cas de retus de la proposition de la majorite cl. I'art 27bis 
al. 2) 
AI. 2 
Les contrats et reglements doivent etre adaptes, du point de 
vue formel, au plus tard 5 ans apres I'entree en vigueur de 
cette loi. 

Deiss, Berichterstatter: Ich schlage Ihnen vor, dass wir Arti-
kel 27 und Artikel 27bis gleichzeitig behandeln. Nicht, weil die 
Aenderungen des bisherigen Rechts von Kommissionsseite 
her zu Kommentaren Anlass geben, sondern weil einige die-
ser Aenderungen die Uebergangsbestimmungen, die in Arti-
kel 27bis behandelt werden, betreffen: nämlich Artikel 5 Ab-
satz 2 BVG, Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe d BVG, eventu-
ell Buchstabe c, sowie Artikel 59 Absatz 2 BVG. 
Betreffend die Uebergangsbestimmungen möchte ich gleich 
jetzt einige Erklärungen abgeben, da Sie von der Kommis-
sionsarbeit her die Wahl zwischen zwei verschiedenen Lösun-
gen haben. 
Das Problem ist das folgende: Durch dieses Freizügigkeitsge-
setz entstehen für die Versicherten zusätzliche Rechte, für die 
Kassen somit zusätzliche Finanzierungsbedürfnisse. Von der 
Kommission her wollen wir nicht, dass durch dieses Gesetz in 
einigen Kassen Engpässe entstehen, die das ganze Werk pro-
blematisch werden lassen. 
Die Kommissionsmehrheit schlägt Ihnen vor, das Gesetz so-
fort materiell in Kraft treten zu lassen. Es geht uns darum, dass 
diese Lösung der Freizügigkeit nicht durch lange Ueber-
gangsfristen noch weiter hinausgezögert wird. Um aber even-
tuelle Schwierigkeiten zu beheben, wird Ihnen vorgeschlagen, 
eventuelle Finanzierungslücken bei Teil- oder Gesamtliquida-
tionen über den Sicherheitsfonds zu schliessen. Gleichzeitig 
wird natürlich auch die zusätzliche Finanzierung des Sicher-
heitsfonds geregelt 
Die Kommissionsminderheit möchte h,r\f'!e'flt:>n 

keit, für einzelne Kassen 
Gesetz 

ser Zeit die 
zum käme. 
Die Kommissionsmehrheit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Vorzug und baut die notwendigen Si-
cherheitsplan ken ein. Sie bittet Sie, ihr zu 

Form vorhanden, so dass eine Sa-
von Solidaritäten erfolgen 
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müsste, Dies ist nun aber für Kassen mit Beitragsprimat kaum 
Somit müssten diese Solidaritäten, für die die Finan-

nicht mehr ist, neu finanziert werden, 
in die Bresche zu hätte vermutlich der Ar-

rnitNo,otnllt werden, die den Kas-
die zu vermeiden und 

einer von Jahren, wie es mit dem Minderheitsan-
trag vorgeschlagen wird, ihre wieder zu 
sieren. 
Der Minderheitsantrag geht davon aus, dass das Heil nicht in 
der Liquidation der Vorsorgeeinrichtung liegt die auch nicht 
sinnvoll wäre und einen Weg auf, indem er konkret fest-
legt, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Frist die 
Lücke zu schliessen ist Der Grundsatz, dass das Freizügig-
keitsgesetz dort. wo dies wirtschaftlich möglich ist, sofort in 
Kraft zu treten hat, soll unangetastet bleiben. Es geht darum, 
dass Kassen, die wirtschaftlich nicht in einer guten Ausgangs-
lage stehen, die Möglichkeit erhalten, die Einführung der vol-
len Freizügigkeit unter genau vorgeschriebenen Voraus-
setzungen mit einer Uebergangsfrist von fünf Jahren ein-
zuführen. 
Ich bitte Sie, der Minderheit, die einige Schwierigkeiten zu be-
wältigen hilft, zuzustimmen. 

Keller Rudolf: Mein Antrag ist nur ein Eventualantrag. Er be-
einflusst die Regelung der Freizügigkeit, wie wir sie jetzt im 
Grundsatz beschlossen haben, überhaupt nicht. Es geht um 
eine Frage der Kapazitäten der Versicherer und der Aufsichts-
behörden. 
Die Anpassung der Reglemente und Verträge bei der BVG-
Revision 1985 hat zum Teil sage und schreibe von 1985 bis in 
die neunziger Jahre gedauert, weil sowohl die Kassen und 
Versicherungsgesellschaften als auch die Aufsichtsbehörden 
ob der zu grossen Last und Arbeit mit der formellen Anpas-
sung vom Personal her gesehen ganz einfach überlastet und 
überfordert waren. 
Wir machen jetzt hier ein Gesetz mit umfassenden Aenderun-
gen. Man kann deshalb auch die Verträge und Reglemente 
nicht einfach mit Standardtexten anpassen. Die Anpassungen 
sind arbeitsintensiv. Meiner Ansicht nach ist diese Arbeit auch 
von den staatlichen Aufsichtsbehörden nicht in kurzer Zeit mit 
dem bestehenden Personal zu bewältigen. 
Sie können nun, wie das Loeb FranQois diese Frist 
auf drei Jahre ansetzen. Die wie wir sie beim BVG 1985 

Sie können das trotzdem beschliessen, aber in Tat und Wahr-
heit wird es dann einfach so sein, dass die Sache sich 
wohl auf Zeit hinausschiebt, bis all diese 
angepasst und vor allem von den Aufsichtsbehörden 
migtsind. 
Ich bitte Sie, meinem Eventualantrag zuzustimmen, falls dies 
überhaupt nötig sein sollte. Ich versichere Ihnen aber, dass 
sowohl die Pensionskassen wie die 
schaften selbstverständlich alles Interesse daran 

r="mc'f'I;'" Ich schlage Ihnen vor, einen anderen Weg zu 
die Mehrheit und die Minderheit der Kommis-

man nicht 
sondern 

sagt: Kassen haben diese 
von drei Jahren umzusetzen. Ich versuche ein-
facheren, einen verständlichen Weg für die Kassen und für die 
Versicherten zu finden. Jede Kasse kann dann. je nachdem, 
wie sie strukturiert ist, ihre Umsetzung durchführen. 
Es ist ein anderer Weg, ich bin mir dessen bewusst, aber ich 
habe den Eindruck, dass es ein einfacher, ein verständlicher 
Weg ist, den wir schon im Aktienrecht mit Erfolg beschritten 
haben; wir haben dort zwar fünf Jahre Uebergangszeit verfügt. 
in meinen Augen wäre das bei der Freizügigkeit zu lange. Wir 
sollten schauen, dass in drei Jahren alle Kassen auf dem ge-
forderten Stand sind. 
Meine Lösung bringt eine gewisse Individualisierung. Man 
kann auf die Probleme der einzelnen Kassen besser eingehen 
und vor allem auch die kleineren Kassen berücksichtigen. 

Frau Hafner Ursula: Seit Jahren versprechen wir den Hundert-
tausenden von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die 
bei einem Stellenwechsel Verluste in der beruflichen Vorsorge 
in Kauf nehmen müssen, wirwürden das Problem für sie an die 
Hand nehmen und befriedigend lösen. Der Bundesrat hat ei-
nen sehr guten Vorschlag gemacht Der Vorschlag ist in die 
Vernehmlassung gegangen - und noch immer wird hier vorne 
behauptet, der Wechsel gehe zu rasch vor sich. Die Kassen 
haben seit Jahren Zeit gehabt, sich auf diesen Wechsel einzu-
stellen. Sie wussten, was auf sie zukommt. 
Ich bitte Sie dringend, jetzt nicht noch einmal Uebergangs-
fristen festzulegen, nachdem wir die Vorlage des Bundes-
rates in dem Sinne verändert haben, dass wir den Kassen 
entgegengekommen sind; wir haben ihre Bedenken 
berücksichtigt 
Der Bundesrat. der mit den Kassen härter 

er war der 
den zuzumuten. Deshalb es nicht 

nachdem Kassen 

Arbeitnehmerinnen 
wechseln wollen oder müssen. Konzessionen machen. 
Die Kommissionsmehrheit hat eine salomonische Lösung 
funden, indem sie dem Sicherheitsfonds die gibt, 
Garantie zu übernehmen, falls wirklich Deckungslücken bei 

Kassen entstehen sollten, die sich noch nicht auf 
eizüqiqfceiltsqes,etz "inr<o,dollt haben. Diese Lö-

dringend. der zuzu-
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Die Kommissionsmehrheit sieht vor, dass die 
sofort in Kraft treten, 

punkt des Austrittes ist mass(:tet)end 
stimmen dem durchaus zu. 

die durch dieses Gesetz verursacht 
n"I,,,,,,rln.r!p,'o dann, wenn der technische Zinsfuss 

abiCle~)et:zt muss, dürfen nach der der 

von den 
fitieren. 
bevor die 
desrat 
entstanden 
genüberden 

der der 
t('u<OtC'hti,"'tt werden. Diesem 

Die Verbleibenden müssen dann n"'f~m,m(1 
genen Deckungskapitallücken auffüllen, sondern auch die 
Deckungskapitallücken, die der Austretende verursacht hat 
Der Hinweis auf mögliche Leistungen des Sicherheitsfonds 
bringt ihnen keine Entlastung, denn der Sicherheitsfonds 
springt nur dann in die Lücke, wenn innert fünf Jahren nach In-
krafttreten des Gesetzes eine Teil- oder Gesamtliquidation ein-
tritt. In allen anderen Fällen werden keine Leistungen des Si-
cherheitsfonds fällig: dann werden die Verbleibenden massiv 
zur Kasse gebeten. 
Es sei daran erinnert, dass die Herabsetzung des technischen 
Zinsfusses um ein Viertelprozent zu einer Deckungskapital-
lücke von 10 bis 20 Prozent des versicherten Verdienstes führt. 
Dieses technische Defizit muss beseitigt werden. Wir können 
die Arbeitgeber nicht dazu verpflichten, für die vom Gesetzge-
ber erzwungenen Deckungskapitallücken aufzukommen. Das 
müssen die Versicherten se!bsttun. 
Wie lange tolerieren die Aufsichtsbehörden dort, wo der tech-
nische Zinsfuss herabgesetzt werden muss, Deckungskapital-
lücken von 10 bis 20 Prozent des versicherten Verdienstes? 
Sind es 5, 10 oder 20 Jahre? Wenn sie es nur 5 Jahre lang tole-
rieren, müssen die Versicherten in diesen 5 Jahren 2 bis 4 zu-
sätzliche Lohnprozente an die Pensionskasse abliefern, nur 
um diese Deckungskapitallücken aufzufüllen. Sie müssen dar-
über hinaus noch weitere Mittel abliefern, um die Deckungska-
pitallüCken der Austretenden zu begleichen. 
Der Antrag der Kommissionsminderheit verteilt die Lasten auf 
die Austretenden und die Verbleibenden. Wenn eine grosse 
Deckungskapitallücke besteht und diese nicht anderweitig ge-
schlossen werden kann, kann die Aufsichtsbehörde die Vor-

ermächtigen. einen Abzug 
vorzunehmen. Da diese Ab-

auf höchstens 5 Jahre beschränkt ist, wer-
den die immer noch '-'nltri"nt",tah"'ttr""'1 

Austretenden bezahlen 

wäre. 
Ich bekenne mich zum I"rElIZIJQIQkelt:sQ,3sEltz; 
dazu führt, dass der Arbeitnehmer 
Prozente bezahlen muss. dann der Beifall für das 
Gesetz und auch die der zweiten Säule. 
Gerade dies möchten wir Deshalb stimmen wir für den 

der Kommissionsminderheit. 

ses Gesetzes die volle materielle Wirkung der verbesserten 
erreicht werden soll: alle Steilen-
Zeitpunktvon diesen Verbesserun-

das haben alle Par-
es Probleme, 

etwas. Kurz vor 
zwar am Ziel, aber zu 

und 
die diese Verbesse-

nicht machen. 
den Leuten erklären. die schon i::.l-tf",il",nn 

warten? Geben Sie doch zu: Sie können 
nicht! Sie können es um so w","'nf(lpr 

der Kommission eine 
WU"'UVv, ist, die ist und die 

darstellt als der "nrncm<:"tfm<:m"..,r!t"rh 

Herr Sie schon lachen. das ist Ihr 
les Recht Aber wann immer hier am Pult sind und im 
men der Minderheit mit und mit 
ren: Sie können das weiter tun. aber Ihre Sie 
weiterhin; Ihre jedoch werden ganz einfach nicht 
mehr ernst genommen, weil sie unbegründet sind. 
Was richtig ist: Die Pensionskassen brauchen eine angemes-
sene Frist, um ihre Reglemente anzupassen, und nach unse-
rer Auffassung beträgt diese angemessene Frist fünf Jahre 
und nicht drei Jahre, wie das Herr Loeb will. 
Zusammenfassend: Die CVP-Fraktion wird einhellig für die 
Mehrheit der Kommission stimmen: sie lehnt die Anträge der 
Minderheit und auch den Antrag Loeb Fran<;ois ab. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte Ihnen nicht die Details der 
beiden Lösungen noch einmal vorführen, sondern nur auf ge-
wisse Argumente eingehen. Einmal auf jene, die durch Herrn 
Bortoluzzi im Namen der Minderheit vorgetragen wurden. Er 
hat mit eventuellen Liquidationen von Vorsorgeeinrichtungen 
Aengste heraufbeschwören wollen. Ich glaube, dass diese 
Aengste unangebracht sind und dass die Versicherten bei der 
Mehrheitslösung gerade in diesen Fällen dank dem Eingreifen 
des Sicherheitsfonds sogar noch profitierten, weil sie dann 
über Finanzierungsmittel verfügen könnten, die sie gar nicht 
selber ein bezahlt hätten. 
Die Kommissionsmehrheit ist also überzeugt, dass ihre Lö-
sung die notwendigen Polster einbaut, um eventuelle Härte-
fälle zu überwinden, und dass es deswegen nicht notwendig 
ist, die Einführung der materiellen Freizügigkeit zu verzögern. 
Die Kommission hat zwar nicht über den Antrag Loeb Fran<;ois 
diskutieren können, aber da er noch viel weiter geht als das, 
was die Minderheit der Kommission vorschlägt, ist dieser An-
trag schon gar nicht anzunehmen. Herr Loeb würde nämlich 
für alle - nicht nur für Ausnahmefälle, wie es die Minderheit 
will-drei Jahre Aufschiebung einbauen. Zudem ist der Antrag 
von Herrn Loeb meines Erachtens zu ungenau, Er vermengt 
zwei ganz unterschiedliche Angelegenheiten, nämlich einer-
seits das materielle Inkrafttreten dieses f-rtJlzl.Jgigkelt:,gE3SE:t-

d. h, die der Rechte, die für 
-und 
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tulion 
en vigueur de loL 

lJa;,;:'ClL/e, a don ne !jeu cl des contro-
que les 

les metho-
et 

Ces propositions ont Ne clairement refusees en commission, 
par 12 voix contre 6, dans la mesure ou elles traitent differem-
ment les assures suivant I'institution de prevoyance cl laquelle 
Hs so nt affilies, et introduit de la sorte, pendant une duree pos-
sible encore de 5 ans, des prestations de libre passage au ra-
bais pour menager le financement des institutions de pre-
voyance, 
Les assures doivent etre traites de la meme maniere, quelle 
que soit !'institution de prevoyance cl laquelle ils sont affilies, et 
le principe de la transparence doit etre primordial en matiere 
de 2e pilier. De surcroit. la Conference des autorites de surveil-
lance a clairement exprime que la proposition de la minorite 
Bortoluzzi entrainerait des difficultes insurmontables dans la 
pratiquR C'est pourquoi la majorite de la commission vous de-
mande de refuser I'ensemble des propositions de minorite 
Bortoluzzi. 
En ce qui concerne la proposition faite par M. Loeb Frangois, 
sous des dehors tout cl fait anodins, il nous propose une modi-
fication materielle extremement importante qui va d'ailleurs 
plus loin que la proposition de minorite. 11 propose carrement 
de differer d'emblee de trois ans la realisation du libre passage 
integral. 
11 faut d'abord, je vous le rappelle, que le projet soit adopte par 
le Conseil des Etats, puis qu'il soit mis en vigueur par le 
Conseil federal qui a promis de le faire dans des delais raison-
nables, laissant aux caisses le temps de s'adapter. La mise en 

de la loi dont nous discutons actuellement n'aura pas 
lieu avant 1995 ou 1996. Si vous y les trois ans deman-
des par M. Loeb 

. 0"""'-''''''0 dans son ensemble. 
de refuser la propo-

Bundesrat Koller: Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf 

wünscht 

Es ist zwar 
sChliesslich 

tretbar. 
es 

wirklich 
nem schönen Teil der Kassen bis 
sends aufschieben. Das wäre 
rlorhc>lkc.ntr",r,oc der Fall. 

Das scheint uns aber 
~~~~,'~,,~ BVG-Revision ver-

nicht an. dass wir 
"",on,'"", Postulat - bei ei-

Ende dieses Jahrtau-
bei Annahme des Min-

Noch ein Wort zum Herr Loeb möchte 
noch weiter gehen als die Kommission. Nach 
dem Antrag Loeb Frangois bliebe es im Belieben der einzel-
nen Pensionskassen, die neue Freizügigkeitsordnung erst 
nach drei Jahren in Kraft treten zu lassen. Das würde mit gröss-
terWahrscheinlichkeit bedeuten, dass es im Belieben der Kas-
sen läge, die Freizügigkeit erst etwa im Jahre 1998 zu realisie-
ren. Das ist eindeutig zu spät. weshalb ich Sie bitte, den Antrag 
Loeb Frangois abzulehnen. 
Dagegen kann ich ohne weiteres dem Antrag Keller Rudolf zu-
stimmen, wobei dieser Antrag ja nur zum Zug kommt, wenn 
sich die Minderheit der Kommission durchsetzt. Er betrifft den 
Absatz 4 und nicht den Absatz 2 und bedeutet, dass die for-
melle Anpassung der Reglemente innerhalb von fünf Jahren 
abgeschlossen werden muss. 
Zusammenfassend: Stimmen Sie der Mehrheit der Kommis-
sion zu. 

Art. 27 Abs. 2 (Art. 10Abs. 3, Art. 15Abs. 1 Bst. b, Art. 27-30, 
Art. 56 Abs. 1 Bst. c, Art. 60 Abs. 2 Bst. e, Art. 72 Abs. 3), 
Art. 27bis Abs. 1 
Art. 27 al. 2 (art. 10 a/. 3, art. 15 al. 1 let. b, art. 27-30, 
art. 56 al. 1 let. c, art. 60 al. 2/et. e, art. 72 a/. 3), art. 27bis a/. 1 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 Abs. 2 (Art. 5 Abs. 2, Art. 56 Abs. 1 Bst. d, Art. 59 Abs. 2), 
Art. 27bis Abs. 2, 3 
Art. 27 a/. 2 (art. 5 al. 2, art. 56 a/. 1/et. d, art. 59 a/. 2), 
art. 27bis a/. 2, 3 

Sie sind so einverstanden. 

-Vote 

Präsident: Damit entfällt der Keller Rudolf. 
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Art. 28 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
la commission 

du Conseil 

und der Initiativen 
rlPfTI;c,,,,, Seite 1 der Botschaft 
t"TCm(IS/li'on du Conseil federal 
Classer les interventions 
et les initiatives 
selon la page 1 du message 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 
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Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. loi 

des Nationalrates vom 9. Dezember 1992 
Conseil national du 9 decembre 1992 

111533) 

nen und Sparen, indem wir ein vermeintlich 
wohldurchdachtes Gesetz, nämlich das BVG, erlassen und 

E 17 1993 

Ar-
ganz auf-

sollen, auf dass die Art'Artn,,'hn~Ar und Ar-
inskünftig bei einem Stellenwechsel mög-

lichst keine Nachteile mehr in Kauf nehmen müssen und damit 
endlich so mobil werden. wie sie das - gemessen an den Be-
dürfnissen der Wirtschaft - heute eigentlich sein müssten. 
Ich setze voraus, dass zur Frage des Bedürfnisses nach Mobi-
lität einhellige Auffassungen bestehen, dass wir uns über die 
Zielvorgabe des neuen Gesetzes also alle einig sind und dass 
wir damit alle davon ausgehen, ein Arbeitnehmer müsse seine 
Stelle wechseln können, ohne deswegen Nachteile hinsicht-
lich seiner BVG-Vorsorge in Kauf nehmen zu müssen. 
Ich habe jetzt die Ausgangslage vielleicht ein bisschen sarka-
stisch, möglicherweise sogar ein bisschen zynisch geschil-
dert. Aber es wäre verfehlt, aus dieser möglicherweise etwas 
überzeichneten Schilderung den Schluss ziehen zu wollen, 
die Vorlage wäre in der Kommission, für die zu referieren ich 
heute das Vergnügen habe, auf Widerstand gestossen oder 
umstritten gewesen. Im Gegenteil! 
Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit Ihres 
Rates hat mit 13 zu 0 Stimmen für Eintreten votiert und am 
Schluss, nach der Beratung des bundesrätlichen Entwurfes, 
der insgesamt sechs Sitzungen gewidmet wurden, der Vor-
lage - bei damals allerdings nicht mehr ganz vollständiger 
Präsenz mit 8 zu 0 Stimmen und bei 2 Enthaltungen zuge-
stimmt; das alles, nachdem der Nationalrat als Erstrat die Vor-
lage in der Gesamtabstimmung sogar mit 132 zu 0 Stimmen 
genehmigt hatte. 
Angesichts der Tatsache, dass es sich bei der Frage der Frei-
zügigkeit, die wir mit der neuen Vorlage regeln möchten, um 
eine wirklich sehr komplexe Materie handelt, will ich mich im 
Rahmen meines Eintretensreferates, anders als das vielleicht 
üblicherweise der Fall ist, für einmal nicht mit Einzelheiten der 
neuen Vorlage befassen. Ich stelle mir vielmehr vor, dass so 
etwas Aehnliches wie eine Einführung in das Problem der Frei-
zügigkeit vielleicht eher gefragt sein könnte. Ich möchte des-
halb versuchen, Sie mit dieser Problematik - eben mit der Pro-
blematik der vertraut zu ma-

Zu 

weshalb es beim Stel-
lenwechsel überhaupt zu mit der zweiten 

In einem zweiten Teil möchte ich Ihnen 
eizOqlqfceI1:spro!)lem mit dem vorgeschla-

genen Gesetz Dabei beschränke ich mich 
allerdings bewusst auf das Grundsätzliche; denn es würde viel 
zuweit führen, wenn ich in diesem Zusammenhang auf Einzel-
heiten wollte. Schliesslich werde ich mir erlauben, in 

Exkurs zum der vollen 

muss. 
zum ersten Teil meiner Ausführungen, zur Erörte-

weshalb es beim Stellenwechsel zu Proble-

michael.tellenbach
Textfeld



17. Juni 1993 S 549 Berufliche 

men mit der zweiten Säule kommen kann. In der Schweiz steI-
len heute rund 14 000 der beruflichen \lnrc:r>rnp 

Alters-, Invaliden- und HirlfA,-I::><'<::AnA,nl",i<::t. 

Diese 
nicht nur in Art und der in Aussicht nA<::tAlltA,n 

sondern - das interessiert uns auch darin, wie sie 
finanzieren. Es leuchtet ein, dass 

k'A,t<::rifnl"lpmp dort entstehen, bei einem St,'lIc,rWdpr'hc,p 

und die neue Ifnr",r,rru,,,,i,nri,'hh 

unterschiedlich finanzieren. 
das sei natürlich Sie haben recht, aber 
es lohnt sich trotzdem zu versuchen, sich anhand eines einfa-
chen zu was beim Stellenwech-
sel, mit dem ein verbunden 

oder zumindest passieren kann. 
Ich möchte Ihnen zu diesem Zweck ein 

\f(),'lor,pn und anhand dieses 
eben bereits erwähnt - zwei Arten der Fi-

zulässt 
ich hier im Rahmen dieses 

Fallbeispieles und behandeln möchte Sie können 
sie Vorsorgeeinrichtung A nennen finanziert ihre späteren 
Vorsorgeleistungen in der Weise, dass sie den Vorsorgeneh-
mern unabhängig von ihrem Alter also unabhängig davon, 
ob ein Vorsorgenehmer 25 oder 55 Jahre alt ist - neben den 
eigenen Beiträgen linear einen ebenso hohen Arbeitgeberbei-
trag gutschreibt Beträgt also der Arbeitnehmerbeitrag jährlich 
4000 Franken, so finden sich am Ende des Jahres auf dem 
Konto des Vorsorgenehmers, zusammen mit dem Beitrag des 
Arbeitgebers, 8000 Franken, weil der Arbeitgeber ebenfalls 
4000 Franken dazugegeben hat Wird der Vorsorgenehmer 
nach - sagen wir - 40 Versicherungsjahren pensioniert, so be-
trägt dannzumal das angesparte Kapital 320000 Franken, 
wenn man einmal von der Verzinsung und den Aufwendungen 
für die Abdeckung der Risiken von Tod und Invalidität absieht 
Ganz anders rechnet nun eine andere Vorsorgeeinrichtung, 
die wir als Einrichtung B bezeichnen könnten. Sie schreibt 
und das lässt das BVG durchaus zu - nicht jedem Vorsorge-
nehmer den gleichen Betrag gut, sondern sie differenziert: 
Beim jungen, beispielsweise 25jährigen Vorsorgenehmer be-
gnügt sie sich damit, ihm seine eigenen Beiträge von 
4000 Franken und nur diese gutzuschreiben. Dafür zeigt 
sie sich dann beim älteren, 55- oder 60jährigen Vorsorgeneh-
mer um so grosszügiger: Seine Beiträge werden nicht nur ver-
doppelt, sondern verdreifacht, insgesamt erhält er also 12 000 
Franken. Daraus ergibt sich, dass der Sparprozess in der Vor-
sorgeeinrichtung B ganz anders verläuft als in der vorher er-
läuterten Vorsorgeeinrichtung A Aber der Vorsorgenehmer 
verfügt in der Vorsorgeeinrichtung B nach 40 Jahren genau 
gleich wie bei der Vorsorgeeinrichtung A über ein angespartes 
Kapital von 320000 Franken. Für den Vorsorgenehmer, der 
seine Stelle nie wechselt, stellen Unterschiede in der Finanzie-
rung der Vorsorgeleistungen also überhaupt kein Problem 
dar. Die Pensionsansprüche fallen in der Vorsorgeeinrich-
tung A hoch aus wie in der B. 

sieht aber Sache 

beitnehmer von 
A über, so fehlen bereits nach einem 

1/"ycr\rrlC>rr,itt,,1 in der Höhe um bei unserem zu 
bleiben von 4000 Franken. Das bedeutet nichts anderes, als 
dass er diese 4000 Franken aus dem Sack aufbrin-

wieder 
gut versichert sein will wie bei früheren. Umge-

",n,r;h"i~A Arbeitnehmer der Vorsor-

Minus an 
kassen. Dabei soll übersehen noch 
stellt werden, dass dies, gerade für sehr 

PrrVlr>r.c'o oder wenn lieber 
gegen Expertenmeinung stehen. Mich und 
die Kommission haben die und die Pensionskas-
sen, die die düsteren Szenarien haben, nicht 
davon können, dass moderate Einschrän-
kung in der Finanzierungsautonomie, die wir heute zu be-
schliessen im sind, automatisch und unausweichlich 
zu einem Abbau von Vorsorgeleistungen führen werde. Ich 
habe auch keinen Anlass, dem zu misstrauen, was uns die Ex-
perten aus der Bundesverwaltung erläutert haben. 
Schliesslich darf in diesem Zusammenhang daran erinnert 
werden, dass sich im Nationalrat eine eigens dafür eingesetzte 
Arbeitsgruppe unter der Leitung von Nationalrat Deiss mit die-
sen Fragen ganz besonders intensivauseinandergesetzt 
hatte. Es scheint mir in diesem Zusammenhang ohnehin we-
sentlich, festzuhalten, dass die Vorsorgeeinrichtungen schon 
aufgrund des geltenden Rechtes nicht über eine völlig freie Fi-
nanzierungsgrundlage verfügen. Und ebensowenig werden 
sie durch das Freizügigkeitsgesetz in ein total einheitliches 
Korsett der Leistungsfinanzierung gezwungen, in ein Korsett, 
das keine Bewegungsfreiheit mehr lassen würde. 
Was die bereits nach geltendem Recht bestehenden Ein-
schränkungen der Finanzierungsautonomie betriID, so ist auf 
die Artikel 331 bis 331 c OR und die Artikel 16, 27 bis 30 sowie 
66 des BVG zu verweisen. Diese Bestimmungen, die heute 
schon gelten, sehen unter anderem vor, dass der Arbeitgeber 
für die berufliche Vorsorge mindestens so viel aufzuwenden 
hat wie alle seine Arbeitnehmer zusammen - man nennt das 
die relative Beitragsparität Dieser Grundsatz hat sogar Auf-
nahme in die Bundesverfassung gefunden. 
Noch wichtiger für die Frage der Freizügigkeit ist die Tatsache, 
dass dem Arbeitnehmer im Rahmen des geltenden Rechtes 
schon heute beim Ausscheiden aus einer Vorsorgeeinrich-
tung mindestens die eigenen Beiträge und im Rahmen der ob-
ligatorischen beruflichen Vorsorge das Altersguthaben mitzu-
geben sind. Es würde also heute, nach geltendem Recht, nicht 
angehen um bei unserem Fallbeispiel zu bleiben -, dass die 
Vorsorgeeinrichtung dem 25jährigen Vorsorgenehmer weni-

als seinen eigenen Beitrag von 4000 Franken gutschrei-
würde. 

von der ab-
hängt, also von der Dauer der Anstellung eines Arbeitnehmers 
bei seinem Arbeitgeber. Der Vorsorgenehmer, der nur kurze 
Zeit einer Vorsorgeeinrichtung angehört hat, erhält möglicher-
weise beim Stellenwechsel nur gerade seine eigenen Beiträge 
zurück, während dem der nach beispiels-
weise 30 Jahren aus der ausscheidet, 
das gesamte werden muss, ihn ge-

worden 

hP<,rnrtAn dass so-
Bundesrat als auch der Nationalrat und nun auch die 
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Kommission Ihres Rates diesen Missstand oeselltlCjen 
Der Entwurf zum 
künftig 
tung wechseln oder muss das volle 
bzw, der volle Barwert der erworbenen 
ben werden muss, Das sich aus den 
des Gesetzentwurfes, Mit Vorschriften soll verhindert 
werden, dass eine 1!r."''''rrJe,p",nr'htJ 

winne erzielen kann, also 
dem Wechsel erwachsen, 

musste die Kommission im Verlauf ihrer Beratun-
K'o,nrd'nic nehmen, dass mit den Artikeln 15 und 16das 

noch nicht abschliessend ist, 
denn zum einen muss daran erinnert werden, dass Verbot 

,t",j'ir.rl<:niPIJL,inr)pn die vorhin Unterschiede 
eben noch 

oe~,eltlgt, und zum kann unter den 
'Li""'dlJ'l'''''' und insbesondere des Barwertes 

der erworbenen in durchaus legitimer Weise ganz 
Unterschiedliches verstanden werden, Diesbezüglich unter-
breitet Ihnen die Kommission Lösungsvorschläge, und zwar 
Vorschläge, die sich überwiegend an jenen von Bundesrat 
und Nationalrat orientieren, 
Ich kann diese Vorschläge wie folgt kurz zusammenfassen: 
Das Gesetz räumt dem Vorsorgenehmer ungeachtet des Kas-
sentyps einen Mindestanspruch ein, Anders als nach gelten-
dem Recht hängt die Höhe dieses Mindestanspruches in Zu-
kunft nicht mehr von der Betriebstreue also von der Dauer 
des Arbeitsverhältnisses sondern vom Alter des ausschei-
denden Vorsorgenehmers ab, Hat ein Vorsorgenehmer das 
Alter von 45 Jahren erreicht, so erhält er in jedem Falle eine 
Austrittsleistung, die dem Doppelten seiner eigenen Beiträge 
entspricht 
Was die Berechnung des Barwertes der erworbenen Leistun-
gen angeht, so ist in Artikel 16 Absatz 2 des Gesetzentwurfes 
klar verankert, dass bei Leistungsprimatkassen der Barwert 
der erworbenen Leistungen nach dem Pro-rata-temporis-Prin-
zip zu ermitteln ist 
Sie möchten jetzt wahrscheinlich wissen, was Leistungspri-
matkassen sind, und ich möchte Ihnen deshalb sagen, sofern 
Sie mit diesem Begriff und dieser Definition etwas anfangen 
können, dass als Leistungsprimatkassen solche Vorsorgeein-
richtungen gelten, die ihre Vorsorgeleistungen aufgrund des 
letzten versicherten Verdienstes ermitteln, Das Gegenstück 
sind die Beitragsprimatkassen, bei denen die Höhe der Vor-
sorgeleistungen von den geleisteten Beiträgen abhängt 
Diese Vorsorgeeinrichtungen haben dem ausscheidenden 
Vorsorgenehmer anders als die Leistungsprimatkassen im 
Sinne von Artikel 15 Absatz 1 des Gesetzentwurfes das 
Deckungskapital mitzugeben, 
Ich gebe zu, das tönt alles überaus technisch und ist effektiv 
auch ausgesprochen technisch, Das schliesst aber nicht aus, 
dass nicht nur ein Versicherungsmathematiker, sondern auch 
ein Nichtfachmann, ein blutiger Laie, die vorgeschlagenen Lö-
sungen und ihre Bedeutungen verstehen kann. Man muss zu 
diesem Zweck nur den Entwurf des Bundesrates und das, was 

die uns durch die \!r,n::nlrr"'",,nril'htl 
Versicherer unterbreitet worden sind. 
Wäre es nach den Versicherern 

dieses 
Höhe des Barwertes selber 

men Gesetzes wegen wären die Vorsorgeeinrich-
tungen dann nur dazu verpfliChtet gewesen, bei der 

der nicht anders als bei der 
der zu verfahren, Man 

Sterblichkeit oder des technischen Zinssatzes, verzichtet wor-
den. Nach dem Willen Ihrer Kommission soll es 
wenn der Bundesrat tür den technischen Zinssatz 
rahmen 
Eines muss an dieser Stelle noch ganz klar tH,:tn,qh,~lt.m 
den: Die Versicherer, die \!n,'",,",,rn,>,,,"nrif'hh 

tend und mit 

beim Eintritt ei-
als sie dem 

nämlichen bei seinem Austritt 
müsste, Mutationsverluste können sich also per nAtm,t,nnpm 

nur dort wo eine Vorsorgeeinrichtung beim Austritt 
eines mehr mitgibt, als sie von Gesetzes 
wegen mitgeben müsste, Mutationsverluste und das 
sind die einzigen Mutationsverluste, die bei Anwendung des 
Gesetzes entstehen könnten - können ganz offenkundig nicht 
dem Gesetzentwurf angelastet werden, 
Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang auf den Sicher-
heitstonds hinzuweisen, der schon aufgrund des Bundesge-
setzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVG) besteht und der für allfällige Deckungs-
lücken bei einzelnen Vorsorgeeinrichtungen aufzukommen 
hätte, Wir haben dafür eine Frist von fünf Jahren festgelegt In-
nerhalb dieser Frist haben die Vorsorgeeinrichtungen ihre Re-
glemente und Verträge formell dem neuen Gesetz anzupas-
sen, Innerhalb dieser Frist sollen die Vorsorgeeinrichtungen 
aber zugleich auch ihr Deckungskapital soweit das notwen-
dig ist aufbauen können, und innerhalb dieser fünf jährigen 
Frist soll den Vorsorgeeinrichtungen der Sicherheitsfonds im 
Sinne einer formellen GarantensteIlung zur Verfügung stehen, 
falls sich Deckungslücken ergeben sollten, 
Würden sich also die Befürchtungen der Vorsorgeeinrichtun-
gen bewahrheiten, dann würde so oder so der Sicherheits-
fonds als Sicherheitsnetz zur Verfügung stehen, Darüber hin-
aus ist der Sicherheitsfonds im Rahmen des geltenden Arti-
kels 56 BVG auch nach Ablauf der Uebergangsfrist von fünf 
Jahren natürlich immer noch vorhanden, Auch nach Ablauf 
der fünf jährigen Uebergangsfrist kann er zum Einsatz kom-
men, wenn wirklich Probleme entstehen sollten, 
Ich möchte jetzt noch zum letzten, zum dritten Teil kommen 
und mich kurz mit der Frage befassen, was eigentlich die volle 
Freizügigkeit sei. Ich habe bereits gesagt, dass sich die Dis-
kussion im wesentlichen um den Begriff der vollen Freizügig-
keit dreht Ich meine, es sei wichtig, Ihnen zu erläutern, dass 
eben längst nicht alle, die in diesem Bereich zu Hause sind 
und sich mit Problemen der zweiten Säule befassen, unter 
dem Begriff der vollen Freizügigkeit dasselbe verstehen, Es ist 
deshalb notwendig, wenn Sie sich mit der Sache auseinander-
setzen wollen, dass Sie wissen, was darunter so ungefähr ver-
standen wird oder verstanden werden kann, 

Zeit man, dass 
ge,;)etJen sei, wenn eine Vorsorgeein-

richtung ihre Jstr'itts;lei~3tur und ihre Eintrittsleistungen 
nach den gleichen Grundsätzen berechne und auf diese Art 
und Weise auf Mutationsgewinne verzichten müsse, Das ist 
wie ich Ihnen bereits gesagt habe die sogenannte Drehtü-

""LUC4'Li ","''', Die Versicherer, die Vorsorgeeinrichtungen, 
wenn sie von voller auch 

noch diesem Sinne 
Art 

htilr8:nfneizüaial<:eit ist aber das Problem 
eine andere Art von Freizügig-
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keit, das (~e,"e.nchlr'k 

KPlitArlrlriA' Für die Gewerkschaften ist volle Freizü-
wo dem Arbeitnehmer, der aus einer 

ausscheidet mindestens das uO'P!J,elte 
RAitrÄ,rlp samt Zinsen wird. 

voller ist verfüh-
Realität natürlich So 

oeISPlel~;WEHse durchaus denkbar, dass die RAitr;;,nA 
Arr)Al1'rlAhpr" an die berufliche weit höher 

einzelnen Arbeitnehmers. BVG lässt 
zu. In einem solchen Falle um nur ein 

herauszunehmen und die Problematik an einem 
Arbeitnehmer, der aus der \lnr"r)<rl"''''' 

ausscheidet, zweifellos nicht zufrieden, wenn er bei 
seinem nur das Bei-

mitnehmen Es auch Gewähr 
dass ihm dieser Betrag seiner eigenen Einzah-

für den Einkauf in neue Vorsorgeeinrichtung ge-
nügen würde, 
Die dritte "te',y.r,,,, Diesen beiden extremen Definitionen 
oder diesen extremen Verständnissen von voller Frei-
zügigkeit steht nun das gegenüber, was der Bundesrat in sei-
nem Gesetzentwurf unter voller Freizügigkeit versteht Nach 
diesem bundesrätlichen Verständnis der vollen Freizügigkeit 
genügt es nicht mehr, wie bei der Drehtürenfreizügigkeit, dass 
die Vorsorgeeinrichtungen ihre Aus- und Eintrittsleistungen 
nach den gleichen Grundsätzen berechnen und damit auf Mu-
tationsgewinne verzichten. Nach den bundesrätlichen Vorstel-
lungen bedeutet volle Freizügigkeit vielmehr, dass der Wech-
sel der Vorsorgeeinrichtung nicht mit einem Verlust an Vorsor-
geschutz verbunden sein darf, 
Auf dieser Grundlage ist die bundesrätliche Gesetzesvorlage 
aufgebaut Danach muss die Austrittsleistung ausreichen, um 
sich bei einer neuen Vorsorgeeinrichtung mit dem gleichen 
Versicherungsschutz einkaufen zu können. Ausdruck findet 
dieser Begriff der kassenübergreifenden vollen Freizügigkeit 
in Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzentwurfes, den wir soeben be-
raten, Ich verweise auf den Wortlaut des zitierten Artikels 1 Ab-
satz 1. 
Die Kommission ist zur Auffassung gelangt - und wie sie war 
vorher schon der Nationalrat der gleichen Meinung dass der 
bundesrätliche Kompromiss mit Bezug auf den Begriff der vol-
len Freizügigkeit sinnvoll, zweckmässig und der Sache ange-
messen sei und dass er auch den Interessen der Vorsorge-
nehmer diene. 
Ich fasse zusammen: Wer von den Arbeitnehmern Mobilität 
verlangt - und das verlangen heute ja alle -, muss seinerseits 
dafür sorgen, dass der Wechsel des Arbeitsplatzes mit keinem 
oder wenigstens nur mit einem möglichst geringen Verlust an 
Vorsorgeschutz verbunden ist. Um dieses Ziel zu erreichen, 
sind Eingriffe in die Finanzierungsautonomie der Vorsorgeein-
richtungen unabdingbar. Die Eingriffe, die Ihnen von der Kom-
mission Ihres Rates heute vorgeschlagen werden, entspre-
chen im wesentlichen den Beschlüssen des Nationalrates und 

Sie h~"",'/~ 
nach mehr 

nach einer zweiten Säule. 
kommen wir dem Ziel der vollen FrElizLloielke,it 

des Vorsorgeschutzes beim der 
näher, ohne dass wir dieses 

Ziel ganz und erreichen würden. 
Die Kommission beantragt Ihnen um das nochmals in Erin-
nerung zu rufen mit 13 zu 0 Stimmen, auf die einzu-
treten. 

nach Genf zu verlegen, wird das Büro morgen diese Frage dis-
kutieren. Nach meinem Dafürhalten wird der Ständerat dann 
nicht hier in Bern tagen können; wir müssten auch mitziehen, 
das ist klar. Das Büro wird Ihnen morgen früh 
einen unterbreiten, 

Präsident: Dann sind wir uns Ich wollte zudem unter-
streichen. dass der Ständerat immer sehr flexibel war. 

für Eintreten. Diese 
hochwillkom-

men, und sozialpolitisch 
dringlich. 
1, Die Vorlage ist wirtschaftspolitisch willkommen. Ueber ei-
nes sind wir uns einig: Die Immobilität auf dem schweizeri-
schen Arbeitsmarkt soll nicht durch Gesetze zementiert wer-
den. Das Gegenteil tut not; die Vorsorgeeinrichtungen tragen 
aber heute noch zu unserer Verkrustung bei. Die Regeln müs-
sen daher so gestaltet werden, dass sie den Stellenwechsel 
nicht mehr verunmöglichen, weil er mit zu hohen Verlusten an 
Vorsorgeleistungen verbunden ist, womit auch Arbeitgebern 
letztlich verunmöglicht wird, gute Kräfte anzustellen. 
Wo diese Verlustbeträge fünf- und sechsstellige Ziffern errei-
chen, ist die Kette zum aktuellen Arbeitgeber ganz eindeu-
tig zu hart geschmiedet. Die neue Vorlage räumt mit diesem 
wettbewerbsverzerrenden Nachteil des Arbeitsstandortes 
Schweiz auf; ein erster wichtiger Grund, um auf die Vorlage 
einzutreten. 
2. Die Vorlage ist versicherungspolitisch verträglich. Sie mutet 
den Kassen nichts Unmögliches zu. Zugegeben, die Autono-
mie der Finanzierung wird ein Stück weit eingeschränkt Das 
eben ist «der Fluch der bösen Tat, dass sie, fortzeugend, im-
mer Böses muss gebären». Wir ernten heute die Früchte der 
Zugeständnisse, die wir bei der Schaffung des Obligatoriums 
der zweiten Säule machen mussten. Damals gelang es nicht, 
das Leistungsprimat durchzusetzen; man beliess es bei ei-
nem Flickenteppich, bei einer nicht zwingenden Vielfalt von Fi-
nanzierungsmodellen. Diese Vielfalt erschwert heute die Ver-
gleichbarkeit von statutarischen Austritlsleistungen der einen 
Kasse mit den Einkaufswerten der anderen Kasse. Damit wird 
eben letztlich der verlustfreie Wechsel des Arbeitsplatzes ver-
unmöglicht. 
Eine Angleichung ist also vonnöten. Und es ist den Kassen zu 
verdanken, dass sie das grundsätzlich erkannt haben, Ein 
Strukturwechsel hat übrigens längst eingesetzt. Innert acht 
Jahren sind rund tausend Kassen verschwunden. In dem 
Masse, wie dieser Strukturwechsel anhält. erleichtert das auch 
Neuregelungen für den Kassenwechsel. Einzelne Kassen 
müssen allerdings das Nötige vorkehren, damit nicht an die 
Stelle Mutationsgewinne Verluste treten, 
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zeinen Stellenwechsler auf der anderen Seite. Das kann nicht 
nA''lmnrr1''rT werden! Besonders schwer wiegen die 

bei denen. die ihre Stelle verlas-
sen müssen, also bei den rund 150 Arbeitslosen. Gerade 
um ihretwillen stehe ich auch den H",<::tIlYln" 

die 

zur ""'\re,nll""'"t''' 
wie es der Bundesrat und die ständerätliche Kommission mit-
einander haben, dann scheint mir ein Rückzug die-
ser Initiative angezeigt und auch in Sichtweite. Es bleibt das 
Verdienst der Initianten und Initiantinnen, hier einem berech-
tigten Dampf aufgesetzt zu haben. 
Erlauben mir noch eine abschliessende Bemerkung: Der 
Umstand, dass wir einmal beschlossene Regeln in relativ kur-
zen Abständen abändern. verleitet böse Zungen dazu, das als 
schlechte Gesetzgebung zu apostrophieren. Das trifft aber im 
grossen und ganzen nicht zu! Die Verhältnisse sind eben an-
ders als früher, sie verändern sich dauernd und in immer 
schnellerer Abfolge. Daher muss auch die Gesetzgebung im 
ganzen flexibler werden. Wenn wir Probleme von hier und 
heute innert nützlicher Frist angehen wollen, brauchen wir Mut 
zu einer gewissen Unvollkommenheit Das gilt auch bei dieser 
Vorlage. Wir machen heute keine BVG-Totalrevision ; auch das 
Scheidungsrecht beispielsweise lässt noch auf sich warten, 
das schwierige, hier offengelassene Fragen demnächst bes-
ser lösen muss, als wir das jetzt im biossen, engen Freizügig-
keitsbereich tun. 
Alles in allem ist die Vorlage dem Gemeinwohl verpfliChtet; sie 
sollte damit auch konsensfähig und referendumsresistent 
sein. 
Ich empfehle Eintreten und Zustimmung zu den Anträgen der 
Kommission. 

Seiler Bernhard: "Die Existenz zahlreicher Pensionskassen ist 
gefährdet Experten des Bundes gingen bei Modellrechnun-
gen von falschen Annahmen aus." So lautet ein Titel in einer 
am letzten Wochenende erschienenen Zeitung. Dieser Zei-
tungsartikel befasst sich mit dem Gesetzentwurf, den wir heute 
zu beraten haben. Er sagt voraus, dass quasi Hunderten von 
Pensionskassen das Ende drohe; davon seien etwa eine 
halbe Million Arbeitnehmer betroffen. Ist das Schwarzmalerei, 
oder ist es eine gesunde, normale, wenn auch massive Ge-
sundschrumpfung bei den Hunderten von verschieden struk-
turierten Kassen? Ist das erwünscht, d. h., will es der Gesetz-

dass die Anzahl Kassen dass sich 

kassen feststellen? 
ner Krankenkasse für die 

keine Geldverluste zur 
Kasse 1n"'''Ylort 

und fast den Bedingungen. 
Bei den Po,n"i",n'ovO> wo sehr viele, vor allem ältere Leute 
nicht nur Zehntausende. sondern vielleicht Hunderttau-
sende von Franken Guthaben besitzen. sieht Sache für die 
Betroffenen doch etwas komfortabel aus. 

den 

der Versicherungsmathematiker sind aber der Ansicht, man 
sollte die Kassen anders einteilen, und zwar in die Gruppe der 
kollektiv finanzierten Kassen - das sind meistens 
matkassen und in die Gruppe der individuell fin"n7"ArtAn 

Kassen. In diese zweite 
Sie 

sen würden. 

und Bei-
daraus, dass es nicht 
ganz klare Unterschei-

Ich habe in der Kommission auf dieses Problem 
ich habe auch Anträge 
der Kommission auch intensiv darüber Die Kommis-
sion ist aber den durch die Versicherungsspezialisten des 
Bundesamtes massiv unterstützten Vorschlägen des Bundes-
rates gefolgt 
Schliesslich ist uns auch gesagt worden, dass das Freizügig-
keitsproblem nicht einer versicherungsmathematischen, son-
dern einer politiSChen Lösung bedürfe. Was wir heute vor uns 
haben und worüber wir diskutieren, ist also eine politische Lö-
sung. Ob sie schliesslich der Praxis standhalten wird, zeigt 
sich dann bald. Nach Ansicht der Privatversicherungen wer-
den bestimmte Schwierigkeiten sehr rasch nach Inkraftset-
zung entstehen; vielleicht werden aber diese vorausgesagten 
Schwierigkeiten auch nicht eintreffen. 
Herr Schoch hat zwar versucht, mit seinen Erklärungen die Be-
griffe so klarzumachen, dass auch Laien diese Begriffe leicht 
verstehen sollten. Trotzdem betrachte ich mich auf dem Ge-
biet des Versicherungswesens und speziell bei den Pensions-
kassen als Laie, der sich fast ausschliesslich auf Fachwissen 
von Spezialisten abstützen musste; es bleibt bei mir ein ungu-
tes Gefühl zurück. 
Dass ich damit nicht ganz allein bin, ist ein kleiner Trost. Wäh-
rend der Erklärung eines der vielen komplexen Probleme 
wurde nämlich auch Herr Bundesrat Koller einmal unsicher 
und äusserte sich wie folgt: «Aber wie immer bei diesem Ge-
setz hätte ich hier gerne die Absolution der Versicherungsma-
thematiker, denn bei diesem Gesetz braucht es ohnehin etwas 
mehr Gottvertrauen als üblich.» 
Weil ich überzeugt bin, dass wir dieses Problem rasch lösen 
müssen, dass wir das Freizügigkeitsgesetz brauchen, werde 
ich tür Eintreten stimmen, obwohl ich jetzt einige kritische Be-
merkungen gemacht haben. 

Onken: Auch ich bin mit Ueberzeugung für Eintreten auf diese 
Vorlage. Endlich wird ein Schritt in die Richtung einer grosszü-
gigeren, flexibleren Freizügigkeit gemacht Schon das ist bei 
unserem gewachsenen System mit seiner Vielfalt und mit sei-
nem Beharrungsvermögen nicht ohne den ordnen-
den des möglich und auch nicht ohne 

Seiten: von seiten der Kassen. die 

gen werden, aber auch von seiten der ihre 
Erwartungen in manchen Punkten nicht erfüllt sehen. Wir sind 
den schmalen Weg des Kompromisses gegangen, Herr Sei-
ler, eines Kompromisses, der von bei den Seiten Konzessio-
nen verlangt hat 
Ich denke, dass wir in den Kommissionsberatungen auch Ih-
ren Ueberlegungen und Bedenken immer wieder Rechnung 
getragen haben. Wir haben die Vorlage verbessert, und wir 
nr<l<'Cl,nf'Drc>n heute Entwurf einem Gesetz, das sich 

Punkte mr,~""~+ 
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unmerklich gelockerten goldenen Fesseln bleiben 
und bei einem Wechsel einen Teil ihrer Vorsorge 
IIo,,,,,r,j""''''t:>,n und teilweise sogar schmerzliche Verluste hin-
n",j'1rnt:ln müssen. Gerade sie, die eigentlich beweglich sein 
sollten. bleiben damit in ihrer Mobilität eingeschränkt Das ist 
nicht nur aus individueller Sicht vom her 
ein Problem, sondern es ist auch 
wünscht und wirtschaftlich n!>,rhj'o,jirt 

""'''>I,..,,,,r bleibt drittens das '-:t'hir·k"",j 
verSChuldet aus wirtSChaftlichen Gründen ihre 
und dabei in besonders krasser Weise n",n"'~nTc" 
weil sie nebst allen Unbilden. die ohnehin auf sie 
nun auch noch einen Teil ihrer Sicherheit, einen Teil ihres Vor-

verlieren. 
also, dass dem ersten Schritt, den wir mit diesem 

IqKelt:sqElsetz tun, ein dezidierter zweiter Schritt wird 
folgen Die Strukturen müssen noch einfacher, noch 
transparenter werden, und die Freizügigkeit muss für alle Vor-
sorgenehmer unabhängig von ihrem Alter noch grosszügiger 
ausgestaltet werden so grosszügig letztlich, dass tatsächlich 
jeder Versicherte die doppelten Beiträge samt Zinsen mitneh-
men kann. 
Herr Sc hoch hat das als die "gewerkschaftliche Definition» be-
zeichnet Es ist aber auch die landläufige: Die Leute erwarten 
im Grunde genommen, dass sie das, was sie einbezahlt ha-
ben und was auch ihr Arbeitgeber eingelegt hat, aufgezinst 
mitnehmen können. Das ist sicher die am meisten verbreitete 
Interpretation. 
Wahrscheinlich wird es auch für diesen zweiten Schritt wieder 
den Gesetzgeber brauchen, weil sich sonst nichts bewegt Da-
bei läge es doch im wohlverstandenen Eigeninteresse der 
Pensionskassen, hier selbst tätig zu werden, innovativ zu sein, 
gewisse Strukturen aufzuweichen und aufeinander zuzuge-
hen, kurz: die Initiative zu ergreifen, um gemeinsam und aus 
eigenem Antrieb echte Verbesserungen zu schaffen. Doch ich 
fürchte, dieser Appell wird ziemlich ungehört verhallen, und 
wir werden uns in einigen Jahren über eine neue Vorlage beu-
gen müssen. 
Jedenfalls ersuche ich Sie mit Ueberzeugung für Eintreten 
und dann auch für Zustimmung zu dieser Vorlage. 

M. Coutau: Personne ne peut contester, et personne ne le 
conteste d'ai/leurs, qu'une amelioration importante doit etre 
apportee cl la reglementation actuelle du libre passage d'une 
institution de prevoyance cl I'autre, en cas de changement 
d'emploi, pour la partie de la prevoyance qui depasse le mini-
mum legal obligatoire. Je vois au moins trois motifs essentiels 
cl cette amelioration. 
Tout d'abord, il faut reparer une confusion, nee lors de I'entree 
en vigueurdu 2e pilierobligatoire, en 1985. A I'epoque, il avait 
dejcl ete largement question du libre passage, et nombreux 
ont Me ceux qui ont cru qu'avec cette nouvelle loi la question 
serait reglee dans son ensemble. La confusion est nee du fait 
que I'obligation dont on a parle alors ne portait en realite que 
sur le minimum et non sur la totalite des avoirs de 
voyance de la 

cruelle. convient aujourd'hui 
I'origine de cette desillusion. 
Le deuxieme motif de I'amelioration necessaire, c'est I'assou-
plissement du marche du travail. La mobilite des salaries est 
un element positif qui ne doit pas etre entrave par des conside-
rations liees cl la prevoyance vieillesse. 
Enfin, le troisieme motif, celui qui est essentiel, cl mes 
c'est faut combler une peut 

passe d'une 

rrt~,m,~nt np'cI",j/,,,,,,,,<:: dans plusieurs branches de recono-
sur des bases spontanees ou conventionnelles, et ce, a la 

pleine satisfaction des interesses. 11 serait donc errone de lais-
ser entendre que tous les salaries au-
jourd'hui sont victimes de perte de faute I'exis-
lence d'un libre passage non obli-
gatoire de leur nr~>\ir>\I",r)f"A 
encore suffisamment "a,.,ar",II<:I'" 
de clcettena,nar''''Ii''~tlnn 

Car, apporterune 
se heurte ades difficultes obllectivEls 
"''''''''''",,,,,,o,rn'''nT de la nrc>\/,..,,,,,,,)!',,, extrac)bIIICjatoll'e 

ne reposent 
ne peuvent 

dans la gestion des fonds 
correspondants. engagements formeis ont d'ailleurs ete 
pris cl I'egard de cette prevoyance extraobligatoire, au mo-
ment ou le minimum legal obligatoire a ete impose. La Confe-
deration s'est engagee cl respecter "autonomie des caisses 
de pensions. Et meme si des intentions plus ou moins 
avouees se manifestent aujourd'hui en vue d'uniformiser, 
dans une certaine mesure, le systeme de la prevoyance 
extraobligatoire, il ne faut pas oublier que les fonds accumules 
au titre du 2e pilier sont la propriete de I'ensemble des mem-
bres de ces institutions, privees et diverses. Ces membres ont 
de bonnes raisons de tenir cl I'autonomie de conception et de 
gestion de leur caisse de pensions. Les possibilites d'inge-
rence dans ces institutions so nt donc limitees, fOt-ce au nom 
du libre passage. 
De plus, s'il convient de ne pas defavoriser les salaries qui pas-
sent d'une institution cl I'autre, il ne serait pas non plus legitime 
de les privilegier par rapport cl ceux qui choisissent une longue 
carriere au sein d'une meme entreprise, En effet, si la mobilite 
est un facteur de liberte et d'ajustement permanent des struc-
tures du marche du travail, la fidelite peut aussi etre un choix 
delibere et I'expression de la liberte et de I'adequation du tra-
vailleur aux conditions d'emploi d'une seule entreprise. 
T ous ces elements demontrent bien la complexite de la tache 
qui attend tous ceux qui, en toute sincerite, essaient de resou-
dre le probleme du libre passage entre des institutions si diver-
ses et dont les membres poursuivent des carrieres individuel-
les si dissemblables. 
Sur la base d'un projet trop interventionniste et administrative-
me nt trop lourd, que le Conseil f{~deral avait presente en debut 
d'annee derniere, le Conseil national a entrepris un travail 
approfondi et assez considerable. 11 a ainsi approuve, le 
9 decembre dernier, un texte nettement ameliore. Tout en res-
pectant largement I'objectif poursuivi, iI a reussi cl simplifier le 
mecanisme envisage. 
Ce texte, ainsi ameliore, a encore fait I'obiet de critiques cir-
constanciees de la d'un nombre important de nr",t,r,pr,<:: 

des de Hs nous ont 

d'autres experts, 
",rrv)nnn,,'nn,p les travaux du 

Conseil national et ceux de n'ont pas 
manque de contester le bien-fonde des objections avancees. 
Qu'il s'agisse des risques de perte de mutations, qu'iI s'agisse 
des methodes de distinction entre differentes formes de finan-
cement des caisses, du calcul des avoirs de vieillesse ou 
d'eventuelles lacunes de financement 
en raison de na,'irvioc 

tee a des arguments d'une que leur 
difficile a pour des lalcs non actuaires ~ ce qui est 
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d'ailleurs mon cas. De plus, toute objection a ete rapidement 
taxee d'incompatible avec la realisation effective du libre pas-
sage, la solution du Conseil national etant consideree comme 
I'extreme limite de ral)CElptablle. 
Enfin. il faut dire aussi qu'une certaine s'est manifes-
tee de la part de ceux souhaitent que le libm passage 

entrer en un avenir aussi que 
11 faut en effet tenir compte d'une initiative devrait 

prochainement au vote si le Parle-
ment a recommande fan dernier, cette 
initiative, nous avons des 
sous toit un de 

tive. 
La commission a incontestablement ete sensible a la mise 
sous toit de ce de loi dans les plus brefs delais. dans Ja 

entrer en le 1 er 
La nettete des votes de nombreux amende-

ments ont don ne Heu est me me de cette volonte 
politique d'acceleration. 
Des Jors, en vous recommandant d'entrer en matiere sur ce 
projet, je formule pour ma part un double voeu. D'abord, je 
souhaite que les assurances obtenues, que le rapporteur a 
mentionnees precedemment, quant a I'application nuancee 
de certaines dispositions pendant la periode transitoire, voire 
au-dela, en particulier a I'intention des caisses qui pourraient 
rencontrer des difficultes passageres dans le financement 
d'eventuelles lacunes de couverture, soient effectivement res-
pectees. Je souhaite ensuite que les auteurs de !'initiative 
comprennent reffort, efficace et sincere, que le Parlement et le 
gouvernement ont deploye pour tenir judicieusement compte 
de leurs revendications et qu'i1s en tirent les consequences en 
retirant leur initiative effectivement disproportionnee. 

Frau Weber Monika: Seit 1985, also seit der Einführung des 
Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (BVG) , wurde die Austrittsregelung des 
OR für die vor-, ausser- und überobligatorische Altersvorsorge 
mit Recht immer wieder kritisiert Demnach, d. h. nach gelten-
dem Recht, ist volle Freizügigkeit gesetzlich erst nach 30 Bei-
tragsjahren gesichert Für die Spanne ab dem zurückgelegten 
fünften Beitragsjahr bis zum vollendeten 30. Beitragsjahr sind 
nur angemessene Teile der verzinsten Arbeitgeberbeiträge 
bzw. des Deckungskapitals als Freizügigkeitszuschlag mitzu-
geben. 
Es ist klar, dass das eine krasse Ungerechtigkeit bedeutet 
1985 versprach der Bundesrat, etwas zu tun. Das war damals 
in einer Antwort auf meine Motion zu hören. Fast zehn Jahre 
sind es nun her, und ganze zehn Jahre werden es sein, bis das 
nun vorliegende Gesetz in Kraft ist. 
Ich erinnere mich sehr gut daran, wie man ich glaube, es war 
1983, nach der Verabschiedung des BVG - darüber sprach 
und zugab, dass mit der BVG-Lösung das Problem der Freizü-
gigkeit im Vor- und Ueberobligatorium natürlich überhaupt 
nicht ist. Damals wurde im Nationalrat bei der Schluss-

darauf hirloewi€;s€,n 

nehmern ihre c·~;-;-'~;~kertsIElistiur 
haben auf einen 
grosse Summen ihrer 
rechnet nämlich mit einem Verlust 
zehn Beitragsjahren. 
Nun, der Bundesrat hat gehandelt Ich möchte ihm ganz herz-
lich dafür danken, dass er hat, und möchte nun 
noch zu diesem sagen. 
1. Das ist meines Erachtens ein guter und 
Schritt in die haben 

2. Die Pensionskassenverbände hier muss ich etwas Kriti-
sches sagen - haben leider in der ganzen Diskussion über-
haupt keine Hand für einen Kompromiss Sie haben 
es verpasst, ihr Wissen, vor allem ihr Wissen, 
konstruktiv und aufbauend in die tür 1\1!('ht_\/<'Y''''f'hAYlfnr,<:n,,,,_ 

thematiker Arbeit 
ganze Zeit leider nur Modell im 
ganze Zeit über sehr unflexibel 
mehr zum Ausdruck das hier deutlich sagen 
dass die der zweiten Säule mit ihrem 
mulierten 

Institutionen haben die Kassen oft die Ueber-
will zwar nicht total die Bei-

f'1o''\''rton oir",,,,,tlif'h ihnen. möchte hier klar festslel-
festhalten , dass die allein den 

Arbeitnehmern und niemand anderem sonst. 
3. Das Gesetz enthält eine schwierige, hochtechnische Mate-
rie; das wurde bereits gesagt Welche Auswirkungen die ein-
zelnen Gesetzesbestimmungen in der Praxis haben, kann 
heute nicht in allen Teilen mit Sicherheit gesagt werden. Ich 
glaube, so bescheiden muss man einfach sein; man muss das 
zugeben. Es kommt also sehr darauf an, wie sich dieses Ge-
setz in den nächsten Jahren anwenden lässt 
Ich bin deshalb der Meinung - es ist mir sehr wichtig, das 
heute zu Protokoll zu geben -, dass dieses Gesetz in fünf, 
sechs Jahren einer Revision unterzogen werden muss, dass 
neu darüber diskutiert werden muss, weil man erst dann - mit 
einem gewissen Stück Praxis sehen kann, ob es negative 
Auswirkungen hat und wo weitere Ungerechtigkeiten zu fin-
den sind. Man wird in den Jahren der Praxis sehen, wo weiter-
hin solche Ungerechtigkeiten bestehen und wo Gefahren lau-
ern - auch in bezug auf die Kassen. 
Vor allem wird man erfahren, wie sich die zweite Säule in den 
nächsten Jahren entwickelt, ob eine gewisse Harmonisierung 
unter den immer noch 15 000 Kassen endlich möglich wird 
und ob sich nicht auch ein gewisser Konzentrationsprozess 
abzeichnen wird. Das muss nicht nur negativ sein, aber wir 
müssen zuerst die Praxis sehen. 
Da aber auch weitere Wünsche an die Pensionskassen, z. B. 
der Teuerungsausgleich auf den Renten, auf dem Tisch liegen 
und in den nächsten Jahren die Entwicklung der AHV, der 
zweiten Säule, und der Arbeitslosenkasse, also von drei wich-
tigen sozialen Säulen, beobachtet werden muss, wird es nötig 
sein, das Freizügigkeitsgesetz in fünf bis sechs Jahren zu revi-
dieren. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass wir damals mit dem Inkraft-
treten des BVG eine zehnjährige Frist im Gesetz festgelegt ha-
ben. Wir haben gesagt, dass das BVG bis zum Jahre 1995 revi-
diert werden müsse, und es wird jetzt revidiert werden müs-
sen. Wir haben darauf verzichtet, das im Freizügigkeitsgesetz 
zu machen, aber ich möchte darauf hingewiesen haben. Es 
scheint mir wichtig zu sein, dass wir den Mut haben, in fünf bis 
sechs Jahren eine Revision an die Hand zu nehmen, um allfäl-

aus dem zu räumen. Das Ge-

absichern bzw. nicht dafür 
haben. 
darauf hinweisen, dass dieses Gesetz eine 

Leistung ist, bringt es doch das Wunder zustande, 
000 Kassen mit 15 000 verschiedenen Reglementen und 

15 000 verschiedenen Finanzierungsarten unter einem Dach 
zu vereinigen. Dass dabei eine nicht vorauszusehende Lücke 
auftauchen könnte, ist verständlich; dafür muss man die Revi-

Betracht 
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dern in Beiträgen, die er monatlich abliefert und die 
werden durch diejenigen, die sein für ihn bei-
steuert 
Die Lösung, die vor uns entspricht nicht 
Modell, ist also nach dem. was ich unter voller 
verstehe, keine volle Aber ich möchte dem 
setz attestieren, dass es von Idee getragen wird, die so 
lautet, wie ich sie beschrieben habe. 
Ich bin froh. dass die Version der ständerätlichen Kommission 
nun auch die Arbeitnehmer in Betracht zieht: Die 
ständerätliche hat tür die Arbeitnehmer 
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Beträchtlich ist die Anzahl von und Zuschriften von 
!=v,'ortc.n an die in denen wir immer 
wieder zur Annahme eines anderen Modells der 
gedrängt wurden. Gerne hätten uns qe'wl::,se !=w,orllon 

bestünde dann nicht sondern nur 
innerhalb ein und derselben Kasse. Dass eine solche Art von 

den 

die kassen über-
eine bessere als der Zur Zeit der Dass 

bei rund 15 Pensions-der und zur Zeit, als ich meine Motion ein-
reichte, standen eher die älteren Arbeitnehmer oder der Stel-
lenwechsel der älteren Arbeitnehmer Wir 
müssen sagen, dass es aber auch Ar-
beitnehmer eine ebenso 
Abschliessend ist 
ohne volle 
Ganzes ist Volle 
Vorsorgemittel ergibt andererseits im Wert wesentlich auf 
dem Niveau des Leistungsplanes. Das ist der übergeordnete 
Rahmen, in den man das Ganze steifen muss. Es ist ein Erfor-
dernis, dass der Arbeitgeber einen Leistungsplan aufstellt; er 
hält damit auch ein Wettbewerbs moment in den Händen. 
Volle Freizügigkeit ist ein absolutes Erfordernis, weil erstens 
diese Freizügigkeit dem Arbeitnehmer zusteht, damit er eine 
gesicherte Altersvorsorge hat - alles andere wäre eine Unge-
rechtigkeit -, und weil zweitens in einer marktwirtschaftlich an-
gelegten Arbeitswelt die Mobilität des Arbeitnehmers nicht ge-
bremst, sondern gewährleistet werden sollte. 
In diesem Sinne empfehle ich Ihnen Eintreten auf die Vorlage 
und Zustimmung. 

Schiesser: Die Sommersession des Ständerates ist gleich-
sam auch die Session der zweiten Säule. Stand vor Wochen-
frist die Förderung des Erwerbs von Wohneigentum mit Mitteln 
der zweiten Säule zur Diskussion, so geht es heute um das 
Problem der Freizügigkeit Auf den ersten Blick - das ist ver-
schiedentlich dargelegt worden scheint die Sache sehr ein-
fach zu sein, findet sich doch kaum jemand - auch nicht in die-
sem Rat -, der auf die Frage, ob er für Freizügigkeit innerhalb 
der zweiten Säule eintrete. mit einem Nein antworten würde. 
Mit dieser Feststellung sind allerdings die Gemeinsamkeiten 
vieler, die sich mit der Frage der Freizügigkeit befassen, er-
schöpft Nur schon die Frage, was unter Freizügigkeit zu ver-
stehen ist, führt zu einer starken Aufsplitterung der interessier-
ten Kreise, wie das von Herrn Sc hoch und nun auch von Frau 
Weber Monika dargelegt worden ist Frau Weber hat zuerst 
von voller Freizügigkeit gesprochen, dann aber erklärend fest-
gehalten, dass dieses Gesetz nicht die volle Freizügigkeit in 
dem von ihr verstandenen Sinne bringe. 
Je nach Interessenlage muss man feststellen wird unter 
dieser Freizügigkeit ein absolutes Minimum verstanden 
war bei vielen Experten der Fall, die sich an uns ("IO'M<>,nr""T 

ben -, oder aber es wird nor"rIA7' 
die zu einer r..~.f;;rm-j, 

Der Bundesrat, der Erstrat und mit ihnen Ihre Kommission ha-
ben sich tür ein Modell der entschieden, das ei-
nen Mittelweg geht, das zu einer führt, die etwas 
kostet, ohne indessen an den der Kassen 
der zweiten Säule zu rütteln. 
Angesichts der enormen Vielfalt der Kassen in diesem Be-
reich von den Leistungsprimatkassen und den Kpl,tr;::;n<:>r,rI-

matkassen, den individuell und kollektiv finanzierten 
eine enorme Vielfalt von Mischformen ist es nicht von der 
Hand zu weisen. dass Kassen mit ge-

kassen und dem eines Minimalstandards von Frei-
auf diesen Minimalstandard möchte ich hier Ge-

fordert, ist unbestreitbar. Man kann nicht 
einführen, die diesen Namen verdient, und 

unter allen Umständen am Status im Bereich 
zweiten Säule festhalten. Man kann nicht 

keit einführen und nlc,;"r17piti" mr\nli('h'~t 
wünschen. Ebensowenig kann man auf 
mit auf Mobilität der Arbeitnehmer pochen gleichzeitig 
verlangen, dass Betriebstreue nach wie vor belohnt wird - und 
zwar zu Lasten der Züger belohnt wird. Ebensowenig kann 
man auf der einen Seite Freizügigkeit und auf der anderen 
Seite eine möglichst grosse Finanzierungsautonomie verlan-
gen, denn diese beiden Dinge sind schlicht und einfach nicht 
immer unter einen Hut zu bringen. 
Auch nach unserem Entscheid von heute - ich gehe davon 
aus, dass Sie den Anträgen Ihrer Kommission folgen werden-
werden die Expertenstimmen nicht verstummen, sondern uns 
weiterhin vorhalten, welche Fehler wir gemacht hätten, wobei 
man sich bei zahlreichen dieser Experten des Eindrucks nicht 
erwehren kann, sie sprächen sehr oft pro domo: möglichst 
grosse Vielfalt, möglichst grosse Komplexität, möglichst viel 
Arbeit für entsprechende Experten. Nehmen wir diese Kritik 
gelassen, und erinnern wir uns der Erkenntnis, die da heisst: 
Ein Experte ist ein Mensch, der die kleinen Irrtümer vermeidet, 
während er dem grossen Trugschluss entgegenstrebt Des-
halb nehmen wir Politiker für uns auch nicht in Anspruch, ir-
gendwo als Experten aufzutreten. 
Besondere Genugtuung empfinde ich darüber, dass wir in un-
serer Kommission dem ursprünglichen Antrag des Bundesra-
tes bei Artikel 17 zugestimmt haben, wonach schon ab dem 
20. Altersjahr ein Zuschlag von 4 Prozent gewährt werden soll. 
Der Nationalrat hat vorgesehen, dass dies erst ab dem 25. Al-
tersjahr der Fall sein soll. Wir möchten Ihnen beantragen, auch 
den ganz Jungen einen entsprechenden Zuschlag zu gewäh-
ren. Das gehört sich; auch diese ganz Jungen tragen erheb-
lich zur Generationensolidarität bei. 
Bei Artikel 4 Absatz 2 liegt ein Antrag von Kollege Coutau vor. 
Ich bitte Sie, dem Antrag Coutau zu folgen, weil er zusätzliche 
Flexibilität bringt 
In diesem Sinne - und mit dem Mut zur Unvollkommenheit, 
denn diese Vorlage kann nicht perfekt sein, da es keine 
fekte in diesem Bereich bitte ich Sie, auf 

den zuzustimmen 

Huber: Die Vorlage, über die wir zu befinden haben, ist nicht 
nur eine Vorlage, sie ist - das ist aus allen Voten klar-

auch eine schwierige Vorlage; sie ist technisch 
und politisch zugleich. Es geht doch darum, politische Ziele 
mit einem versicherungsmathematischen Unterbau in Verbin-
dung zu bringen. Kollege Schach hat als Berichterstatter der 
Kommission in seinem und Ein-
tretensreferat bewiesen, dass diese 

den Politiker trotzdem 
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Es ist verschiedentlich worden, dass es keine isolierte 
Vorlage sei. Und ich stimme n"""'''',nnfip,'p mit Frau Weber Mo-
nika überein, dass es zu kurz ist, wenn man nur diese 
Session, die dieser behält Man 
hat auf die Jahre dieses über 
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 

zurückzublicken: dass damals der Mut zur Lücke 
zur Unvollkommenheit so gross waren, dass wir heute 

Lücken füllen müssen, die damals wurden. Das 
auf der Hand, und das hat unsere in Tat und 
nicht erleichtert 
Es ist zum anderen vorauszusehen, dass eine erste Totalrevi-
sion des BVG in absehbarer Zeit ist Ich teile die Auffas-

Onken nicht, dass wir auf diesem Sektor 
ein 

-das 
man hat im entscheidende Ar-

U8ltmjl8l: man so/lte das nicht aus den lassen. 
wird uns das Ganze in der nächsten Session wie-

der wenn wir dannzumal über die Volksinitiative 
der Sozialdemokraten im Zusammenhang mit dem Ausbau 
von AHV und IV zu sprechen haben werden. Dann wird eine 
weitere BVG-Debatte intensiv zu führen sein. 
Ich bin dem Bundesrat dankbar, dass er den verschiedenen 
Versuchungen auf diesem Weg insofern erlegen ist, als er sich 
entschlossen hat, dem Parlament einen Einzelerlass vorzule-
gen und nicht eine in der vollkommenen Unübersichtlichkeit 
endende Modifikation von anderen Gesetzen. Das ist syste-
matisch richtig, das ist benützerfreundlich, das ist in jeder Hin-
sicht eine gute Lösung; insbesondere ist es unter dem politi-
schen Gesichtswinkel der zeitlichen Dringlichkeit richtig. 
Es ist zu Recht hervorgehoben worden, dass eine halbe Mil-
lion Züger betroffen sind. Es ist zu Recht hervorgehoben wor-
den, dass heute rund 1,5 Milliarden Franken den Zügern verlo-
rengehen. Und es ist ganz richtig und eindeutig klar, dass die 
Vorlage politisch in die Welt der Revitalisierung der Wirtschaft 
hineinpasst Der Strukturwandel der Volkswirtschaft wird 
durch diese Vorlage gefördert Es trifft zu, dass die Arbeiten an 
der Vorlage in einer Zeit der Vollbeschäftigung aufgenommen 
wurden. Es trifft aber auch zu, dass die Vorlage jetzt, in einer 
Zeit der Arbeitslosigkeit, der Rezession und der Depression, 
ihre Funktion hat 
Der Vorsteher des EJPD hat in der Debatte des Nationalrates 
für mich den Schlüsselsatz formuliert, indem er dargelegt hat: 
«Zum anderen ist für die Arbeitnehmer, die arbeitslos werden, 
eine faire Freizügigkeitsregelung von geradezu existentieller 
Bedeutung. Sie erleichtert nicht nur die Suche nach einer 
neuen Stelle, von ihr hängt auch ab, welche Leistungen aus-
gerichtet werden, wenn der Arbeitslose während seiner Ar-
beitslosigkeit stirbt oder invalid werden sollte.» Gerade darum 
ist die Vorlage auch in hohem Ausmass zeitgerecht 
Wenn wir auf der einen Seite die Mobilität des einzelnen beto-
nen, wenn wir auf der anderen Seite den Strukturwandel der 
Wirtschaft akzeptieren, dann bin ich der Ueberzeugung, dass 
es zu vertreten ist, in einem nicht zu grossen Umfang in die bis-
her Kassenautonomie Das muss und 

n,,:r1r,flp, nt~>rn,ph,m",n um, aber er bekennt 
sich ganz zu Hierarchie der Werte. Und das 
he isst hier, dass der Mensch vor der ökonomischen Struktur 
kommt. Diese Wertehierarchie ist 
Das "Störfeuer» der K::>",,,,,mC'1<T,Prl'pn 

in der Vergangenheit hie und zu 
hat damit kontraproduktiv gewirkt Ich teile den 
von Herrn Seiler Bernhard nicht Ich teile eher den Realismus 

Herrn Schiesser und das Bekenntnis von Frau 
und 

versicherten 
und das 

die sich uns stellt, lautet: Erreichen wir mit 
dieser Revision Ziele, die werden? Ich meine: 

und das nicht nur mit dem des 
mentsvorstehers. Ich darf darauf hinweisen, dass der ,,,,,,"m,,,,,­
rat gute Vorarbeit hat und in der Arbeitsgruppe Deiss 
die verschiedensten Elemente einer Analyse un-
Tpr'7nr,pn wurden. Ich darf ferner darauf hinweisen, dass der 
Erstrat der Vorlage mit 132 zu 0 Stimmen zugestimmt hat 
das kommt auch selten vor. 
Ich habe noch aus einem ganz anderen Grund das Vertrauen, 
dass wir das Ziel erreichen. Wir haben nämlich im Laufe der 
Bearbeitung der Vorlage die Vollzugsorgane oder Teile da-
von kennengelernt Und ich möchte meinen, es kommt ent-
scheidend auf den Vollzug der vorliegenden Novelle zum Ge-
setz an. Da erwarte ich von den Fachleuten der zweiten Säule 
Kompetenz und Gesetzestreue. Und von der Administration. 
von den Aufsichtsbehörden verlange ich Flexibilität, Anpas-
sungsfähigkeit, den Willen zu helfen und nicht den Willen, 
nur zu administrieren. Wer sich auf diesem Gebiet bewegt, er-
kennt doch die unzähligen, nicht lösbaren Antinomien. Und 
darum sind keine einseitigen Gesichtspunkte die absolut rich-
tigen, sondern es sind Mittelwege, die dem Anliegen des ein-
zelnen gerecht werden. Das sind im Prinzip die Elemente, mit 
denen man sich beim Vollzug sachkompetent und entgegen-
kommend zeigt - auch gegenüber den schon weit länger und 
in die Zeiten zurückreichenden Strukturen der Vorsorge. 
Ein letztes Wort: Das Gesetz liegt meines Erachtens so in der 
Landschaft, dass es keine Verzögerung mehr erträgt Es sind 
die Stellenwechsler, die warten. Es ist die Volkswirtschaft, die 
heute von uns ein Zeichen der Revitalisierung erwartet Es liegt 
an uns, Flagge zu zeigen und zu handeln, obwohl gewisse 
Bedenken artikuliert werden und immer artikuliert werden 
können. 
Nehmen wir keine Belastung des Gesetzes durch Teilrevisio-
nen des Scheidungsrechtes vor, die weitergehen als das, was 
wir im Gesetz haben, und handeln wir auch gleich im Bereich 
des Arbeitslosenrechtes, wo uns eine Aenderung angekün-
digt wurde. Diese beiden Dinge stehen uns bevor. 
Mit diesen Ueberlegungen empfehle ich Ihnen aus voller 
Ueberzeugung Eintreten auf die Vorlage. 

über das Gesetz der zweiten 
berufliche Alters-, Hinterlassenen-

dass wir diese studieren müssen wir haben 
damals, weil wir unter standen, nicht aufnehmen 
können und dass wir hier suchen müssen. 
Ich habe mir aber auch ich heute einen Antrag auf 
Rückweisung der Vorlage an Kommission stellen soll, weil 
ich finde, dass die Kommission keinen guten 

Ich es hätte für das Problem 
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Ob,liq.ati()nEmn9ctlles vollumfänglich dem Arbeitnehmer 

stellen, ob mit diesem Freizü-
nicht sehr ge-

cr't,,,tfon wird. Nehmen Sie einmal das Entstehen Perso-
Die ist in der Schweiz für über 

85 Prozent sämtlicher auf Basis, 
ohne entstanden, weil man auf beiden 
Seiten zwischen und Ar-
beitnehmer hat. dass ein Schutz Invalidität, 
für Hinterlassene und im Alter werden muss, 
Es Kassen, die bald ihr Jubiläum feiern: 
Sie Finanzierungsformen vielleicht anfäng-
lich etwas rudimentär gewesen die sich aber in der Zwi-
schenzeit auch aufgrund des wissenschaftlichen Hintergrun-
des. der in der Zwischenzeit geschaffen wurde, etabliert ha-
ben und durchexerziert worden sind. 
Wir haben also eine Vielfalt von Kassen, und wir wollten diese 
Vielfalt auch im Rahmen des BVG belassen. Wir haben ein Ge-
setz gemacht, das Mindestvorschriften enthält, das nicht Re-
gelungen des kleinsten Details beinhaltet und das die Vielfalt 
auch in Zukunft ermöglichen soll. 
Wenn wir nun dieses Freizügigkeitsgesetz daneben betrach-
ten, stellen wir uns tatsächlich die Frage: Ist die bisherige Viel-
falt aufgrund dieses Gesetzes noch möglich, oder wird - wie 
dies im erwähnten Artikel in einer Zeitung vom letzten Sonntag 
erwähnt wurde diese Vielfalt unterwandert, indem man Vor-
schriften erlässt, die schliesslich die Flexibilität besonders lei-
stungsstarker, leistungsbezogener und grosser Vorsorge-
werke in Zukunft nicht mehr gewährleisten? 
Wir legiferieren hier im überobligatorischen Bereich, also in ei-
nem Bereich, in dem man von heute auf morgen den Sozial-
vertrag praktisch künden und sagen könnte, wir würden nicht 
mehr die gleichen Leistungen liefern, wir könnten das nicht 
mehr tun. Wenn wir nun mehr Mittel einsetzen müssen, um die 
Freizügigkeit nach diesen Vorschriften auslösen und jederzeit 
gewähren zu können, dann wird ein anderes Kapital-
deckungsverfahren zu wählen sein Dies führt aber ganz auto-
matisch zu einer Reduktion der Rentenleistung. Wir müssen 
uns bewusst sein, dass das gewachsene System der zweiten 
Säule nicht ein volles Kapitaldeckungsverfahren vorsieht, wie 
es bei den sogenannten Beitragsprimatkassen vorhanden ist 
Wenn wir von Beitragsprimatkassen sprechen - da möchte ich 
eine kleine Korrektur an den Aussagen des Kommissionsrefe-
renten anbringen ist es eben falsch zu sagen, dass Beiträge 
am Schluss zur Rentenbildung herangezogen werden; es 
sind die die herangezogen werden. Hier ist 
tatsächlich ein der zweiten Säule, da man 

damals nicht on"t""hli,,,,,,,an 

Betriebstreue heute nun derart herunterspielt und sagt, man 
müsse im überobligatorischen Teil nun den Aermsten und Ar-
men helfen, dann stimmt das einfach nicht Denn das Gesetz 
betrifft nicht diesen Teil, sondern den Teil. 
Und wenn im Teil die 
etwa ein wesentliches der tl81trflOS,Ieistu 
erhöhten 
eher 
Ich verstehe L B. nicht, wie Herr Dr. Felix Schöbi, der bei der 

dieser dabei war, heute davon aus-
kann, es sei der so, dass die Arbeit-

bezahlten und die zwei Drit-
Fall Geld vorhanden, um auch 

zu lösen. Ich warne Sie: 
werden bei einer anderen Finanzie-

nicht sein! Das Interesse daran wird 
So auch das Anerkennen der langfristigen 

zu einem Unternehmen Komponenten, die 
noch eine ganz wesentliche Rolle spielen und die neben einer 
Flexibilität, die wir fördern wollen, auch in Zukunft im Vorder-
grund stehen sollen. 
Wir sehen also, dass der Konflikt vorprogrammiert ist Mit die-
sem Konflikt müssen wir irgendwie leben und uns darauf «ein-
schiessen». Jedenfalls wäre es im Grundsatz falsch, wenn 
man von vornherein davon ausginge, dass das System, das 
heute existiert, ein asoziales wäre. Das ist es nicht Es ist ein 
System, das verbesserungswürdig ist und recht gute Ansatz-
punkte hat Bedauerlich ist, dass wir nun etwas geschaffen ha-
ben, das nicht mehr flexibel ist und auf die gewachsenen 
Strukturen nicht Rücksicht nimmt Denn es gibt Kassen, die 
Teile ihrer Aktivität kollektiviert und Teile individualisiert haben. 
Darauf nehmen wir keine Rücksicht Wir nehmen insbeson-
dere auch nicht Rücksicht darauf, dass wir verschiedenste Ele-
mente in Betracht zu ziehen haben, nämlich einmal die Versi-
cherten, dann die Rentenbezüger, weiter die Beitragszahler 
und schliesslich auch die Stellenwechselnden. Was wir hier 
tun, ist eine eindeutige Bevorzugung der Stellenwechselnden, 
insbesondere bei jenen Kassen, die das Kapital für höhere Lei-
stungen und Leistungsversprechungen eingesetzt haben. 
Ich habe Mühe, das zu verstehen; mirtutdie Entwicklung leid. 
Ich werde aber keinen Rückweisungsantrag stellen, weil auch 
ich der Meinung bin, es müsse vorwärtsgehen und etwas ge-
tanwerden. 
Herr Schiesser, Sie haben gesagt, dass die Experten dagegen 
seien, weil sie dann keine Arbeit mehr hätten. Das Gegenteil 
wäre jedOCh der Fall. Wenn ich Experte und auf Beschäftigung 
aus wäre, würde ich dieses Gesetz unterstützen. Wenn in Zu-
kunft ein Experte eine Pensionskasse zu beraten und ihr ein 
neues Reglement über die Freizügigkeitsleistung vorzuschla-
gen hat, wird er mindestens 20 Paragraphen schaffen und 
durchexerzieren müssen, um die Regelung dieser Freizügig-
keit systematisch zu erfassen. Wenn Sie verlangen, dass eine 
Kasse die Alterswerte in einer Tabelle zusammenstellt, wird sie 
sehr umfangreich ausfallen und kann unmöglich von einem 
Kassenverwalter werden. Dafür braucht man einen 

Die der Ein- und 

dass sie kaum mehr zu sind. 
Herr Huber von einer praxisnahen und 
Vorsorgeeinrichtung, die hier geschaffen werden kann! 
Wenn wir diesem Gesetz zustimmen, müssen wir uns im kla-
ren sein, dass wir uns für die Begünstigung der SteHenwech-
selnden entschieden haben, und dies durch Benachteiligung 
der Erhaltung der Leistung. 
Für mich ist diese Ausgangslage klar. Ich werde dem Gesetz-
entwurf aus diesem Grund nicht zustimmen. 
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Die Einwände und Vorbehalte, die Sie uns Herr 
Kündig, hören wir nicht zum ersten Mal, das ist uns in 
der Kommission massiv massiv - vorgelegt worden, mit viel 
Nachdruck und Einsatz. Wir haben uns damit sehr 
detailliert und intensiv Es ist ja nicht 
selbstverständlich und nicht üblich, dass man eine an sich 
kurze und überblickbare wie diese in zwei 
bis Detail durchberät und noch zusätzlich weitere 

sagen: Es ist den Verbänden, für die Sie 
n"",,,yrtv'hc.n haben, nicht uns davon zu überzeu-

dass die Vorbehalte, wieder Ihre Vorbehalte 
Wir waren offen, und hät-

lassen. Aber die die die Ver-
haben, waren 

Ich hätte mich wirklich 
wenn dahinter gewesen wäre. Aber das offenbar 

Substanz, und dass es keine Substanz hat, kommt in der 
Tatsache zum Ausdruck, dass Sie keine Anträge stellen. 
Wenn dem so wäre, wie Sie es jetzt geltend machen, dann 
müsste doch ein oder gar ein Nichteintretens-
antrag gestellt werden, und dann müsste die Sache verbessert 
werden. Aber wir haben bei allem Suchen und bei allem Eifer, 
den wir in die Sache gelegt haben, wirklich keine besseren Lö-
sungen gefunden, auch nicht leicht verbesserte, sondern wir 
sind der Meinung, wir hätten eine zwar politische, aber doch 
eine Kompromisslösung gefunden, die dem Optimum am 
denkbar nächsten kommt 
Wenn Sie den Mangel anerkennen, von dem wir alle ausge-
hen, nämlich die Tatsache, dass die Lösung, wie sie heute be-
steht, die Freizügigkeit behindert und den Vorsorgenehmer 
schädigt, dann gibt es nach meinem Dafürhalten und nach 
meiner Ueberzeugung keine andere Lösung als die, die wir 
jetzt getroffen haben; bei dieser muss halt der eine oder an-
dere auch gewisse Kompromisse eingehen. Ich glaube. alles 
andere wäre eine Illusion. 
Wenn es eine wirklich optimalere Lösung gäbe, müsste diese 
in Form von Anträgen jetzt auf den Tisch des Hauses gebracht 
werden. Solange solche Anträge nicht vorliegen, brauchen wir 
nach meinem Dafürhalten nicht mehr darüber zu diskutieren. 

Kündig: Herr Schoch, ich habe hier nicht als Vertreter eines 
Verbandes gesprochen. Ich habe als Konstrukteur der zweiten 
Säule gesprochen, der dieses Werk seither sehr intensiv mit-
verfolgt hat Ich bin der Ueberzeugung, dass dieses Gesetz 
ein Fehler ist Ich habe das im Vorfeld der Beratungen den bei-
den damals um eine Lösung ringenden Bundesräten ganz 
klar gesagt Ich war nicht in der Kommission, ich konnte keine 
Anträge einbringen. Ich weiss, dass hier im Rat keine «Kom-
missionssitzungen» stattfinden sollen, und deshalb habe ich 
keine Anträge gestellt Ich werde zu einzelnen Artikeln münd-
lich entsprechende Anträge stellen, und zwar dort, wo ich den 
Eindruck habe, dass die ständerätliche Kommission in die fal-
sche Richtung gegangen ist 

besteht Das hat 
Herr keiner Weise Er hat selber ausge-
führt, dass man an lässlich des Erlasses des Bundesgesetzes 
über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-

dieses Problem gesehen habe, aber keine Zeit 
habe, es zu lösen. Handlungsbe-

besteht, weil die Rechtes die für 
unsere Volkswirtschaft Mobilität viel zu stark 

diesen Arbeit-

mit dem Erlass dieses Gesetzes eine wesentliche BessersteI-
erwarten können. 

Unter dem Recht leiden aber, ich kann das aus 
ner Erfahrung auch weil sie 
sogenannten m",('hl<::>!~r1!r1::>_ 

ten gar nicht einstellen können. 
sehr oft an der der allzu grossen 

noch wollten wir einmal einen 
Milizoffizier zum Divisionär befördern, was bereits 
ren Problem der ist; das nur ein 
Was aber meiner nach am schwersten 
aesaITlt()e~)elllscha11tIi()hEm Kosten rn~,nrl",Ir,r1"r 

\1f"\ILr"lMilrtc/~h"tt deren mobil in 
des immer internationaler wer-

denden Wettbewerbs und zu bestehen. Wer mit 
,.,I1lrlc>nc,n Fesseln an einen Betrieb ist, wer nicht 
mehr ist, zur Struktursklerose einer 
Volkswirtschaft bei; das können wir uns gerade heute auf 
keine Weise leisten. Das Freizügigkeitspostulat ist daher auch 
Bestandteil aller Revitalisierungsprogramme, die ich über-
haupt je gesehen habe. Mit diesem Gesetz leisten wir damit ei-
nen ganz zentralen Beitrag zur Erneuerung der schweizeri-
schen Marktwirtschaft Ich glaube, dieses Hauptpostulat 
volkswirtschaftlicher Art müssen wir von Anfang an sehen. 
Ich gebe zu, der Entwurf für ein Freizügigkeitsgesetz stammt 
noch aus der Zeit der Hochkonjunktur, während heute Rezes-
sion herrscht Das war auch der Anlass, dass wir im Rahmen 
der Beratungen im Erstrat und in der Kommission des Zweitra-
tes die Probleme der Arbeitslosigkeit näher untersucht haben. 
Wir können mit diesem Gesetz das Problem der Arbeitslosig-
keit sicher nicht lösen, Das wird einer Revision des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes vorbehalten sein. Aber wir können 
auch im Bereich der Arbeitslosigkeit wesentliche Besserun-
gen bringen, denn auch Arbeitslose leiden unter dem gelten-
den Recht, weil ihre AustrittSleistung heute kleiner ist, als sie es 
nach dem neuen Gesetz sein wird. 
So sehr in bezug auf das Ziel, mehr Freizügigkeit, Konsens 
herrscht, so schwierig ist es - das haben wir in beiden Kom-
missionen eindrücklich erlebt -, über den richtigen Weg und 
das richtige Mass an Freizügigkeit einen Konsens zu finden. 
Ihr Kommissionsreferent hat das ganz eindrücklich dargelegt, 
auch Herr Schiesser hat es erwähnt Wir sind uns ja im Begriffli-
chen schon nicht einig. Es gibt mindestens die drei erwähnten 
Begriffe der Freizügigkeit, die Drehtürenfreizügigkeit vor allem 
der Kassenexperten, die kassenübergreifende Freizügigkeit, 
wie sie der Bundesrat vorschlägt, und dann die gewerkschaft-
liche Konzeption, die verlangen würde, dass jeder Arbeitneh-
mer, der die Stelle wechselt, mindestens den doppelten eige-
nen Betrag herausverlangen könnte, 
Immerhin das ist eine gewisse Korrektur an Ihrem Votum, 
Herr Onken müssen wir den Pensionskassen doch zugute 
halten, dass sie, zum Teil wenigstens, aus eigener Initiative ei-
nen Schritt in Richtung mehr Freizügigkeit gegangen sind, in-
dem heute ich glaube, der Kommissionsreferent hat darauf 

doch etwa 500 000 Arbeitnehmer vom 
rorl\,r.rcr·m<,,, nr"f,itio,ron also von dieser sogenannten 

winne ausschliesst 
Es ist die grösste Ungerechtigkeit des Rechtes, 
dass dieses Mutationsgewinne, die SChätzungen im 
Jahre etwa 1,5 Milliarden Franken ausmachen, erlaubt, wobei 
dann eben Betriebstreue zu Lasten der Stellenwechsler bevor-
zugt werden und für sie zusätzliche Leistungen erbracht wer-
den können, 
Herr Kündig, ich bin mit Ihnen durchaus einverstanden: Man 
kann dem nicht vorwerfen, es sei asozial, 

Man kann 

mit 
~vn",rto,nrr't1rlpll I nie zufrieden geben 

an entschieden eine kassenüber-

michael.tellenbach
Textfeld



17. Juni 1993 S 559 Berufliche 

rCH1'onrt", Freizügigkeit verlangte. Denn beim Durchrechnen 
Beispiele mussten wir feststellen, dass diese blosse 

Drehtürenfreizügigkeit nach wie vor dazu geführt hätte, dass in 
einzelnen Fällen bei einem Stellenwechsel das ganze erste 
Jahreseinkommen für den Eintritt in die neue Kasse hätte auf-
no.'\r",rnT werden müssen. Ein solcher Zustand ist,- wenn wir 

C;'LUUIUf\,t:'" und Mobilität wollen schlicht nicht tole-
rierbar. 

lem von nAwp,rk<u-,t,,,,fllirihAr 

desrat ist sich bewusst, dass sich sein 
nicht verwirklichen lässt, ohne in die 
der rund 15 000 be-
schränkt sich bewusst, 
dass letztlich entschieden werden muss, wie weit 
diese Interesse von mehr gehen sol-
len. Kompromisse haben sich hier im Rahmen Beratungen 
als unbedingt nötig erwiesen, Ich möchte schon hier gegen-
über Herrn Coutau festhalten, dass wir in einem ganz zentra-
len Punkt den begründeten Befürchtungen, dass das Bundes-
gesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinter-
lassenen und Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsgesetz) tür ge-
wisse Kassen zu einem Leistungsabbau führen könnte, entge-
gengekommen sind, indem wir bei der Frage des technischen 
Zinssatzes nicht mehr einen einheitlichen Zinssatz vorschrei-
ben das wäre unser Ziel gewesen -, sondern eine Band-
breite von 1 Prozent 
Ein grosser Jurist hat einmal gesagt: Jede Gesetzgebung ist 
ein Sprung ins Ungewisse. Wenn Sie eine einheitliche Freizü-
gigkeitsregelung für 15000 verschiedene Kassen aufstellen, 
können immer wieder vereinzelte atypische Fälle im konkreten 
Einzelfall Probleme aufgeben. Aber ich kann hier wiederholen, 
was schon der Kommissionsreferent gesagt hat: Die erwähnte 
Arbeitsgruppe, in der Arbeitnehmer und Arbeitgeber vertreten 
waren, hat sich um ein Optimum bemüht Dieser Kompromiss-
vorschlag, hinter dem der Nationalrat, der Bundesrat und hof-
fentlich bald auch Ihr Rat stehen, ist denn auch ein Optimum 
im Rahmen der sich widerstreitenden Interessen. 
Ich weise noch auf einen wichtigen Punkt hin, wo ich Ihrer 
Kommission sehr dankbar bin, dass sie wieder auf die Version 
des Bundesrates zurückgekommen ist Es geht um die Be-
handlung junger Stellenwechsler. Sie wissen, dass wir die kas-
senübergreifende Freizügigkeit praktisch erst ab dem 45. Al-
tersjahr erreichen werden. Diese Lösung hat zweifellos den 
Nachteil, dass vor al/em junge Stellenwechsler nach wie vor 
übermässig benachteiligt werden. Ich bin Ihrer Kommission 
daher dankbar, dass sie bei Artikel 17 Absatz 1 zur Fassung 
des Bundesrates zurückkehrt Das bedeutet konkret, dass ein 
30jähriger Stellenwechsler neben seinen eigenen Beiträgen 
einen 40prozentigen Zuschlag verlangen kann, statt nur einen 
25prozentigen, wie das der Nationalrat entschieden hat 
Ich bin Ihnen auch dankbar, dass Sie beim entscheidenden 
Kompromiss, bei Artikel 26 Absatz 2, festlegen, dass der Rah-
men für den technischen Zins höchstens 1 Prozent sein darf. 
Dabei gebe ich hier die Erklärung ab, dass wir diesen Prozent-
satz, wenigstens am Anfang, auch ausnützen werden. Wir hof-
fen aber sehr das war auch ein Frau 

dass Bandbreite des Zins-
satzes das ursprüngliche Ziel in einer späteren Phase doch er-
reichen werden, d. h., dass wir eines Tages zu einem einheitli-
chen technischen Zinssatz und damit wirklich zu einer vollen 

,h<>rnrp,ir",nri",n Freizügigkeit kommen werden. 
Im übrigen die doch recht zahlreichen Aenderungen, die 
Ihre Kommission am Gesetzentwurf noch vorgenommen hat, 
vor allem redaktionelle Präzisierungen. Ich kann schon jetzt er-
klären, dass ich diesen redaktionellen zu-
stimme, 

Umgekehrt muss ich gerade im Zusammenhang mit dem Ar-
beitslosenproblem auch vor Illusionen warnen. Eine Vorsorge-
einrichtung kann auch arbeitslos gewordenen Vorsorgeneh-
mern nicht mehr als sie hat Das ist denn auch der 
\A1ir'htir.",lo Grund, weshalb ich dem Antrag Onken zu Artikel 17 

oni'nonontr,.,to,n muss. Denn wenn wir weiter 
Ar~,oi't",I,,,;><,,, gegenüber den anderen 

und das dürfen wir mit diesem 
das Problem 

in Artikel 8 Absatz 2 
den ausscheidenden \lnr",,,,rr,,"_ 

zu informieren, wie er seinen 
erhalten kann, Diese wurde 

bewusst ins Gesetz aufgenommen, weil sie 
beitslos Vorsorgenehmern 
wird. 
3, Artikel 23 des Freizügigkeitsgesetzes handelt davon, dass 
wegen Umstrukturierungen eine Vorsorgeeinrichtung ganz 
oder teilweise liquidiert wird. In diesem Fall hat der Vorsorge-
nehmer nicht nur Anspruch auf die Austrittsleistung, sondern 
auch auf einen Teil der sogenannten freien Mittel der Vorsor-
geeinrichtung. Dass man damit wiederum vor allem die ar-
beitslos gewordenen Vorsorgenehmer berücksichtigen will, 
versteht sich von selbst 
Erlauben Sie mir noch ein Wort zum Verhältnis dieses Geset-
zes zur Volksinitiative "für eine volle Freizügigkeit in der berufli-
chen Vorsorge» (BB11991 111841), Der Bundesrat hat bei der 
Behandlung dieser Initiative nicht verschwiegen, dass er de-
ren Anliegen im wesentlichen unterstützt Es kommt der Initia-
tive zweifellos das Verdienst zu, dass sie unsere Arbeiten am 
Freizügigkeitsgesetz wenn auch nicht ausgelöst, so doch 
ganz klar beschleunigt hat 
Der Bundesrat ist den Initianten aber auch dankbar, wenn sie 
ihren Vorstoss zurückziehen, falls es gelingt, nach den Anträ-
gen Ihrer Kommission und den Beschlüssen des Nationalra-
tes dieses fortschrittliche Freizügigkeitsgesetz zu realisieren. 
Wir haben diesbezüglich begründeten Optimismus, denn die 
Aehnlichkeiten zwischen der Volksinitiative und diesem Ge-
setz sind offensichtlich. Auch die Initiative verlangt ja wie die-
ses Gesetz glücklicherweise nicht eine totale Vereinheitli-
chung der zweiten Säule, auch die Initianten möchten grund-
sätzlich nur so weit in die Finanzierungsautonomie eingreifen, 
als dies für die Freizügigkeit unbedingt nötig ist 
Es besteht allerdings ein wichtiger Unterschied zwischen der 
Volksinitiative und dem Freizügigkeitsgesetz: Die Initianten 
wollen nämlich, dass die Vorsorgeeinrichtungen mit gleichen 
technischen Zinssätzen arbeiten. Wir haben aber im Rahmen 
der Verhandlungen feststellen müssen, dass dieses Ziel we-
gen der Vielfalt von Vorsorgeeinrichtungen heute noch nicht 
realisierbar ist Man hat uns tatsächlich überzeugend darlegen 
können, dass dies bei einigen auch grossen Kassen wirk-
lich zu einem Leistungsabbau führen würde. Aber ein Lei-
stungsabbau kann selbstverständlich nicht Sinn und Zweck 
dieses Gesetzes sein. 

Herr Seiler Bernhard, bereits in der Kommission 
dass diese ausserordentliche ;::y' .... ""tAr'"b,hiinni"k"'it 

bei dieser liE~setzE;sbeal 
mussten, natürlich auch mich nicht hat Aber auf der 
anderen Seite bin ich überzeugt. dass wir mit diesem Gesetz 
ein vertretbares Risiko eingehen. Ich muss festhalten - ohne 
gegenüber den Kassenexperten allzu kritisch zu werden 
dass diese häufig nicht neutral sind, sondern 
sierte private Interessen vertreten, Das ist ihnen nicht 

das vor dem wir 
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len, die sieh \Jn"7omn "a,..,,,,i,-,,,,,oro,n 

Diese 
werden, Man kann nicht sagen, 

die Räte und der Bundesrat seien unflexibel Q8\Ne~;en 
LeITW'eIE;e hatte man eher den Eindruck der 
anderen Seite, 
Herr ich bin mit Ihnen durchaus einverstanden: Wir 

erhöhte einen Preis bezahlen, 
denn es nicht mehr Geld. verteilen das vorhandene 
Geld etwas anders, Wir tun dies einer ganz bewuss-
ten Wertung, Wir sind der dass die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer erhöhte Mobilität 
unbedingt braucht, dass wir es uns nicht mehr leisten können, 
Arbeitnehmer mit goldenen Fesseln an ihre Unternehmen zu 
binden und damit unbedingt nötige Strukturerneuerungen zu 
behindern. 
Ich zu: Das ist ein offensichtlicher Zielkonflikt Aber wir 
waren - sowohl bei der Beratung im Nationalrat als auch bei 
der Beratung in der Kommission der Meinung, dass es nicht 
angeht, mit Mitteln der zweiten Säule die Betriebstreue von Ar-
beitnehmern auf Kosten der Stellenwechsler zu entschädigen, 
Wenn man das tun will, soll man das auch künftig tun können, 
aber nicht mit Mitteln der zweiten Säule! 
Es war zweifelsfrei keine leichte Aufgabe, in dieser komplexen 
Materie das richtige Mass an Freizügigkeit zu finden, Wir wa-
ren uns im klaren, dass wir einen wesentlichen Fortschritt reali-
sieren müssen, Es war so schwierig, weil neben den Bedürf-
nissen der Volkswirtschaft selbstverständlich auch auf die viel-
fältige Struktur der Vorsorgeeinrichtungen - dieser 15000 
weitgehend autonomen Vorsorgeeinrichtungen Rücksicht 
zu nehmen war. Ich bin überzeugt, dass wir mit diesem Gesetz 
das politisch Mögliche tun, Die Arbeitnehmer und die Arbeit-
geber warten auf dieses Gesetz, und unsere Volkswirtschaft 
hat es unbedingt nötig, 
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten, 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en maUere est decidee sans opposition 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Art. 1 
der Kommission 

Abs, 1,2 
zum Beschluss des Nationalrates 

Schoch, Berichterstatter: Wir möchten die Vorlage wenn mög-
lich noch heute unter Dach und Fach bringen; ich werde mich 
in diesem Sinne grundsätzlich nur zu Artikeln äussern, 
bei denen wir irgendeine haben, 
und ich werde es vermeiden, also 
Sachen, die Sie entweder im Amtlichen Bulletin National-
rates oder gar in der Botschaft nachlesen können, 
Bei Artikel 1 haben wir in den Absätzen 1 und 2 nichts 
dert Da schliessen wir uns wie auch beim Ab-
schnittstitel dem Nationalrat an. Beim verzich-
ten wir auf das Wort "Zweck" und "",rar'non 

bereich, Bei den Absätzen 1 und 2 

3 ist aber etwas zu sagen: In Absatz 3 wird zunächst 
dass das Gesetz auf 

nungen anwendbar sein soll. 
rungsräte in unserem Rat ~nnA"n,r()r'nA 
künftige Bundesrichter und "tr;~t"nAr"rlf1",n 

Die Kommission für soziale Sicherheit Gesundheit (SGK) 
ist der Meinung, es müsse verhindert werden, dass wir mit Be-
zug auf Ruhegehaltsordnungs-Regelungen Verhältnisse be-
kommen, wie sie zum Teil in unserem nördlichen Nachbarland 
herrschen, Die SGK ist deshalb der Auffassung. der Bundesrat 
habe in der Vollziehungsverordnung dafür zu sorgen, dass der 
Bezug von Mehrfachrenten ausgeschlossen werde, 
Ich gehe davon aus, dass das auch im Interesse und im Sinne 
unseres Rates ist Andernfalls müssten sich Ratsmitglieder, 
die dieser Auffassung opponieren wollen. jetzt zu Wort 
melden. 
Zum zweiten ist mit Bezug auf Absatz 3 darauf hinzuweisen, 
dass wir die drei Worte «und ähnliche Regelungen» herausge-
strichen haben, Das Gesetz soll auf «ähnliche Regelungen» 
also nicht sinngemäss anwendbar sein, und zwar ist diese 
Streichung erfolgt, weil die Kommission der Meinung ist, die 
Möglichkeiten eines Arbeitgebers, seine Arbeitnehmer auf ar-
beitsvertraglicher Grundlage für Betriebstreue zu belohnen, 
würden zu drastisch eingeschränkt, wenn wir das Gesetz auch 
auf «ähnliche Regelungen» anwenden würden. 
Wir haben in der Eintretensdebatte schon gehört, dass das 
Gesetz die betriebstreuen Arbeitnehmer gegenüber der heuti-
gen Situation eher benaChteiligt Die Kommission ist deshalb 
der Auffassung, dass auf arbeitsvertraglicher Grundlage die 
Betriebstreue auch in Zukunft belohnt werden soll oder dass 
mindestens die Möglichkeit zu dieser Belohnung verbleiben 
soll. Diese Möglichkeit würde eingeschränkt, wenn die «ähnli-
chen Regelungen» auch dem Gesetz unterstellt würden. 
Wir haben das herausgenommen, in der Meinung, damit auf 
arbeitsvertraglicher Grundlage mehr Möglichkeiten offenzu-
lassen, 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
!--'(()fJ()Sltlon de la commission 

ä la rl",~i"iirm 

Schoch, Berichterstatter: Wir haben keine Wir 
schi/essen uns dem Nationalrat und dem Bundesrat an, 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs, 1 
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Abs.4 
Die Hinterlassenen- und Invaliden leistungen können gekürzt 
werden, soweit eine Rückerstattung unterbleibt 

Art. 3 
!-'(()PCISfLion de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AU 
Biffer 

3 
Si J·ancienne institution de a IOI)I!(lanOn 
des prestations pour survivants ou des nr<'<:t,~tir\n" 

a transfere la nrc,<:t"tirln 

cette derniere doit lui etre 

Berufliche Alt,"rQ'/f'I,'<:nrn<> 

welche Freizügigkeitseinrichtung die Austrittsleistung über-
wiesen worden ist 

Art. 4 
PrClDClsit,ion de la commission 
AI. 1 
.... de dans I'annee suit la survenance du cas 
de /ibre passage, sous forme .... 
AI. 2 
.... I'institution de verse la prestation de sortie, y 
rnrnrln" les interets moratoires, EI /'institution 

a I'alinea 2, !'institution 
de libre passage. 

restituee dans la mesure ou la restitution est necessaire POUf !-'(()Pc)sltron Coutau 
accorder le de d'invalidite ou pour survi- AI . 
vants. 
AI. 4 
Les pour survivants ou les prestations d'invalidite 
peuvent etre reduites pour autant qu'il n'y ait pas de restitution. 

Schoch, Berichterstatter: Bei Artikel 3 haben wir Aenderun-
gen vorgenommen, und zwar haben wir Absatz 2 gestrichen 
und dann Absatz 3 neu formuliert und einen Absatz 4 hinzuge-
fügt Im wesentlichen das muss hier festgehalten werden -
sind diese Aenderungen redaktioneller Natur. Absatz 2, wie er 
durch den Bundesrat vorgeschlagen worden ist, macht näm-
lich überhaupt keinen richtigen Sinn. Wir haben deshalb die-
sen Absatz 2 gestrichen und die Regelung in Absatz 3 unter-
gebracht, soweit sie notwendig ist und soweit sie dem Sinn 
des bundesrätlichen Entwurfes entspraCh. 
Eine Bemerkung muss hier zuhanden der Materialien ange-
bracht werden. Wenn Sie Absatz 3 gemäss Antrag der Kom-
mission nachlesen, dann sehen Sie, dass es dort um die Frage 
geht, wieweit eine Austrirtsleistung zurückzuerstatten ist, 
wenn sie noch nicht voll einbezahlt worden ist 
In Absatz 4 regeln wir diesbezüglich, dass in einem solchen 
Fall Hinterlassenen- und Invalidenleistungen gekürzt werden 
können. 
Die Kommission legt Wert darauf, dass zuhanden der Materia-
lien festgehalten wird, dass eine E-contrario-Auslegung von 
Absatz 4 unzulässig wäre; d. h., es darf nicht geschlossen 
werden, dass Altersleistungen nicht ebenfalls gekürzt werden 
könnten. Im Notfall können auch Altersleistungen gekürzt wer-
den, wenn und soweit eine Rückerstattung der Austrittslei-
stung unterbleibt oder unterblieben ist Zunächst sollen aber 
Hinterlassenen- und Invalidenleistungen gekürzt werden; erst 
wenn die Kürzung dieser Leistungen nicht mehr genügt, 
könnte dann zusätzlich die Altersleistung gekürzt werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

zins, 
Abs. 3 (neu) 
Bei der Ausübung der 
fangeinrichtung nur als I:re,i7'·,ni,-,1",itC'oi 

Antrag Coutau 
Abs.2 

.... I'institution de verse, au plus tard deux ans 
la survenance du cas de libre passage, la prestation de 

sortie, y compris les interets moratoires. EI I'institution supple-
tive (art. 60 de la 101 federale du 25 1982 sur la prevoyance 
professionnelle vieillesse, survivants et invalidlte; LPP). Pen-
dant ce delai, I'institution de prevoyance peut transferer la 
prestation de sortie EI une autre institution de /ibre passage. 
Dans ce cas, elle doit communiquer EI I'institution suppletive a 
quelle institution de libre passage elle a transfere la prestation 
desortie. 

M. Coutau: 11 s'aglt ici de regler la situation d'un assure qui, au 
moment de quirter un emploi, n'entre pas automatiquement 
dans une autre institution de prevoyance. En principe, I'alinea 
premier de I'artiele 4 prevoit que cet assure doit notifier EI cette 
institution de prevoyance sous quelle forme admise il entend 
maintenir sa prevoyance. C'est tout a fait clair, personne ne le 
conteste. Mais il peut arriver que cet assure neglige de proce-
der a certe notification, et I'alinea 2 de rartiele 4 prevoit ce qui 
doit se passer a ce moment-la 
Le projet tel qu'iI vous est soumis par la commission prevoit 
une solution imperative. L'institution de prevoyance doit ver-
ser la prestation de sortie, y compris les interets correspon-
dants, a I'institution suppletive. Cette derniere est prevue a 
I'artiele 60 de la loi federale sur la prevoyance professionnelle 
vieillesse, survivants et invalidite, et il s'agit d'une institution 
centrale qui est geree par un pool d'assurances et qui se volt 
confier un certain nombre de taches a titre subsidiaire, d'ou 
son nom d'institution suppletive. On aurait pu dire subsidiaire, 
c'etait presque la meme chose. 
Cette intervention de I'institution suppletive est indispensable, 
car le jour ou I'interesse entend recuperer son avoir legitime, iI 
doit savoir ou s'adresser. Ii se pourrait que I'entreprise ou il tra-
vaillait naguere ait disparu et, avec elle, I'institution de pre-
voyance qui correspondait acette entreprise. 11 pourrait des 
lors perdre la trace de son avoir et, du fait de sa negligence 
passee, iI s'expose a la perte de sa prevoyance, ce qui n'est 
pas admissible. Je conviens donc tout a fait adresse 
unique informer, dans I'ensemble de la du sort 
reserve I'avoiren de 

cette de 
proposition de la 

nnnr,n"'de subsidia-
effet, certe solution 

que "institution de d'ou sort !'interesse, a 
ans pour transferer la preslation de sortie a I'institution 

IJ"''''''VV. mais elle peut, pendant cette periode - el c' es! pre-
de ma -, transferer cette presta-

lion de sortie une de libre passage. Pour assurer 
que I'interesse puisse en tou! retrouver la trace de 
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a son alinea 3: «L'institution ne doit bE'meficier d'au-
cun entrainer des distorsions de la concur-

sion a I'institution de 

de la commission, 
nA"lTInn de mono-

au caractere 
la 

En effet, 

Sous reserve de information a fournir a I'insti-
tution suppletive, il a aucune necessite de lui transferer 
obligatoirement la prestation elle-meme, J'y 
vois une contrainte inutile, et contraire a I'esprit 
de la loi federale sur la prevoyance professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite, qui reserve a I'institution un 
role veritablement subsidiaire. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite a suivre ma propo-
sition. 

Schoch, Berichterstatter: Ich kann zum Antrag Coutau ohne 
weiteres Stellung nehmen, auch wenn er nicht als Minder-
heitsantrag auf der Fahne steht Die Kommission hat diesen 
Antrag genau so, wie er jetzt vorliegt, beraten, und zwar sehr 
einlässlich und sehr ausgiebig. Wir haben dazu sogar noch 
eine separate Sitzung zu Beginn der Session in einer frühen 
Morgenstunde durchgeführt 
Zunächst aber eine kleine Bemerkung zu Artikel 4 Absatz 1. In 
diesem Absatz 1 hat die Kommission neu eine Frist eingeführt 
Artikel 4 regelt die Frage, wie der Vorsorgeschutz erhalten wer-
den soll, wenn der Vorsorgenehmer nicht unmittelbar nach 
dem Austritt aus einer früheren Vorsorgeeinrichtung in eine 
neue eintritt. In einem solchen Fall besteht eine Mitteilungs-
pflicht, und wir haben, ergänzend gegenüber Nationalrat und 
Bundesrat, festgelegt, dass die Mitteilung innerhalb eines Jah-
res nach dem Freizügigkeitsfall zu erfolgen hat - das die Ein-
schiebung in Absatz 1. 
Bei Absatz 2 ist jetzt zu regeln - genau das gab sehr viel zu dis-
kutieren, und damit beschäftigt sich der Antrag von Herrn Cou-
tau -: Was passiert, wenn ein Arbeitnehmer aus einer Vorsor-
geeinrichtung austritt, ohne dass er dieser Vorsorgeeinrich-
tung irgendeine Mitteilung darüber macht, bei weIcherVorsor-
geeinrichtung er in Zukunft versichert sein wird oder wo er wei-
terhin arbeitstätig sein wird, also einfach austritt ohne Meldung 
irgendwelcher Art? Offenbar, und das ist immerhin erstaun-
lich, soll es recht häufig passieren, dass beispielsweise aus-
ländische Arbeitnehmer die Schweiz verlassen und überhaupt 
keine Meldung bei ihrer bisherigen Vorsorgeeinrichtung oder 
bei ihrem bisherigen Arbeitgeber hinterlassen. 
Die Kommission hat nach Diskussion beschlos-
sen, dass in solchen Fällen das 

des 
diese Beträge dann von der 
werden. 
Natürlich fallen dann auch die Zinsen der 
an, und genau wegen dieser Zinsen entsteht hier 
Differenz, denn es ist nicht uninteressant, Kapitalien, zum 
Teil recht beträchtlich sein können oder die mit der Zeit be-
trächtlich sein werden, zu verwalten und die Zinsen zu kas-
sieren. 

müsste. Auch nach der Variante Coutau 
Auffangeinrichtung ein Verzeichnis all 

Da hielt es die Kommission tür 7IA!i'f':i<m", 

die im Rahmen 

sich zusätzliche 
nicht erschienen. 
Es kommt dazu, Freizügigkeitseinrichtungen, die nach 
der Variante Coutau in Zahl entstehen könnten, früher 
oder wieder laufen, weil sie nicht 
mehr administriert sind oder weil Engpässe 
dazu zwingen, dass die Freizügigkeitseinrichtungen liquidiert 
werden; auf diese Art und Weise würden zusätzliche Unsicher-
heiten für denjenigen Vorsorgenehmer entstehen, der seine 
Vorsorgeeinrichtung verlassen hat ohne eine Meldung zu hin-
terlassen. 
Das sind die beiden Ueberlegungen, die für die Kommission 
schliesslich massgebend waren, sich gegen die Variante Cou-
tau zu stellen. 
Zu bemerken ist noch, dass bei der Variante, wie sie die Kom-
mission gewählt hat, ein Absatz 3 in Artikel 4 eingefügt werden 
muss, um sicherzustellen, dass die Auffangeinrichtung in den 
Fällen, die wir jetzt besprochen haben, nur als Freizügigkeits-
einrichtung tätig wird, und nicht als mehr. 

Kündig: Ich unterstütze den Antrag Coutau. Der Antrag Cou-
tau entspricht der heutigen Systematik Das existiert ja heute 
schon. Wenn man im Moment nicht weiss, wo jemand ist, wird 
es heute so gemacht, dass man für ihn eine Freizügigkeitspo-
lice erstellen lässt und ihn nicht in der eigenen Vorsorgeinstitu-
tion behält 
Es ist natürlich ein Irrtum, Herr Schoch, wenn Sie glauben, 
dass die Auffangeinrichtung schlussendlich das Geld nicht 
mehr verzinsen müsse. Auch sie wird das Geld verzinsen müs-
sen, sie wird Kosten haben, und sie wird zu einem administrati-
ven Grossapparat, der weit weg von jeder Sozialinstitution ist 
Wenn wir nun von einem System ausgehen, nach welchem wir 
unterschiedliche Vorsorgeeinrichtungen haben, dann wollen 
wir ja auch, dass, z. B. im Fall der Verschollenheit eines Versi-
cherten, dieses Kapital der Austrittsleistung nicht einer Auf-
fangeinrichtung zukommt, die als staatliche "Geldhortanstalt» 
funktioniert und die gar nicht mehr weiss, was sie mit diesem 
Geld tun soll: Das Geld soll schliesslich zu den Erben oder 

zu-

Ich hätte aber bei beiden noch einen anderen An-
trag den ich nicht schriftlich verfasst habe, der 
aber so ist, dass man ihn auch mündlich erläutern 
kann. Man in beiden Vorschlägen von einem Verzugs-
zins. «Verzugszins» heisst, dass eine Unterlassung dies verur-
sacht hat Sonst handelt es sich um einen normalen Zins, und 
ich hätte etwelche Mühe, wenn ich in einer Abrechnung über 

mit dem Begriff 
die 

mit No-
velle eben Verschiedenes ändern, dass wir mehr Mobilität 
anstreben und dass diese Mobilität für die Zukunft die Regel 
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sein wird. Dann wird es also bedeutend mehr Kassenwechsel 
als bisher. Das bedeutet für die meisten Arbeitnehmer, 

ja kaum über ihre :::;OZlalverSJ(~nEm 
führen, natürlich auch, sie Gewähr 
müssen, ihre Guthaben leicht wiederzufinden. 
Alle sind an sich mit einer zentralen einverstanden, 
auch Herr Coutau selbstverständlich. Kosten der Arbeiten 
sollen im durch den Sicherheitsfonds 

Mich nun aber, es wäre nicht nur 
bestehende diese 

wäre auch gut, wenn sie die h"'tr""rtor)C;~>n 
zentral sammeln würde. 
Die dezentrale hat für die Zukunft auch 
Nachteile. Einmal die Kassen entscheiden, an wen 
dann, nach einer bestimmten Zeit, die Summen weiterleiten 
sollen. Das kann ein recht heikler Entscheid 
des Trends zur riskieren auch 

Zukunft vermehrt 

563 Berufliche 

Frau Meier Josi und Herr Schoch haben ausgeführt, die Frei-
zügigkeitsleistungen könnten 
gendwo bei einer Einrichtung 
ber in Schwierigkeiten 
steht, müssen wir die np'~rOln"rln"'n 
gen sofort aufheben und eine staatlich kontrollierte Zentral-
stelle für schaffen. Die qeaU!SSE~rtE~n 

die t>nr"Y\r"'t'n,:>n"" 

kann ich SChlicht vorstellen. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, dem Antrag Coutau zuzu-
stimmen. Er bringt das, was erforderlich ist, aber er verlangt 
nicht mehr. 

Versiche-

weissjain 
für eine Einrichtung ist Hingegen 
richtung Kenntnis. 
Zur Frist von zwei Jahren, während der ein Zins angerechnet 
werden muss: Der Begriff "Verzugszins» ist nicht diskriminie-
rend, sondern einfach eine Berechnungsgrundlage für eine 
fällige Leistung. Deshalb darf der Begriff auch verwendet wer-
den. Diese Zins regelung schien der Verwaltung zu Recht nicht 
besonders befriedigend. 
Was mich aber am meisten stört deshalb votiere ich jetzt ge-
gen diesen Antrag Coutau -, ist die unterschiedliche Handha-
bung der Verjährung von Ansprüchen. Verjährung muss ja be-
kanntlich nicht zwingend geltend gemacht werden. Mir 
scheint nun, in einer zentralen Einrichtung wäre es leichter 
möglich, hier bei der verspäteten Geltendmachung von Forde-
rungen Nachsicht zu üben. Vor allem aber würden die Gelder 
mit Sicherheit im Interesse der Allgemeinheit verwendet Wir 
könnten das kontrollieren. 
Bei der dezentralen Lösung ist die Gefahr, dass die Beiträge 
einfach in die eigene Kasse von Banken oder Versicherungen 
fliessen, wirklich nicht zu vermeiden. Das wird ja auch zugege-
ben. Es mag ja auch Banken geben, die Gelder für wohltätige 
Zwecke im eigenen Kanton verwenden; das ist möglich, aber 
es ist eben nicht zwingend. Auch deshalb zöge ich eine zen-
trale Regelung vor, bei der wir zudem die Verwendung verjähr-
ter Beträge im Griff hätten. 

Schiesser: Ich habe mich in der Kommission ursprünglich für 
die Lösung ausgesprochen, die jetzt von Herrn Schoch und 
Frau Meier Josi vertreten worden ist Aufgrund einer erneuten 
Prüfung, eines Papiers der Verwaltung und einer Intervention 
von Herrn Coutau habe ich meine Meinung geändert. In der 
zweiten Beratung in der Kommission habe ich den Antrag 
Coutau unterstützt; ich werde ihn auch heute unterstützen. 
Der wesentliche Punkt besteht darin, dass man eine Stelle 
schaffen muss, der sich 

das Anlie-
Es soll zentrale sein, bei der man Auskunft er-
Genau dies bezweckt der Antrag Coutau. Mehr ist nicht 

nötig. Es ist nicht erforderlich, dass diese Gelder auch zentral 
verwaltet werden. Es wenn man sich an einem Ort dar-
über kann, wo entsprechende Freizügigkeits-
leistung ist 
Ich möchte noch auf die in der De-
batte "nrtc.cn.rrv'hc,n 

Zum e:.rlrninietr"t"""n 

verbunden wärel 

Schoch, Berichterstatter: Ich möchte noch kurz zur Bemer-
kung von Herrn Kündig Stellung nehmen, der sagt, dass hier 
zu Unrecht von "Verzugszins» die Rede sei. Wenn in Artikel 4 
Absatz 2 als Begriff erscheint, dann ist das auf 
die Formulierung von Artikel 2 Absätze 2 und 3 zurückzufüh-
ren. Ich bitte Sie, auf der Fahne nachzuschauen; dort wird zu-
nächst in Absatz 1 die Auszahlungspflicht geregelt, dann in 
Absatz 2 die Auszahlungshöhe und in Absatz 3 die Fälligkeit 
In Absatz 3 heisst es: «Die Austrittsleistung wird fällig mit dem 
Austritt aus der Vorsorgeeinrichtung .... " Der Nationalrat hat 
dies dann ergänzt und eingefügt: «Ab diesem Zeitpunkt ist ein 
Verzugszins zu zahlen.» Das ist eine zivilrechtliehe Regelung. 
Effektiv ist es so, dass in zivilrechtlicher Hinsicht mit dem Ein-
tritt der Fälligkeit ein Fixtermin geschaffen werden kann. Herr 
Bundesrat Koller kann mich korrigieren, wenn ich falsch argu-
mentiert habe. 
Wenn gesetzlich ein Fixtermin geschaffen wird, tritt von die-
sem Zeitpunkt an ein Verzug ein, und dann ist der Zins ein Ver-
zugszins. Nun ist es nicht die Meinung, dass dieser Verzugs-
zins dem Zins entsprechen soll, wie er in Artikel 104 OR für nor-
male obligationenrechtliche Verzugsfälle geregelt ist, nämlich 
5 Prozent, sondern der Bundesrat kann im Rahmen der Voll­
zugsgesetzgebung, gestützt auf Artikel 26 Absatz 2 unseres 
Gesetzentwurfes, festlegen, wie hoch dieser Verzugszins sein 
soll. Ich meine, das ist wesentlich. 
Allerdings hätte durchaus in Kauf genommen werden können, 
dass man das Wort "Verzug" wieder gestriChen hätte. Es än-
dert nichts an der Sache, aber wir wollten an der nationalrätli-
chen Fassung nicht mehr herumflicken, als wir es für notwen-
dig hielten. 

Kündig: Nur ein Wort: In Verzug kommt aber nicht derjenige, 
bei dem man das Geld nicht einfordert! 

verstehe, was für ein Gedanke hinter dem Votum von Herrn 
Kündig steht Im Volksgebrauch nimmt man bei Verzugszins 

Normalfall an, bei welchem ein Verzugszins erst bezahlt 
werden muss, wenn eine Schuld fällig ist, wenn man gemahnt 
worden ist und trotzdem nicht bezahlt Aber schon im heute 
geltenden Obligationenrecht gilt das bei sogenannten Fixter-
minen nicht, weil hier keine Mahnung nötig ist 
Nun aber zur sachlichen 
Ihnen, dass das "Schicksalsartikel» 
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Hier haben sich der Bundesrat und Ihre 
Gründen der administrativen I/n,·"ir,b"h 

sung der an die 

Kommission aus 
für die Ueberwei-

entschie-
Vorsor-den. Ich meine auch. Herr Schiesser, es für 

rtoneh,.,.,,,r einfacher ist. wenn es für solche 
stungen nur eine AnlaufsteIle 
Nun es aber zum Schluss auch hier um das liebe Geld 
Das auch dem Bundesrat klar. Die 

übernehmen: Das Mal ha-
im Rahmen der be-

00iinncntlirh auch von 
kann. 

wenn wir das Dann muss der Si-
rhorf'Aiirdf)rvi" dafür aufkommen, und dieser wird auch wie-
der von allen Versicherten 
Das ist die und das waren die Gründe, weshalb die 
Kommission und Bundesrat die Lösung, die Ihnen 
vorgeschlagen wird, dem Antrag Coutau vorgezogen 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - A dop te 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Coutau 
Für den Antrag der Kommission 

17 Stimmen 
12Stimmen 

Präsident: Wir kommen zum Antrag Kündig. Hält Herr Kündig 
daran fest? 

Kündig: Man müsste im vorhergehenden Artikel natürlich die 
entsprechende Aenderung vornehmen. Aber mir scheint das 
begründet zu sein. 

Bundesrat Koller: Ich möchte Sie einfach darauf aufmerksam 
machen, dass Sie damit durchgehend in die Systematik des 
ganzen Gesetzes eingreifen. die wir geschaffen haben. Wir 
müssten also noch viele andere Artikel wieder neu anpassen. 

Huber: Im allgemeinen soll man nicht rechthaberisch sein, 
sondern flexibel und einfühlsam und soll auch denen helfen, 
die trotz einer gründlichen Erklärung nochmals einen gegen-
teiligen Antrag stellen. 
Ich muss sagen, ich bin schon deswegen betroffen, weil der 
Antrag nicht unter Artikel 2 gestellt wurde, wo er hätte gestellt 
werden müssen, wo der Fall des Verzuges im Prinzip ganz ein-
deutig definiert worden ist und wo der Begriff zum ersten Mal 
auftritt 
Ich möchte Sie bitten, nicht unter Artikel 4 eine Korrektur 

ein Rückkommen auf 2 

nicht 
Die hat diesen Fall. wie Herr Schoch das 

hat, sehr einlässlich und diskutiert, und wir 
ben unter dem die mit dem Gesetz 
umgehen müssen aber auch der die hier et-
was zu hat -, so entschieden. 
Ich bitte den Antrag abzulehnen, den Herr Kündig hier 
mündlich formuliert hat. und bei der der Kom-
mission zu bleiben. 

Art. 5 
der Kommission 

Abs.2 
nur der zustimmt. 

Abs.3 
zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 
la I'rtrnfni""ir,n 

AI. 1 

b. s'est etabli a son compte ." 

AI. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

modification ne concerne que le texte 
AI. 3 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Artikel 5 legt fest, in welchen Fällen 
angesparte Vorsorgemittel bar ausbezahlt werden dürfen. Es 
gibt drei Fälle; Sie können das auf der Fahne nachlesen. 
Viel zu reden gab in der Kommission der Fall, der in Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe b geregelt ist, wenn nämlich "eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit aufgenommen» wird. Wen soll dies-
bezüglich welche Nachforschungs- und welche Nachweis-
pflicht treffen? Sie sehen auf der Fahne, dass der Nationalrat 
zusammen mit dem Bundesrat eine etwas lockere Formulie-
rung gewählt hat Die Kommission des Ständerates hat mit der 
Einfügung eines Wortes die Schraube ein bisschen angezo-
gen, indem «nachgewiesenermassen» das ist dieses eine 
Wort eine selbständige Erwerbstätigkeit aufgenommen wor-
den sein muss. Wir sind in der Kommission der Meinung ge-
wesen, dass dieser Nachweis vom ausscheidenden Vorsorge-
nehmer durchaus noch gefordert werden dürfe. 
In Artikel 5 Absatz 2 - um das gleich auch zu erledigen hat 
die Kommission das Wort "andere» vor Ehegatte gestrichen, 
in der Meinung, der Ehegatte sei immer der andere. 

Bundesrat Koller: Ich kann diesem Anliegen zustimmen. 
Selbstverständlich unterstützen wir es, weil es hier darum 
geht, Missbräuche zu bekämpfen. Ich möchte hier zuhanden 
des Amtlichen Bulletins aber festhalten, dass es nach unserer 
Auffassung genügt, wenn sich eine Vorsorgeeinrichtung bei 
der AHV-Ausgleichskasse erkundigt, ob der Vorsorgenehmer 
als Selbständigerwerbender registriert ist. Dann hat die Kasse 
ihre Sorgfaltspflicht erfüllt und kann deshalb der Gefahr, zwei-
mal auszahlen zu müssen, entgehen. 

Kündig: Ich beantrage Ihnen, bei Artikel 5 Absatz 1 Buchsta-
be b dem Nationalrat bzw. dem Bundesrat zuzustimmen. Hier 
hat 

ilnn",,,,,, mr,<::r>rr)'7Q,,,, vorgenommen. Einmal ha-
sie entspricht dem Entwurf des 

Bundesrates und sich bewährt. Und es gibt sehr wenige 
Fälle, bei denen nachweisbar ein Missbrauch festzustellen ist. 
Wenn man nun davon spricht, dass man wieder jun-
gen Leuten eine Chance geben soll, sich selbständig zu ma-
chen, vom Arbeitsmarkt wegzukommen und innovativ zu sein, 
dann darf man so etwas nicht in ein Gesetz hineinschreiben. 
Man darf es auch aus einem anderen Grund nicht: Man in 
der immer davon aus, dass hier Kassen mit 
Tausenden 
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Gehen wir einmal davon aus: Wenn jemand eine Firma 
den will, dann kann er nicht beweisen, dass er die ",,,,,Ih<:t:>r'_ 

bereits hat, bevor er das Geld in 
den hat Er kann es tatsächlich nicht, und er wird das 
Geld nicht in die Hände weil hier noch ein Rechts-

werden kann, 
nicht als der Wenn sich 

selbst Schaden will, dann soll er das tun 
Mensch auch noch selber handeln 

5 Absatz 1 Buchstabe b 
nrL",,,,,tc", bzw, zum Beschluss des Natio-

Schiesser: Zu Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b: Darf ich viel-
leicht noch kurz auf das Umfeld in dem Ihre Kom-
mission diesen Beschluss 
Wir erhielten der 

.nn,,,,,toc des Kantons Sem, in welchem von einem massi-
ven in dieser gesprochen wurdR Der 
Regierungsrat des Kantons Bern sprach von jährlich 500 bis 
1000 missbräuchlich beanspruchten Leistungen, 
In dieser Situation haben wir uns in der Kommission gesagt: 
Wir müssen irgend etwas vorsehen, damit dieser Missbrauch 
etwas eingedämmt werden kann, Unser Antrag, der ja nicht 
sehr weit über das hinausgeht was der Nationalrat bzw, der 
Bundesrat vorgeschlagen hat, wäre ein Schritt in diese Rich-
tung, 
Wer muss die entsprechenden Mittel aufbringen, wenn am 
Schluss wegen solcher Missbräuche Fürsorgefälle entste-
hen? Es ist die Allgemeinheit 
Das war das Umfeld, in dem Ihre Kommission ihren Entscheid 
gefällt hat 

Schoch, Berichterstatter: Noch eine ergänzende Bemerkung 
zu dem, was Herr Schiesser gesagt hat: Der Regierungsrat 
des Kantons Bern hat der Kommission und damit auch dem 
Rat beantragt, in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b eine Ergän-
zung vorzunehmen, die folgenden Wortlaut gehabt hätte: 
"Wenn er», also der Ausscheidende, "b, eine selbständige Er-
werbstätigkeit während mindestens zwölf Monaten ausgeübt 
hat und der obligatorischen beruflichen Vorsorge "" »: die Vor-
stellungen des Regierungsrates des Kantons Bern wären also 
noch viel weiter gegangen als das, was Ihnen die Kommission 
heute vorschlägt 
Aber wesentlich scheint mir eine andere Ueberlegung, und da 
liege ich nicht ganz auf der gleichen Linie wie der Bundesrat: 
Das «nachgewiesenermassen» hat sich nach der Vorstellung 
der Kommission als Pflicht zu verstehen, die den ausscheiden-
den Versicherungsnehmer trifft - und nicht als Pflicht der Vor-
sorgeeinrichtung. Wir gingen davon aus, dass die Nachweis-
pflicht für den Ausscheidenden besteht Daher sind die Ein-
wendungen, die Herr Kündig vorgebracht hat, gegenstands-
los. Aber gegenstandslos wäre auch das, was Herr Bundesrat 
Koller mit Bezug auf die Nachfrage bei der AHV-Ausgleichs-
kasse gesagt hat 

Bundesrat Koller: Nach dem klassischen Zivilrecht, wie wir es 
haben, ist klar: Wer für sich einen Anspruch geltend 

macht, muss ihn beweisen, und insofern macht ja hier der Aus-
tretende, der freiberuflich wird, diesen Anspruch auf Bar-

geltend; insofern ist er sicher beweispflichtig. 
Wenn eine an einen Unberechtigten auszahlt, nimmt sie 
nach allgemeinen Grundsätzen das Risiko auf sich, ein 
zweites Mal zahlen zu müssen, Soviel zum Sachverhalt 
Ich wir sind nicht so weit voneinander ent-

eine redaktionelle lin"""'or't>n,ht:>,,t 

zu kontrollieren. Deshalb hat dann die Kommission wegen der 
geltend gemachten Missbrauchsfälle das Wort «nachgewiese-
nermassen" Wir haben dagegen eine Karenzfrist, 
wie sie der Kanton Bern verlangt hat, eindeutig da 
besteht wieder denn das stünde 
krass im das hinter 
ser Vorschrift 

Frau Meier Josi: In der Kommission 
Erfordernis zum Nachweis dieser 

als 
Das ist weiss Gott 

werden, 

Abs, 1-N 1 

Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Kündig 

Abs, 2, 3-AI, 2, 3 
Angenommen - Adopte 

Art. 6, 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

das 

14 Stimmen 
9 Stimmen 

Schoch, Berichterstatter: Artikel 6 ist in der Kommission aus-
giebig diskutiert worden, und wir haben dazu noch einen zu-
sätzlichen Bericht der Verwaltung eingeholt Ich kann es Ihnen 
also ersparen, zusätzliche Ausführungen dazu anhören zu 
müssen, Wir schlagen einfach Zustimmung zu Bundesrat und 
Nationalrat vor. 
Das gleiche gilt im Prinzip bei Artikel 7, Auch dieser Artikel ist 
ausgiebig diskutiert worden, Dazu ist aber eine Bemerkung 
zuhanden der Materialien zu machen, Artikel 7 regelt die Fälle, 
in denen der Arbeitgeber zugunsten des Vorsorgenehmers 
dessen Eintrittsleistung ganz oder teilweise übernimmt Was 
in solchen Fällen in einem späteren Zeitpunkt passieren soll, 
ist in Artikel 7 geregelt 
Zuhanden der Materialien ist festzuhalten, dass neben der ein-
fachen Uebernahme, die hier in Artikel 7 vorgesehen ist - der 
Uebernahme der Eintrittsleistung durch den Arbeitgeber zu-
gunsten des Vorsorgenehmers -, auch eine zivilrechtliehe Re-
gelung in Frage kommen kann. Wir sind also da sehr flexibel. 
Der Arbeitgeber kann nämlich die Eintrittsleistung einem künf-
tigen Arbeitnehmer auf einer reinen Darlehensvertragsgrund-
lage übergeben. Dann bleibt der Darlehensvertrag die einzige 
anwendbare und massgebliche Rechtsgrundlage, auch wenn 
Artikel 7 eine abweichende Regelung vorsieht 
Artikel 7 ist in diesem Sinne also dispositives Recht, und von 
ihm kann durch vertragliche Abreden zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer abgewichen werden, 

Schmid 
Schoch, dass mit diesem 
rungsrecht des Arbeitgebers geschaffen damit der von 
ihm bezahlte Teil der Einkautssumme nicht in die Beitragsre-
serven fällt? 

Schoch, Berichterstatter: Es geht darum, dass ein Arbeitneh-
mer bzw, Vorsorgenehmer, wenn er in eine Vorsorgeeinrich-

eintritt, eine Eintrittsleistung muss, und diese 
höher als das, was er aus einer früheren Kasse mit-

Den kann er von seinem Ar-
beitgeber auf n",rl",lhp,"c:rtn 
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Schmid Carlo: Wenn der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein 
Darlehen erhält, mit dem der Arbeitgeber einen Teil der Ein-
kaufssumme finanziert, und der Arbeitnehmer die Kasse 
wechselt: Welches Schicksal hat dann dieses Darlehen mit 

auf die Kann ge-
dem Arbeitnehmer die 

oder es trotzdem, wie es in 
nationalrätlicher 

serven? 

Schoch, Berichterstatter: Ich muss die 
ich sie verstehe und wie es meinem \J\lic"",nc,d" 

Artleitqelber ein Darlehen 
in die 

dann das Ar-
beitq,eb,er und Arbeitnehmer die Kasse überhaupt nicht. Das 

zivilrechtlicher Art, eine Frage des Vertra-
den beiden miteinander abschliessen. Das heisst 
dass die Rechte der Kasse und die vermögens rechtliche 

Situation der Vorsorgeeinrichtung in keiner Weise beeinträch-
werden. Aber für den Arbeitnehmer kann in der Tat die Si-

tuation eintreten, dass seine MObilität wegen des Darlehens-
vertrages bis zu einem gewissen Grade eingeschränkt wird. 

Schmid Carlo: Ich glaube, das verstanden zu haben. 

Angenommen -Adopte 

Art 8, 9 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
" .. ein Verzugszins zu zahlen. (Rest des Absatzes streichen) 
Abs.3(neu) 
Die Amortisation und Verzinsung jenes Teils der Eintrittslei-
stung, der durch die Austrittsleistung der früheren Vorsorge-
einrichtung nicht gedeckt ist und der auch nicht sofort bezahlt 
wird, richten sich nach den reglementarischen Bestimmungen 
oder einer Vereinbarung zwischen dem Vorsorgenehmer und 
der Vorsorgeeinrichtung. 

Art. 10 

Erstrats enthalten war. Wir haben redaktionelle Verbesserun-
gen wie wir meinen vorgenommen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 

Titel 
Einsichtsrecht und 
Abs. 1,2 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 11 
p((JiJ()silion de la commission 
fitre 
Drai! de consultation et droit la nn,~+·,t;r,n de sortie 
AI. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Bei Artikel 11 haben wir nur das Mar-
ginale geändert. Anstatt von «Einforderungspflicht» sprechen 
wir von "Einforderung". Sonst sind keine Aenderungen vorge-
nommen worden. 
Wir beantragen Zustimmung zum Beschluss des National-
rates. 

Angenommen - Adopte 

Art. 12 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
.". teilweise beglichen, stehen ihm die reglementarischen Lei-
stungen gleichwohl zu; der noch nicht bezahlte Teil kann je-
doch samt Zinsen von den Leistungen abgezogen werden. 

Art. 12 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
.... ,il atout de me me droit aux prestations reglementaires. Les 
montants qu'il n'a pas encore verses, y compris les interets, 
peuvent cependant etre deduits des prestations. 

Schoch, Berichterstatter: Artikel 12 ist inhaltlich unbestritten 
und vom Nationalrat - so, wie er beschlossen hat übernom-
men worden. Wir haben aber auch hier wieder eine redaktio-
nelle Verbesserung - wie wir meinen vorgenommen. Inhalt-
lich hat sich aber nichts geändert 

Proposition de la commission Angenommen - Adopte 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national Art. 13 
AI. 2 
"" de ce moment-la. reste de 

interets de la de la 
n'est pas couverte par la prestation de sortie de 

I'ancienne institution de et n'est pas immedia- Angenommen -Adopte 
temen! so nt reglementaires 

et I'institution de Art. 14 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 

Abs.3 
Streichen 

Biffer 

zum Beschluss des Nationalrates 
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Schoch, Berichterstatter: Zu Artikel 14 sind einige Ausführun-
gen zu machen, und zwar weil die Kommission die 
Streichung von Absatz 3 was aus der Fahne er-
sichtlich ist 
Absatz 3 ist durch den Nationalrat neu 
betrifft die 
Der Bundesrat 

soll. 
Aus diesen Ueberlegungen heraus einerseits, weil es nicht 
notwendig ist, Regelungen zu treffen, die über die FrEliz(iaj,o-
keitslösung hinausgehen; andererseits, weil Unklarheiten 
der Formulierung gemäss Beschluss des Nationalrates beste-
hen hat die ständerätliche Kommission Absatz 3 einfach wie-
der gestrichen und damit die Systematik gemäss bundesrätli-
chen Vorstellungen wiederhergestellt Die Frage der gesund-
heitlichen Vorbehalte beim Ueberobligatorium wird dann aller-
dings hinten bei der "Aenderung des bisherigen Rechts» 
(Art 27) geregelt, und zwar geht es um Artikel 331c OR. Im 
überobligatorischen Bereich sollen wie bisher gesundheitli-
che Vorbehalte möglich sein. 
Wir haben also die bisher geltende Regelung, das bisher gel-
tende Recht übernommen. 

Angenommen - A dop te 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 16 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
.... Artikel 17 Absatz 2 können bei der .... 

Art. 16 
Proposition de la commission 
AI. 1,3 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 

Schoch, Berichterstatter: Artikel 16 ist sehr aUvH'<Ou 

tiert worden, schon deswegen, weil für den l\lir'htAin,n"'WC'Ihl'An 

der vorliegende Gesetzestext und die Geschichte mit diesen 
Formeln sehr schwer verständlich sind. 
Ich kann mich aber auf die Bemerkung beschränken, dass wir 
uns schliesslich dem Nationalrat haben, und 
möchte es Ihnen Ar<;.nClrpn 

Diskussion oder 
ligtzu 

Art. 17 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

"""tr",,.,,,, samt einem von 4 Prozent pro 
20. höchstens .... 

bis zur der 

Abs.2bis 
zum Beschluss des Nationalrates 

2) 
nur dann von 

werden, 
verzinst werden. 

zum Beschluss des Nationalrates 

aus wirtschaftlichen Gründen ent-
auf die Summe aller im Hinblick auf 

die Altersleistungen von ihm und vom Arbeitgeber 
brachten Zahlungen samt Zinsen. 

Art. 17 
Proposition de /a commission 
AI. 1 
.... majorees de 4 pour cent par annee d'äge suivant la 
20e annee. 
AI. 2 

c. (nouvelle) les droits ades prestations de vieillesse jusqu'a 
I'äge ordinaire de la retraite. 
AI.2bis 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2ter (nouveau) 
Les sommes seNant a la couverture des risques (al. 2) et des 
mesures particulieres (al. 2bis) ne peuvent etre deduites des 
cotisations de I'assure que si I'institution de prevoyance verse 
des interets pour ces dernieres. 
AI. 3 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Onken 
AI. 1bis (nouveau) 
Si I'assure est congedie pour des motifs economiques, iI a 
droit a la somme des paiements. y compris les interets, effec-
tues par lui-meme et par I'employeur en vue des prestat/ons 
de vieillesse . 

Schoch, Berichterstatter: Ich möchte, abgesehen von dem, 
was zum Antrag Onken zu sagen ist, einige generelle Ausfüh-
rungen zu Artikel 17 machen. Artikel 17 regelt, was eine Vor-

dem bei seinem Austritt 
1 

mer mitnehmen darf und die die IIn,'"nrn<,,,,i,,r,,'hti 

richten hat. Im mit diesem Artikel 1 haben 
nicht nur sondern geradezu homerische Diskus-
sionen stclttc!eflJI 
Herr Bundesrat Koller ist in seinem Eintretensvotum bereits 
darauf Ich kann mich deshalb darauf beschrän-

Der Bundesrat 
die Zah-

Jahr 
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Die Kommission Ihres Rates wieder vor, auf die 
bundesrätliche zurückzukommen und in Artikel 17 ei-
nen festzulegen, 
Der 

seine 
des bundesrätlichen \{","er'hl,,,,,, • ., 

rlo,,,'itlif'h,,,,n Kommission 
f1AI'Arhn,"t wird, wenn er nach der national rätlichen 

ausbezahlt würde, würden die 
ehen Arbeitnehmer - also vor die 20-,25-,30- auch 
die - deutlich schlechterfahren, wenn nach der Va-
riante entschieden würde, 
Die Variante Nationalrat belohnt also in diesem Sinne die Be-
triebstreue auch bei Arbeitnehmern mehr als die 
Variante Bundesrat. fördert die MObilität 
weniger als die Variante Bundesrat. Mobilität ist ja be-
kanntlich - gerade im Zeichen der wirtschaftlichen Ankurbe-
lung, von der wir immer wieder hören und sprechen - heute 
gefordert, auch von seiten der Arbeitnehmer. Die Kommission 
hat sich deshalb schliesslich für die Variante Bundesrat ent-
schieden, in der Meinung das zitiere ich jetzt aus dem Kom-
missionsprotokoll damit "eine mittlere helvetische Unzufrie-
denheit" zu schaffen, 
Der Antrag Onken bewegt sich demgegenüber auf einer ganz 
anderen Ebene, Darum schlage ich Ihnen vor, uns zunächst 
über die Frage, ob 4 Prozent ab 20 Jahren oder 5 Prozent ab 
25 Jahren, zu unterhalten und sie zu bereinigen, um nachher 
zum Antrag Onken Stellung zu nehmen, sofern Herr Onken 
mit diesem Vorgehen einverstanden ist 

PräSident: Wir würden bei der Beratung so vorgehen, dass wir 
bei Artikel 17 die einzelnen Absätze getrennt beraten, 

Abs, 1-AI, 1 

Kündig: Ich beantrage Ihnen Zustimmung zum Nationalrat 
Ich sehe nicht ein, weshalb man hier unter dem Begriff der So-
zialpolitik etwas einführen will, das nicht notwendig, nicht sinn-
voll ist und auch nicht dem System entspricht Wir haben eine 
Pflicht im BVG, Altersgutschriften ab dem 25, Altersjahr - und 
nicht ab dem 20, Altersjahr vorzunehmen, Wir haben die 
volle Freizügigkeit bis zum dreifachen Koordinationslohn, und 
wir haben jederzeit sämtliche Arbeitnehmerbeiträge, wenn be-
reits früher Sparkapitalien auflaufen, 
Wenn man nun auf das 20, Lebensjahr heruntergeht, führt das 
dazu, dass der 25jährige nach dem ersten Jahr, wenn er aus-
scheidet, neben etwa 25 Prozent der freiwilligen überobli-
gatorischen Versicherung ab einer Höhe von ungefähr 
65 000 Franken noch Arbeitgeberbeiträge mitnimmt. Hier 
übertreiben wir masslos! Das hat mit Flexibilität, das hat mit Ar-
beitslosigkeit und ähnlichem nichts zu 

Bundesrat Koller: Ich möchte Ihnen ArY1nt,phl'" 
rat und Ihrer Kommission zuzustimmen, 
Es geht hier nicht um ein 
es geht um das der 
erreichen wir die 
erst ab Alter 45, Alle 

dem Bundes-

naewles:en wenn sie sich weiterbilden und 
pr"/Plt,prn sollen, 

Es nach keinen Grund, mit der Fassung 
des die noch einmal schlechter zu be-
handeln, als der Bundesrat dies hat Sie sind oh-
nehin schon als die Stellenwechsler ab 
45 Jahren. 

Schach, Berichterstatter: Mich sticht einfach die >{eme'rln 

von Herrn es hier um ein vermeintlich "'V'""'''VVIl-
tisches Darum es nicht. ef'\!,n,>rn 

was die Kommission Ihres Rates hier hat, ent-
der Wirtschaft, Wirtschaft, die un-

nri'",c'cm,," Mobilität der und ge-
Arbeitnehmer. ruft und die zu Recht nach 

ruft! 
Bundesrat und Kommission des Stän-

derates kommen wir diesem der Mobilität ",nt",c,,..,c,,,, 

und mit der Nationalrat strafen 
lichen Arbeitnehmer, oder aber wir verhindern ihre 
verhindern, dass sie Stelle wechseln, dass sie einen neuen 

suchen und finden, Wir machen sie immobil, und 
das, was die Wirtschaft nicht will! 

Wenn einen zur Vitalisierung der WirtSChaft leisten 
wollen, müssen wir uns mit dem Bundesrat und der Kommis-
sion unseres Rates für die Variante 4 Prozent ab 20 Jahren ent-
scheiden, Das sind dann mit 25 Jahren, Herr Kündig, erst 
20 Prozent, und nicht 25 Prozent, wie Sie vorhin gesagt 
haben, 

Kündig: Ich sprach von einem Jahr Beitragszahlungen, 
Vergessen Sie nicht, dass das Geld, das Sie hier den Vorsor-
genehmern mit auf den Weg geben, für die Rentenleistung 
und den Teuerungsausgleich nicht mehr vorhanden ist! 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Fürden Antrag Kündig 

Abs, 1 bis - AI, 1 bis 

12Stimmen 
8 Stimmen 

Onken: Ich greife hier einen Antrag wieder auf, der in der Kom-
mission kurz erörtert worden ist, den ich aber dann zurückge-
zogen habe: Einerseits, weil mir in einem anderen Punkt, über 
den wir jetzt gerade diskutiert haben, in Absatz 1, entgegenge-
kommen worden war, zum anderen, weil mir die Ausgangs-
lage nicht sehr verheissungsvoll schien, 
Ich denke zwar, dass die Ausgangslage auch im Plenum nicht 
sehr viel besser ist, schon gar, wenn ich berücksichtige, dass 
selbst Absatz 1, den wir in der Kommission mit grosser Mehr-
heit beschlossen hatten, hier nochmals so umstritten gewe-
sen ist Trotzdem möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf das Pro-
blem lenken, das sich hier stellt Ich habe die Zuversicht, ich 
habe die Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass ich Sie viel-
leicht für ein Zeichen gewinnen kann, Denn die Problematik, 
die zur Diskussion steht, verschärft sich täglich mit zunehmen-
der der Zustand wird immer unhaltbarer. 
Es geht um die aus wirtschaftlichen Gründen 
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ist Es verbleiben also 
sind, Rechnet man 

VOI'sorq€ieXloerten tun, für jeden solchen 
mit einem Mutations-

von rund Franken, so kommt man auf den hor-
von 570 Millionen Franken in einem Jahr, der 

Art und Weise als 

keit zu Sie sollen wie es im Antrag 
heisst, auf die Summe aller von selbst und vom Arbeit-
nehmer samt Zinsen, Sie sollen 
also können, was anderen, die im Betrieb ver-
bleiben, ebenfalls weiterhin haben. Es wird diesen nichts weg-
genommen, es werden nur die Arbeitslosen den Verbleiben-
den gleichgestellt 
Ich glaube, das ist in hohem Masse gerechtfertigt Man kann ja 
diesen Arbeitslosen keine Betriebsuntreue vorwerfen, keine 
Mutwilligkeit: sie verlassen ihre Stelle nicht freiwillig, sondern 
tun dies gezwungenermassen, und darum dürfen sie, müssen 
sie sogar anders behandelt werden als die anderen, Sie wer-
den, das ist richtig, gegenüber jenen, die aus freien Stücken 
die Stelle wechseln, bessergestellt Im Grunde genommen 
würden wir ja gerne allen die volle Freizügigkeit gewähren; wir 
können das aber aufgrund der besonderen Konstellation un-
seres Systems nicht tun; darüber ist heute lange und viel ge-
sprochen worden, Aber wenigstens den Arbeitslosen diese 
volle Freizügigkeit zu gewähren, das, meine ich, sollten wir un-
bedingt ermöglichen, 
Die Lehre fordert es eigentlich schon gestützt auf die heutige 
Rechtsgrundlage, Es gibt einen Kommentar von Professor 
Riemer dazu, der die gesetzlichen Bestimmungen in dieser 
Weise auslegt Auch in den Sozial plänen ist es so, dass den 
Arbeitnehmern heute schon die volle Freizügigkeit gewährt 
wird, selbst in Einzelfällen bei Entlassungen, aber leider eben 
nicht durchgängig, wie es jetzt mein Antrag verlangt 
Eine Verankerung im Gesetz wäre also nicht etwas völlig 
Neues, kein völliger Einbruch ins System, sondern die neue 
Bestimmung würde lediglich durchgehend und für alle fest-
schreiben, was in der Praxis und unter den Sozialpartnern viel-
fach schon praktiziert wird, Die Bestimmungen über die Infor-
mationspflicht und über die Auffangvorrichtung vermögen da 
keine Abhilfe zu schaffen, Auch Artikel 23, auf den ich mögli-
cherweise werde, mit seiner Regelung bei leilli-

die einzeln 
erleiden? 

keine befriedigende Lösung, denn seine 
ho'~('t1r~nl<! sie ist auf die eines er-

Was ist aber mit all 

Es ist meines Erachtens eine faire, eine sozial Lö-
sung, die wir hier verankern, und zwar an dieser und in 
diesem Gesetz. und nicht im BVG und auch nicht im Arbeitslo-

Dort hat man es schon 
mehrfach und ist immer wieder Ich 
möchte die Arbeitslosen nicht erneut auf die 

Schoch, Berichterstatter: Es ist dass der Antrag 
Onken nicht werden kann, und zwar aus drei 
wesentlichen 
1, Wenn diesem 

nr()hl,Arr,p auch werden, wenn es um die 
Frage geht, ein Arbeitnehmer tatsächlich Arbeitslosenun-
terstützung zugute hat oder niCht Aber wir müssen diese oh-
nehin schon vorhandenen Abgrenzungsprobleme nicht noch 
in den Bereich der beruflichen Vorsorge hineinziehen und sie 
damit in ihrer noch wesentlich schwerwiegen-
der ausgestalten, als sie es eben so oder so schon sind. 
3, Der Antrag ist systemfremd, weil er im Rahmen der berufli-
chen Vorsorge Arbeitslosenunterstützung, Sozialmassnah-
men, fürdie Arbeitslosen regeln will. Und das gehört nicht in die-
ses Gesetz, Das muss an einer anderen Stelle geregeltwerden, 
Schliesslich noch eine vierte Ueberlegung: Herr Onken hat 
von generellen politischen Erwägungen gesprochen, Auf eine 
wesentliche Frage versicherungstechnischer Natur ist er dem-
gegenüber gar nicht eingetreten, nämlich auf die Frage, wie 
denn z. B, eine Leistungsprimatkasse mit kollektiver Finanzie-
rung derartige AustrittSleistungen finanzieren müsste, Wie 
wollte man die Finanzierung regeln? Das ist in der technischen 
Abwicklung von vornherein praktisch unlösbar. 
Aus all diesen Gründen darf dem Antrag Onken niemals zuge-
stimmt werden, 

Bundesrat Koller: Auch ich empfehle Ihnen, diesen Antrag 
Onken abzulehnen, Wie ich schon in meinem Eintretensrefe-
rat angedeutet habe, gibt es dafür mehrere Gründe: 
1, Wenn Sie mit den Mutationsgewinnen argumentieren, 
stimmt das zwar für das jetzt geltende Recht, aber nicht mehr 
für dieses Gesetz. Im Rahmen des neuen Gesetzes werden 
die Kassen keine Mutationsgewinne mehr machen, Insofern 
fehlt das Fundament für Ihre zusätzliche Forderung, 
2, Dann muss ich Sie auch darauf aufmerksam machen, dass 
es im konkreten Fall sehr schwierig festzustellen wäre, ob eine 
Entlassung aus wirtschaftlichem oder anderem Grund erfolgt 
ist Das wäre nur ein grosses Streitpotential, weil es letztlich in 
vielen Fällen gar nicht eindeutig festzustellen ist 
3. Aber der entscheidende Grund ist derjenige, den ich Ihnen 
schon im Eintretensreferat genannt habe: Auch gegenüber Ar-
beitslosen können die Kassen nicht mehr Geld ausrichten, als 
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Präsident: Bevor wir abstimmen, bitte ich die Stimmenzähler, 
die Anzahl der anwesenden festzustellen, Ich 
mache Sie auf Artikel 87 der aufmerksam, 
wonach die absolute Mehrheit der anwesend 
sein muss, damit verhandeln können, 
Ich stelle fest, dass 24 anwesend sind, Das ist 
genau die absolute Mehrheit 

Vote 
Onken 

Abs. 2ter - AI. 2ter 

4 Stimmen 
18 Stimmen 

Kündig: Die Kommission hier einen neuen Ab-
satz 2ter Erstens ist dieser Absatz nach meinem 
Dafürhalten ungenau. zweitens nicht notwendig und drittens 
falsch. 
Ungenau ist er deshalb, weil er von KOlTr~.nc,n 
ist nicht ganz genau ersichtlich, welche man meint: 
ob es die Risikoleistungen oder Sondermassnahmen sind. 
Wenn letzteres nicht der Fall ist, müsste man das anders um-
schreiben. 
Zweitens ist er nicht notwendig, weil er nicht Rücksicht darauf 
nimmt, dass wir im Obligatorium bereits ab dem 18. Altersjahr 
für den Schutz bei Invalidität und für Hinterlassene Beiträge 
zahlen, also keine Sparanteile obligatorisch zahlen. Damit 
müssen wir auch diese Beiträge verzinsen, und diese Beiträge 
müssen letztlich dann auch bei der Freizügigkeitsleistung vor-
handen sein. 
Drittens ist Absatz 2ter falsch. Er ist deshalb falsch, weil in kei-
ner der Vorsorgeeinrichtungen, die vom Leistungsprimat aus-
gehen, Zinsen auf den Beiträgen gerechnet werden. Hier ha-
ben wir ein ganz anderes System. Wir legen die Leistungen 
fest und versuchen, diese Leistungen aus dem zentralen Pool 
zu finanzieren, aber wir verzinsen nicht individuelle Beiträge. 
Deshalb beantrage ich Ihnen, diesen Absatz ersatzlos zu strei-
chen. Er führt zu Verwirrungen, und er wird am Schluss nicht 
handhab bar sein. 

Präsident: Darf ich zum Gang der Verhandlungen festhalten, 
dass Anträge dann schriftlich einzureichen sind, wenn sie eine 
Aenderung des Wortlautes bedingen? Das ist hier nicht der 
Fall. Der Streichungsantrag kann also mündlich gestellt 
werden. 

Schoch, Berichterstatter: Der Nationalrat hat in diesem Arti-
kel 17 eine Lösung getroffen, die es ermöglichen würde, einen 
Risikobeitrag vom angesparten Vorsorgekapital des Vorsor-
genehmers abzuziehen, ohne dass auf diesen Beiträgen ein 
Zins bezahlt wird. Man könnte also einen Risikobeitrag effektiv 
zu Lasten des angesparten Kapitals in und 
eine Verzinsung müsste dem nicht Da-
durch würde der Art und Weise 
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und der Sinn dieses 
Kelts~les;et;ms sein. 

r.~~h~lh 2ter in Artikel 17 AlnnA'<rl",t'An worden. 

Bundesrat Koller: Sinn und Zweck dieses neu Alr",,,,,,<rlh,,/-,o_ 
nen Absatzes 2ter sich aus dem zu Arti-
kel 17. In Artikel 17 ja der "lVIlnClesthE!tran Austritt aus 

Mit diesem Absatz 2ter 
nach wirklich mit gu-
vermeiden: dass auf 

liSll<obeltratge prrlnh,An werden und trotzdem 
Kommission hat im Sinne des 

Arbeitnehmers entschieden. Ent-
oder kein Zins. dann aber auch 

auch die 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Kündig 

Abs. 3-AI. 3 
Angenommen - Adopte 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer ci la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 
Antrag der Kommission 

15 Stimmen 
5 Stimmen 

Vorsorgeeinrichtungen von öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften, die mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde vom 
Grundsatz der Bilanzierung in geschlossener Kasse abwei-
chen, dürfen bei der Berechnung von Austrittsleistungen versi-
cherungstechnische Fehlbeträge nicht berücksichtigen. An-
dere Vorsorgeeinrichtungen dürfen versicherungstechnische 
Fehlbeträge nur bei Teil- oder bei Gesamtliquidation abziehen 
(Art. 23 Abs. 3). 

Art. 19 
Proposition de la commission 
Les institutions de prevoyance des collectivites de droit public, 
qui s'ecartent, avec le consentement de I'autorite de surveil-
lance, du principe de retablissement du bilan en caisse fer-
mee, ne sont pas autorisees ci prendre en compte le decouvert 
technique dans le calcul des prestations de sortie. Les autres 
institutions de prevoyance ne peuvent deduire les montants 
manquants que lors d'une liquidation, partielle ou totale 
(art 23 al. 3). 

19 
hC>'~f'rl(!"'''vt sich Aen-

bleibt es bei dem. was der Na-
tionalrat beschlossen hat 

Angenommen 

Art. 20-22 
der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 23 

la commission 
rlb,,,i<,,;r.n du 

Bei einer Teil- oder der 
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besteht neben dem 
oder ein 

Die Aufsichtsbehörde .... 
Abs.2 

Art. 26 
t"rc)pC}SniOn de la commission 
AU 
Adherer a la decision du Conseil national 

der AI. 2 
n"""A/cmo zu bewerten. 

Abs.3 
die sich an den Grundsatz der Bilan-

rtoCf'I~If)"'''':>nl~F Kasse halten müssen, dürfen 
abziehen, so-

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 23 
t"rC){)C)SI110n de la commission 
AI. 1 
Encas 
tution de 
Iibres 
survei/lance 
AI. 2 

ou de liquidation totale de I'insti-
un droit individuel ou col/ectif aux fonds 

au drolt a la de sortie. L'autorite de 

Les fonds libres doivent, comme les autres elements de la for-
tune. etre evalues en fonction de leur valeur de revente. 
AI. 3 
Les institutions de prevoyance qui doivent respecter le prin-
eipe de I'etablissement du bilan en caisse fermee peuvent de-
duire proportionnellement les decouverts techniques, pour 
autant que cela ne contribue pas a reduire I'avoir vieHlesse 
(art. 18). 
AI. 4 
Adherer a la deeision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Was bei Artikel 23 neu formuliert 
worden ist, beschränkt sich auf redaktionelle Aenderungen 
und Anpassungen. Materiell ist nichts von Belang geändert 
worden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schoch, Berichterstatter: In Artikel 24 wird Ihnen durch die 
Kommission beantragt, wieder auf den Entwurf des Bundesra-
tes zurückzugehen. 
Es geht um eine reine Ermessensfrage. Der Bundesrat schlägt 
vor, dass die Vorsorgeeinrichtung dem Vorsorgenehmer die 
reglementarische Austrittsleistung jährlich mitzuteilen hat Der 
Nationalrat hat demgegenüber beschlossen, die Vorsorgeein-

habe diese Mitteilung dem Vorsorgenehmer auf 
mindestens aber alle drei Jahre zu machen. 

LI n,,",CHV""'''''''''' - Adopte 

Art. 25 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
t"(()P()slflonde la commission 

a la deeision du Conseil national 

"" Zinssatz von höchstens einem Prozent Bei, ' 

d'un pour cent au 

SChoch, Berichterstatter: Bei Artikel 26 stellt sich in Absatz 2 
die des Zinssatzes, Es handelt sich hier um den tech-
nischen Zinssatz. Er ist für die Höhe der ent-

und muss dort berechnet 
werden. 
Sie sehen auf der Fahne, dass der Nationalrat beschlossen 
hat bei diesem Zinssatz müsse es sich um einen Zinsrahmen 
handeln und der Zinssatz müsse mindestens 1 Prozent betra-
gen. hat die Kommission Ihres Rates be-
schlossen, der Zinsrahmen höchstens 1 Prozent ausma-
chen darf. Die Kommission Ihres Rates und - im Hinblick auf 
die heutige Beratung von Artikel 26 auch der Referent der 
Kommission haben sich mit der Frage dieses Zinsrahmens 
eingehend auseinandergesetzt An sich ergibt sich aus den 
Protokollen der nationalrätlichen Kommission und des Natio-
nalrates, dass man das Problem dort durchaus erkannt hat. 
Bei der Lektüre der Protokolle wird aber effektiv nicht klar, was 
bei der Festsetzung eines Zinsrahmens von «mindestens 
1 Prozent" die Meinung war. 
Ich persönlich bin zur Auffassung gelangt, dass das, was im 
Nationalrat beschlossen wurde, eher ein Betriebsunfall war 
und dass es richtigerweise heissen muss "höchstens 1 Pro-
zent». 
Effektiv ist davon auszugehen, dass die Schwierigkeiten bei 
der Freizügigkeit um so grösser werden, je unterschiedlicher 
der Zinssatz ist Weil wir unsere Bemühungen darauf ausge-
legt haben, die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der 
Handhabung der Freizügigkeit im Gesetz möglichst gering zu 
halten, de facto möglichst grosse Freizügigkeit zu schaffen, 
kann unser Bestreben nur dahin gehen, den technischen Zins-
satz so zu gestalten, dass der Zinsrahmen höchstens 1 Pro-
zent beträgt Darüber hinaus meint die Kommission, dass 
langfristig ohnehin ein einheitlicher technischer Zinssatz an-
gestrebt werden müsste. Wir sind im Prinzip davon ausgegan-
gen, dass das zwar jetzt in den Schlussbestimmungen, aber 
nicht in den Uebergangsbestimmungen steht, dass aber mit-
telfristig einmal ein einheitlicher technischer Zinssatz be-
schlossen werden müsste. 
Für diese Uebergangsphase schlägt Ihnen aber die Kommis-
sion vor, höchstens 1 Prozent zu nehmen und nicht etwa so, 
wie der Nationalrat das beschlossen hat, mindestens 1 Pro-
zent, weil das gegenüber dem, was wir anstreben, gegenläu-
fig ist. 

Frau Weber Monika: Vielleicht muss noch gesagt werden, 
dass die Spannweite von 1 Prozent Differenz unglaubliche 
Auswirkungen in bezug auf den Barwert hat Man hat ausge-
rechnet, dass die Barwerte bei einer Spannweite von 1 Pro-
zent Differenz bis zu 10 Prozent differieren können. Deshalb 

des Nationalrates war, dass man dort "mindestens" 
schlossen hat 

Bundesrat Koller: Wir haben seinerzeit einen einheitlichen 
Zinssatz Wir haben der \/OFh~.nr'" 
dann aber gesehen, dass das heute noch nicht realisierbar 
Wir sind daher damit einverstanden, dass jetzt dieser Zinsrah-
men von 1 Prozent gilt Das werden wir in der Verordnung am 

auch Aber das Ziel ist ein ein-

Art. 27 Abs. 1 

Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Petitions 

Art. 331c Randtitel 
IV. Gesundheitliche Vorbehalte 
Art. 331c Wortlaut 

572 

Art. 28 

E 17 1993 

der Kommission 

durfen für die Risiken Tod und Invalidi-
zum Beschluss des Nationalrates 

la commission 
nt>"mrr,,,,n Gründen machen. 

. 362 Abs. 1 
zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 al. 1 
commission 

1,3, 4; 331a, 331b 
rl6.r';c-;r." du Conseil national 

IV Reserves pour raisons de sante 
Art. 331c texte 
Les institutions de des reserves 
raisons de sante en avec les risques de et 
de la mort La duree de ces reserves est de cinq ans au plus. 
Art. 342 al. 1 let. a 

Art. 361 al. 1. 362 al. 1 
Adherer cl la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Artikel 331 c OR habe ich bereits be-
handelt, als es um die gesundheitlichen Vorbehalte ging. 
Die Aenderung in Artikel 342 ist ebenfalls eine Konsequenz 
aus dem Beschluss in bezug auf die gesundheitlichen Vorbe-
halte. 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Art. 5 Abs. 2; 10 Abs. 3; 15 Abs. 1 Bst. b; 27-30; 56 Abs. 1 Bst. 
C, d; 59; 60 Abs. 2 Bst. e; 72 Abs. 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Art. 60 Abs. 5 (neu) 
Die Auffangeinrichtung ist für ihre Tätigkeit gemäss Artikel 4 
Absatz 2 Freizugigkeitsgesetz eine Freizügigkeitseinrichtung. 
Sie führt darüber eine besondere Rechnung. 

Art. 27 al. 2 
Proposition de la commission 
Art. 5 a/. 2; 10 a/. 3; 15 a/. 1 let. b; 27-30; 56 al. 1 let. C, d; 59; 60 
al. 2 let. e; 72 al. 3 
Adherer cl la decision du Conseil national 
Art. 60 al. 5 (nouveau) 
L'institution suppletive est une institution de Hbre passage en 
relation avec son activite prevue cl J'article 4 alinea 2. Elle tient 
une comptabilite distincte concernant cette activite. 

Schoch, Berichterstatter: Bei Artikel 56 BVG wäre höchstens 
noch zu dass das, was in Buchstabe d steht, eigent-
lich eine ist Das ist mir aber auch erst bei 

Jtn"t~llpn Aber man kann da 

einnehmen. 
Was in Artikel 60 Absatz 5 steht. ist bereits behandelt 
worden. Das habe ich erörtert im mit Artikel 4 
Absatz 2. 

Art. 27bis 

Angenommen 

cl la decision du Conseil national 

Frau Weber Monika: Herr Bundesrat, darf ich Sie noch 
Wann Sie das Gesetz in Kraft treten zu lassen? 

Frau Weber Monika: Es wäre sehr ervifünscht. dass es sehr 
schnell in Kraft treten 

nn,C>n/V,.,rt'lC"., - Adopte 

Gesamtabstimmung Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

19 Stimmen 
1 Stimme 
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Achte Sitzung - Huitieme seance 

Mittwoch,29. September 1993, Nachmittag 
Mercredi 29 septembre 1993, apres-midi 

14.30h 

Vorsitz Presidence: Herr Schmidhalter 

92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Differenzen - Divergences 

Siehe Jahrgang 1992, Seite 2451 - Voir annee 1992, page 2451 
Beschluss des Ständerates vom 17. Juni 1993 
Decision du Conseil des Etats du 17 juin 1993 

Deiss, Berichterstatter: Im Dezember 1992 hat unser Rat als 
erster über diese Gesetzesvorlage betreffend die Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge beraten und ist dabei zu einem tragbaren Konsens ge-
langt Im Juni dieses Jahres ist uns der Ständerat weitgehend 
gefolgt. Trotzdem bleiben noch einige Differenzen offen, wo-
von wenigstens zwei in grundsätzlichen Fragen. Die Kommis-
sion für soziale Sicherheit und Gesundheit hat am 6. Septem-
ber getagt und schlägt Ihnen nun vor, in etlichen Punkten dem 
Ständerat zu folgen. Es sind deren acht. Bei sieben Artikeln 
wird sie Ihnen jedoch nahelegen, eine Differenz beizubehal-
ten. Die Kommission ist sich auch diesmal bei ihren Anträgen 
weitgehend einig. Trotzdem sind weiterhin vier Minderheitsan-
träge zu melden. 
Es sei eingangs daran erinnert, dass die Zielsetzung dieser Vor-
lage eine massive Verbesserung der Freizügigkeitsordnung 
insbesondere im überobligatorischen Teil der beruflichen Vor-
sorge ist. Die Schwierigkeit der Aufgabe liegt darin, eine mög-
lichst kassenübergreifende Lösung zu finden und den Kassen 
trotzdem genügend Autonomie zur Ueberbrückung des Ueber-
gangs zu gewähren. Der nun angestrebte 
miss würde deshalb mehr ertra-

von Kommission \!()rn,'"r'hl'Ulc>ne'n Ann,,,,,,,, 
haben ein gutes Stück Iff"lr::>r,h"inr,on In",h"",.."nrl""C> 

den Eckwerten nA"rrl"t~n 

worden und nur einem Punkt eine \Aflf'ht,ne> 

Differenz zum Ständerat zu verzeichnen. 
In der Tat möchte Ihnen die Kommissionsmehrheit beliebt ma-
chen, in Artikel 17 Absatz 1 dem Ständerat zu folgen: nämlich 
statt 5 ab dem Alter 25 bis zum 45, AltI',,,;,,hr 

zu verschieben, und hoffen. der Ständerat werde hier 
aber vorerst werden wir in beiden Fällen auch 

nrlQrf-'Q;+<,,,,~tr;'A'" zu behandeln haben, 
Wir werden in der Diskussion auf die Artikel. bei welchen Ihnen 
die Kommission zum Ständerat nicht 

zurückkommen, wenn dies nicht wenn 
anderen bestehen, wir davon aus, dass 

Sie in diesen Artikeln wollen. Es han-
delt sich um Artikel 1 Absatz 3. Artikel 3 2 und 3, Arti-
kel10 Absätze 2 und 3, Artikel 11 diese sind 
lauiPt~;ächlic;h redaktioneller Natur Artikel 12 2. Arti-
kel14 Absatz 3. Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 19 sowie die in 
Artikel 27 Artikel 331c und Artikel 342 Ab-
satz 1 Litera a OA. Das zur 
Wir werden die anderen, nicht erwähnten Artikel in der Detail-
beratung erörtern. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: Le Conseil des Etats a 
suivi la majorite des decisions de notre conseil. 11 a falt de sur-
crolt un travail de toilettage juridique approfondi du projet de 
loi tel qu'il etait ressorti des travaux du Conseil national. 
Nous nous sommes rallies a de nombreuses decisions du 
Conseil des Etats, mais 11 subsiste neanmoins un certain nom-
bre de divergences. Nous avons suivi en commission les deci-
sions du Conseil des Etats sur les points suivants: article pre-
mier alinea 3; article 3, ou nous avons simplement precise 
dans I'alinea 4 la pensee du Conseil des Etats et exprime que 
les prestations pour survivants ou d'invalidite qui so nt concer-
nees dans cet alinea sont celles de I'ancienne institution de 
prevoyance; article 10 alineas 2 et 3; article 11 en ce qui 
concerne le titre; article 12 alinea 2; article 14 alinea 3. ce qui 
entraine une modification egalement de I'article 27; article 16 
alinea 2 et article 19. 
Quant aux divergences qui subsistent, j'y reviendrai dans la 
discussion de detail. 

Art. 1 Abs.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 1 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 Abs. 2-4 
Antrag der Kommission 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs, 4 
Die Hinterlassenen- und Invaliden leistungen der alten Vorsor-
geeinrichtung können 

Art. 3 al. 2-4 
/-'((){)()SlllOn de la commission 
AI. 2,3 

AI. 4 
les prestations d'invalidite de I'ancienne institution de 

voyance peuvent etre .... 

Deiss, Berichterstatter: Ich werde dort, wo die Kommission 
nicht dem Ständerat folgt, kurz die 
Bei Artikel 3 Absatz 2 handelt es sich um die 
der Ständerat machte, denn den 

Artikel 27 Absatz 3 BVG die Pflicht 
In Absatz 3 und Absatz 4 
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Art. 4 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Festhalten 
Abs.3 

Art. 4 
IJrtv}()<:f1lnn de Ja commission 
AI. 1,2 
Maintenir 
AI. 3 

für die 

en d'institution de libre 
des comptes de libre passage. 

Deiss, Berichterstatter: Bei den Absätzen 1 und 2 von Artikel 4 
beantragt Ihnen die Kommission, am ursprünglichen Be-
schluss des Nationalrates festzuhalten. 
Bei Absatz 3 wir eine Aenderung des Textes vor, 
nämlich: Die Auffangeinrichtung ist eine Vorsorgeeinrichtung. 
Laut geltender Praxis darf sie nicht gleichzeitig Freizügigkeits-
einrichtung sein. Damit sie es im hier betroffenen Bereich trotz-
dem sein kann, muss das vermerkt werden. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: A I'article 4 alinea pre-
mier et alinea 2, le Conseil des Etats a introduit une notion em i-
nemment dangereuse pour les assures puisque, finalement, 
la prestation de libre passage pourrait etre versee a n'importe 
quelle institution de prevoyance. Or, les assures ont tout inte-
ret a savoir, de maniere sure, que leurs prestations de libre 
passage se trouvent aupres de I'institution suppletive. C'est le 
meilleur moyen d'en retrouver la trace apres I'ecoulement 
d'un certain nombre d'annees. 
D'autre part, la version du Conseil des Etats implique des ta-
ches supplementaires pour I'institution suppletive puisqu'elle 
devrait tenir un registre de toutes ces prestations de libre pas-
sage et un registre des institutions auxquelles elles auraient 
ete versees. 11 n'y a aucune raison de compliquer les choses a 
ce point Ce n'est dans I'interet ni des assures ni de la trans pa-
rence du systeme et c'est pourquoi votre commission a pro-
pose de maintenir, c'est-a-dire d'en revenir a la version du 
Conseil federal. 
A I'alinea 3, nous avons simplement clarifie la version issue de 
la decision du Conseil des Etats, mais, sur le fond, nous I'ac-
ceptons pleinement. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 Abs. 1 Bst. b, 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. b 
Festhalten 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 5 al. 1 let b, 2 

Maintenir 
AI. 2 
Adherer a la np(',"',,,n du Conseil des Etats 

Art. 9 Abs. 2 - Art. 9 al. 2 

Keller Rudolf: Zu Artikel 9 Absatz 2 möchte ich im Namen der 
Bundesrat richten auch zu-

Bundesrat Koller: Ich kann die Frage von Herrn Keller Rudolf 
wie folgt beantworten: Wir sind Auffassung. dass eine Vor-
sorgeeinrichtung den Einkauf nicht nur ermöglichen muss, 
sondern auch kann. Das sich unseres Er-
achtens aus Artikel 1 Absätze 2 und 3 des 
gesetzes. 

Art. 10 Abs. 2, 3; 11; 12 Abs. 2; 14 Abs. 3; 16 Abs. 2 
der Kommission 

zum Beschluss des Ständerates 

Art.10al.2,3; 11; 12al. 2; 14al. 3; 16al. 2 
Prc){JcisltJ;on de la commission 

ci la decision du Conseil des Etats 

Art. 17 Abs. 1, 2 Bst. c, 2ter 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Bortoluzzi, Allenspach, Borer Roland, Daepp, Eymann Chri-
stoph, Gysin, Keller Rudolf, Philipona, Spoerry) 
Festhalten 

Abs.2Bst.c 
c. Ansprüche auf Ueberbrückungsrenten bis zur Erreichung 
der ordentlichen Altersgrenze. Der Bundesrat setzt die nähe-
ren Bedingungen für diese Abzugsmöglichkeit fest. 

Abs.2ter 
Mehrheit 
.... abgezogen werden, wenn der nicht für die Risikoleistung 
verwendete Teil verzinst wird. 
Minderheit 
(Allenspach) 
Aufwendungen zur Deckung von Risikoleistungen (Abs. 2) 
und Sonderrnassnahmen (Abs. 2bis) können nur dann von 
den Beiträgen des Vorsorgenehmers abgezogen werden, 
wenn der nicht für die Risikoleistungen verwendete bzw. für 
Sonderrnassnahmen gemäss Artikel 70 BVG ausgegebene 
Teil der Beiträge verzinst wird. 

Art. 17 al. 1, 2 let. c, 2ter 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Bortoluzzi, Allenspach, Borer Roland, Daepp, Eymann Chri-

Keller Rudolf, Spoerry) 

2 
c. les droHs des rentes transitoires ordinaire de 
la retraite. Le Conseil federal fixe les conditions detailfees de 
cette eventuelle deduction. 

AI.2ter 
Majorite 

de I'assure que si la des cotisations n'est 
les nrc>ct"hr,n" de risques rapporte des 

interets. 
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Abs. 1 ~AI. 1 

Allenspach, der Minderheit Ich vertrete hier den 
Minderheitsantrag Bortoluzzi, weil Herr Bortoluzzi heute nach-

nicht anwesend sein kann. 
w,e,!'n,ön dem Beschluss des Nationalrates auf der einen 

Seite, an dem die Kommissionsminderheit Bortoluzzi festhält, 
und dem Beschluss des Ständerates, neu unterstützt durch 
die Mehrheit der Kommission, auf der anderen Seite besteht 
unseres Erachtens ein echter Interessenkonflikt 
Ständerat und Kommissionsmehrheit wollen, dass ein Teil der 
Art)ei1:qeberbE,itriiqe schon ab dem Alter 20 wird. 

in der ersten Alter 25 
dafür aber höhere Prozentsätze pro vor-

damit in beiden Fällen der ab dem Alter 45 mitzuge-
Art)eiltgeberbElitn~g 100 Prozent des Arbeitnehmerbei-

des Ständerates bzw beim Antrag der Kom-
missionsmehrheit wird die bis zum 35. Altersjahr mitzuge-
bende Freizügigkeitsleistung etwas höher sein. Diesem Vorteil 
steht aber ein gewichtiger Nachteil gegenüber. Die Versiche-
rungspiäne der weitaus meisten Vorsorgeeinrichtungen be-
ginnen heute mit dem Sparprozess ab dem Alter 25. Erst ab 
diesem Zeitpunkt wird Alterskapital gebildet Das BVG-Obliga-
torium setzt auch erst ab dem Alter 25 ein. Erst ab Beginn des 
Sparprozesses, also ab dem Alter 25, werden heute in der Re-
gel die Neueintretenden verpflichtet, sich in die Pensions-
kasse einzukaufen. 
Verlangt nun der Gesetzgeber, wie es der Vorschlag des Stän-
derates und der Kommissionsmehrheit vorsieht, dass ab dem 
Alter 20 Arbeitgeberbeiträge mitgegeben werden müssen, 
dann werden die Vorsorgewerke gezwungen, ihre Versiche-
rungspläne zu revidieren und den Beginn des Sparprozesses 
auf das Alter 20 vorzuverlegen. 
Das führt zu zwei Schwierigkeiten ich bitte Sie, diese Schwie-
rigkeiten sehr wohl zu vermerken 
1. Eine Koordination mit dem BVG-Obligatorium ist nicht mehr 
gewährleistet Dann beginnt nämlich im freiwilligen und im 
überobligatorischen Bereich die Alterskapitalbildung ab dem 
Alter 20, im obligatorischen Bereich hingegen erst ab dem Al-
ter 25. Das bedeutet eine neue und zusätzliche Schikane in 
der ohnehin schon komplizierten zweiten Säule. Wir haben 
schon genug Probleme der Koordination der zweiten Säule 
mit der AHV, mit der IV, mit der Arbeitslosenversicherung usw. 
Schaffen Sie nicht auch noch Probleme der Koordination zwi-
schen der obligatorischen zweiten Säule und der überobliga-
torischen! 
2. Durch den Beschluss des Ständerates bzw. den Antrag der 
Kommissionsmehrheit werden die Pensionskassen gezwun-
gen, schon ab dem Alter 20 Einkaufssummen zu verlangen. 
Tritt man dann beispielsweise mit dem Alter 25 in einen Betrieb 
ein, dann dürften Einkaufssummen in der Höhe eines halben 
Jahreslohnes nicht ausgeschlossen sein - Einkaufssummen 
in der Höhe eines halben Jahreslohnes, nämlich die während 
fünf Jahren nicht Beiträge und die anteil-

sollen nun das ich 
der AbsolVAlnt 

in das betriebliche Vorsorgewerk ~ eine Einkaufs-
summe, die sie nicht aufbringen könnte.,; Diese Konsequen-
zen für die schwer. 
Deshalb bittet Bortoluzzi, ihrem Antrag zu-
zustimmen und damit den Beschluss zu den Sie in 
der ersten haben. 

Keller Rudolf: Artikel 17 Absatz 1 war Bestandteil des in unse-
rer Kommission hart Es ist sehr zu 
bedauern, dass der Ständerat nun Punkt 

,fm~r,,'iff"'n und wieder Wir hatten schon im 
zentralen Artikel 9 müssen und ha-

ben zur Rettung des Konsenses auch keinen An-
zu diesem zentralen Punkt mehr Jetzt darf nicht 

noch dieser Punkt hinzukommen, sonst ist das ganze 
Werk kaum mehr als zu bezeichnen. 
Ich möchte in rufen, dass das schon 
an und für sich das Alterssparen ab dem Alter vorsieht Bei 
der überwiegenden Zahl von Pensionskassen ist das so gere-
gelt und den Leuten auch so bekannt. Wenn wir nun ein neues 
Kriterium einführen und sagen, dass die Versicherten bei Aus-
tritt aus der Pensionskasse bereits ab dem Alter 20 einen Zu-
schlag von 4 Prozent zugut haben, dann werden Sie erleben, 
dass dies ständig von neuem zu sehr vielen Rückfragen und 
Unsicherheiten führt Wenn man diesen Zuschlag ab dem Al-
ter 20 gewähren will, sollte man konsequenterweise auch mit 
dem Sparvorgang im Alter 20 beginnen. Nun ist es jedoch so, 
dass zwischen 20 und 25 in den allermeisten Fällen gar kein 
angespartes Kapital vorhanden ist. Wir sollten hier konse-
quent bleiben und die Zuschläge ab 25 Jahren mit 5 Prozent 
gewähren. Mit Alter 45 ergibt auch das mit der bisherigen na-
tionalrätlichen Lösung die maximale Freizügigkeit Diese Lö-
sung ist die logische Fortsetzung des BVG-Systems, wie wires 
heute kennen. Wenn Sie diese logische Fortsetzung nicht wol-
len, dann müssen Sie eigentlich auch den Sparvorgang ab 
dem Alter 20 vorsehen. Das aber wollen - da rede ich aus Er-
fahrung - die meisten Versicherten überhaupt nicht Ich appel-
liere insbesondere an Sie, die Sie bei der letzten Beratung in 
diesem Saal dem ursprünglichen Kompromiss zugestimmt 
haben, diesem Kompromiss treu zu bleiben, ihn anzunehmen, 
so dass wir eine Lösung finden, die in beiden Räten mehrheits-
fähig ist, also den Zuschlag ab Alter 25 vorzusehen. Es wäre 
nicht gut, wenn wir das System komplizieren würden; das 
wäre etwas, was sich negativ auf das Image der Pensionskas-
sen auswirken würde. 
Zudem sticht gerade in der heutigen und leider in absehbarer 
Zeit nicht sehr viel rosiger werdenden wirtschaftlichen Situa-
tion das Argument der Förderung der Mobilität kaum mehr. 
Die Leute wechseln die Stelle in letzter Zeit massiv weniger 
häufig; gerade jüngere Leute tun das weniger. Die Zahl der 
Austritte bei Pensionskassen hat stark abgenommen. Das ha-
ben die Pensionskassen in letzter Zeit feststellen müssen. Bei 
diesen Arbeitsplatzproblemen ist nicht etwa die Pensions-
kasse massgebend, sondern es sind der Arbeitsplatz und 
seine Sicherheit an sich. Das ist zentral, alles andere tritt für die 
Versicherten eher in den oft Lohnfrage. 
Ueber die Pensionskasse 

Frau Hafner Ursula: Für Versicherte, die noch nicht 45 Jahre 
alt sind, gibt es keine volle weder mit dem An-

der Mehrheit noch mit dem der Minderheit. Ge-
Milvi"rh",it""lrltr",n erleiden aber alle Stellenwechsler, 

sind, noch Verluste als ge-

michael.tellenbach
Textfeld



29. S""tt:>rTIh,=>r 1993 N 1701 Berufliche 

sen Jugendlichen hat Herr Allenspach überhaupt nicht ge-
sprochen. Nun wird aber von den Leuten er-
wartet. dass sie mobil dass sie die auch einmal 
wechseln, an einem anderen Ort neue sammeln. 
Es ist dass unsere und 
Arbeitnehmer ihren Horizont erweitern, und wir sollten ihre 
Mobilität fördern statt sie zu behindern. 
Ich finde es schon Leute die 
Vertreterinnen und der die einerseits im 
Namen der Wirtschaft nach mehr Mobilität schreien und ande-
rerseits bei der AHV mit dem ab-
schmettern, die SOlidarität der dürfe überstra-

wollen nun bei der zweiten Säule 
als es mit dem Vorschlag von 

Bundesrat und Ständerat Fall ist! 
Die SP-Fraktion spricht sich nicht nur im Interesse der 
ren Stellenwechsler für den Antrag der Mehrheit aus. 
vielmehr im Interesse aller, die unter den sogenannten 
nen Fesseln" leiden, dass wir dieses Freizügigkeitsgesetz 
möglichst rasch verabschieden. Wer an die Hunderttausen-
den von Arbeitskräften denkt, die jährlich ihre Stelle wechseln 
oder verlieren und dabei grosse Verluste erleiden, wird nun 
nicht noch eine Differenz zum Ständerat schaffen in einem 
Punkt, in dem sich sowohl der Präsident der einstimmigen 
ständerätlichen Kommission als auch der Bundesrat vehe-
ment für ihre Lösung eingesetzt haben. Wir wollen nicht noch 
ein langwieriges Hin und Her provozieren, sondern das un-
sere dazu beitragen, dass das sehnliehst erwartete Freizügig-
keitsgesetz möglichst bald in Kraft treten kann. 
Ich ersuche Sie deshalb dringend, dem Mehrheitsantrag zuzu-
stimmen. 

M. Sieber: le groupe Adl/PEP soutient la proposition de la 
majorite. Nous sommes d'avis que le libre passage doit etre 
possible des I'age de 20 ans. 
En fait, pourquoi voulons-nous le !ibre passage dans le 
2e pilier? Parce qu'a I'avenir les travailleuses et les travailleurs 
doivent pouvoir considerer les montants acquis pour la pre-
voyance vieillesse comme un capital d'epargne leur apparte-
nant 11 n'y a aucune raison pour que ce principe ne soit valable 
qu'a partir de 25 ans. Par consequent, nous vous proposons 
d'eviter que des gains sur les mutations soient possibles sur le 
dos des jeunes employes. 
Nous vous prions donc de rejeter la proposition de la minorite. 

Seiler Rolf: Wenn Sie gestatten, werde ich auch hier meine 
Muttersprache gebrauchen; Applaus erwarte ich keinen. (Hei­
terkeit) 
Zur Sache: Herr Allenspach hat gesagt, wir befänden uns hier 
in einem echten Interessenkonflikt Damit hat er recht Aber er 
hat auch gesagt, wenn wir die Lösung des Ständerates wähl-
ten, seien die Pensionskassen gezwungen, den Sparprozess 
bereits auf das 20. Altersjahr zu verlegen. Diese schon mehr-
mals geäusserte Behauptung wird auch bei Wie-
derholung nicht richtig. 
Zum Interessenkonflikt, der in der Tat besteht: Wir haben zu 
entscheiden, wo wir die Prioritäten setzen. Setzen wir sie 

Fesseln,,? 
Ständerat und Kommissionsmehrheit möchten die Priorität 
nicht mehr bei der Honorierung der Betriebstreue sehen, son-
dern bei der Förderung der Mobilität Das heisst, sie möchten 
die zwischen 20 und 45 Jahren beim Stellenwechsel 
in bezug auf die Freizügigkeitsleistungen wesentlich besser-
steilen, als unser Rat im Dezember 1992 beschlossen hat Die 

des Ständerates und der Kommissionsmehrheit muss 
man wesentlich arbeitnehmerfreundlicher bezeichnen als 

frühere 

den, ob bei diesem Eckwert vom Kompromiss abzukommen 
sei. Dagegen auch, dass in viden Kasser, der Sparpro-
zess erst mit dem Alter 25 Aber schliesslich beantragt 
Ihnen die Kommission dem Beschluss des Stände-
rates zuzustimmen, das he isst. ab dem Alter 20 einen 

zu 
Einmal ist zu sagen, mit der des Ständerates 
die der Generationen hA'~<:':'rrll"<:fA!lt 

werden. Es wurde von Herrn Keller Rudolf gesagt, die 
Mobilität heute nicht mehr. Darauf ist einerseits zu er-
widern, dass ein solches Gesetz nicht auf 

Umstände auszurichten ist Anderseits ist auch hervor-
dass heute, auch durch das Pro-

blem der die weiterhin eine wich-
tige Rolle Es erstaunt mich. dass Vertreter der Wirt-
schaft sich Die Wirtschaft will 
heute Mobilität der sicher bringt die stän-
derätliche Lösung mehr Mobilität, mehr Freizügigkeit für die 
jüngeren Semester. Das ist das erste Argument, das die 
Kommission schliesslich bewogen hat, in diesem Punkte 
dem Ständerat zu folgen. 
Dazu kommt, dass diese Lösung auch dem Wunsche der In-
itianten, des Kaufmännischen Verbandes, entspricht und so-
mit die Hoffnung besteht, dass auch von dieser Seite her dann 
eine Zustimmung zu unserem Gesetz kommen wird und die 
Initiative zurückgezogen werden kann. Das würde sicher der 
Sache dienen, denn es geht nicht darum, nur die Beratung 
dieses Gesetzes zu Ende zu führen, sondern auch seine In-
kraftsetzung zu gewährleisten. 
Weiter ist beizufügen, dass auch der Bundesrat diese Lösung 
schon vorgeschlagen hatte, zumal die Argumente, die gegen 
diese lösung angeführt werden, nicht unbedingt stimmen. 
Gerade das Argument von Herrn Allenspach - auch Herr Sei-
ler Rolf hat das schon hervorgehoben -, die Versicherungen 
müssten ihre Versicherungspläne ändern und müssten mit 
dem Sparprozess ab dem Alter 20 beginnen, stimmt nur teil-
weise. Denn dort, wo mit dem Sparprozess nicht mit dem Al-
ter 20 begonnen wird, ist ja auch kein Sparkapital vorhanden 
und somit ist - wenigstens bis zum Alter 25 - auch kein Zu-
schlag zu gewähren. Was stimmt, ist effektiv, dass die lage 
der Jungen bis zum Alter 35 wenigstens - verbessert wird. 
Aber das ist ja im Sinne dieses Gesetzes, mit dem die Gewäh-
rung der Freizügigkeit beabsichtigt wird. 
Deshalb beantrage ich Ihnen im Namen der Mehrheit der 
Kommission, hier dem Ständerat zu folgen. 

Mme Brunner Christiane, rapporteur: La majorite de la commis-
sion vous propose de vous rallier a la fois a la version du 
Conseil federal et a celle du Conseil des Etats. 
Nous avions longuement discute, dans notre premier debat, 
de cette question que nous abordons a nouveau aujourd'hui, 
mais finalement, il faut bien reconnaitre que dans une variante 
ou dans I'autre, la prestation de libre passage enth~re n'est ga-
rantie qu'a partir de 45 ans. 
Un des elements que je voudrais sou lever et contredire, c'est 
celui de de M. Keller Rudolf qui main-
tenant la est moins demandee 

rentes. part, si fes nc"rcr,nM,C"" 

ou moins spontanement place de travail a I'heure actuelle, 
iI faut reconnaltre que les travailleurs et fes travailleuses per-
dent et change nt leur de travail en raison de la conjonc-
ture actuelle, me me cefa es! involontaire. D'autre part, le 
nnnr-,r;e>de la mobilite reste un permanent qui ne peut 

fluctuer d'annee en annee. 
version du Conseil federal et celle du Conseil des Etats fa-

vorisent les des assures en leur assurant une 
talion de passage elevee. 11 faut dire 

de suivre 
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dence directe sur la prestation de libm passage. Notre com-
mission a donc suivi cette restriction, d'ailleurs a une courte 

Toutefois.la a ete donnee au Conseil federal de 
fixer les conditions et les modalites de cette eventuelle deduc-
lion, sans que cela entralner un retard dans la mise €In 

de la 10L qu'on nous en aassures en commis-
donc d'une dans cet article 1 et 

la vous demande de la pro-
minorite Bortoluzzi. 

::.III'I<>rn<>"n<> Bemer-
Bundesrat 

sp<lte~;terls in der De-
Dieses Gesetz 

zur der 
schweizerischen indem es berühmten «golde-
nen Fesseln" aufhebt Ich möchte Sie daher bitten. 

Entscheide mit dem Ziel «Schlussabstimmung Ende 
Dezembersession» zu fällen. 
Gesamthaft dürfen wir doch feststellen, dass der Ständerat in 
allen wesentlichen Punkten der Konzeption des Bundesrates 
und des Nationalrates gefolgt ist. Dies gilt vor allem für die 
wichtige Bestimmung über den technischen Zinssatz, wo Bun-
desrat, Nationalrat und jetzt auch der Ständerat den Kassen in 
einem sehr, sehr wichtigen Punkt entgegengekommen sind. 
Demgegenüber habe ich schon bei der ersten Beratung im 
Nationalrat angemeldet, dass der Bundesrat im Zweitrat bei 
Artikel 17 auf seinen ursprünglichen Vorschlag zurückkom-
men werde. Glücklicherweise ist uns der Ständerat in diesem 
Punkt auch tatsächlich gefolgt. Ich möchte Sie dringend bit-
ten, hier Bundesrat, Ständerat und der Mehrheit Ihrer Kommis-
sion zu folgen. 
Weshalb? Dieses Gesetz bringt die sogenannte volle Freizü-
gigkeit erst mit dem Alter 45. Wir haben daher alles Interesse, 
die jüngeren Stellenwechsler so gut wie möglich zu stellen, 
obwohl wir wissen, dass die volle Freizügigkeit im Alter zwi-
schen 20 und 45 Jahren noch nicht realisiert ist. 
Wegen der Jungen - sie sollen ja gerade im Interesse unserer 
Volkswirtschaft die Stelle oft wechseln können liegen der 
Entwurf des Bundesrates bzw. der Beschluss des Ständerates 
richtig. Er stellt nämlich die jungen Vorsorgenehmer bei einem 
Stellenwechsel bedeutend besser; der Zuschlag beträgt bei-
spielsweise bei einem 30jährigen 40 Prozent und nicht wie 
bei der Lösung des Nationalrates - nur 25 Prozent. 
Das ist der entscheidende Grund, weshalb ich Ihnen emp-
fehle, hier dem Ständerat und dem Bundesrat zuzustimmen, 
damit wir auch in bezug auf die Jungen möglichst nahe an das 
Freizügigkeitsideal herankommen. 
Vielleicht darf auch ich hier festhalten, dass das, was Herr AI-
lenspach als Sprecher der Minderheit ausgeführt hat, unseres 
Erachtens nicht gilt. Zwar triffl es zu, dass der Sparprozess in 
den meisten Vorsorgeeinrichtungen erst im Alter 25 beginnt, 
so beispielsweise bei allen BVG-Minimalkassen. Anders, als 
dies von der Minderheit geltend gemacht worden ist, ist dies 
aber kein Argument für die ab Al-
ter 25. Denn selbst wenn der 20 

"""C)r~lfYlIPn Antnr'htl~t werden müssen, 
Alter weder Aus- noch Eintritts-
IOf'IAn,t:>ll", dann, wenn sich die 

im von Artikel 17 Absatz 2ter 
Herrn Allenspach zustimmen kann für die 
für Risiken und Sondermassnahmen, dafür 

entscheidet. 
Nach diesen mehr technischen H<>m~>rI(I 
doch noch einmal eine 

Allenspach, Sprecher der Minderheit: Es ist von verschiede-
nen Rednern gesagt worden, meine Au"fühfl .. ngen "eien nur 
teilweise wahr oder sie seien teilweise unwahr. Ich möchte 
meine wie folgt klarlegen: Die Kassen werden 
zwungen, den mit dem 20, Altersjahr zu 
nen, wenn sie eine ~ir,f,",,~~ 

und wollen, vom 20. bis zum 25. 
eine HI~;tK()aE~CKUI 
Glauben Sie, dass sich in der Praxis eine Prämiendifferenzie-
rung durchsetzen wird, wonach die Versicherten zwischen 
20 und 25 Jahren Prämien an die \1",r"''',Yf,,~oiirwi,'hh 

bezahlen als die 
n<>()r<>tI"',f'h haben Sie recht, 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2 Bst. c - AI. 2 let. C 

Angenommen - MiUU'-1tt: 

Abs. 2ter - AI. 2ter 

70 Stimmen 
59 Stimmen 

Allenspach, Sprecher der Minderheit: Der Minderheitsantrag 
musste im letzten Moment umformuliert werden, weil die Ver-
waltung eine neue Konzeption dieser Bestimmung einge-
bracht hat. Deshalb bitte ich Sie zu beachten, dass der Minder-
heitsantrag modifiziert wurde. 
Worum geht es im Grunde genommen? In Artikel 17 werden 
die Mindestleistungen, auf die der Arbeitnehmer beim Austritt 
auf jeden Fall Anspruch hat, umschrieben, Dabei muss der 
Grundsatz beachtet werden, dass nur jene Beträge als Min-
destleistungen zurückerstattet werden können, die die Pensi-
onskasse nicht schon zur Risikodeckung ausgegeben hat 
und worüber sie deshalb nicht mehr verfügen kann. In diesem 
Sinne sind die Aufwendungen abzugsfähig, die zur Deckung 
der sogenannten Langzeitrenten - Tod und Invalidität wäh-
rend der aktiven Erwerbszeit - und der AHV-Ueberbrückungs-
renten - bei vorzeitiger Pensionierung - notwendig sind. 
Wir haben dies in Absatz 2 so festgehalten. Abzugsfähig ist 
gemäss Absatz 2bis der Beitrag, der für Sondermassnahmen 
im Sinne von Artikel 70 BVG verwendet wird, Denn diese Son-
dermassnahmen sehen Besserstellung der Eintrittsgenera-
tion und Teuerungszulagen auf den laufenden Renten vor. 
Gemäss Artikel 70 BVG wird dafür ein Prozent der Prämien 
verwendet. Dieses Prämienprozent wird, wie die Beiträge für 
Risikoleistungen, laufend ausgegeben und steht deshalb 
beim Austritt eines Versicherten aus der Vorsorgeeinrichtung 
nicht mehr zur Verfügung, kann also nicht mitgegeben wer-
den, Das gleiche gilt übrigens auch für die Beiträge an den 
Sicherheitsfonds, die die Pensionskassen jährlich abzuliefern 
haben, 
Viele Erfahrungen be~,tallqE,n 

etwa der 
onskassen haben deshalb die 
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Mein Minderheitsantrag ist deshalb kein Gegenantrag zum 
Antrag der Kommissionsmehrheit, sondern er ist eine Ergän-
zung und kann deshalb auch nicht der Kommissionsmehrheit 

werden. Nicht nur der für Risikoleistungen 
verwendete, sondern auch der nicht für Sondermassnahmen 

Teil müssen verzinst in die einbe-
zogen werden, wenn ein dieser Beitr2loe "'''I,rr,,''''' 
ist 
Ich bitte Sie deshalb, dieser des 

und eine zuzustimmen. 

Deiss, Berichterstatter: Ich möchte vorerst feststellen, dass wir 
es hier nicht mit einem Antrag einer Minderheit, sondern einer 
"Einzelheit» zu tun haben; denn Herr Allenspach war allein in 
dieser Minderheit Diese hat nun einstimmig beschlossen, die-
sen Minderheitsantrag abzuändern und in der Form des Tex-
tes, den wir nun vor Augen haben, zu präsentieren. 
In seiner ursprünglichen Formulierung wich der Antrag von 
Herrn Allenspach materiell vom Mehrheitsantrag ab, insofern 
er bedeutete, dass Gelder tür Sondermassnahmen auch hät-
ten abgezogen werden können, wenn keine Verzinsung vor-
gelegen hätte. 
Die abgeänderte Fassung des Textes entspricht eigentlich 
dem Sinn des Textes der Kommissionsmehrheit Sie sagt nur 
ausdrücklicher, was gemeint ist, nämlich dass das nicht für Ri-
sikoleistungen oder nicht für Sondermassnahmen bestimmte 
Freizügigkeitskapital verzinst werden muss, damit überhaupt 
Abzüge stattfinden können. 

Bundesrat Koller: Ich bin überzeugt, dass der korrigierte Min-
derheitsantrag Allenspach das Anliegen am besten und am 
präzisesten zum Ausdruck bringt Dies zeigt, dass auch ein-
mal einer allein recht haben kann. 
Ich bitte Sie um Zustimmung. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 23 Abs. 1-3 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 

Abs.2 

Chri-

Die freien Mittel sind 
bewertet 

des Vermögens, das zu Veräus-
zu berechnen. 

Abs. 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

29 N 

AI. 2 
Les fonds libres doivent etre calcules en fonction de la fortune 
dont les elements seront evalues sur la base des valeurs de re~ 
vente. 
AI,3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Abs. 1-AI. 1 

Frau Spoerry, Sprecherin der Minderheit: Der 
nen die Minderheit im Artikel 23 Absatz 1 nr~''''Alntj",'ri 
auf den ersten Blick ein rein redaktioneller 
geht genau um ein Wort Wir Ihnen, Wort «die» 
zu streichen, nicht einen «Anspruch auf die freien Mittel», son-
dern einen «Anspruch auf freie Mittel" ins Gesetz zu schreiben, 
In Wirklichkeit aber handelt es sich bei diesem Antrag doch um 
einen Vorschlag von etwelcher materieller Bedeutung. Um 
das nachzuvollziehen, bitte ich Sie, auf der Fahne die Mutation 
dieses Artikels zu beachten. Der Bundesrat hat in Artikel 23 
Absatz 1 vorgeschlagen: «Bei einer Teil- oder einer Gesamtli-
quidation der Vorsorgeeinrichtung hat der Vorsorgenehmer 
neben dem Anspruch auf die Austrittsleistung auch Anspruch 
auf einen Teil der freien Mittel." Ihr Rat hat in der ersten Lesung 
diese Fassung übernommen und noch beigefügt, dass die 
Aufsichtsbehörde über die Verteilung im Einzelfall entschei-
den könne. Der Ständerat hat dann diesen ersten Satz abge-
ändert und hat festgehalten, dass neben dem Anspruch auf 
die Austrittsleistung ein Anspruch auf die freien Mittel bestehe. 
Diese enge Formulierung verursacht nun nach unserer Ueber-
zeugung zwei Probleme: 
1. Es ist ein Unterschied, ob eine Teil- oder eine Gesamtliqui-
dation vorgenommen wird. Bei einer Teilliquidation verbleibt 
ein Teil der Belegschaft bei der Kasse, und deswegen muss 
natürlich auch ein Teil der freien Mittel für diese Versicherten 
bereitgestellt werden. 
2. Bei einer Gesamtliquidation haben wir als weiteres Problem 
Versicherte, die noch im Erwerbsleben stehen und damit An-
spruch auf die Austrittsleistung haben. Daneben gibt es aber 
bereits Pensionierte, und auch diese Pensionierten sollen ei-
nen Anspruch auf freie Mittel haben. Diese haben bislang zur 
Gewährung des Teuerungsausgleichs beigezogen werden 
können. Zudem haben die Pensionierten auch mitgeholfen, 
freie Mittel zu schaffen. 
In der Fassung des Bundesrates wurde dieser Problematik 
Rechnung getragen. Es war gewährleistet, dass der Stiftungs-
rat und die Aufsichtsinstitution auch den Rentnern etwas zu-
halten könnte, indem der Bundesrat ganz klar vom «Anspruch 
auf die Austrittsleistung" - und damit nur von den Erwerbstäti-
gen spricht, aber gleichzeitig auch nur «einen Teil der freien 
Mittel" zuspricht und damit die Möglichkeit offen hält, auch den 
Rentnern etwas zu geben. 
Die Fassung des Ständerates hingegen schliesst die Rentner 
eigentlich aus, oder zumindest wird hier eine Unsicherheit 
schaffen, indem jene, die einen Anspruch auf die 
stung haben - also die EnNerbt,tälliQE:Jn 

auf die freien Mittel" 

ten 
Lassen wir dagegen das Wörtchen "die" weg und dass 
neben dem Anspruch auf die Austrittsleistung ein "An-
spruch auf freie Mittel» besteht, so erhalten wir wiederum die 
notwendige Flexibilität, die es den Instanzen er-
laubt, den Einzelfall zu beurteilen. Je ob eine Teil-
oder eine Gesamtliquidation vorliegt, kann dann entschieden 
werden, wie die vorhandenen freien Mittel unter den verschie-
denen werden 
Aus 
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lässt mitteilen. dass sie den 
Snnprnf unterstützt. 

Deiss, Berichterstatter: 
von Herrn A",Jn"n;, 

nach nicht um eine m:;,fp/';pllp 

wie bei 

MmB Brunner Christiane. rapporteur: La situation en commis-
sion n'etait pas t(es claire a demande de 
revenir en arriere sur I'article en 
Mais. a mon avis, je crois 
bles, la commission a 
dait suivre et, par 
tout a fait formelle er sur fond a cet 
dans le sens des discussions de la 
si nous acceptons la proposition de rnllnOI'lt", 

Bundesrat Koller: Ich stimme der Minderheit zu. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte se/on /a proposition de la minorite 

Abs.2, 3 -AI. 2, 3 
Angenommen - Adopte 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Loeb Franqois 
Festhalten 

Art. 24 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Loeb Franqois 
Maintenir 

Loeb Franqois: Ich schlage Ihnen vor, an unserem Beschluss 
zu Artikel 24 festzuhalten. Warum? Wir haben in dieser Ses-
sion und auch früher in Bem schon einige Male über Revitali-
sierung und Abbau von Reglementierung gesprochen. Aber 
mit Worten allein erreichen wir keine Resultate. Abbau von Re-
glementierung, von administrativem Aufwand macht sich im 
Kleinen, im einzelnen Gesetz. im einzelnen Gesetzesartikel 
bemerkbar. 
Der von uns Beschluss sah vor, dass jeder Versiche-

mf',c:n,phnn,,, auf Wunsch - wenn er einen Bedarf hat - die Be-
seines Guthabens anfordern kann, dass ihm diese 

Jahre zuzustellen 

zur obllmltons(~hEm 
Dies bedeutet tür kleine und mitt-

administrativen Aufwand, 
Es macht schlichtweg keinen 

lere einen 
der nicht zu verantworten 
Sinn. mit diesem Artikel einen 
lösen, wenn es auch anders 
dass wir drei Millionen pens:lon,skas~:;erlarlgE)h(lr!~le 
haben. Sie nicht. dass 
Arbeitnehmer nach unserer 

auf und 

Früh: Nachdem Herr Loeb Franqois seinen Antrag begründet 
hat, kann ich mich relativ kurz fassen. denn Sie wis-
sen, dass ich etwa im anzusiedeln 
bin. 
Ich bitte Sie im Namen der 
demokratischen Fraktion, am Beschluss des I\I",tirrn"lr<l;rnc 

festzuhalten. Wir möchten damit vor allem administrativen 
Leerlauf abbauen. Es ist doch so, dass im 
der vor allem auch mit der 

Normen 
die wohl 

grossen zusätzlichen Aufwand 
in diesem Fall für mittlere Betriebe 
doch zu Problemen führen. 

Ich erinnere Sie an das das tür 
schaften keine nennenswerten Probleme bringt, wohl tür 
die kleinen für die Familienaktien-

und zwar von den zusätzlichen Kosten wie 
auch vom administrativen Aufwand her. 
Nun geht es bei diesem Artikel 24 nicht um den Kleinbetrieb. 
Das ist mir völlig klar. Es geht nicht um den Kleinbetrieb, der 
keine eigene Institution für die zweite Säule hat, sondern eher 
um den mittleren Betrieb, der eine eigene Kasse unterhält 
Aber auch hier sollten wir nicht unnötige jährliche Mitteilungen 
verlangen, wenn eine solche Mitteilung «auf Wunsch, aber 
mindestens alle 3 Jahre» genügen würde. Es ist so, dass bei 
Bedarf eine Auskunft selbstverständlich ist und erfolgen kann, 
wenn eine solche verlangt wird. Nur: Reglementarisch festle-
gen sollten wir aus Vernunftgründen die drei Jahre. Damit wür-
den Sie nur am Beschluss festhalten, den wir in diesem Rat 
gefasst haben, was in diesem besonderen Falle sicher auch 
das Richtige wäre. 
Halten Sie doch bitte am Beschluss unseres Rates fest. 

Präsident: Die liberale Fraktion lässt mitteilen, dass sie dem 
Antrag Loeb Franqois zustimmt 

Keller Rudolf: Ich unterstütze den Antrag, hier bei der national-
rätlichen Fassung zu bleiben. Für die Versicherten bringt die 
nationalrätliche Fassung eindeutig eine Verbesserung, indem 
die Pensionskasse auf Wunsch jederzeit Auskunft geben 
muss, zumindest aber alle drei Jahre, wie wir bereits gehört 
haben. 
Auch mit dieser Variante rutschen viele Kassen in Probleme 
hinein. Insbesondere die grossen Versicherer bekommen da 
auch Probleme, nicht nur die kleinen. Es gibt rund 200000 
Vorsorgestiftungen, die über Sammelstiftungen laufen, und da 
haben die Versicherer keinen Einblick in die Kontenführung 
bei den Arbeitgebern. Bei vielen Einzelpolicen gibt es Differen-
zen zwischen der Meldung der eigenen Beiträge der Versi-
cherten, die vom Lohn abgezogen werden, und den regle-
mentarisch abgesicherten Kontenführungen der Versicherer. 
Aufgrund des Bearbeitungsverlaufs und des technischen Ab-
laufs der einzelnen Policen müssen die Versicherer die jährli-
che Austrittsleistung jeweils Ende Jahr bekanntgeben, weil es 
unter dem Jahr aus Gründen immer wieder zu 

kommen Es wird vom llrr\OITrTPI .... "r 
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formation ist wir wehren uns nicht generell gegen 
die Information der \!oyci,'hc,rt",n aber man sollte die Häufig-
keit auch nicht übertreiben. 
Erlauben Sie mir zuallerletzt noch einen Satz: Es auch 
sehr viele Versicherte, die diese Informationen nicht 
wollen, und andere wiederum können die Informationen nicht 

weil diese inzwischen so umfassend und 
ziert sind, dass kaum mehr 
wenn er nicht von der Branche ist 

Frau Hafner Ursula: Meine Vorredner haben sich für die klei-
nen und mittleren Betriebe oder für die Kassen Ich 
möchte mich tür die Arbeitnehmerinnen und 
einsetzen; denn meiner nach sind die Kassen für die 
Versicherten da, nicht die für die Kassen. 
Herr Keller Rudolf hat uns soeben erklärt, die Kassen könnten 
bei den Abrechnungen in kommen; 

sei überall etwas es müsse eine aufwendige 
beginnen. Ich sehe nicht ein, dass die ganze Sache 

einfacher werden soll, wenn erst nach drei Jahren abgerech-
net wird und über drei Jahre hin eine komplizierte und aufwen-
dige Sucherei stattfinden muss. Das Argument, der bürokrati-
sche Aufwand sei bei jährlichen Abrechnungen grösser, 
leuchtet mir in diesem Lichte gesehen überhaupt nicht ein. 
Wenn diese Abrechnung jährlich institutionalisiert ist, dann 
kann der Aufwand nicht so viel grösser sein. 
Aber das Hauptargument ist für mich, dass es tür die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer unangenehm ist, wenn sie im 
Moment, wo sie an einen Stellenwechsel denken, von ihrem 
Arbeitgeber eine Abrechnung verlangen müssen. Damit zei-
gen sie schon, dass sie an einen Stellenwechsel denken. Herr 
Loeb Franqois hat uns gesagt, es bereite dem Patron dann 
Aerger, wenn er diese Abrechnungen erstellen müsse. 
Ich bitte Sie im Interesse der Versicherten, hier dem Ständerat 
und dem Bundesrat zuzustimmen. 
Noch einmal: Es ist in meinen Augen auch sinnlos, hier unnö-
tige Differenzen zu schaffen. Unser Entscheid kam letztes Mal 
durch ein Zufallsmehr zustande: ein Grund mehr, jetzt einzu-
lenken und mit Ständerat und Bundesrat zu stimmen. 

Deiss, Berichterstatter: Herr Kollege Loeb Franqois ist hart-
näckig. Er hat in der ersten Lesung mit einem Zufalls mehr von 
47 zu 45 Stimmen seinen Antrag gegen die Kommissions-
mehrheit durchgebracht Er möchte diese Differenz auch jetzt 
aufrechterhalten. 
1. Es gehe dabei um administrativen Leerlauf. Herr Keller Ru-
dolf hat sehr gut bewiesen, dass eine jährliche Information ge-
rade administrative Leerläufe oder Schwierigkeiten zu behe-
ben hilft Stimmt es nämlich, dass all diese Schwierigkeiten, 
korrekte Konten nachzuführen, bestehen, ist es geradezu eine 
Notwendigkeit, jährlich abzurechnen, damit diese Fehler 
eruiert werden können. Wartet man drei Jahre. ist es viel 
schwieriger, solche Sachen überhaupt noch aufzudecken. 
2. Es gibt nicht nur finanzielle, es gibt auch administrative Hür-
den der Freizügigkeit Dadurch. dass eine Abrechnung ver-

werden muss - «auf Wunsch" -, erstellt man eine admini-
Hürde, wie es Frau Hafner Ursula hat. 

Conseil des Etats pour ne pas creer des divergences inutiles, 
et la commission vous demande de la suivre sur ce point 
L'assure a le droit d'avoir tous les dont il a be-
soin en matiere de de /ibre pa:SSC'lqe 
former, au son employeur ses intentions de le 
quitter, 11 a le droit Ei une information continue et 
meme cette est en raison de la ma-
tiere, elle ne sera si on la lui don ne tous 
les trois ans que taus les ans. 
C'est pourquoi la commission vous propose de la pro-
"",,/tif)n Loeb ",y~ini"f)i", 

Keller Rudolf: Als laufenden Diskussion 
möchte ich Herrn Bundesrat Koller um etwas bitten: Aufgrund 
der für diesen Bereich dargelegten Probleme - ich selbst, aber 
auch andere haben sie geschildert - wären wir froh, wenn wir 
von Ihnen allerwenigstens die Zusicherung hätten, dass wir 
beim Aufführen der reglementarischen Austrittsleistungen 
sinngemäss einen Vermerk anbringen könnten, wonach diese 
Beträge ohne Gewähr seien, also keine Rechtswirksamkeit ha-
ben, dass es beispielsweise Rundungsdifferenzen geben 
könne. Damit wären die Versicherer hier besser abgestützt. 

Bundesrat Koller: Zunächst zum Anliegen von Herrn Keller 
Rudolf: Ich kann ihm bestätigen, dass auch der Bundesrat der 
Auffassung ist, dass diese Mitteilung gemäss Artikel 24 keinen 
Verfügungscharakter hat und daher ohne Gewähr erfolgt Das 
heisst nicht, dass die Mitteilung deswegen ohne Sorgfalt erfol-
gen müsste, aber sie zieht in diesem Sinne keine Rechtsfolge 
nach sich. 
Nun zum Artikel selber. Herr Loeb Franqois hat sein Anliegen 
schon bei der ersten Beratung vorgetragen. Ich gebe zu: Sein 
Antrag hatte mit 47 zu 45 Stimmen obsiegt. Der Ständerat 
ist aber wieder auf die bundesrätliche Fassung zurückge-
kommen. 
Für die bundesrätliche Fassung waren eigentlich zwei Argu-
mente massgeblich: einmal die neuen Informationsbedürf-
nisse, vor allem im Zusammenhang mit der Wohneigentums-
förderung mit den Mitteln der zweiten Säule. Das ist ein 
Aspekt, der bisher noch nicht geltend gemacht worden ist 
Weiter wurde das Element des Persönlichkeitsschutzes er-
wähnt, wonach jemand, der die Stelle wechseln will, das nicht 
unbedingt gern bekanntgibt, auch nicht seiner Pensions-
kasse. 
Das waren die wesentlichen Gründe für unsere Fassung, und 
wir waren der Meinung, dass angesichts dieser legitimen Be-
dürfnisse eine jährliche Zustellung gerechtfertigt sei. 
Wir möchten Sie daher auch im I nteresse der Differenzbereini-
gung bitten, dem Ständerat und dem Bundesrat zuzu-
stimmen. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Loeb Franqois 
Für den Antrag der Kommission 

Art. 26 Abs. 2 

61 Stimmen 
46 Stimmen 

GoI!, Gonseth, Hafner Rudolf, 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 26 al. 2 
Proposition de la commission 

Frau Hafner 
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Die Minderheit es Ihnen hier in auf den Zins-
rahmen für den Zinssatz. Wir haben Ver-
ständnis dafür. dass der Präsident der Kom-
mission aus der des Nationalrates nicht 
wurde und eines Zins rahmens "von 
mindestens einem Prozent" sei Betriebsunfall aeINe!;en 
und es müsste "von höchstens einem IJvr'7ö,nt" 

heissen. 
Der Ständerat hat der Tat die Im Vor-

des Bundesrates noch nicht von einem 
Rede. Der Bundesrat wollte einen einheitli-

nicht 
Zinssatz ;:,n"A/C>nl'1An 

aus Grund bei einem Kassenwechsel 
für die einen, Verluste tür die andern. Es hier zu-

um ein technisches Detail. bekannt-
sitzt ja der Teufel im Detail. Dieses Detail kann tür 

den, der von einer Pensionskasse zu einer andern wechseln 
muss, grosse finanzielle haben. Frau Brunner 
ehristlane hat Ihnen in der ersten als Sprecherin der 
Kommission folgendes Beispiel gegeben: Wechselt jemand 
im Alter von 49 Jahren von einer Kasse, die mit einem techni-
schen Zinssatz von 4,5 Prozent rechnet, zu einer Kasse, die 
mit3 Prozent rechnet, so kann ihn das den Verdienst von sage 
und schreibe zwei Jahren kosten. Beträgt der Unterschied 
beim technischen Zinssatz nicht 1 ,5 Prozent, sondern 0,5 Pro-
zent, so kann es immer noch rund 40 Prozent des Lohnes aus-
machen, je nachdem, wieviel Sie verdienen: also 15000, 
20000,30000,40000 oder auch 50 000 Franken. 
Das zeigt klar, dass wir nicht eigentlich von Freizügigkeit reden 
können, nicht einmal zwischen gleichen Kassentypen, so-
lange wir keinen einheitlichen Zinssatz haben. Der Grund, 
weshalb wir in der ersten Lesung einem Zinsrahmen zuge-
stimmt haben, liegt bei den Schwierigkeiten, welche eine so-
fortige Vereinheitlichung den knapp 20 Prozent der Kassen, 
die noch nicht bei 4 Prozent liegen, bereiten könnte. Eine allzu 
rapide Anpassung könnte ihren Finanzbedarf drastisch erhö-
hen. Herr Allenspach wird Ihnen das sicher in den grellsten 
Farben noch schildern. Er wird erklären, das Deckungskapital 
sei in Gefahr und ein Leistungsabbau zu befürchten, weil kein 
Geld für Zusatzleistungen zu den laufenden Renten mehr vor-
handen sein werde. 
Da auch wir diese Gefahren sehen. sind wir einverstanden da-
mit, dass der Bundesrat zunächst noch eine Marge von 1 Pro-
zent gewährt Das Wort "mindestens" ist in der ersten Lesung 
hineingerutscht, weil gesagt wurde, die Marge dürfe jetzt nicht 
kleiner sein. Vorläufig wird es keinen Unterschied machen, ob 
wir nun «mindestens» oder "höchstens» hineinschreiben. Der 
Bundesrat hat so oder so vor, auf 1 Prozent zu gehen. Mit der 
Zeit soll er sich aber seinem ursprünglichen Ziel eines einheitli-
chen technischen Zinssatzes annähern können und den Zins-
rahmen verkleinern und nicht etwa vergrössern. Deshalb ist es 
richtig, ins Gesetz hineinzuschreiben. er lege einen Zinsrah-
men von höchstens 1 Prozent fest. damit es dann auch 
etwas sein kann. 
Also, bitte noch einmal: Schaffen wir keine 

Ständerat; Gesetz nicht, 

Keller Rudolf: sehr 
Subkommission erinnern. Da 

den Vertretern der sozialdemokratischen Fraktion, der christ-
lichdemokratischen Fraktion und der Fraktion einem 

der die 

sein wird und I"nn",rtn"tln vielleicht sogar überflüssig 
weil sich alles auf Band von vielleicht ei-

nem halben Prozent wird. 
haben wir Kassen. die diese noch 
brauchen. Ich möchte Sie aufmerksam ma-

chen, dass es bei der des technischen Zinssatzes 
unter Umständen um sehr viel die Pensionskasse 
hen kann ~ Geld, das sie dann einschiessen muss, wenn 
pnlc:r,(C>,-h,'nrit> teChnische Zinssatz verändert wird. Denken 

dass es auch den Pensionskassen I::m,nc:"m 

wird; auch sie die Rezession. 
ten also sehr Sowohl unsere Kommission 
als auch das sind dem 

also diesen Rahmen. 
im Stände-

rat nachdem wir diesen bestimmten beschlos-
sen hatten von einem "Versehen des Nationalrates» die 
Rede war. Das war kein Versehen, das war ein sehr bewusster 
Entscheid. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Kommissionsmehrheit 
auf Festhalten am ursprünglichen Beschluss unseres Rates 
zuzustimmen. 

Allenspach: Der techniSChe Zinsfuss, den ein Vorsorgewerk 
festlegt, ist die Folge der von diesem Vorsorgewerk gewählten 
Vorsorgepolitik Vorsorgewerke, die grosses Gewicht darauf 
legen, den Rentnern Teuerungszulagen zu gewähren, legen 
einen tiefen technischen Zinsfuss fest, damit der Zinsüber-
schuss in den meisten Fällen einen angemessenen Teue-
rungsausgleich auf den laufenden Renten gestattet Vorsorge-
werke, die möglichst geringe Prämien erheben wollen, die we-
nig Alterskapital bilden wollen und die durchaus riskieren, bei 
einer Erhöhung der Lebenserwartung unterkapitalisiert zu 
sein, legen einen hohen technischen Zinsfuss fest. 
Diese Zusammenhänge zeigen, dass wir den Vorsorgewerken 
eine gewisse Autonomie bei der Festlegung ihrer Vorsorge po-
litik und damit auch bei der Festlegung des technischen Zins-
fusses geben sollten. An sich müsste man jeden Eingriff in die 
Autonomie ablehnen. 
Im Sinne eines Kompromisses sind wir aber bereit, dem Bun-
desrat eine beschränkte Interventionskompetenz zu geben. 
Der Bundesrat soll die Möglichkeit haben, eine Bandbreite 
festzulegen, innerhalb welcher die Vorsorgewerke den techni-
schen Zinsfuss selbst bestimmen können. Diese Bandbreite 
muss, wenn wir noch eine gewisse Kassenautonomie bewah-
ren wollen, mindestens 1 Prozent betragen. 
Der Beschluss des Ständerates bzw. der Antrag der Kommis-
sionsminderheit gewährleistet diese Bandbreite und damit die 
Autonomie der Kassen nicht mehr. Der Bundesrat wäre er-
mächtigt, diese Bandbreite von 1 Prozent auf 0,5 Prozent und 
später auf noch weniger zu reduzieren. 
Frau Hafner Ursula hat das Ziel deutlich genannt: ein einheitli-
cher technischer Zinsfuss für alle Kassen und damit eine uni-
forme Vorsorgepolitik. wie die Bedürfnisse und 
die Verhältnisse der einzelnen sind. 
Selbst wenn der Bundesrat heute H"i'"nririht 

betrieblichen 
weit wichti-

der Kommissionsmehrheit entspricht dem frühe-
des Rates. Er auch den Eckwerten 
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C"L_U~"W'V" in der beruflichen Vor-
wollen, kommen wir 

darum herum. in der Pensi-
onskassen zu machen, und das 
betrifft insbesondere den Zinssatz. Denn es ist 
oeWIE1sen: Die in auf den Uebertritt von 
einer Kasse zur anderen werden um so unter-
schiedlicher der Zinssatz ist 
Der Bundesrat hatte in seiner Botschaft einen einheitlichen 
techniSChen Zinssatz Er ist nun davon 
kommen, und meines Erachtens nicht so weit 
auseinandec Ich sehe zwischen dem, was Kommissions-

und was der Ständerat beschlossen hat, gar 
keine grosse Differenz. Was wir in unserer Kommission woll-
ten, ist ein Zinsrahmen zuhanden des Bundesrates von 1 Pro-
zent Das geht auch aus den Materialien in auf die Bera-

in unserem Rat in der ersten hervor. 
Der der Kommission damals erklärt: "Es 
sollte also mit der dieser Vorschrift" eben in 

auf den technischen Zinssatz "nicht übertrieben wer-
den, zumal ja bekannt ist, dass über 80 Prozent - die Zahlen, 
die wir haben, besagen 82 Prozent der Kassen bereits einen 
einheitlichen Zinssatz von 4 Prozent zur Anwendung brin-
gen." Jetzt kommt der Satz, und wir sind einheitlich 
dieser Meinung: "Somit sollte nun mögliche Zinsrahmen, 
diese Spanne von 1 Prozent, für die meisten Kassen nicht zu 
unüberwindbaren Schwierigkeiten führen." (AB 1992 N 2459) 
Ich meine, dass der Ständerat gar nicht so unrecht hat, wenn 
er diesen Zinsrahmen mit "höchstens» 1 Prozent definiert Die 
beste Lösung wäre wohl, wenn man sowohl "mindestens" als 
auch «höchstens» streichen und sagen würde: Wir haben 
einen Zinsrahmen von 1 Prozent Das wäre die elegante 
Lösung, 
Ich kann sie Ihnen nicht beantragen, weil die Anträge schrift-
lich vorgelegt werden müssen, Aber ich glaube, dass wir die 
Differenz durchaus ausräumen und dem Ständerat zustim-
men können. Dann haben wir alles, was wir wollen, 

Deiss, Berichterstatter: Der Ständerat ging davon aus, dass es 
sich beim Entscheid des Nationalrates um ein Versehen 
handle. Dem ist nicht so. 
Es stimmt, dass ein einheitlicher Zinssatz die Freizügigkeit för-
dert, Aber diese Vereinheitlichung stellt für die Kassen ein Pro-
blem dar; sie nimmt ihnen Autonomie weg, Die Formulierung 
«von mindestens einem Prozent" war, wie das unsere Kolle-
gen Keller Rudolf und Allenspach aufgezeigt haben, ein Be-
standteil des seinerzeitigen Kompromisses, Es ist natürlich 
beizufügen, dass das Wort "mindestens» und das eine Pro-
zent kein Hindernis darstellen, dass de facto eine Vereinheitli-
chung der technischen Zinssätze erfolgen kann, Die Praxis 
zeigt ja, dass sich diese technischen Zinssätze schon heute in 
einem relativ engen Rahmen bewegen und dass eine Spanne 
von 1 Prozent schon den grössten Teil aller Kassen zu um-

vermag, 
das ist, wie 

ben bereits in 

debat, dans la mesure ou le taux exerce une in-
fluence determinante sur le montant de la prestation de libre 

une tres courte de 11 voix contre 10 
commission a refuse de suivre la decision du 
Etats. eta nt de ne pas mettre en 
cause le nous etions parvenus dans 

mum, mais cin-1ni<:>rnont 

d'ailleurs dans ce sens que 
C'est 

en commission pour arriver cl un et c'est aussi 
r'nmr,rr)fTlIS de ce le Conseil federal s'etait ral-

vU',;v"~~ viendra avec la deuxieme navette 
entre les Conseils. 
Pour I'instant. la courte de la commission vous de-
mande de Ja DfC)Q()Sltior de minmite Hafner Ursula 

Bundesrat Koller: Im Grunde genommen wollen wir alle das-
selbe, nämlich einen Rahmen für den technischen Zinssatz 
von 1 Prozent Das wollen sowohl der Ständerat wie der Natio-
nalrat, das will auch der Bundesrat Dieser Streit um die Bei-
worte «mindestens» in der Nationalratsfassung und "höch-
stens" in der Ständeratsfassung ist nur verständlich, wenn 
man die Herkunft dieser Formulierungen kennt Der Bundes-
rat hatte anfänglich tatsächlich die Absicht, einen einheitlichen 
technischen Zinssatz festzulegen, weil das in bezug auf die 
Freizügigkeit die optimale Lösung gewesen wäre. Es war das 
Verdienst Ihrer Kommission, dass sie nach sorgfältigen Abklä-
rungen zum Schluss gekommen ist, dass eine solche Lösung 
heute noch nicht möglich ist, weil das dazu führen würde, dass 
einige Kassen die Leistungen herabsetzen müssten, Daher 
die Formulierung «mindestens», gegenüber der Absicht des 
Bundesrates, einen einheitlichen Zinssatz festzulegen, Dem-
gegenüber hat sich der Ständerat wieder an das Endziel erin-
nert, Wir möchten längerfristig zu einem einheitlichen techni-
schen Zinssatz kommen, und deshalb das Beiwort «höch-
stens», Aber zurzeit ist für alle klar, dass wir den Kassen unbe-
dingt diesen Rahmen von 1 Prozent gewähren müssen und 
wollen, und deshalb wäre es zweifellos die beste Lösung, 
wenn wir sowohl das «mindestens» wie das "höchstens" her-
ausstreichen würden. Dann hätten wir das festgeschrieben, 
was alle woUen, und Sie müssten im Sinne von Herrn Allen-
spach auch den künftigen Justizministern gegenüber nicht all-
zuviel Vorschussvertrauen gewähren. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 27 Abs. 1 Art. 331c; 342 Abs, 1 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 27 al. 1 art. 331c; 342 aL 1 let. a 

des Etats 

Art. 27 Abs. 2 Art, 60 Abs, 2 Bst. e, Abs. 5 
der Kommission 

2 Bst. e 

Art. 27 al. 2 art. 60 aL 2 let e, aL 5 
la rn,r.fYH"'<c 

71 Stimmen 
41 Stimmen 
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Art. 60al. 5 
L'mstitution suppletive les comptes de libre passage 
conformement a I'article 4 alinea 2 de la loi sur le libre passage 
dans la Elle tient a cet effet 
compte 

Art. 27bis al. 3 (I)ouveau) 
Pr()f)()silion de la commission 

die sich als 
späte,stElns zehn Jahre nach 

Les decouverts resultant de de la 
sente loi doivent ätre assainis au plus tard dix ans apres 
tree en de cette loL 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

N 
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92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 548 hiervor - Volr page 548 ci-devant 
Nationalrates vom 29. September 1993 

national du 29 septembre 1993 

Schoch, Berichterstatter: Nur ganz kurz zur allgemeinen Ein-
leitung: Die Situation ist relativ unkompliziert Nachdem sich 
der Nationalrat in der zweiten Runde - beim Freizügigkeitsge-
setz war der Nationalrat Erstrat und wir Zweitrat - mit den 
durch uns zurückgelassenen Differenzen befasst hatte. beste-
hen jetzt noch in acht Artikeln Differenzen, die wir zu bereini-
gen haben und über die die Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit am 26. Oktober dieses Jahres beraten und 
Beschluss gefasst hat. 
Um es vorwegzunehmen: Die Kommission beantragt Ihnen, 
von den acht bestehenden Differenzen sieben durch Zustim-
mung zum Nationalrat zu erledigen. Was als Differenz noch 
verbleibt, ist eine rein formale Angelegenheit, über die ich Sie 
beim entsprechenden Artikel orientieren werde. 
Angesichts der Tatsache. dass wir Donnerstag vormittag ha-
ben und ein spürbarer Drang nach Hause besteht und ange-
sichts der Tatsache auch, dass die Dinge wirklich nicht kom-
plex sind, will ich auf grundsätzliche Erläuterungen verzichten 
und jetzt rasch und gezielt auf die einzelnen Differenzen einge-
hen. sofern eine generelle Aussprache nicht ausdrücklich ge-
wünscht wird. 

Art.3Abs.4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 al. 4 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Hier haben wir im Sinne einer rein 
redaktionellen Klarstelfung drei Worte übernommen. die der 
Nationalrat eingefügt hat Es geht darum, dass die Worte "der 
alten Vorsorgeeinrichtung" ergänzend in den Gesetzestext 
übernommen worden sind. Jetzt he isst es also in Absatz 4: 

Hinterlassenen- und Invaliden leistungen der alten Vor-
können 

Art. 4 
der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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hatte. 
Hin und Her und Diskussion in der 

Ihnen die der bundesrätli-
und Lösung anzuschliessen, 

man könne durchaus auch mit dieser 
es sei mindestens die 

in den Fällen der «verwaisten" 
vorzusehen. 

den Absätzen von 4 kann in diesem Sinne 
lestgehalten werden, dass bei Absatz 2 im Prinzip das zu strei-
chen ist. was wir seinerzeit eingefügt hatten, und zwar ab "Vor-
behalten bfeibt das Recht der Vorsorgeeinrichtung .. , .". Sie se-
hen das auf der Fahne; es bleibt bei dem durch den National-
rat beschlossenen Text. 
In Absatz 1 fällt die Befristung weg, die der Ständerat in der er-
sten Runde eingefügt hatte - eine an sich banale Aenderung, 
denn die Regelung muss so oder SI) rasch vollzogen werden, 
was sich auch aus Absatz 2 ergibt 
In Absatz 3 ist eine redaktionelle KlarsteIlung vorgenommen 
worden, der wir uns anschliessen können. 

M. Coutau: J'aimerais exprimer ici mes regrets personneis sur 
I'abandon de la version que nous avions adoptee EI I'alinea 2 
de I'article 4. Le president de la commission vient de rappeier 
de quoi il s'agissait. Je ne m'elends pas pour reprendre cette 
explication. 
Simplement. je constate que le Conseil national a adopte la 
proposition du Conseil federal sans debat au plenum et je re-
grette vivement cette situation cl. deux egards. D'une part, cela 
empeche les instiiutions de libre passage de continuer cl gerer 
des fonds qu'elles gerent a I'heure actuelle cl. pleine satisfac-
ti on. Ces fonds ne sont pas relativement faibles. 11 s'agit de 
centaines de milfions de francs. Ces fonds sont bien geres et je 
doute que I'institution suppletive soit en mesure de les gerer 
beaucoup mieux. 
D'autre part, je regrette que I'on abandonne le caractere subsi-
diaire attribue jusqu'ici cl I'institution suppletive, comme son 
nom I'indique. On lui don ne desormais, dans la situation evo­
quee a cet article, un caractere de monopole el. pour des rai-
sons institutionnelles, je regrette tres vivement qu'on n'ait pas 
voulu retenir la solution que nous avions adoptee en premiere 
lecture. 
Ceci etant. j' ai du me rallier EI des majorites qui ne voulaient 
plus maintenir de divergences el je ne peux exprimer ici que 
des regrets. 

Art. 5 Abs. Bst b 
der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 aL 1 let. b 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Der Ständerat hatte hier in der er-
sten Runde beschlossen, dass bei wegen Auf-
nahme 

Der Nationalrat hat aber das Wort «nachgewiesenermassen» 
nicht weil er mit dem Bundesrat - der Meinung 

ist, die Aufnahme der Er"/erbstatigkeit für die 
der Austritts/eistung müsse nicht nachgewie-

sen werden. sondern weil er der Meinung ist, es würde zu Fehl-
interpretationen mit auf die anderen in Artikel 5 Ab-
satz 1 der Barauszahlung führen, bei-

\1r.rcrIYr.,or",hrnt:>r die Schweiz endgültig 
nachioeiNiE!Sen sein. Wenn 

"n;acll0l3wiesenerrnaSSE"n» nur in Buch-
~;~';'.~,~- könnte das in der Tat 

zu Ft:>hlil,tprni'pt;,ti()n~'n führen. 
Aus dieser heraus hat sich die ständerätliche 
Kommission dem und dem Bundesrat 
schlossen, und nicht etwa weil die Aufnahme 

nicht nachgewiesen sein 
müsste. Das muss hier in Form und unterstri-
chen werden. Aus der Ueberiegung heraus, die sich National-
rat und Bundesrat gemacht haben, konnte sich auch die stän-
derätliche Kommission der Streichung des Wortes «nachge-
wiesenermassenn anschliessen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 17 Abs. 2 Bst. c, Abs. 2ter 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 17 al. 2 let. c, al. 2ter 
Proposition de la commission 
Adherer cl. la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Hier geht es ausschliesslich um Prä-
zisierungen und bessere Formulierungen, die aber am Sinn 
dessen, was der Ständerat in der ersten Runde beschlossen 
hatte, nichts ändern. Ich meine deshalb, dass ich auf erläu-
ternde Bemerkungen verzichten und Ihnen einfach kurzer-
hand mitteilen kann, dass Ihnen die Kommission des Stände-
rates empfiehlt. sich den durch den Nationalrat beschlosse-
nen Formulierungen anzuschliessen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 23 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 23 al. 1,2 
Proposition de /a commission 
Adherer cl. la decision du Conseii national 

Schoch, Berichterstatter: Auch bei Artikel 23 geht es um eine 
rein redaktionelle Bereinigung, die keine materiellen Konse-
quenzen nach sich zieht. Ich empfehle Ihnen daher pauschal 
Zustimmung zum Nationalrat. 

Angenommen 

Art. 24 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer cl la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Bei Artikel 24 steht die 
kuss/on, in welchem die \!r.r<::r"nC>",in 

\fnrcr>rr,,:>n,'hrn"'r über 
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ner Formulierung, die eine etwas 
lockprere Information 
Die Kommission schliesst sich Nationalrat an und meint, 
man könne es durchaus bei der national rätlichen 
bewenden lassen. 

Angenommen 

Art, 26 Abs, 2 
der Kommission 

zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 26 al. 2 
prc)pCISItJ'on de la commission 

a la decision du Conseil national 

Schoch, Berichterstatter: Bei Artikel 26 muss ich mit einem 
kleinen Geständnis beginnen - Herrn Plattner wird das nicht 
erstaunen -: Ich war nämlich in Mathematik ein überaus 
schlechter Mittelschüler und habe deshalb mit dem Artikel 26, 
der keineswegs mit juristischen, sondern effektiv mit rein tech-
nischen Zahlenproblemen zu tun hat, einige Mühe. 
Es geht um für einen laien absolut komplexe Fragen im Zu-
sammenhang mit dem technischen Zinssatz. Aber fragen Sie 
mich bitte nicht, was der technische Zinssatz ist; darüber wird 
Ihnen Herr Bundesrat Koller Auskunft erteilen müssen. 
Jedenfalls ist es so, dass wir, im Gegensatz zum Nationalrat. in 
der ersten Runde beschlossen hatten, der technische Zins-
satz dürfte höchstens 1 Prozent betragen, während der Natio-
nalrat gerade umgekehrt der Meinung war, er müsse minde-
stens 1 Prozent betragen. 
Sei dem, wie ihm wolle: Die Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit hat sich schliesslich der Auffassung des Na-
tionalrates angeschlossen, dass nämlich ein Zinsrahmen mit 
einer gewissen Flexibilität vorzusehen sei, und zwar sei Flexi-
biiität deswegen unerlässlich, weil die einzelnen Vorsorgeein-
richtungen unterschiedliche Strukturen aufweisen und weil es 
deshalb falsch wäre, wenn ein annähernd einheitlicher Zins-
satz von höchstens 1 Prozent vorgesehen würde. 
Summa summarum: Die Kommission des Ständerates ist der 
Meinung, eine grössere Flexibilität mit einem technischen 
Zinssatz von mindestens 1 Prozent sei richtig. Sie empfiehlt Ih-
nen deshalb Zustimmung zu dem, was der Nationalrat be-
schlossen hat 

Frau Weber Monika: Ich stelle keinen Antrag, aber ich möchte 
zu diesem Artikel doch etwas sagen. Die Schwierigkeit, ein 
Gesetz in Sachen Freizügigkeit zu machen, liegt gerade in den 
unterschiedlichen Strukturen der Kassen. Ich möchte darauf 
hinweisen, dass wir immer noch ungefähr 15000 verschie-
dene Kassen mit 15000 verschiedenen Finanzierungsarten 
haben. Deshalb ist dieses Gesetz für mich an sich nicht befrie-
digend. Es ist das Maximum dessen, was wir im Moment ma-
chen können; darum habe ich zugestimmt Aber es kann nicht 
der Weisheit letzter Schluss sein; das muss man einfach 
sehen. 
Wenn Herr Schoch von der Flexibilität 

des Nationalrates den 1/r"'"nrn""';lnri,'hti 
stimmt das ganz 

erhalten mit dieser neuen 
ren ständerätlichenBeschluss oni,"nrif'!ht 

xibilität. die im Grunde nonf"l''''''''''''''' 
zulehnen ist Ich 
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Ich stelle keinen Antrag, aber ich wollte das zu Protokoll ge-
ben. Es ist keine befriedigende Lösung. Ich habe aber in der 
ersten Behandlung dieser Vorlage darauf hingewiesen, dass 
wir dieses Gesetz in einigen Jahren wahrscheinlich überholen 
müssen, weil wir dann wissen werden, wie sich die Praxis aus-
wirkt 
Ich denke, dass die vorliegende im Moment das Ma-
ximum ist. was wir machen können. werden dem Be-
schluss des Nationalrates zustimmen, auch wenn ich damit 
nicht einverstanden bin. Aber ich nehme an, dass wir in fünf, 
sechs Jahren darüber werden reden müssen, welche Unan-
nehmlichkeiten und welche Mängel bezüglich der FrEHZtJOi!o­
keitslösung immer noch bestehen. 

Plattner: Nachdem ich schon angesprochen worden bin, 
möchte ich die Gelegenheit und als ehemaliges Mit-
glied kantonaler Pensionskassenkommissionen Frau Weber 
Monika wärms!ens in ihren Bemerkungen unterstützen. 
Es ist im Grunde genommen naiv, ein Freizügigkeitsgesetz zu 
erfassen, in dem man den technischen Zinssatz nicht vor-
schreibt, denn am technischen Zinssatz hängt nun mal die 
ganze Situation einer Vorsorgekasse, teilweise natürlich nur in 
den Projektionen in die Zukunft hinein - alles, was man als 
Guthaben ausrechnet, als nötiges Guthaben beim einen 
Deckungsverfahren, als tatsächliches beim anderen. Wenn 
Sie von den Kassen verlangen, dass sie ihre Mitglieder frei 
transferieren können sollen, dann werden die Schwierigkeiten 
immer genau dortauftreteri, wo die eine Kasse aufgrund eines 
anderen technischen Zinssatzes eine andere Zahl als Freizü-
gigkeitsleistung berechnet als jene Kasse, in die der Versi-
cherte eintreten soll, nach ihren Rechnungen eigentlich benö-
tigen würde. 
In der Situation, in der die einen mindestens und die anderen 
höchstens ein Prozent wollen, lässt sich ein KompromisS nur 
so machen. dass am Schluss der Bundesrat die Spanne von 
einem Prozent wählt Dann hat er einen Kompromiss zwischen 
den Wünschen der beiden Kammern gemacht Ein Prozent ist 
im Kopf überschlagen etwa ein Achte~des Guthabens, das am 
Schluss rechnerisch vorhanden ist Und ein Achtel eines Gut-
habens ist eben etwas, das dann einer Freizügigkeit wirklich 
im Wege steht - das muss dann der Versicherte bei einem Um-
zug allenfalls selber nachschiessen, oder die Kasse hat es zu-
viel bekommen, und damit verliert der Versicherte es eigent-
lich wieder. 
Ich bitte den Bundesrat - ohne dass ich jetzt einen Antrag 
steHe -, den Kompromiss in diesem Sinne anzustreben. Ich 
bin auch überzeugt, dass die Zukunft dieses Gesetzes darin 
bestehen wird, diese Spanne auf Null zu reduzieren. Das muss 
in den nächsten fünf bis zehn Jahren passieren. 

Schoch, BeriChterstatter: Zu den Ausführungen, die jetzt Frau 
Weber Monika und Herr Plattner vorgetragen haben, möchte 
ich einfach ergänzend beifügen, dass diese Ueberlegungen 
auch in der Kommission gemacht wurden. Die Kommission 
hat sich über die Fragen eingehend unterhalten, hat genau die 
Ueberlegungen angestellt, die durch Frau Weber und 
Herrn Plattner VOI"OE,!r;10An 

vor, der t",,.,hnii,,r·h,, 

Zinssatz sei zu vereinheitlichen. Die Kommission hat diesen 
abgelehnt, mit der Ueberfegung und in der 

dass es in Jahren sowieso notwendig sein werde, das 
zu tun, was Frau Weber und Herr Plattner bereits vorangekün-
digt haben. Man ist also in der Kommission davon aU.;:I;.),,,,;.),"I 

gen, dass der Beschluss mit einem flexiblen 
sehen Zinssatzrahmen eine darstelle, die 
als Revisionspunkt demnächst in fünf, 
sechs, sieben Jahren - zu vereinheitlichen sein werde. 
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Kassen feststellen mussten, dass das zu einem Abbau der Lei-
stungen geführ.hätte. Das wollten wir natürlich nicht, das wäre 
eine schwere Belastung für das ganze Gesetz gewesen. 
Dann kam es zum Kompromiss: Zinsrahmen von 1 Prozent 
Der Nationalrat hat diesen vor allem aus der Sicht derjenigen 
Kassen formuliert, die einen Leistungsabbau hätten in Aus-
sicht nehmen müssen; er hat deshalb das Wort «mindestens» 
hineingeschrieben. Der Ständerat hat vom Ideal her formuliert 
und von «höchstens 1 Prozent» gesprochen. 
Ich habe im Nationalrat gesagt, man könne ruhig beide Worte 
herausstreichen. Wir werden natürlich einen Zins rahmen von 
1 Prozent aber es wäre jetzt schade, wenn man die 
Differenz deswegen noch aufrechterhalten würde. 
Ich glaube, diese Erklärung von seiten des Bundesrates zu-
handen des Protokolls sollte genügen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 Ziff. 1 
Antrag der Kommission 
Art. 89bisAbs. 4 
Das Stiftungsvermögen darf in der Regel in dem den Forde-
rungen der Arbeitnehmer gemäss den Artikeln 15-17 des Frei-
zügigkeitsgesetzes vom .... entsprechenden Verhältnis nicht 
in einer Forderung gegen den Arbeitgeber bestehen, es sei 
denn, sie werde sichergestellt 

Art. 27 eh. 1 
Proposition de la commission 
Art. 89bis al. 4 
Pour la part correspondant aux creances des travai/leurs selon 
les articles 15 a 17 de la loi du .... sur le libre passage, la for-
tune de la fondation ne peut, en regle generale, consister en 
une creance contre I'employeur que si cette creance est ga-
rantie. 

Art. 27 Ziff. 3 
Art. 60Abs. 2 Bst. e, Abs. 5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Art. 70 Abs. 3 
Beiträge, die nicht zur Erhöhung der Altersgutschriften ver-
wendet werden, sind zur Deckung von Risiken zu verwenden. 

Art.27ch.3 
Art. 60 al. 2 let. e, al. 5 
Adherer a la decision du Conseil national 
Art. 70al. 3 
Les cotisations non employees it I'accroissement des bonifi-
cations de vieillesse des assures doivent etre utilisees pour la 
couverture des risques. 

SChoch, Berichterstatter: Artikel 27 handelt von den notwendi-
gen Aenderungen bisherigen Rechts. Artikel 27 ist vom Volu-
men her ziemlich lang ausgefallen. Er erstreckt sich auf Ihrer 
Fahne von Seite 9 bis an das untere Ende von Seite 11 und ist 
ein ausgedehnter Artikel mit verschiedenen einzelnen Geset-
zesänderungen. 
im der Beratung Räten hat die 
stellt, ihr bei der Ausarbeitung der Botschaft 
bereitung der Vorlage ein Fehler unterlaufen ist - auch die Ver-
wa�tung macht offenbar Fehler; das dürfte uns Parlamentarier 
bis zu einem gewissen Grade beruhigen. Die Verwaltung hat 
nämlich vergessen, zwei zwingende Gesetzesänderungen 
vorzuschlagen; geändert werden müssen zusätzlich das ZIvil-
gesetzbuch in Artikel 89bis Absatz 4 und das Bundesgesetz 
über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-

in Artikel 70 Absatz 3. Die eine wird auf der 
Seite 9 oben von Arti-

kel 27, und die 1 

sich der Nationalrat wohl problem- und diskussionslos an-
schliessen wird. 

Bundesrat Koller: Ich stimme dieser Ergänzung selbst-
verständlich zu und bedaure den Fehler der Verwaltung, der 
aber - wie gesagt - sofort bereinigt werden kann. Das wird 
auch im Nationalrat sicher keine Probleme bereiten. 

M. Coutau: J'aimerais poser une question qui concerne 
"article 56 alinea premier lettre d de la LPP, qui fait des 
modifications entrainees par I'article 27. 
J'aimerais savoir si le fonds de securite qui est charge de cou-
vrir le defaut de capital de couverture resultant de I' application 
de cette loi ne s'applique, et donc ne doit assurer cette couver-
ture, que pour la partie obligatoire du libre passage ou egale-
ment pour la partie surobligatoire. Car il s'agit la d'une disposi-
tion qui concerne le fonds de SEkurite qui, aujourd'hui, doit 
s'adresser exclusivement a la partie obligatoire du libre pas-
sage. J'aimerais savoir s'il y a fit une extension ou si, effective-
ment, on en reste a la partie purement obligatoire du 2e pilier. 

Schoch, Berichterstatter: Darf ich diesen Schwarzen Peter an-
gesichts meiner beschränkten Kapazitäten an Herrn Bundes-
rat Koller welterreichen? 

Bundesrat Koller: Dank der besseren Ressourcen kann ich 
die Aufgabe übernehmen. Die Verwaltung sagt ganz klar, dass 
die Sicherheitseinrichtung diese Deckungslücke erstmals 
nicht nur im obligatorischen, sondern auch im überobligatori-
schen Bereich übernehmen muss. 

Angenommen - Adopte 

Art. 27bis Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27bis al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schach, Berichterstatter: Artikel 27bis befasst sich mit dem, 
was wegen des neuen Rechts an Folgeerscheinungen not-
wendig ist und bei den einzelnen Vorsorgeeinrichtungen gere-
gelt werden muss. 
Sie sehen, dass dieser Artikel 27bis übrigens durch den Natio-
nalrat eingeschoben worden ist und dass dieser in Absatz 2 
vorgesehen hat, dass für die formelle Anpassung der Verträge 
und Reglemente eine Frist von fünf Jahren eingehalten wer-
den muss. 
In derzweiten Runde ist dann der Nationalrat nochmals klüger 
geworden: offensichtlich ist die Idee aufgetaucht - diese ist 
zweifellos -, dass für die versiche-

l=<>inlh,<>tr-;;I"1°die Frist von wenn 
::!lIe>nf,~II", aus Absatz 2 werden können, zu 

kurz wäre. Deswegen ist hierfür nun in Absatz 3 eine Frist von 
zehn Jahren vorgesehen worden. 
An sich wäre durch die Aufsichtsbehörden ohnehin eine ra-
sche Anpassung zu befolgen gewesen, und die Aufsichtsbe-
hör~en hätten dafür sorgen müssen, dass die Bereinigung 
versicherungstechnischer Fehlbeträge relativ rasch erfolgt 
Jetzt haben wir aber eine insofern klarere Situation als eine 
Befristung ausdrücklich im Gesetz steht ' 
Die Kommission des Ständerates ist der 

dass für diese eine vorgese-
wird. 

Beschluss des Nationalrates zuzustimmen. 

Bundesrat Koller: Damit es klar ist Die materiellen 
nach dem neuen Gesetz erfolgen natürlich mit dem 
ten dieses Gesetzes. Es handelt sich hier lediglich um formelle 

michael.tellenbach
Textfeld
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Anpassun']en der Kassenreglemente, tür die wir diese 
Uebergangsfristen gewähren. 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

880 E 2 decembre 1993 
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Zehnte Sitzung - Dixieme seance 

Dienstag, 14. Dezember 1993, Vormittag 
Mardi 14 decembre 1993, matin 

08.00h 

Vorsitz - Presidence: Frau Haller 

92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la pr{woyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 1698 hiervor - Voir page 1698 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 2. Dezember 1993 
Decision du Conseil des Etats du 2 decembre 1993 
Kategorie 111, Art 68 GRN - Categorie 111, art 68 RCN 

Art. 27 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 27 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Deiss, Berichterstatter: Beim Gesetz über die Freizügigkeit in 
der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
bestehen heute gegenüber dem Ständerat nur noch zwei Dif-
ferenzen. Der Ständerat ist uns also in allen materiell wichtigen 
Punkten gefolgt Die beiden Differenzen, die noch ausstehen, 
haben keinen eigentlichen materiellen Gehalt Es geht nur 
darum, einerseits im Zivilgesetzbuch, andererseits im Bundes-
gesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVG), zwei redaktionelle Korrekturen vorzuneh-
men: In diesen beiden Gesetzen soll auf das Freizügigkeitsge-
setz hingewiesen werden. wo dies nötig ist also in Artikel 
9bis Absatz 4 im und in Artikel 70 Absatz 3 im 
BVG. 

2345 Swisslex. IfT1!1{)lnpf1fn,rh! Zehnter 
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92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prevoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Siehe Seite 2345 hiervor - Volr page 2345 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 2. Dezember 1993 
Decision du Conseil des Etats du 2 decembre 1993 

2591 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 135 Stimmen 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Mitteilungen der Präsidentin 
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92.026 

Freizügigkeit 
in der beruflichen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge. 
Bundesgesetz 
Libre passage dans la prewoyance 
professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite. Loi 

Siehe Seite 876 hiervor - Voir page 876 ci-devant 
""''''UlIlJSS des Nationalrates vom 1 7, Dezember 1993 

du Conseil national du 17 decembre 1993 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

39 Stimmen 
1 Stimme 
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